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1 Einleitung 

1.1 Problemstellung 

In Deutschland wurden im Jahr 2001 98% der Kraftstoffe aus Erdöl hergestellt (BMWI 2001). 

Führt man sich weiter vor Augen, dass nur 3% des eingesetzten Erdöls aus heimischer Pro-

duktion stammen, ergibt sich eine enorme Importabhängigkeit (BGR 2004). In Europa werden 

zur Zeit 70% des Erdöls importiert, wobei dieser Anteil bis ins Jahr 2030 auf 90% ansteigen 

wird. Beim Erdgas, das in Europa das Erdöl als wichtigste Energiequelle ablösen soll, wird 

sich der Anteil von heute 40% auf ca. 70% im Jahr 2030 steigern (EUROPÄISCHE KOMMISSION 

2002). Diese Situation hat die EU veranlasst, ein „Europäisches Energie- und Verkehrsforum“ 

der Generaldirektionen Energie und Verkehr einzurichten (EUROPÄISCHE UNION 2001). Das 

erste gemeinsame Memorandum weist neben der beschriebenen Importabhängigkeit und da-

mit einhergehenden Unsicherheiten der Energieversorgung auf die steigenden CO2-

Emissionen des Verkehrssektors hin. Sollen die ambitionierten Klimaschutzziele erreicht wer-

den, besteht hier dringender Handlungsbedarf. 

Da die Verbrauchssenkungen der konventionellen Motoren nicht ausreichen und solarer Was-

serstoff für den mobilen Sektor lediglich eine langfristige Option darstellt (DAIMLERCHRYS-

LER 2003), sind die Biokraftstoffe kurz- bis mittelfristig die einzige gangbare Lösung (EURO-

PÄISCHE KOMMISSION 2001). MALY UND DEGEN (2003) stellen bei ihrer Betrachtung der Po-

tenziale zukünftiger Kraftstoffe fest, dass bei Beimischungen von Biokraftstoffen in den kon-

ventionellen Kraftstoffpool keine Änderung der Infrastruktur und des Fahrzeugparks benötigt 

wird, und dass die Biokraftstoffe damit im Vergleich mit anderen Einsparmöglichkeiten im 

Verkehrssektor die günstigsten CO2-Reduktionskosten aufweisen.  

Man kann die Hauptziele (und damit die Vorteile) der verstärkten Förderung der Biokraftstof-
fe in vier große Gruppen einteilen: 

1) Energieressourcenpolitische Aspekte 
o Verringerung der Erdölnutzung  Reduktion der Importabhängigkeit (Rohöl-

abhängigkeit) 
o Erhöhung der Energieversorgungssicherheit  Diversifizierung der Energie-

matrix 
o Schonung von nicht-erneuerbaren Ressourcen       

(z.B. Energiebilanz Biodiesel: 1: 3,5) 
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o Speicherung von Energie: Biomasse ist speicherbar und grundlastfähig 
2) Umweltpolitische Aspekte 

o Reduktion von Treibhausgasemissionen (wie oben beschrieben stellen die Bio-
kraftstoffe im Verkehrssektor kurz- bis mittelfristig den einzigen Lösungsan-
satz dar, z.B. spart jeder Liter Biodiesel 2,2kg CO2-Äquivalente) 

o Verwendung von Ethyl-Tertiär-Butyl-Ether (ETBE) als Ersatz für Blei und 
fossiles Methyl-Tertiär-Butyl-Ether (MTBE) 

o Kurze Transportwege der Energieträger 
o Biologische Abbaubarkeit der Biokraftstoffe 
o Erweiterung der engen Fruchtfolgen mit Energiepflanzen 

3) Arbeitsmarkt- und wirtschaftspolitische Aspekte 
o Beschäftigungseffekte beim Anlagenbau und bei der Produktion entlang der 

Produktionskette 
o Anstoß von Investitionen im Inland 
o Entstehung innovativer Technologie mit Exportchancen für die deutsche Wirt-

schaft 
o Wertschöpfung im Inland und in den Regionen 

4) Agrar- und strukturpolitische Aspekte 
o Sinnvolle Nutzung der landwirtschaftlichen Überproduktion (  Preisstabilität, 

auch mit Blick auf die WTO-Verhandlungen und Abschaffung von Exportsub-
ventionen ab dem Jahr 2013) 

o Schaffung einer neuen Veredelungsform für die Landwirtschaft (  neue Ein-
kommensalternative: Der Landwirt als Energiewirt) 

o Imageverbesserung der Landwirtschaft (vom Subventionsempfänger zum stra-
tegischen Sektor) 

o Schaffung dezentraler Strukturen in der Energieversorgung 
o Förderung des Ländlichen Raumes. 

 

Gleichzeitig müssen aber auch die Nachteile der Biokraftstoffe benannt werden. Hier sind vor 

allem die Mehrkosten der Biokraftstoffe gegenüber Mineralölkraftstoffen und die ökologi-

schen Belastungen durch den Anbau der Biomasse zu benennen (EUROPÄISCHE KOMMISSION 

2001A). Zudem liegen die CO2-Minderungskosten im Verkehrssektor um ein Vielfaches über 

denen anderer Bereiche (Industrie, Private Haushalte,…) (MALY UND DEGEN 2003). Da bio-

gene Treibstoffe in der EU höhere Herstellungskosten als die Mineralölkraftstoffe aufweisen, 

kann die Wettbewerbsfähigkeit der Biokraftstoffe nur durch politische Eingriffe gewährleistet 

werden. So stellt die EUROPÄISCHE KOMMISSION (2001) fest, dass es ohne die abgestimmten 
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Entscheidungen in der Steuer-, Energie- und Umweltpolitik und ohne die klaren Vorgaben für 

die landwirtschaftliche Erzeugung und die verarbeitende Industrie kaum möglich wäre, einen 

nennenswerten Anteil am gesamten Kraftstoffverbrauch in der EU zu realisieren. Vor allem 

die Aspekte der Mehrkosten (Steuerausfälle oder Subventionen) erfordert die Überprüfung 

der Erreichung der Ziele und des Aufzeigens von Möglichkeiten zur Effizienzsteigerung. 

Während zu den Zielen der Energie- und Ökobilanzen der Biokraftstoffe bereits eine Reihe 
von Studien vorliegen (vgl. DREIER 1999, REINHARDT UND ZAMANEK 2000 , IFEU 2004), sind 
die Bereiche der arbeits-, wirtschafts-1, agrar- und strukturpolitischen Aspekte bisher noch 
recht wenig erforscht. Besonders vor dem Hintergrund der Einführung des Europäischen 
Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des Ländlichen Raumes (ELER) besteht an dieser 
Stelle noch erheblicher Forschungsbedarf.  
 

1.2 Zielsetzung der Arbeit 

Die Bundesregierung hat durch die Änderung des Mineralölsteuergesetzes vom 28. November 
2003 Biokraftstoffe von der Mineralölsteuer befreit. Gleichzeitig sieht die Richtlinie der EU 
vor, dass bereits bis zum Jahre 2005 ein Anteil von 2% (und im Jahr 2010: 5,75%) an allen in 
einem Mitgliedsland verkauften Kraftstoffen für Diesel- und Ottomotoren auf Biokraftstoffe 
entfallen soll, der später noch gesteigert werden soll. Beides macht die Verwendung pflanzli-
cher Rohstoffe für die Treibstoffgewinnung attraktiv. Aufgabe des Forschungsvorhabens ist 
es, eine Abschätzung darüber vorzunehmen, welche Regionen Nordrhein-Westfalens von die-
sen neuen Absatzmöglichkeiten profitieren könnten und wie eine Förderpolitik des Ländli-
chen Raumes aussehen könnte, die die Chancen für diese Regionen erhöht und gleichzeitig 
mögliche negative Umwelteinwirkungen vorausschauend verhindert. 
 
In der Bundesrepublik betrug der Anteil der Biokraftstoffe am Endenergieverbrauch im Jahr 
2005 3,4% - bezogen auf den gesamten Straßenverkehr. Dabei spielte Biodiesel mit 2,88% die 
größte Rolle. BioEthanol (als ETBE) und Pflanzenöl kamen jeweils auf einen Anteil von 
0,26% (BMU 2006). Wird der vom Finanzministerium anvisierte Beimischungszwang von 
Biokraftstoffen zum Mineralölkraftstoff zum 01.01.2007 beschlossen, ergeben sich weitere 
Wachstumsmöglichkeiten für die Biokraftstoffe der 1. Generation2 in Deutschland. 

                                                 
1 Als Ausnahme sei hier die Studie von SCHÖPE UND BRITSCHKAT (2002) genannt, die versucht hat eine gesamt-
wirtschaftliche Betrachtung der Biodiesel-Produktion vorzunehmen. 
2 Biokraftstsoffe der 1. Generation sind Pflanzenöl, Biodiesel und Ethanol auf Basis von Getreide und Zuckerrü-
ben. 
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Große Zukunftschancen werden den synthetischen Kraftstoffen aus Biomasse (BioSynFuels) 
und BioEthanol aus cellulosehaltiger Biomasse (Biokraftstoffe der 2. Generation) eingeräumt. 
Auch aufbereitetes Biogas kann in Zukunft als Kraftstoff in Erdgasfahrzeugen eine Rolle 
spielen. Langfristig sind weitere Technologien denkbar, doch erfordern diese vielfach eine 
völlig neue Infrastruktur (z. B. die Brennstoffzellentechnologien) und sollen daher im Rah-
men dieses Forschungsvorhabens nicht weiter behandelt werden. Es wird sich vielmehr auf 
die vier oben genannten Einsatzmöglichkeiten beschränken, für die jedoch eine Vielzahl von 
Energiepflanzen in Frage kommt. 
Nach der Abschätzung der relevanten Rahmenbedingungen der Biokraftstoffe in NRW sollen 
die wesentlichen und für die ländliche Entwicklung relevanten Produktionswege identifiziert 
werden. Die Untersuchung soll zeigen, in welchen Regionen Nordrhein-Westfalens unter-
schiedliche Energiepflanzen einen positiven Beitrag zur Einkommensentwicklung leisten 
können. Nach einem Abgleich der Standortanforderungen unterschiedlicher Energiepflanzen 
mit den regionalen Verhältnissen dienen die ermittelten regionalen Erträge, Deckungsbeiträge 
und Kostendeterminanten der landwirtschaftlichen Biomasse als Inputparameter für eine 
kreisscharfe Analyse möglicher Einkommenswirkungen und einer ersten Abschätzung von 
Umweltwirkungen mit Hilfe des Agrarsektormodells RAUMIS. Neben der quantitativen Ana-
lyse der in der Landwirtschaft schon bekannten Energiepflanzen (Raps, Weizen und Energie-
mais) wurden mit Hilfe von RAUMIS und für die bisher wenig bekannten Energiepflanzen 
(Schnellwachsende Baumarten, Miscanthus) anhand von qualitativen Analysen auf Basis der 
vorhandener Daten regionale Erträge, Erlöse und Gewinnmöglichkeiten ermittelt. Um dem 
Projektionsjahr 2010 gerecht zu werden, muss neben der Abschätzung der Entwicklung des 
Landwirtschaftssektors auch eine Ein- und Abschätzung der energieökonomischen und vor 
allem der energiepolitischen Rahmenbedingungen bis zu diesem Zeitpunkt erfolgen.  
Im Anschluss an die Untersuchung der ökonomischen Potenziale soll dann für ausgewählte 
Regionen überprüft werden, ob die für eine erfolgreiche Vermarktung notwendigen sozioöko-
nomischen Bedingungen vorliegen und/oder geschaffen werden können. Aus der Analyse der 
Entwicklungshemmnisse sowie einiger best-pratice-Beispiele in ausgewählten Regionen 
konnten Erkenntnisse darüber gewonnen werden, wie eine Förderpolitik des Ländlichen 
Raumes nach der neuen Schwerpunktbildung des ELER in Bezug auf Biokraftstoffe aussehen 
könnte, die die Chancen für diese Regionen erhöht und gleichzeitig mögliche negative Um-
welteinwirkungen vorausschauend verhindert.  
Somit können folgende zentrale Fragestellungen des Forschungsvorhabens herausgestellt 
werden: 

1) Welche Rahmenbedingungen, Standortfaktoren und Entwicklungschancen haben die 
Biokraftstoffe in Nordrhein-Westfalen? 
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2) Welche Entwicklungschancen hat der Energiepflanzenbau für Biokraftstoffe und wie 
sieht dessen relative Vorzüglichkeit in den Agrarlandschaften aus? 

3) Welche Einkommenspotenziale ergeben sich aus der Produktionskette Biokraftstoff 
für die nordrhein-westfälische Landwirtschaft? 

4) Was sind regionale Standortvorteile für eine erfolgreiche Produktion der Produktions-
kette Biokraftstoffe in den Agrarlandschaften? 

5) Welche positiven und negativen Umweltwirkungen des verstärkten Energiepflanzen-
anbaus lassen sich erkennen? 
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2 Theoretischer Rahmen und Methoden 

2.1 Arbeitsprogramm und Aufbau der Arbeit 

Arbeitsprogramm des Forschungsprojektes 
Ausgehend von den Vorarbeiten zu den Standortfaktoren von Biokraftstoffen wurden folgen-
de Arbeitspakete abgearbeitet: 

1. Erfassung des Potenzials, der Produktionskosten und der Rentabilitätsbedingungen 
für die verschiedenen Ansätze der Produktion von Biokraftstoffen: 
Mit Hilfe von Datenanalyse, Literaturauswertung und Expertengesprächen wurde eine 
Abschätzung der Rahmenbedingungen, der Marktnähe und der Wirtschaftlichkeit un-
terschiedlicher Produktionswege vorgenommen und somit die notwendigen Daten für 
eine quantitative Analyse gewonnen. 

2. Systematisierung der Standortanforderungen der Anlagen und der Energiepflanzen in 
den Agrarlandschaften in Nordrhein-Westfalen:  
Auf Basis der Literaturrecherche und mit Hilfe von Expertengesprächen wurde eine 
Abschätzung der Standortfaktoren der Biokraftstoffproduktion entlang der Produkti-
onskette in Nordrhein-Westfalen vorgenommen. Auf Grundlage der Betrachtung der 
aktuellen pflanzenbaulichen Gegebenheiten (z.B. Ackerleitfrüchte, Fruchtfolgen) und 
der naturräumlichen Standortfaktoren erfolgte eine Analyse der Konkurrenzfähigkeit 
des Energiepflanzenbaus in den Agrarlandschaften. 

3. Quantitative und qualitative Analyse der Einkommenspotenziale in unterschiedlichen 
Regionen: 
Aufbauend auf einer quantitativen Analyse der RAUMIS-Berechnungen konnten die 
Angebotspotenziale des Energiepflanzenanbaus unter den gegebenen Rahmenbedin-
gungen bestimmt werden und hieraus mögliche Einkommenspotenziale auf Kreisebe-
ne bestimmt werden. Mit Hilfe der qualitativen Erhebungen konnten die Daten zur Be-
rechung der Erträge und der Deckungsbeiträge der einzelnen Energiepflanzen zur Bio-
kraftstoffproduktion bestimmt werden. 

4. Abschätzung der speziellen regionalen Bedingungen, unter denen positive Einkom-
menserwartungen realistisch sind:  
Durch zahlreiche Expertengespräche konnten hier die bestimmenden Faktoren für das 
Gelingen der Produktion von Biokraftstoffen in einer Region bestimmt werden. Neben 
der Analyse der Wirtschaftlichkeit und Strukturen der Produktionsmöglichkeiten soll 
eine Analyse der regionalen Voraussetzungen für eine erfolgreiche  Produktion von 
Biokraftstoffen geliefert werden. 
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5. Untersuchung zweier Fallstudien zu den erfolgreichen regionalen Voraussetzung in 
den Agrarlandschaften:  
In diesem Arbeitsschritt wurden im Rheinland durch Gespräche und Treffen mit den 
beteiligten Akteuren sowohl positive Ansätze als auch mögliche Hemmnisse identifi-
ziert. Die zweite Fallstudie wurde aufgrund des erfolgreichen Ausbaus der dezentralen 
Ölsaatengewinnung in Süddeutschland durchgeführt. Die Ergebnisse lieferten hier 
Hinweise auf Ansatzpunkte für eine optimierte Förderpolitik. 

6. Abschätzung möglicher negativer oder positiver Umweltwirkungen:  
Zweck dieses Arbeitsschrittes war es, mögliche Konflikte zwischen Umwelt- und Ein-
kommensziel frühzeitig zu identifizieren, aber auch denkbare Synergien aufzeigen zu 
können. Daraus ergaben sich ebenfalls Hinweise für die Landespolitik. Gewonnen 
wurden diese Erkenntnisse mit Hilfe einer Literaturrecherche, soweit sie allgemeine 
Zusammenhänge betreffen, und durch Expertengespräche innerhalb Nordrhein-
Westfalens. 

 
Vernetzung mit anderen Instituten/Personen 
Innerhalb der Universität wurde vor allem mit dem Institut für Obst- und Gemüsebau, Ar-
beitsgruppe „Nachwachsende Rohstoffe und Arzneipflanzen“ (PD Dr. Ralf Pude) sowie dem 
Institut für Pflanzenernährung (Dr. Sebastian Wulf) zusammengearbeitet.  
Außerhalb der Universität fand eine Zusammenarbeit mit dem Institut für Ländliche Räume 
(Dr. Horst Gömann und Peter Kreins) der Bundesforschungsanstalt für Landwirtschaft (FAL), 
der Landwirtschaftskammer (vor allem Haus Düsse und der ehemalige LWK Rheinland) so-
wie der Landesinitiative Zukunftsenergien statt. Eine Reihe weiterer Konsultationen im Be-
reich der privaten Wirtschaft und Landwirtschaft trug ebenfalls zum Erkenntnisgewinn inner-
halb des Projektes bei. 
 
Durchführung der Fallstudien 
Im Rahmen des Vorhabens wurden zwei Fallstudien durchgeführt. 
1. Fallstudie im Rheinland: 

- Mitarbeit in der Gemeinschaftsinitiative Wirtschaftsregion Agrar-Energie der Zucker-
fabrik  Jülich AG von November 2004 bis März 2005 

- Ziele: Aufzeigen von alternativen Nutzungsformen der Zuckerrübe (vor allem Bio-
Ethanol) und Betrachtung der Nachwachsenden Rohstoffe 

2. Fallstudie in Süddeutschland: 
- Forschungsaufenthalt am Technologie- und Förderzentrum (TFZ) im 

Kompetenzzentrum Nachwachsende Rohstoffe in Straubing, Bayern: April/Mai 2005 
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- Ziele: 
o Warum gibt es einen Cluster der dezentralen Ölmühlen in Süddeutschland? 
o Was sind die Erfolgsfaktoren? 
o Kann man die Ergebnisse auf Nordrhein-Westfalen übertragen? 

 
Aufbau des Berichts 
Der Aufbau des Berichts orientiert sich sehr stark am Arbeitsplan. Nachdem im zweiten Teil 
dieses Kapitels kurz die theoretischen Grundlagen betrachtet und die verwendeten Methoden 
erläutet werden, werden in Kapitel 3 die Ergebnisse jeweils zu den einzelnen Arbeitspaketen 
vorgestellt; beginnend mit der Abschätzung der Standortfaktoren, der Wirtschaftlichkeit und 
der Entwicklung der energie- und agrarpolitischen Rahmenbedingungen, die maßgeblich die 
Wirtschaftlichkeit der Biokraftstoffe und damit auch des Energiepflanzenbaus bestimmen. 
Durch die Änderung der energiepolitischen Rahmenbedingungen (Steuerbegünstigung und 
EEG) treten Verdrängungseffekte innerhalb des etablierten Agrarsystems auf. Somit geht der 
Abschätzung von Standortanforderungen und relativer Vorzüglichkeit des Energiepflanzen-
baus eine Analyse des „Status quo“ der ackerbaulichen Nutzung in Nordrhein-Westfalen vor-
aus. Eine Abschätzung des regionalen Angebotspotenzials an Energiepflanzen durch die Be-
rechnungen des RAUMIS-Modells bildet ein zentrales Ergebnis der Arbeit. Eine qualitative 
Einschätzung der bisher eher wenig verbreiteten Energiepflanzen Schnellwachsende Baumar-
ten und Miscanthus ergänzt die Modellberechnungen. Aufbauend auf den beiden Fallstudien 
(Rheinland und Süddeutschland) werden anschließend die regionalen Standortfaktoren für 
eine erfolgreiche Aktivierung der ermittelten Potenziale diskutiert. Eine erste Abschätzung 
möglicher positiver und negativer Umweltwirkungen schließt den Ergebnisteil. In Kapitel 4 
werden die gewonnen Ergebnisse diskutiert, bewertet und zu Schlussfolgerungen zusammen-
gefasst. Im letzten Teil der Arbeit werden konkrete Politikempfehlungen zur Stärkung der 
Ländlichen Räume durch die Nachwachsenden Rohstoffe auf Landesebene ausgesprochen. 

2.2 Theoretische Überlegungen und Methoden 

2.2.1 Multifunktionalität der Landwirtschaft und Entwicklung des Ländlichen 
Raumes als 2. Säule der Agrarpolitik 

Auf allen politischen Ebenen hat sich die Erkenntnis durchgesetzt, dass die Landwirtschaft 
eine Vielfalt von Funktionen im Ländlichen Raum erfüllt. Diese Multifunktionalität der 
Landwirtschaft setzt sich aus folgenden Aktivitäten und Funktionen zusammen: Produktion 
von Nahrungsmitteln und Industrierohstoffen (Produktion), Bioenergieerzeugung (Energie), 
regionale Qualitätsproduktion und Direktvermarktung (lokale und regionale Versorgung), 
Landschaftsmanagement (Kulturlandschaftserhaltung, ökologische Speicher- und Regulati-
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onsfunktion), Schutz von Biotopen (Biodiversität), Agrotourismus (Freizeit und Erholung, 
kulturelles Erbe) sowie die Wirtschaftskraftfunktion innerhalb des Ländlichen Raumes (KNI-

CKEL et al. 2004, NEANDER 2002). Somit hat das Thema einer integrierten Entwicklung des 
Ländlichen Raumes in den letzten Jahren enorm an politischem Gewicht gewonnen (BMVEL 

2005A, WEHRHEIM 2005). Die Multifunktionalität der europäischen Landwirtschaft bietet eine 
Vielzahl von Möglichkeiten der Unterstützung von Maßnahmen außerhalb der reinen Markt-
politik. Eine wesentliche Stärkung der ländlichen Entwicklung ist die Einführung des Europä-
ischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des Ländlichen Raumes (ELER), womit die 
Entwicklung der Ländlichen Räume in der Europäischen Union ab 2007 ein eigenes Finanzie-
rungsinstrument erhält. Es werden zukünftig vier Schwerpunktachsen der Ländlichen Ent-
wicklung unterstützt:  

- Schwerpunktachse 1: Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit der Land- und Forst-
wirtschaft (u.a. Erhöhung der Wertschöpfung der land- und forstwirtschaftlichen Pri-
märerzeugung) 

- Schwerpunktachse 2: Umwelt- und Landmanagement 
- Schwerpunktachse 3: Diversifizierung der ländlichen Wirtschaft und der Lebensquali-

tät im ländlichen Raum (u.a. Förderung von außerlandwirtschaftlichen Aktivitäten in 
Kleinstunternehmen) 

- Schwerpunktachse 4: LEADER-Ansatz als Programm-Schwerpunkt und verbindendes 
Element. 

Die Bundesländer erarbeiten derzeit die Ausgestaltung des neuen Förderprogramms für den 
Ländlichen Raum in der Zeitperiode 2007 bis 2013 zur Erfüllung der ELER-Verordnung. Auf 
nationaler Ebene erfolgte die Stärkung der ländlichen Entwicklung unter anderem bei der Ein-
führung des Modell- und Demonstrationsvorhabens des BMVEL „Regionen aktiv – Land 
gestaltet Zukunft“ sowie bei der Umstrukturierung der Bund-Länder-Gemeinschaftsaufgabe 
“Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes (GAK)“ in Richtung einer Integrier-
ten Ländlichen Entwicklung.  
Die Bioenergie ist mittlerweile ein festes Standbein der Landwirtschaft, so dass ihre Förde-
rung dem Ziel der Diversifizierung des landwirtschaftlichen Einkommens dient. Gerade für 
die dezentralen Ansätze kann vermutet werden, dass Förderansätze hier neue Möglichkeiten 
für den Ländlichen Raum schaffen. 
 

2.2.2 Produktionsketten-Ansatz/Filière-Konzept als Analysegerüst 

Als Untersuchungsgerüst der Betrachtungen bietet sich der Produktionsketten-Ansatz an, 
denn in jedem Segment stellen sich die Frage der Transportkosten, Standortwahl und damit 
auch die Möglichkeit der Steigerung der regionalen Wertschöpfung. 
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Die Produktionskette ist ein technischer Begriff, der die Stufen von der Rohstoffgewinnung 
bzw. Beschaffung von Vorprodukten bis zur Herstellung des Endproduktes umfasst. Sie be-
schreibt somit die Abfolge von Verarbeitungsstufen, die durch Lieferverflechtungen (material 
linkages) untereinander verbunden sind (SCHAMP 2000). Das in den 70er Jahren von französi-
schen Ökonomen und Wirtschaftspolitikern entwickelte Filière-Konzept erweitert die Produk-
tionskette um die Phase der Distribution (LENZ 1997), wodurch die Produktion der Biokraft-
stoffe in vier Filière-Segemente eingeteilt werden kann (siehe Abbildung 1).  
Es handelt sich um eine vereinfachte Darstellung, da die verschiedenen Kraftstoffe auf sehr 
unterschiedliche Art und Weise hergestellt werden. So endet die Produktionskette der Pflan-
zenöle bereits beim zweiten Schritt, denn mit dem Pressen des Rapses gewinnt man Rapsöl, 
welches als Kraftstoff in umgebauten Motoren eingesetzt werden kann. Bei den übrigen Bio-
kraftstoffen kann man vier Arbeitschritte (Segmente) unterscheiden:  
Der erste Schritt, die Biomasse-Herstellung oder -Bereitstellung, erfolgt immer dezentral, also 
auf einer großen Fläche. Im zweiten Schritt werden durch die Biomasse-Veredelung aus der 
angelieferten Rohbiomasse die Ausgangsprodukte für die Biokraftstoffgewinnung (z.B. Raps-
öl) gewonnen. Danach erfolgt die eigentliche Biokraftstoff-Produktion (Biodiesel, BioEtha-
nol, BioSynFuels). Den letzten Schritt bildet die Biomasse-Vermarktung und somit der Ab-
satz der gewonnen Biokraftstoffe. Die Weiterverarbeitung der Rohbiomasse bis zum fertigen 
Kraftstoff kann an einem Standort oder an mehreren Standorten vollzogen werden.  
Grundsätzlich könnte man die Produktionskette der Biokraftstoffe in zwei Interessenbereiche 
aufteilen:  

- 1. Landwirtschaft: Sie liefert die Rohbiomasse und stellt damit das Biomasse-
Angebot her. Teilweise sind die landwirtschaftlichen Betriebe auch an der Biomasse-
Veredelung beteiligt. 

- 2. Industrie und Endverbraucher: Sie stellen die Nachfrageseite dar. Die Biomasse-
Veredelung fällt meistens schon in das Interessengebiet der Industrie.  

In dieser Arbeit steht die Betrachtung der Produktionsschritte eins bis drei der Produktions-
kette im Vordergrund. Dabei zeigt sich, dass auch Faktoren aus den anderen Produktions-
schritten Einfluss auf die Standortwahl der Unternehmen der Biokraftstoff-Produktion haben. 
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Abbildung 1: Produktionskette (Filière) biogener Kraftstoffe (Quelle: BREUER 2004) 
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2.2.3 Erläuterung von Begriffen 

Entwicklungschancen 
In der vorliegenden Untersuchung wird die Entwicklungschance als Mehreinkommen in den 
Agrarlandschaften (Landkreise NRW´s) im Bereich der Landwirtschaft gesehen. Der Haupt-
fokus der Arbeit liegt somit auf den ersten Segmenten der Produktionskette, also der Produk-
tion landwirtschaftlicher Rohstoffe und deren erster Veredelungsstufe. Mögliche Einkom-
menseffekte ergeben sich somit aus den entlang der Produktionskette rückwärts gerechneten 
Erzeugerpreisen für Energiepflanzen und deren Differenz zu den konventionellen Anbaukul-
turen. Eine Abschätzung des zusätzlichen Betriebseinkommens aus der Veredelung Biokraft-
stoff/Biogas erfolgt nur grob. Ebenfalls nicht berücksichtigt sind die Sekundäreffekte wie 
Mehreinkommen der regionalen Wirtschaft (wie z.B. Bauwirtschaft,…) sowie deren Multipli-
katoreffekt in den Regionen. 
 
Ländlicher Raum 
In der Literatur gibt es eine Reihe von Definitionen des Ländlichen Raumes (vgl. BAUER 

2002, HENKEL 2004, BBR 2005, INSTITUT FÜR RAUMPLANUNG UND LÄNDLICHE NEUORDNUNG 

DER UNIVERSITÄT WIEN 2005). In dieser Untersuchung wird der Ländliche Raum verstanden 
als Region (Kreis, Gemeinde,…) in der Landwirtschaft stattfindet. Somit sind alle Gemeinden 
in Nordrhein-Westfalen Gegenstand der Untersuchung. 

2.2.4 Agrarlandschaften als Untersuchungsräume 

Unter Agrarlandschaft wird in dieser Arbeit ein agrarisch genutzter Raum verstanden, der sich 
durch eine gewisse physiognomische Einheitlichkeit auszeichnet. Als Merkmale können hier 
die natürlichen Standortfaktoren, die Art der Bodennutzung, der Viehhaltung und der Produk-
tionsspezialisierung, das Erscheinungsbild der Fluren und der Siedlungen sowie die Agrar-
struktur genannt werden.  
Die hier verwendeten Agrarlandschaften sind aus den sechs Versuchsregionen der Landwirt-
schaftskammer Nordrhein-Westfalen abgeleitet (siehe Karte 1 sowie zur weiteren Spezifizie-
rung Anhang 1).  
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Karte 1: Agrarlandschaften Nordrhein-Westfalens 
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Energiepflanzenanbau: Betrachtung des Ackerlands 
Bei der Abschätzung des Energiepflanzenbaus konzentriert sich die Arbeit ausschließlich auf 
das Ackerland. Somit stehen die Regionen mit hohen Ackerflächenanteilen im besonderen 
Fokus (siehe Karte 2). Für den Bereich der Biokraftstoffe werden so gut wie alle landwirt-
schaftlichen Rohstoffe als Ackerpflanzen gewonnen. Als Ausnahme kann hier die Gewinnung 
von Biogas aus Grünlandaufwuchs angesehen werden (vgl. GRAF 2001). Gerade in den natur-
räumlich benachteiligten Gebieten (  Grünlandstandorten) könnte diese Biomasse-
Nutzungsform eine Rolle spielen. Es zeichnet sich aber ab, dass auch in den Grünlandstandor-
ten die Ackerflächen zur Produktion der Energiepflanzen für die Biogasproduktion herange-
zogen werden. 
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Karte 2: Ackerbaugebiete in Nordrhein-Westfalen 
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2.2.5 Analyserahmen der Arbeit 

Gesamtanalyserahmen: Rahmenbedingungen und Standortfaktoren 
Die Festlegung der Rahmenbedingungen in den Bereichen der Energiepolitik und der Agrar-
politik ist durch eine Reihe von globalen Bedingungen bestimmt. So erfolgte die Verabschie-
dung der EU-Biokraftstoff-Richtlinie vor dem Hintergrund der globalen Erdöl- und Erdgas-
verteilung und der internationalen Verpflichtungen zum Klimaschutz. Ebenso ist eine Reihe 
von agrarpolitischen Rahmenbedingungen vor dem Hintergrund der WTO-Verhandlungen zu 
sehen. Diese globalen Gegebenheiten bestimmen somit die politischen Entscheidungen auf 
der europäischen Ebene. Die von der EU vorgegeben Entscheidungen werden nun wieder in 
Deutschland in entsprechendes nationales Gesetz umgesetzt (vgl. Abbildung 2). 
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Abbildung 2: Gesamtanalyserahmen der Arbeit 

Bei der Abschätzung der globalen Rahmenbedingungen ist besonders die Energieversor-
gungssicherheit der Europäischen Union, Deutschlands und damit auch NRW´s in Bezug auf 
die Schlüsselenergieträger Erdöl und Erdgas entscheidend. Vor allem die Verfügbarkeit und 
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Preisentwicklung des Erdöls, aus denen ein Großteil der Kraftstoffe heute gemacht wird, be-
darf der genaueren Betrachtung.  
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Abbildung 3: Globale und europäische Aspekte bestimmen die Rahmenbedingungen der Biokraftstoffe 

 
Die Betrachtung der supranationalen und nationalen Ebene (vgl. Abbildung 3) ist von ent-
scheidender Bedeutung, denn so lange die Biokraftstoffe nicht wettbewerbsfähig zu den Mi-
neralölkraftstoffen sind, bedürfen sie der politischen Unterstützung. Letztlich entscheidend 
für den Energiepflanzenanbau in NRW sind die bundespolitischen Entscheidungen im Be-
reich der Energie-, Klima- und Steuerpolitik, also das Gesetz zur Steuerbegünstigung der 
Biokraftstoffe. Die regional- und strukturpolitischen Entscheidungen über die Festlegung der 
Fördergebiete bestimmen mit über die Standortwahl der Biokraftstoff-Produktionsanlagen. 
Für den Bau der Biodieselanlagen spielt dies eine untergeordnete Rolle, für die Planung von 
großen BioEthanol –und BioSynFuel-Anlagen ist dies aber ein gewichtiger Faktor. 
Die energiepolitischen Rahmenbedingungen schaffen die Absatzmöglichkeit der Biokraftstof-
fe im Energiesektor und aus den Gewinnmöglichkeiten können entlang der Produktionskette 



18 

 

 

rückwärts die Erlöse (Erzeugerpreise) der Energiepflanzen bestimmt werden (vgl. Abbildung 
4).  
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Abbildung 4: Analyseschwerpunkt auf den Agrarlandschaften Nordrhein-Westfalens 

Mit der Bestimmung der Erzeugerpreise und der regionalen Erträge der Energiepflanzen kann 
eine Bestimmung der Wettbewerbsfähigkeit (relative Vorzüglichkeit des Verfahrens) der E-
nergiepflanzen-Verfahren in den verschiedenen Agrarlandschaften ermittelt werden. Die rela-
tive Vorzüglichkeit des Verfahrens gegenüber der bisherigen Landnutzung (Stilllegung, Food- 
oder Feedproduktion) unter Berücksichtigung der Fruchtfolge entscheidet dann über den An-
bau und damit über das realisierbare Potenzial des Energiepflanzenbaus. Aufgrund der massi-
ven politischen Anreize im Bereich der Energiepolitik (Steuerbegünstigung und EEG) erleben 
wir heute, dass bereits bei Raps- und Maisanbau für Biogas-Anlagen eine massive Ausdeh-
nung des Anbaus auf Basisflächen zu beobachten ist und damit das technische Potenzial der 
Stilllegungsfläche schon lange überschritten wurde. Für eine realistische Bewertung der poli-
tischen Eingriffe wird also das betriebswirtschaftliche Potenzial des Energiepflanzenbaus be-
nötigt (vgl. Kapitel 3.1). Dieses kann in den verschiedenen Agrarregionen und Agrarland-
schaften sehr unterschiedlich sein, je nachdem wie die verdrängte Landnutzung und die regi-
onalen Verdrängungskosten aussehen. 
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2.2.6 Methoden der qualitativen Sozialforschung 

Methodenkombination 
Es hat sich sehr schnell gezeigt, dass eine sachgerechte Bearbeitung der empirischen Erfor-
schung (Abschätzung) der Entwicklungschancen durch die Biokraftstoffe für die Ländlichen 
Regionen in NRW nur entlang der gesamten Produktionskette (vom Feld bis zur Tankstelle) 
und integrativ (disziplin- und sektorübergreifend) erfolgen kann. Um dieser Querschnittsauf-
gabe gerecht zu werden, wurden eine Kombination von verschiedenen Methoden der Daten-
gewinnung und eine Erhebung in verschiedenen Untersuchungsräumen (Querschnittsanalyse) 
notwendig. Die Querschnittsanalyse bietet sich für eine Strukturanalyse in den verschiedenen 
Agrarlandschaften NRW´s oder zwischen Regionen (NRW – Bayern/Süddeutschland) an. 
Bei den Regionalanalysen ist es sehr verbreitet Informationen, Material und Expertenwissen 
aus verschieden Datenquellen miteinander zu kombinieren (WESSEL 1996). Mit der Verknüp-
fung und Integration der verschiedenen Methoden der qualitativen und quantitativen empiri-
schen Forschung innerhalb des Forschungsprojektes wird eine tiefere Durchdringung der ak-
tuellen Ansätze ermöglicht (SEIPEL UND RIEKER 2003). Es wurden mit qualitativen Methoden 
die Inputparameter für den quantitativen Teil (RAUMIS-Berechungen) ermittelt, das neue 
Forschungsfeld Biokraftstoffe exploriert und strukturiert sowie die Einschätzung der Weiter-
entwicklung der Rahmenbedingungen und die RAUMIS-Ergebnisse validiert.  
1. Experteninterviews mit Leitfäden 
Ziele:  
- Exploration wenig bekannter Problemzusammenhänge: neuer Veredelungszweig Biokraft-

stoffe 
- Strukturieren unbekannter Forschungsfelder und Erschließung des tacit knowledge („ver-

borgenes Wissen“): Regionalökonomische Auswirkungen der Biokraftstoffproduktion 
- Befragung heterogener Zielgruppen, bei denen eine flexible Anpassung der Gesprächs-

führung unverzichtbar ist: Experten entlang der Produktionskette 
(WESSEL 1996, POHL 1998). 

Zur Vorbereitung und Durchführung der mündlichen, teilstandardisierten Experteninterviews 
wurden Leitfäden erarbeitet. Es wird eine Unterscheidung von Gespräch und Interview vor-
genommen. Interviews sind persönliche und telefonische Gespräche, bei denen der komplette 
Leitfaden abgehandelt wurde. Sie dauerten meist über eine Stunde und wurden auch als Inter-
view angekündigt. Gespräche, ebenfalls persönlicher oder telefonischer Art sind Kommunika-
tionssituationen, die einige Teilaspekte der Leitfäden behandelten oder die eine genauere Be-
fragung zu einem speziellen Bereich (z.B. Förderung) zum Thema hatten.  
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Die Auswahl der Befragten erfolgte nach theoretischen Erwägungen (vgl. theorectical 
sampling, LAMNEK 2005) und nach dem benötigten Spezialwissen (vgl. POHL 1998, MEUSER 

UND NAGEL 1991).  
2. Einzelfallstudie 
Ziele:  
- Exploration wenig bekannter Problemzusammenhänge: neuer Veredelungszweig Biokraft-

stoffe, zentrale und dezentrale Strukturen 
- Fallstudie zur Hypothesenentwicklung: Ermittlung der regionalen Hemmnisse und Er-

folgsfaktoren 
(GÖTHLICH 2003, LAMNEK 2005). 

Die Fallstudie stellt eher einen Forschungsansatz (vielschichtige methodische Vorgehenswei-
se) als eine direkte Forschungsmethode dar (LAMNEK 2005). Die Fallstudien wurden hier als 
Anwendung einer methodischen Vielfalt auf einen bestimmten Raum/Region eingesetzt. Sie 
dienten in dieser Arbeit vor allem zur Erfassung der regionalen Strukturen in den verschiede-
nen Agrarlandschaften und zur Eruierung der regionalen Hemmnisse und Erfolgsfaktoren. Es 
wurden zwei Fallstudien durchgeführt. 
3. Delphi-Methode 
Ziel:  
- Herausarbeitung von ungesichertem Wissen: Ermittlung der regionalisierten Erträge für 

Schnellwachsende Baumarten und Miscanthus in NRW 
(POHL 1998). 

Bei der Delphi-Methode handelt es sich um eine strukturierte Mehrfachbefragung, die unter 
den Experten eines Fachgebiets schriftlich durchgeführt wird. Ihr Einsatz bietet sich immer 
dann an, wenn es um Sachverhalte geht, die nicht direkt abgebildet werden können, so dass 
Prognosen oder Schätzungen benötigt werden.  
Das Verfahren stützt sich auf zwei Säulen: Zum einen auf das Wissen und die Erfahrung der 
Experten in ihren jeweiligen Fachgebieten als Basis ihrer Schätzungen. Zum anderen wird 
davon ausgegangen, dass sich auch die Experten dabei auf „gute“ wie auf „schlechte“ Infor-
mationen berufen. Deshalb werden ihnen die Ergebnisse der ersten Befragung anonymisiert 
zur Verfügung gestellt und so die Möglichkeit zum Vergleich und ggf. zur Überprüfung ihrer 
Aussagen gegeben. Durch die Wiederholung der Befragung soll die Spannbreite der Exper-
tenmeinungen verringert werden. Der Idealfall wäre ein Konsens.  
Das Ergebnis einer Delphi-Befragung basiert damit auf den kreativen Leistungen von Fach-
leuten, angeregt durch ihre individuellen Urteile. Voraussetzung für den Erfolg sind die sorg-
fältige und ausgewogene Auswahl der Experten, deren Bereitschaft zur Mitwirkung sowie ein 
ausführlich getesteter standardisierter Fragebogen. Der Ablauf gliedert sich grundsätzlich in 
folgende Forschungsschritte: 
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1) Die vorab ausgewählten Experten werden unter Verwendung eines formalen Fragebo-
gens zum interessierenden Sachverhalt befragt.  

2) Die Ergebnisse werden ausgewertet und anonymisiert den Befragten zurückgegeben. 
3) Die Experten werden gebeten, ihre Einschätzung erneut abzugeben und ggf. extreme 

Abweichungen vom Durchschnitt zu begründen.  
Auf diese Weise wird eine „Gruppenmeinung“ ermittelt, die durch die Anonymität der Teil-
nehmer unberührt bleibt von etwaigen nachteiligen Einflüssen einer üblichen Gruppendiskus-
sion (Dominanz, Bildung von Untergruppen, Neigung zur Konformität). Die Interaktion 
bleibt allerdings auf dem Vergleich der eigenen Annahme mit einem aggregierten, anonymi-
sierten Gruppenergebnis beschränkt. Auch wenn die Bewegung von Einzeleinschätzungen hin 
zu einer vorherrschenden Meinung nicht ganz unproblematisch ist, bietet die Delphi-Methode 
besonders bei komplexen Problemstellungen und Prognosen oft die einzige adäquate Schätz-
methode (HÄDER UND HÄDER 1994). Sie wurde in dieser Studie zur Ermittlung der regionalen 
Erträge für Schnellwachsende Baumarten eingesetzt. 
4. Validerung der Ergebnisse durch weitere Expertengespräche, Expertenbegleitgruppe 
und Teilnahme an Fachkonferenzen 
Ziele: 
- Strukturierung des Forschungsgebietes (siehe auch Experteninterviews) 
- Validierung der Annahmen für die Inputparameter für RAUMIS (  Erzeugerpreise und 

Ertragsentwicklung für die Energiepflanzen) 
- Abschätzung der Weiterentwicklung der Rahmenbedingungen 
- Validierung der Zwischen- und Endergebnisse durch die Expertentreffen  
Die Forschungsarbeiten wurden von einer Expertengruppe begleitet, in der Vertreter des 
MUNLV, der Landwirtschaftskammern (Haus Düsse,…), der landwirtschaftlichen Verbände 
und Organisationen (Maschinenringe,…), des Handels, weiterer Institute der landwirtschaftli-
chen Fakultät der Universität Bonn und der FH Köln und Soest, der Landesinitiative Zu-
kunftsenergien und der Industrie, der Beratung und Landwirte vertreten waren. Die folgenden 
Expertengespräche mit jeweiligen Schwerpunkten wurden im Rahmen des Projektes in Bonn 
organisiert: 
16.12.2003: Vorstellung des Projekts und Diskussion der Vorarbeiten 
18.01.2005: Energiepflanzenbau und Diskussion der Szenarien 
21.02.2006: Diskussion der Endergebnisse 
Der Expertengruppe wurden jeweils die Zwischen- bzw. Endergebnisse der Analysen vorge-
stellt, zu denen sie um Stellungnahme und Diskussion gebeten wurden. 
Darüber hinaus hat die Teilnahme an einer Reihe von Fachtagungen, -kongressen, -
konferenzen und Workshops neue Erkenntnisse zur Abschätzung der Rahmenbedingungen 
ermöglicht. In einer Reihe von Gesprächen und Telefonaten mit Experten (u.a. auch bei den 
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oben genannten Veranstaltungen mit Schwerpunkt in den Jahren 2004/2005) konnten die Er-
kenntnisse und Annahmen weiter validiert werden. 
 

2.2.7 RAUMIS als Analyseinstrument 

Zielsetzung des Modellsystems 
Das regional differenzierte Agrarsektormodell RAUMIS ist ein partielles Angebotsmodell für 
den landwirtschaftlichen Sektor Deutschlands (HENRICHSMEYER ET AL. 1996).  
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Abbildung 5: Grundstruktur des RAUMIS-Modells (Quelle: KREINS ET AL. 2004) 

Die Grundstruktur des Modells zeigt Abbildung 5. Mit diesem Modell werden vor allem fol-
gende Ziele verfolgt:  

1. Geschlossene regional differenzierte ex-post Abbildung des Agrarsektors durch Zusam-
menführung von Informationen verschiedenster Datenherkunft. Auf dieser Grundlage 
können beispielsweise umfangreiche Analysen der ex-post Entwicklung von Wettbe-
werbsfähigkeit zwischen den Regionen und zwischen Produktionsalternativen in 
Deutschland analysiert werden. 

2. Simulation mittel- bis langfristiger Wirkungsanalysen alternativer Agrar- und Umweltpo-
litiken. Untersucht werden die Auswirkungen auf die landwirtschaftliche Produktion, den 
Faktoreinsatz im Agrarsektor, die landwirtschaftlichen Einkommen und die Agrar-
Umwelt-Beziehungen.  



 

23 
Grunddatensystem

Experten

Politikvariationskomponente
agrarpolische Szenarien

R
üc

kk
op

pl
un

g

R
ückkopplung

Analyse- und Präsentationssystem

Agrarpolitisch relevante Kenngrößen:
- Einkommen (prozessspezifisch)
- Produktion
- Faktoreinsatz

Energiepolitisch relevante Kenngrößen:
- ökonomisches Versorgungspotential
- Energiebilanzen
- Ressourceneinsatz

Umweltpolitisch relevante Kenngrößen:
- Stickstoffbilanzen
- Treibhausgas-Emissionen
- Bodenerosion

Intensitätsmodell

Umweltindikatorssystem

Prozessanalysesystem

Programmierungsansatz

Outputmodul Inputmodul

Erträge
Produktionsumfänge
Verwendungsbilanzen

variable Inputs
Primärfaktoreinsatz
(Arbeit/Boden/Kapital)

Experten

Politikvariationskomponente
energiepolitische Szenarien

Experten

Politikvariationskomponente
umweltpolitische Szenarien

 
Abbildung 6: Erweiterung des Modellaufbaus um die energiepolitische Dimension (ergänzt nach HENRICHSMEYER ET AL. 1996) 
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Die Erweiterung des Modells um die Politikvariante „energiepolitische Szenarien“ stellt die 
methodische Herausforderung für die nächsten Jahre dar (siehe Abbildung 6).  
In diesem ersten Schritt wurden aus den momentanen energiepolitischen Rahmenbedingungen 
die Erzeugerpreise für die wichtigsten Energiepflanzen (Energiemais und Raps) eingebracht.  
 
Regionale und zeitliche Differenzierung 
Die räumliche Differenzierung des Angebotsmodells RAUMIS basiert aufgrund der Daten-
verfügbarkeit auf der administrativen Einheit des Landkreises bzw. der kreisfreien Stadt. 
Durch Zuordnung der meisten der kreisfreien Städte zu benachbarten Landkreisen werden 
derzeit insgesamt 326 Modellkreise (31 für NRW) abgebildet. Über diese starke regionale 
Untersetzung werden die sehr heterogenen natürlichen Standortbedingungen in Deutschland 
sowie die unterschiedlichen Betriebsstrukturen weitgehend berücksichtigt. Darüber hinaus 
wird eine kleinräumliche Ebene zur Untersuchung der Umwelt-Agrar-Beziehungen erreicht. 
Zur Verbesserung der räumlichen Abbildungsgüte wird derzeit an einer weiteren Regionali-
sierung bis auf Gemeindeebene und Ertragsstandorte innerhalb einer Gemeinde gearbeitet.  
Zeitlich werden in Abhängigkeit von der Periodizität der Agrarberichterstattung sechs so ge-
nannte Basisjahre unterschieden, und zwar die Jahre 1979, 1983, 1987, 1991, 1995 und 1999. 
Maßgeblich sind dafür die Informationen der Bodennutzungshaupterhebung (alle vier Jahre) 
und Viehzählung (alle zwei Jahre) mit Angaben zur Flächennutzung und durchschnittlichen 
Viehbeständen auf Kreisebene.  
 
Prozessanalyse 
Das Modellsystem RAUMIS ist in enger Anlehnung an die offizielle landwirtschaftliche Ge-
samtrechung (LGR) konzipiert und entspricht den Regeln und Definitionen des „Europäi-
schen Systems Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen“ (ESVG) (vgl. EUROSTAT 1989). 
Die Abbildung der gesamten Produktion des Agrarsektors erfolgt in über 50 landwirtschaftli-
chen Produkten, die mit einer Positivliste der LGR übereinstimmen. Ebenso wird im Modell 
der gesamte Input erfasst, der zur Herstellung der landwirtschaftlichen Produktion notwendig 
ist.  
Die gesamten sektoralen Produktions- und Inputmengen werden in diesem Prozessanalysean-
satz auf verschiedene Produktionsaktivitäten in den abgegrenzten Modellkreisen verteilt und 
zugeordnet. Dabei liegen auf Kreisebene umfassende Informationen aus Fachstatistiken zu 
den Produktionsumfängen der über 40 abgebildeten Aktivitäten im Modellsystem RAUMIS 
vor, nicht jedoch zu den regional eingesetzten Inputmengen.  
Die ermittelten durchschnittlichen Input-Aufwendungen der einzelnen Produktionsalternati-
ven im jeweiligen Modellkreis basieren auf Kalkulationsdaten. Hier werden teils trendbasierte 
Funktionen verwendet, teils ertragsabhängige Bedarfsfunktionen eingesetzt. Zur Ableitung 
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der Maschinenkosten, Reinvestitionskosten sowie Arbeitsbedarfe, die vor allem von der ein-
gesetzten Technologie und den bestehenden Betriebsstrukturen abhängen, wird ein so genann-
tes Technologiemodul eingesetzt. Für jeden der Modellkreise wird eine aktivitätsanalytisch 
differenzierte Matrize aufgestellt. Die 326 Prozessanalysematrizen der Modellkreise werden 
in einem Konsistenzrahmenmodell mit der LGR abgeglichen. Zum Vergleich dienen hierbei 
allerdings Dreijahresdurchschnitte der LGR, um von jahresspezifischen Sondereinflüssen zu 
abstrahieren.  
Bei der Prognose und bei Wirkungsanalysen unterschiedlicher Rahmenbedingungen verfolgt 
das Modellsystem RAUMIS einen komparativ-statischen Ansatz. Zwei zentrale Bereiche sind 
zu unterscheiden. In einem ersten Schritt erfolgt die Definition der Produktionsalternativen 
und der Restriktionen, die für die Entscheidungseinheiten im Zieljahr gelten. Bei der Spezifi-
zierung der nichtoptimierungsendogenen Variablen sind folgende Module zu unterscheiden:  

1. Trendbasierte Fortschreibung von Ertrags- und Inputkoeffizienten, Kapazitäten sowie 
Preisen bzw. Preisindizes. 

2. Übernahme exogener Informationen in das Modellsystem, beispielsweise aus anderen 
Modellen (CAPRI, AGMEMOD) oder von Marktexperten (z.B. BMELV, FAL). 

3. Anpassung der optimalen speziellen Intensität der Pflanzenproduktion an geänderte Preis-
relationen. 

In einem zweiten Schritt erfolgt die Ermittlung der optimalen Produktionsstruktur in den Mo-
dellkreisen hinsichtlich des Entscheidungskriteriums der Gewinnmaximierung. Die optimalen 
Produktionsstrukturen werden im Rahmen eines mathematischen Programmierungsmodells 
unter Verwendung des Ansatzes der Positiven Quadratischen Programmierung bestimmt 
(HOWITT 1995). 
Für jeden einzelnen der Modellkreise sowie für deren Aggregate liegen dann Informationen 
zu den Produktionsumfängen der über 40 landwirtschaftlichen Hauptverfahren, zu den Pro-
duktionsmengen von über 50 landwirtschaftlichen Erzeugnissen, zum Vorleistungs- und Pri-
märfaktoreinsatz sowie zu den Entlohnungen der ausgeschöpften Kapazitäten, zur Einkom-
mensrechnung gemäß der LGR sowie zu den Umweltindikatoren in den Basisjahren vor. 
Die Einkommensrechnung erfolgt nicht nur aggregiert auf Modellkreisebene, sie kann eben-
falls nach den definierten Produktionsalternativen differenziert aufgearbeitet werden. Dadurch 
lassen sich Wettbewerbsvergleiche einzelner Produktionsalternativen zueinander und zwi-
schen den Regionen durchführen. Die Einkommensbegriffe entsprechen ebenfalls der Defini-
tion der LGR.  
In den modellgestützten Wirkungsanalysen mit dem Informationssystem RAUMIS erfolgt 
zunächst eine Status-quo-Projektion zum Zieljahr (derzeit das Jahr 2010). Darauf aufbauend 
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werden Politikszenarien formuliert und Änderungen dieser Politikparameter in Wirkungs-
prognosen analysiert. 
 
Nährstoffbilanzierung im RAUMIS-Modell 
Nach PARCOM (1993) lassen sich grundsätzlich zwei Vorgehensweisen zur Bilanzierung 
landwirtschaftlicher Nährstoffströme unterscheiden: Die „nationale Grundmineralbilanz“ 
(auch sektorale oder „Hoftor-Bilanz“) und die vollständige nationale Mineralbilanz.  
Bei der nationalen Grundmineralbilanz wird der Agrarsektor als ein „Hof“ im Sinne einer 
Black Box betrachtet, in den Nährstoffe einfließen (Mineraldünger, extern erzeugte Futtermit-
tel) bzw. dem Nährstoffe entzogen werden (Verkauf landwirtschaftlicher Produkte an andere 
Sektoren). 
Die im RAUMIS praktizierte Vorgehensweise zur Bilanzierung landwirtschaftlicher Nähr-
stoffflüsse stellt eine Zwischenposition der beiden nach PARCOM unterschiedenen Methoden 
dar (siehe Abbildung 7). 
Ergänzend zur nationalen Grundbilanz ist die Abbildung einzelner intrasektoraler Stoffflüsse, 
wie z.B. die ausgebrachte Menge an Wirtschaftsdünger, möglich. Den Anspruch einer voll-
ständigen nationalen Mineralbilanz erfüllt die Vorgehensweise im RAUMIS jedoch nur teil-
weise, da die Inputgrößen der Pflanzen- (Siedlungsabfälle, Klärschlamm sowie Saatgut) und 
Tierproduktion (Mineralfuttermittel, Futtermittel aus Importen, inländischer Verarbeitung 
sowie hofeigener Erzeugung) nicht differenziert ausgewiesen werden 3.  
 

                                                 
3 Eine spezifische Bilanzierung des Teilbereiches „Stall“ ist somit im RAUMIS nicht möglich. Das regionale 
Aufkommen an Wirtschaftsdünger wird durch den Tierbestand der Untersuchungsregion sowie den jeweiligen 
tierartspezifischen Ausscheidungskoeffizienten ermittelt. Gleichwohl folgt die im RAUMIS angewandte Vorge-
hensweise einer Nährstoffbilanzierung den PARCOM-Prinzipien. 
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Abbildung 7: Vorgehensweise der Stickstoffbilanzierung im Modellsystem RAUMIS (Quelle: GÖMANN 

UND KREINS 2006) 

In RAUMIS ist die Bilanzierung der Nährstoffe Stickstoff (N), Phosphor (P) und Kalium (K) 
möglich. Die Anzahl der zu bilanzierenden Positionen hängt vom jeweils betrachteten Nähr-
stoff ab und ist für Stickstoff am umfangreichsten (siehe Tabelle 1). 

Tabelle 1: Nährstoffbilanzpositionen im Modellsystem RAUMIS für N, P und K (nach HENRICHSMEYER 

ET AL. 1992) 

 N P K 

Wirtschaftsdünger X X X 

Mineralischer Dünger X X X 

Symbiotische Fixierung X   

Asymbiotische Fixierung X   

Atmosphärische Einträge X   

Nährstoffzufuhr 

Entzüge durch das Erntegut X X X 

Ammoniakverluste X   Nährstoffentzüge bzw. –
verluste Auswaschung / Anreicherung im Boden X X X 

Nährstoffbilanzsaldo Denitrifikation X   
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2.2.8 Geographische Informationssysteme (GIS) 

Der Einsatz der Geographischen Informationssysteme (GIS) gewinnt in der Landwirtschaft 
und im gesamten Ländlichen Raum zunehmend an Bedeutung. Der Sachverhalt, dass in 
Deutschland über 53% der Fläche landwirtschaftlich und über 29% der Fläche forstwirtschaft-
lich genutzt werden (BFN 2002) lässt das enorme Potenzial des Einsatzes von GIS im primä-
ren Sektor erkennen. In der Land- und auch der Forstwirtschaft sind ein Großteil der Daten 
raum- ,also standortbezogen, und sollten dementsprechend verwaltet und genutzt werden. Mit 
der flächendeckenden Einführung des Verwaltungs- und Kontrollsystems InVEeKoS in den 
Agrarverwaltungen könnten sich hier große Synergien ergeben. Weiteres Potenzial (Precision 
Farming, Räumliche Analysen, Betrieblicher Einsatz, Informationsmanagement, Visualisie-
rung) zum Einsatz von GIS in der Landwirtschaft und im Ländlichen Raum) zeigt das KTBL 
2004 auf. 
Aufgrund der Marktausrichtung der letzten Agrarreform gewinnen die Transportkosten in der 
landwirtschaftlichen Produktion wieder stärker an Bedeutung (DLG-MITTEILUNGEN 2005A). 
Zudem ist aufgrund der LKW-Maut-Einführung und den ständig steigenden Kraftstoffpreisen 
mit einer zunehmenden Bedeutung der Transportkosten zu rechnen. Hier kann das GIS zur 
Standortoptimierung und Optimierung von Transportkosten verwendet werden. 
In der vorliegenden Arbeit wurden das GIS für folgende Bereiche eingesetzt: 

- Räumliche Analysen der Agrarlandschaften 
- Transportkostenbestimmung für verschiedene Biomassen 
- Visualisierung der Ergebnisse. 
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3 Ergebnisse 

3.1 Rahmenbedingungen, Standortfaktoren und Wettbewerbsfähigkeit 
der verschiedenen Ansätze der Produktion von Biokraftstoffen 

3.1.1 Endlichkeit des Erdöls, Importabhängigkeit und Klimaschutz 

Endlichkeit der fossilen Energieträger 
Der Rohstoff Erdöl wird zunehmend knapper. Von der Gesellschaft wird diese Tatsache je-
doch immer noch verdrängt. Das sind die beiden zentralen Aussagen des unter der Führung 
des renommierten Ölexperten Campbell erschienenen Buches mit dem Titel „Ölwechsel! Das 
Ende des Erdölzeitalters und die Weichenstellung für die Zukunft“ (GLOBAL CHALLENGES 

NETWORK 2002). Die Autoren des Buches sowie andere Erdölexperten sind sich einig, dass 
die weltweite Erdölförderung einer Glockenkurve folgt (vgl. Abbildung 8). 

 
Abbildung 8: Die weltweite Erdölförderung von 1930 bis 2050 (Quelle: KEHRER 2003) 

Die entscheidende Frage ist nun: Ab welchem Zeitpunkt kann die Ölproduktion nicht mehr 
erhöht werden, sondern nimmt tendenziell ab? Dieses weltweite Fördermaximum wird vor-
aussichtlich zwischen 2010 und 2020 erreicht sein (GLOBAL CHALLENGES NETWORK 2002). 
Der in der Abbildung 8 markierte „depletion mid-point“, der in den nächsten 20 bis 25 Jahren 
erreicht sein dürfte, bezeichnet den Punkt, an dem die Hälfte der vermuteten Erdölvorräte 
gefördert sein wird.  
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Weltweit werden 90% der Kraftstoffe aus Erdöl hergestellt (GLOBAL CHALLENGES NETWORK 

2002). Die Nachfrage nach Erdöl wird weiter steigen, denn mit steigendem Wohlstand ist 
auch eine steigende Mobilität von Personen und Gütern verbunden (DEUTSCHER BUNDESTAG 

2002). Für eine zusätzliche Nachfragesteigerung auf den Weltmärkten wird einerseits das 
rasche Wirtschaftswachstum, insbesondere der USA und Chinas sowie der immense Energie-
hunger der Dritten Welt, allen voran die Schwellenländer Asiens (China und Indien) verant-
wortlich gemacht. Kommen zu diesen Nachfragesteigerungen noch weitere Faktoren wie: 

- politische Instabilitäten in den Hauptlieferregionen,  
- Engpässe bei den Förder– und Transportkapazitäten durch fehlende Investitionen wäh-

rend der vorangegangen Tiefpreisphase, 
- weltweite Finanzmarktentwicklung (US$/€ Wechselkurse), 
- Unsicherheiten bei der Bewertung der Reserven (z.B. Korrektur der Reserven von 

Shell im Jahr 2004 um 20% nach unten) (BGR 2004). 
- Naturkatastrophen (z.B. Hurrikans) 

hinzu, dann ergeben sich gewaltige Erdölpreissteigerungen. 
 
Erdölpreisentwicklung 
Die anhaltend hohe Nachfrage am Weltmark löste in den letzten drei Jahren eine Verdoppe-
lung des Erdölpreises aus (vgl. Abbildung 9). Treten dann Naturkatastrophen wie Hurrikans 
oder politische Spannungen in den Hauptlieferregionen wie z.B. dem Iran auf, dann springt 
der Erdölpreis massiv nach oben. Abbildung 9 zeigt solche Ausschläge nach oben. Auf der 
rechten Seite der Abbildung ist die Entwicklung der Heizölpreise, die ebenfalls eine Verdop-
pelung innerhalb von drei Jahren erfahren haben, sichtbar. Die Heizölpreise sind auch deshalb 
besonders aussagekräftig, da an diese die Erdgas-Preisentwicklung per Öl-Preisbindung ge-
koppelt ist. Aufgrund dessen und aufgrund der gestiegenen Nachfrage nach Erdgas (auch hier 
durch China und die USA) ist mit weiter steigenden Erdgas-Preisen zu rechnen. 
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Abbildung 9: Entwicklung des Rohölpreises (links) und des Heizölpreises (rechts) von 2003 bis 2006 

Im Gegensatz zu den politisch motivierten Lieferengpässen der 1970er Jahre (1. und 2. Ölkri-
se 1973 und 1979) (siehe Abbildung 10) ist die heutige Situation von einer weiter steigenden 
Nachfrage und vor allem von den ersten Anzeichen des Erreichens des „Peak of Oil“ gekenn-
zeichnet (GLOBAL CHALLENGES NETWORK 2002).  
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Quelle: Tecson 2005; Die Zeit 2003

 
Abbildung 10: Historische Entwicklung des Erdölpreises 

Es hat den Anschein, dass sich die Versorgung der Industrienationen mit billigen Energieroh-
stoffen dem Ende nähert. Diese steigende Tendenz der Preise zeigen sich bei allen wichtigen 
Energieträgern (siehe Abbildung 11). 
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Abbildung 11: Entwicklung der nominalen Preise für Energieträger (Jahresmittelwerte) seit dem Jahr 

1940 (Quelle: BGR 2004) 

 
Importabhängigkeit 
Die steigende Energienachfrage auf dem Weltmarkt lässt die Fragen des Zugriffes Deutsch-
lands auf die wichtigen Energieträger (vor allem Erdöl und Erdgas) aufkommen. Hier muss 
man für die gesamte EU und damit auch für Deutschland ein alarmierendes Bild zeichnen. 
Deutschland ist jetzt schon sehr stark abhängig von Energieimporten im Bereich Erdöl, Erd-
gas und Uran (siehe Abbildung 12). 
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Abbildung 12: Importabhängigkeit und Selbstversorgungsgrad Deutschlands bei einzelnen Primärener-

gie-Rohstoffen in den Jahren 1994 und 2004 (Quelle: BGR 2004) 

Vor dem Hintergrund, dass das Nordseeöl in der zweiten Dekade dieses Jahrhunderts zu Ende 
gehen wird, ergibt sich für Europa und damit auch für Deutschland eine besorgniserregende 
Energieimportabhängigkeit (EUROPÄISCHE KOMMISSION, GD VERKEHR UND ENERGIE 2002). 
Im Jahr 2030 muss Europa 90% seines Erdölbedarfes durch Importe decken. 
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Abbildung 13: Konventionelles Erdöl. Länder mit Reserven > 1 Gt und „Strategische Ellipse“ (Quelle: BGR 2006) 
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Da die OPEC über den Großteil der konventionellen Erdölreserven verfügt, wird der Anteil 
des Importes von Erdöl aus OPEC-Staaten (vor allem der der Golf-Staaten Saudi-Arabien, 
Irak, Iran) an der Versorgung Europas steigen (siehe Abbildung 13). Hieraus ergibt sich eine 
starke Abhängigkeit von politisch instabilen Systemen, die die Gefahr einer ungenügenden 
Energieversorgung (strategische Verwundbarkeit) birgt. Eine Störung der Versorgung hätte 
gravierende Auswirkungen; besonders betroffen wäre der Verkehrssektor aufgrund seiner 
starken Abhängigkeit von den Mineralölkraftstoffen. Auch der stärkere Einsatz von Erdgas in 
Deutschland löst das Problem der Importabhängigkeit nicht, sondern verlagert es nur vom 
Persischen Golf nach Russland. 
 
Klimaschutz 
Während in Deutschland die CO2-Emissionen in allen anderen Bereichen gesenkt werden 
konnten, stiegen die Emissionen im Verkehrssektor von 1990 bis 1999 um ca. 10,6% (UBA 

2002). Damit verursacht der Verkehr ca. 22,2% der CO2-Emissionen in Deutschland (zum 
Vergleich: im Jahre 1990 waren es 17%). Grund hierfür ist vor allem das gestiegene Ver-
kehrsaufkommen. Die Prognosen lassen weiter steigende Verkehrsleistungen und damit stei-
gende CO2-Emissionen erwarten. 
Sollen die ehrgeizigen Klimaschutzziele (50% Reduktion bis 2050) erreicht werden, dann 
muss auch über Maßnahmen im Verkehrssektor nachgedacht werden, obwohl der Verkehrs-
sektor der mit Abstand teuerste Sektor zur Vermeidung von CO2 ist (BMWI 2001, siehe 
Abbildung 14).  
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Abbildung 14: CO2-Minderungskosten der verschiedenen Sektoren. PHH = Private Haushalte; GHD = 

Gewerbe, Handel und Dienstleistungen (Quelle: MALY UND DEGEN 2003) 

„Die CO2-Einsparungskosten im Verkehrssektor übertreffen alle anderen Sektoren um ein 
Vielfaches. Berücksichtigt man, dass die Industrie und der Energiesektor mit zusammen 44% 
die größten CO2-Emittenten sind und die niedrigsten CO2-Minderungskosten aufweisen, dann 
liegt es nahe, die begrenzten Mittel vornehmlich hier einzusetzen. Daher macht es nach dem 
IPCC keinen Sinn, alle Sektoren mit den gleichen Reduktionszielen zu belegen. Mit einem 
kosteneffektiven Ansatz könnten die Kyoto-Ziele in Europa mit einem Aufwand von 3,7 Mrd. 
€ pro Jahr erreicht werden. Dagegen würde eine undifferenzierte Reduktion über alle Sektoren 
Kosten von 20,5 Mrd. € pro Jahr verursachen“ (MALY UND DEGEN 2003, S. 16). 
Der Sachverhalt der hohen CO2-Einsparungskosten ist eines der Hauptargumente der Um-
weltverbände und des Umweltbundesamtes gegen die Förderung der Biokraftstoffe. Die    
Energieeinsparung, also eine Senkung des Kraftstoffverbrauches der einzelnen Kraftwagen, 
wird als einzige Chance im Verkehrssektor gesehen. 
Aufgrund der Schwierigkeiten beim Senken der Kraftstoffflottenverbräuche in der EU müssen 
andere Wege gefunden werden. In diesem Fall stellt die Beimischung von Biokraftstoffen die 
kostengünstigste Variante der CO2-Eisparung dar (vgl. Kapitel 3.1.2.3). Allerdings schwan-
ken die CO2-Einsparkosten der einzelnen Biokraftstoffe gewaltig. Zudem spielt die eingesetz-
te Biomasse eine entscheidende Rolle (siehe Abbildung 15). 
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Abbildung 15: CO2-Einsparungskosten der Biokraftstoffe (Quelle: IFEU 2004) 

3.1.2 Politische Rahmenbedingungen der Biokraftstoffe 

„Es gibt letztlich keinen Sektor der Energiewirtschaft, der nicht in einer intensiven Wechsel-
beziehung mit der Politik stünde. Dies allein verleiht dem Sektor eine außergewöhnliche Stel-
lung in der Gesamtwirtschaft und im Raum“ (BRÜCHER 1997, S. 332). Diese allgemeine Fest-
stellung gilt dementsprechend auch für den Kraftstoffsektor und so kommt die EUROPÄISCHE 
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KOMMISSION (2001, S. 18) zu der folgenden Feststellung: „Ohne die abgestimmten Entschei-
dungen über Steuer-, Energie- und Umweltpolitik in diesen Bereichen und ohne die klaren 
Vorgaben für die landwirtschaftliche Erzeugung und die verarbeitende Industrie ist es aller-
dings fraglich, ob die Biokraftstoffe einen nennenswerten Anteil am gesamten Kraftstoff-
verbrauch in der EU ausmachen werden.“ Während die energiepolitischen Rahmenbedingun-
gen die Absatzfähigkeit im Energiesektor ermöglichen, verbessern die agrarpolitischen Rah-
menbedingungen die Konkurrenzfähigkeit des Energiepflanzenanbaues. Somit wird die Wett-
bewerbsfähigkeit der Produktion biogener Treibstoffe wesentlich durch politische Entschei-
dungen bestimmt.  
Beim derzeitigen Stand der Technik und Rohstoffpreisen ist in der EU erzeugter Biodiesel bei 
einem Erdölpreis von etwa 60€ (ca. 75$/barrel) und BioEthanol bei einem Preis von 90€ (ca. 
110$/barrel) wettbewerbsfähig (EUROPÄISCHE KOMMISSION 2006). Dies würde aber bei weiter 
steigenden Ölpreisen bedeuten, dass eine politische Kontrolle über die Förderung nicht mehr 
nötig ist, da die Backstop-Technologie Biokraftstoff auch ohne Subventionen wettbewerbsfä-
hig wäre. 
 

3.1.2.1 Energiepolitische Rahmenbedingungen 

Politische Entscheidung für die Biokraftstoffe in der EU und in Deutschland 
Die Biokraftstoffproduktion stellt einen weltweiten globalen Trend dar, der in vielen Ländern 
durch entsprechende Förderprogramme unterstützt wird (HENKE 2005). An dieser Stellen sol-
len nun die konkreten politischen Entscheidungen (Gesetze, Verordnungen,…) auf der Ebene 
der EU und Deutschlands vorgestellt werden, die die Entwicklung der Biokraftstoffe in 
Deutschland und damit auch in NRW ermöglicht haben und ermöglichen. 
Letztlich sind es die energiepolitischen Entscheidungen zur Förderung der Biokraftstoffe, die 
die Entwicklung der Biokraftstoffe vorangetrieben haben. Sie schaffen die Absatzkanäle für 
Biokraftstoffe im Energiemarkt, also am Ende der Produktionskette. Durch die politische 
Förderung entsteht eine ökonomische Konkurrenzfähigkeit, so dass die Biokraftstoffe in den 
Markt gebracht werden können.  
 
EU-Biokraftstoff-Richtlinie 

Im Bereich der biogenen Kraftstoffe wurde am 8.5.2003 die Richtlinie 2003/30/EG zur Förde-
rung der Verwendung von Biokraftstoffen oder anderen erneuerbaren Kraftstoffen im Ver-
kehrssektor verabschiedet. Demnach sollten die EU-Mitgliedstaaten sicherstellen, dass ein 
Mindestanteil an Biokraftstoffen und anderen erneuerbaren Kraftstoffen auf ihren Märkten in 
den Verkehr gebracht wird. Dieser Anteil soll, gemessen am Energiegehalt, bis zum 31. De-
zember 2005 bei 2% liegen und bis zum 31. Dezember 2010 auf 5,75% ansteigen (EUROPÄI-
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SCHE UNION 2003). Langfristig soll ein Anteil von 20% der Biokraftstoffe am Markt bis 2020 
angestrebt werden (INSTITUT FÜR ENERGETIK UND UMWELT 2004). 
 

EU-Energiesteuerrichtlinie 
Am 27. Oktober 2003 verabschiedete der Europäische Rat die Richtlinie 2003/96/EG zur Re-
strukturierung der gemeinschaftlichen Rahmenvorschriften zur Besteuerung von Energieer-
zeugnissen und elektrischem Strom. Demnach ist den Mitgliedstaaten eine Mineralölsteuer-
ermäßigung bis hin zur totalen Befreiung für reine Biotreibstoffe bzw. den biogenen Anteil im 
Treibstoff gestattet. Allerdings darf es dabei nicht zu einer Überkompensation kommen. Diese 
Richtlinie geht weiter als die ursprünglichen Kommissionsvorschläge, nämlich nur eine ma-
ximal 50%-ige Mineralölsteuerbefreiung zuzulassen. Sie ist von besonders hoher Relevanz, 
da sie die in Deutschland vorgesehene totale Mineralölsteuerbefreiung ermöglicht (INSTITUT 

FÜR ENERGETIK UND UMWELT 2004). 
 

Steuerbefreiung der Biokraftstoffe in Deutschland bis 2009 
Die Neufassung des Gesetzes zur Steuerbegünstigung der Biokraftstoffe wurde vom Bundes-
tag und Bundesrat am 28. November 2003 verabschiedet. Das Gesetz sieht die 100%-ige 
Steuerbegünstigung der Biokraftstoffe bis zum 31.12.2009 vor. Verschiedene Ministerien 
müssen einen jährlichen Bericht über die Markteinführung der Biokraftstoffe verfassen, wor-
an beurteilt wird, ob es zu einer Überkompensation kommt. In diesem Fall wird ein Vorschlag 
zur Anpassung der Steuerbegünstigung verfasst, bei dem die Effekte des Klima- und Umwelt-
schutzes, der Schutz der natürlichen Ressourcen, die externen Kosten, die Versorgungssicher-
heit und die Realisierung der EU-Richtlinie 2003/20/EG zu berücksichtigen sind (DEUTSCHER 

BUNDESTAG 2003). Die Steuerbefreiung der Biokraftstoffe wurde vor allem mit ökologischen, 
energie-, beschäftigungs- und strukturpolitischen Argumenten begründet. Diese Steuerbefrei-
ung ist das treibende Instrument des Ausbaues der Biokraftstoffe in Deutschland. 
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Abbildung 16: Zusammensetzung des Preises für Dieselkraftstoff (Quelle: MWV 2006) 

Abbildung 16 zeigt die enorme Steuerlast, die auf dem Mineralölkraftstoffen liegt. Dies be-
deutet aber auch im Umkehrschluss einen sehr hohen Anreiz zur Produktion und Import von 
Biokraftstoffen, wenn eine 100%-ige Steuerermäßigung wie in Deutschland gewährt wird. 
 

3.1.2.2 Agrarpolitische Entwicklungen im Bereich des Ackerbaus und der Nach-
wachsenden Rohstoffe 

Im Gegensatz zu den energiepolitischen Entscheidungen setzen die agrarpolitischen Entschei-
dungen am Anfang der Produktionskette an. Sie verbessern die Wettbewerbsfähigkeit des 
Energiepflanzenbaues gegenüber einer anderen Flächennutzung. 
Die Umsetzung der Luxemburger Beschlüsse in der Agrarreform des Jahres 2005 (Mid-Term-
Review) hat im Bereich der Nachwachsenden Rohstoffe für NRW folgende wichtige Verän-
derungen gebracht: 

1) Änderung der Stilllegungsverpflichtungen  
Vor der Agrarreform wurde die Pflichtstilllegung (10% oder 5% wie im Jahr 2004) als Anteil 
der Fläche, die mit Grand Cultures–Pflanzen bestellt wurden, berechnet. Das heißt für Zu-
ckerrüben, Kartoffeln und Gemüse musste keine Flächenstilllegungen betrieben werden. Mit 
dem Mid-Term-Review hat sich die Grundlage zur Berechnung der obligatorischen Stillle-
gung geändert. Die Stilllegung wird nun als Anteil der gesamten Ackerfläche bestimmt (vgl. 
Abbildung 17). Es gelten regionale Stilllegungssätze für die Bundesländer (siehe BMVEL 
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2005A). Im Anbaujahr 2005 mussten in NRW unter Beachtung der Kleinerzeugerregelung 
von allen Ackerflächen 8,05% stillgelegt werden. Eine Korrektur der Stilllegungssätze be-
wirkt eine Absenkung des Stilllegungssatzes auf 7,78% für das Anbaujahr 2006 (DBV 2005).  

 
Abbildung 17: Änderung der Stilllegung (Quelle: LZ RHEINLAND 2005) 

Dies führt dazu, dass Regionen mit einem hohen Anteil von Zuckerrüben, Kartoffeln und 
Obst eine plötzliche Erhöhung der Stilllegungsverpflichtung verzeichnen (siehe Karte 3). 
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Karte 3: Zunahme der Stilllegungsverpflichtung durch die Umsetzung der Luxemburger Beschlüsse 
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Vor allem im Rheinland und am Niederrhein führt das zu einer starken Erhöhung der Flä-
chenstilllegung. 
 

2) Handelbarkeit der Stilllegungsverpflichtungen 
Die obligatorische Flächenstilllegung wird auf der Grundlage der im Jahre 2005 beihilfefähi-
gen Ackerflächen anhand des regionalen Stilllegungssatzes festgelegt (BMVEL 2005A). Da-
mit erhält jeder Betrieb festgeschriebene Stilllegungs-Zahlungsansprüche, die sich in den Fol-
gejahren nicht mehr ändern werden (sie werden also nicht wie in früheren Jahren immer wie-
der von der jährlichen stilllegungsfähigen Ackerfläche berechnet).  
Ab dem Jahr 2006 ist dann ein Handel der Stilllegungsverpflichtungen in den Regionen 
(Bundesländern) möglich. Dies wird dazu führen, dass die quasi-obligatorische Stilllegung 
aus den guten Ackerbaustandorten auf die weniger günstigen Standorte „wandern“ wird.  
 

3) Aktivierung der Stilllegungszahlungsansprüche 
Mit den Luxemburger Beschlüssen wurden unter dem Stichwort der Entkoppelung die Prä-
mienzahlungen der EU im Rahmen der Betriebsprämienregelung in Flächenprämien umge-
wandelt. Um die Zahlungsansprüche der Flächenprämie zur Auszahlung zu bringen, müssen 
diese mit Ackerfläche, Grünland oder Stilllegungsfläche aktiviert werden. Die Zahlungsan-
sprüche für die Stilllegungsverpflichtungen müssen vor allen anderen Zahlungsansprüchen 
aktiviert werden (siehe BMVEL 2005A), was ebenfalls ein verdeckter Anreiz zur Nutzung der 
Nachwachsenden Rohstoffe ist, sofern ein ausreichender Deckungsbeitrag auf der Stilllegung 
erreicht wird. 
 

4) Einführung der Energiepflanzenprämie 
Durch die Einführung einer Energiepflanzenprämie (CO2-Prämie) von 45€/ha (limitiert auf 
1,5 Mio. ha in der Europäischen Gemeinschaft) wird der Anbau von Nachwachsenden Roh-
stoffen zur energetischen Verwertung auf Basisflächen interessanter. Die Energiepflanzen-
prämie gilt nicht für Stilllegungsflächen. Mit dieser Prämie soll die Konkurrenzfähigkeit des 
Energiepflanzenbaues gegenüber der Food-Produktion auf der gesamten landwirtschaftlichen 
Nutzfläche gestärkt werden. Diese hat jedoch generell einen geringen Einfluss auf die Ent-
scheidung, Energiepflanzen anzubauen. Zum einen ist die Höhe der Energiepflanzenprämie 
zu gering und wird im Normalfall an die Industrie weitergereicht. Zum anderen entstehen 
Transaktionskosten (BMVEL 2005A). 
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3.1.2.3 Verkehrspolitische Rahmenbedingungen 

Selbstverpflichtung der Automobilhersteller 
Im Jahr 1998/99 haben sich die europäischen, japanischen und koreanischen Automobilher-
steller für den PKW-Bereich zur Reduktion ihrer durchschnittlichen spezifischen CO2-
Emissionen von 25% innerhalb von 10 Jahren verpflichtet, so dass diese ab 2008/2009 nur 
noch maximal 140 g CO2/Fahrzeugkilometer betragen sollen. Diese Vereinbarung unterstützt 
maßgeblich die europäische Strategie zur Reduzierung der durchschnittlichen spezifischen 
CO2-Emissionen im PKW-Bereich auf 120 g CO2/Fahrzeugkilometer bis zum Jahr 2010. Bis 
zum Jahr 2000 konnten die Emissionen von 187g auf 168g CO2/Fahrzeugkilometer gesenkt 
werden, welches in erster Linie durch den verstärkten Absatz von Dieselfahrzeugen erreicht 
wurde. Vor diesem Hintergrund wird die Erreichung der Selbstverpflichtung kritisch einge-
schätzt (INSTITUT FÜR ENERGETIK UND UMWELT 2004). Um die selbst gesteckten Ziele doch 
noch zu erreichen, ist der Einsatz von Biokraftstoffen für die Automobilindustrie eine relative 
kostengünstige Variante (siehe Tabelle 2). 

Tabelle 2: CO2-Vermeidungskosten im Verkehrssektor (Quelle: BREUER 2004 nach MALY UND DEGEN 

2003) 

Kraftstoff/Fahrzeug/Antrieb CO2 –Reduktionskosten je Tonne 

Konventionelles Fahrzeug 
Beimischung flüssige Biokraftstoffe 

ca. 50€ 

BZ-Fahrzeuge 
Wasserstoff regenerativ hergestellt 

ca. 190€ 

Konventionelles Fahrzeug 
Erdgas 

ca. 280€ 
 

BZ-Fahrzeuge 
Wasserstoff aus Erdgas hergestellt 

ca. 340€ 

Weiterentwicklung konventioneller 
Antriebe 

ca. 480€ 

 
Dieser Sachverhalt hat die deutsche Automobilindustrie dazu veranlasst eine Beimischung 
von Biokraftstoffen zu den Mineralölkraftstoffen von bis 10% als höchste Priorität zu fordern. 
Die mittelfristige Strategie ist der Ausbau der BTL-Produktion in großtechnischen Anlagen 
und als langfristige Perspektive wird der Wasserstoff gesehen (VDA 2006). 
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3.1.2.4 EU-Biomasse Aktionsplan und EU-Biokraftstoff-Strategie 

EU-Biomasse Aktionsplanplan 
Am 07.12.2005 veröffentlichte die EU-Kommission den Aktionsplan Biomasse (EUROPÄI-

SCHE KOMMISSION 2005). Hier wurde dem Einsatz der Biomasse eine zentrale Bedeutung für 
Europa im Bereich der Energieversorgung eingeräumt. Sollen die Ziele in Bezug auf Wachs-
tum, Beschäftigung und Nachhaltigkeit auch bei steigenden Ölpreisen und zunehmender Ab-
hängigkeit von Energieeinfuhren gesichert bleiben, dann muss der Einsatz der Biomasse fo-
kussiert werden. Neben dem Potenzial wird auf die Kosten und Nutzen der Biomasse einge-
gangen. Es zeigt sich, dass die Biomasse in allen Energiebereichen (Strom, Wärme, Kraft-
stoff) einsetzbar ist. Die Kommission stellt klar, dass Bioenergie ein Querschnittsthema ist. 
Von der Biomasseversorgung ( GAP, Forstwirtschaft, Abfälle, einzelstaatliche Förderung) 
bis zur Energieerzeugung (Regional- und Strukturfonds) ist eine integrative Betrachtung des 
Themas notwendig (EUROPÄISCHE KOMMISSION 2005). Dieser Aktionsplan ist ein deutliches 
Zeichen, dass die Europäische Kommission weiter gewillt ist, die Biomasse in der gesamten 
Breite der Nutzungsmöglichkeiten zu fördern. 
 
EU-Biokraftstoff-Strategie 
Nach dem Aktionsplan folgte am 08.02.2006 die EU-Biokraftstoff-Strategie. Dieses klar ge-
gliederte Papier gibt die Ansicht der Europäischen Kommission wieder. Dies ist zu erwähnen, 
da beim Querschnittsthema Biokraftstoffe im Vorfeld aus den verschiedenen Generaldirektio-
nen (Landwirtschaft, Energie und Verkehr, Handel, Umwelt) nach Inkrafttreten der EU-
Biokraftstoff-Richtlinie verschiedene Meinungen zu hören waren. 
Der Strategie liegen drei Hauptziele zugrunde: 

- Biokraftstoffe sollen in der EU und in den Entwicklungsländern stärker gefördert wer-
den. 

- Die Biokraftstoffnutzung soll auf eine breite Basis gestellt werden. Hiermit sind ein 
optimierter Biomasseanbau, der Ausbau der Nutzung der Biokraftstoffe der 2. Genera-
tion sowie die Förderung von Demonstrationsprojekten und der Abbau der nichttech-
nischen Hemmnisse gemeint. 

- Die Möglichkeiten der Produktion von Biokraftstoffen in den Entwicklungsländern, 
besonders in den von der EU-Zuckermarkt-Reform betroffenen Ländern, sollen unter-
sucht werden. 

Die Strategie arbeitet zudem sieben politische Schwerpunkte der Biokraftstoffe in Europa 
heraus: 
1. Förderung der Nachfrag nach Biokraftstoffen 
Hier ist die Berichterstattung der Mitgliedsländer über die Biokraftstoff-Richtlinie zu prüfen 
und gegebenenfalls zu überarbeiten, auch mit Blick auf Verpflichtungen zu Zwangsbeimi-
schungen. Eine besondere Förderung der Biokraftstoffe der 2. Generation wird vor dem Hin-
tergrund der Substitutionsbegrenzung der Biokraftstoffe der 1. Generation angestrebt. Ebenso 
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denkt die Kommission über Maßnahmen zur Förderung von umweltfreundlichen und energie-
effizienteren Fahrzeugen (auch Fahrzeuge, deren Kraftstoff ein hoher Anteil Biokraftstoff 
beigemischt werden kann) nach. Hier soll dem Netzwerkprodukt Biokraftstoff Rechnung ge-
tragen werden (siehe Kapitel 3.1.5). 
 
2. Nutzung von Umweltvorteilen 
Es soll geprüft werden, ob die Verwendung von Biokraftstoffen auf die Ziele für die Verrin-
gerung des CO2-Ausstoßes von Fahrzeugflotten angerechnet werden kann. Biokraftstoff soll 
eine optimale Klimaschutzwirkung erzielen. Vor allem muss gewährtleistet sein, dass der An-
bau der Rohstoffe für die Biokraftstoffe in der EU und besonders in den Entwicklungsländern 
nachhaltig erfolgt. Weitere Überlegungen gibt es zur Korrektur der DIN-Normen für Mineral-
ölkraftstoffe in Bezug auf Grenzwerte (Dampfdruck,…) und Beimischungsmengen. 
3. Entwicklung von Erzeugung und Vertrieb von Biokraftstoffen 
Die Mitgliedsstaaten und die Regionen sollen dazu angehalten werden, eine Aufstellung von 
Rahmenplänen, Konzeptionen und operationellen Programmen im Rahmen der Kohäsionspo-
litik und der Politik zur Entwicklung des Ländlichen Raumes zur Förderung der Biokraftstof-
fe vorzunehmen. Es wird eine Ad-hoc-Arbeitsgruppe eingerichtet und die Biokraftstoff-
Branchen beobachtet, so dass es zu keiner Diskriminierung von einzelnen Biokraftstoffen 
kommen kann. 
4. Expansion der Rohstoffproduktion 
Hier ist eine Reihe von Maßnahmen geplant, die unmittelbare Auswirkungen auf die Land-
wirtschaft haben werden: 

- Überprüfung, ob Zuckerrüben für den Anbau auf Stilllegungsflächen und zur Erlan-
gung der Energiepflanzenprämie zuzulassen sind 

- Überprüfung, ob mehr Getreide aus Interventionsbeständen zu Biokraftstoffen zu ver-
arbeiten ist, um Ausfuhrerstattungen zu sparen 

- Überprüfung der Umsetzung der mit dem Midterm Review eingeführten Energie-
pflanzenprämie 

- Auswirkungen der Nachfrage der Biokraftstoffe auf den „klassischen“ Bereich der 
Landwirtschaft in der EU und den Entwicklungsländern, vor allem auf die Versorgun-
gen und die Preise von Lebensmitteln 

- Informationskampagne für Land- und Forstwirte finanzieren 
- Ausarbeitung eines Forst-Aktionsplan für die verstärkte Energiegewinnung aus Holz 
- Überprüfungen von Regelungen, vor allem im Bereich der Neben- und Abfallproduk-

te, die den Ausbau der Biokraftstoffe behindern könnten. 
5. Mehr Möglichkeiten für den Handel 
Biokraftstoffe sind momentan nicht speziell zolltariflich eingereiht, und somit lässt sich nicht 
genau beziffern, in welchem Umfang Ethanol- und Pflanzenölimporte letztendlich im Ver-
kehrssektor verwendet wurden. Die Kommission wird die Vor- und Nachteile eigener No-
menklaturcodes für Biokraftstoffe prüfen. BioEthanol kann momentan über die KN-Codes 
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2207 im Rahmen einiger Präferenzabkommen zollfrei eingeführt werden (siehe Fallstudie 
Rheinland). Dieses soll gerade für die AKP-Staaten weiter aufrechterhalten werden. Für die 
anstehenden Handelsverhandlungen im Rahmen der DOHA-Runde (WTO) und der bilatera-
len MERCOSUR-Verhandlungen soll ein ausgewogenes Konzept im Spannungsfeld der stei-
genden Nachfrage nach BioEthanol und den Interessen der heimischen Erzeuger sowie der 
Handelspartner gefunden werden. Zudem soll die Biodiesel-Norm EN 14214 überprüft wer-
den, da diese momentan den Einsatz von Rapsöl stark begünstigt. 
6. Unterstützung der Entwicklungsländer 
Die Kommission will dafür sorgen, dass die Begleitmaßnahmen für die AKP-Staaten im 
Rahmen der EU-Zuckermarktreform zur Entwicklung von BioEthanolkapazitäten eingesetzt 
werden. Außerdem soll eine Unterstützung der Entwicklungsländer, die ein Potenzial zur 
Biokraftstoffproduktion haben, mit Aktionsplänen und Maßnahmenpaketen, die eine ökono-
mische und ökologische Entwicklung durch die Biokraftstoffe ermöglichen, angestrebt wer-
den. 
7. Förderung von Forschung und Entwicklung 
Die Kommission kündigt hier an, dass im 7. EU-Forschungsrahmenprogramm die Biokraft-
stoffe eine wichtige Stellung einnehmen werden und mit Hilfe der Forschung die Wettbe-
werbsfähigkeit der Biokraftstoffindustrie zu stärken ist. Des Weiteren soll ein Bio-Raffinerie-
Konzept erarbeitet werden und eine Biokraftstoff-Technologie-Plattform aufgebaut werden 
(EUROPÄISCHE KOMMISSION 2006). 
Die EU-Biokraftstoff-Strategie zeigt abermals die große Bedeutung der Biokraftstoffe zur 
Lösung der europäischen doppelten Problemlage im strategischen Verkehrssektor (Importab-
hängigkeit und Klimaschutz). Es wurde eine Reihe von einzelnen Maßnahmen in Angriff ge-
nommen, die alle dazu führen werden, dass die Biokraftstoffe in Europa weiterhin massiv 
gefördert werden. 
Die Einschätzung der Ausgestaltung der Handelsabkommen (z.B. 1 Mio. t Ethanol aus MER-
COSUR-Verhandlungen,…) gehört zu den wichtigsten Abschätzungen bezüglich der Ent-
wicklungsmöglichkeiten der Biokraftstoffe in der europäischen Union und damit auch in 
Deutschland und NRW. Aufgrund der ökonomischen Wettbewerbsfähigkeit der außereuropä-
ischen Biokraftstoffproduzenten, des Klimaschutzvorteils von Ethanol aus Zuckerrohr und der 
Entwicklungsmöglichkeiten für Entwicklungsländer und Kompensation für die Zuckermarkt-
reform für die AKP-Staaten kann mit steigenden Importen aus Drittländern vor allem im Be-
reich des Ethanols gerechnet werden. Welche Mengen zu erwarten sind, hängt von der Aus-
gestaltung der Handelsabkommen und der Präferenzabkommen ab. 
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3.1.3 Prozessketten relevanter Biokraftstoffe 

Für jedes Segment der Produktionskette der Biokraftstoff-Produktion stellt sich letztlich die 
Frage nach der Standortwahl und damit nach dem Wertschöpfungspotenzial in dieser Region. 
Soll das Ziel die Erhöhung der Wertschöpfung im Ländlichen Raum sein, dann sollten mög-
lichst viele Segmente der Produktionskette dort realisiert werden. Im Folgenden werden nun 
die Prozessketten der relevanten Biokraftstoffe in Deutschland mit Inputbiomassen und Kop-
pelprodukten vorgestellt. 
 
Pflanzenölbasierte Kraftstoffe können aus verschiedenen ölhaltigen Pflanzen hergestellt wer-
den (siehe Abbildung 18). In dieser Arbeit wird allerdings ausschließlich Raps als Ausgangs-
rohstoff betrachtet. Somit wird bei den reinen Pflanzenölen Rapsöl und bei den umgeesterten 
Pflanzenölen Rapsölmethylester im Vordergrund stehen. Rapsölmethylester (RME) wird 
landläufig auch als Biodiesel bezeichnet. Mit dem Begriff Biodiesel können allerdings auch 
Kraftstoffe gemeint sein, die auf der Basis von Tiermehl und -fetten oder anderen Fetten pro-
duziert wurden.  
BioEthanol kann man grundsätzlich herstellen aus: 

- zuckerhaltigen Pflanzen (Zuckerrohr, Zuckerhirse, Zuckerrüben) 
- stärkehaltigen Pflanzen (Mais, Getreide, Maniok, Kartoffeln) und 
- cellulosehaltigen Pflanzen (Holz, Stroh, etc.) 
(HARTMANN UND KALTSCHMITT 2002). 

In dieser Arbeit wird der Schwerpunkt auf die Produktion von BioEthanol auf Basis von Ge-
treide (Weizen, Roggen) und Zuckerrüben liegen. Hier gibt es in Deutschland schon Erfah-
rungen sowohl beim Anbau als auch in der Verarbeitung. (weitere Informationen, auch zu den 
Rahmenbedingungen siehe Kapitel 3.5.1). Die Entwicklung der BioSynFuels (BtL-
Kraftstoffe) steckt noch in der Pilotphase. Die BioSynFuels sollen eine breite Auswahl an 
möglicher Inputbiomasse verarbeiten können. Das Biogas wird hier ebenfalls als Kraftstoff 
aufgeführt. Als mögliche Rohstoffe kommen Gülle, Bioabfälle, Maissilage, GPS und Getreide 
in Frage. Auch wenn die Verwendung von Biogas als Kraftstoff aufgrund des steuerbegüns-
tigten Erdgases noch recht wenig verbreitet ist, ist die Verstromung des Biogases (auch mit 
vorheriger Einspeisung ins Erdgasnetz) durch das EEG eine lukrative Alternative. Dies stellt 
letztlich eine Nutzungskonkurrenz der Ackerflächen für die Produktion der flüssigen Bio-
kraftstoffe dar. 
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Abbildung 18: Produktionsketten der relevanten Biokraftstoffe mit Inputbiomassen und Koppelproduk-

ten in Deutschland 
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Pflanzenölbasierte Kraftstoffe 

Tabelle 3: Ölsaatenverarbeitung in zentralen und dezentralen Anlagen nach WIDMANN 2005, TFZ 2006 

Kriterium Zentral Dezentral 
Betriebsform überwiegend Kapitalgesellschaften 

(GmbH, AG), größtenteils nationa-
le, europäische und internationale 

Konzerne, Großunternehmen 

überwiegend mittelständische, ge-
nossenschaftliche (GmbH, EZG, 
e.V.) und private Unternehmen, 

größtenteils nicht eingebunden in 
Konzerne 

Standort an zentralen Verkehrswegen 
(Wasserstraßen, Bahn, Straße) 

unmittelbar im Einzugsgebiet der 
landwirtschaftlichen Produktion 

gelegen 
Verkehrswege überwiegend Straße 

Anlagenkonzept Konditionierung der Saat, Pressen 
und Lösungsmittel-Extraktion, 

Raffination der Öle, 
Entbenzinierung des Extraktions-

schrots; geringe Flexibilität 

Pressen ohne Lösungsmittel-
Extraktion und Wärmebehandlung 

der Saat, Rohölreinigung; hohe 
Flexibilität 

 
Organisatorische Einbindung in die 

landw. Produktion 
in der Regel von landwirtschaftli-

cher Produktion getrennt (mit Zwi-
schenhandel) 

Direkte oder indirekte Einbindung 
in die landwirtschaftliche Produkti-

on (kein Zwischenhandel) 
Verarbeitungskapazität über 500t/Tag bis 25t/Tag (in Ausnahmefällen 

auch drüber) 
Einzugsgebiet International Regional, 

unmittelbarer Umkreis um den 
Verarbeitungsstandort (ca. 50 km) 

Transportlogistik großtonnagige Transporte und La-
gerung mit mehreren Zwischensta-
tionen für Ölsaaten und Endproduk-

te, 
Transporte weltweite mit Schiff, 

Bahn über größere Strecken 

überwiegend kleintonnagige direkte 
Transporte innerhalb des Einzugs-

gebietes, 
Transporte regional mit LKW, Bahn

Produktionssortiment Voll- und Halbraffinate, vor allem 
aus Raps, Sonnenblumen, Lein, 

Soja; Extraktionsschrot 

überwiegend Kaltgepresstes Pflan-
zenöl aus einer Vielzahl von Ölsaa-

ten; Presskuchen 
Produktkenndaten größtenteils standardisierte Qualitä-

ten der Endprodukte; 
Extraktionsschrott mit Restfettge-

halt von <1% 

Bislang noch keine standardisierte 
Qualität aller Endprodukte 

Qualitätsmerkmale verbesserungs-
fähig; 

Presskuchen mit Restfettgehalt von 
10-18% 

Umweltaspekte hoher Aufwand für wirtschaftlichen 
Energieeinsatz und Umweltschutz, 

hohes Transportaufkommen 

geringer Energiebedarf, kein Ein-
satz von Lösungsmitteln, keine 

produktionsbedingten Abwässer; 
geringes Transportaufkommen, 

Kreislaufwirtschaft 
Vermarktung weltweite Partien; food/non-food Regional; Bedienung von Marktni-

schen; food/non-food 
Steigerung der Wertschöpfung für 

die Landwirtschaft 
keine (Weltmarktpreise) möglich (höherer Preis erzielbar) 

Wirtschaftlichkeit gegeben; Maßstab für Wirtschaft-
lichkeitsbetrachtung dezentraler 

Anlagen 

abhängig von regionalen Marktge-
gebenheiten 

Markterschließung gesichert Markterschließung für Nischenpro-
dukte und alternative Nutzungen 

erforderlich 
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Es gibt zwei Möglichkeiten der Ölsaatenverarbeitung in Deutschland (vgl. Tabelle 3), die im 
Folgenden vorgestellt werden. 
In den zentralen, großtechnischen Ölmühlen erfolgt die Gewinnung des Rapsöls (vgl. 
Abbildung 19) nach einem aufwendigeren Verfahren als bei den dezentralen Ölmühlen. Es 
erfolgt eine Vorbehandlung des Rapses und dann erst die Pressung. Um eine Ölausbeute von 
99% zu erreichen, wird ein Lösungsmittel zur Extraktion eingesetzt. Das gewonnene Rapsöl 
wird meist zu Biodiesel weiterverarbeitet. Als Koppelprodukt fällt ein proteinhaltiges Futter-
mittel (Rapsextraktionsschrot) an (HARTMANN UND KALTSCHMITT 2002, WIDMANN UND 

THUNEKE 2002). 

 
Abbildung 19: Verfahrensablauf bei der Pflanzenölgewinnung und –raffination in zentralen Anlagen 

(Quelle: WIDMANN 2005) 

Die kleinen, dezentralen Anlagen verarbeiten den Raps nach einem technisch sehr einfachen 
Verfahren (vgl. Abbildung 20). Es findet ausschließlich eine mechanische Entölung über 
Schneckenpressen (Kaltpressen) statt. Damit liegt die Ölausbeute nur zwischen 75% und 
85%. Als Koppelprodukt fällt Presskuchen (proteinhaltiges Futtermittel) an. 
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Abbildung 20: Verfahrensschritte der Ölsaatenverarbeitung in dezentralen Anlagen (Quelle: WIDMANN 
2005) 

Um Pflanzenöl nun als Kraftstoff in Motoren einsetzen zu können, sind zwei Wege möglich: 
- Anpassung des Motors: Damit kann naturbelassenes, reines Pflanzenöl gefahren wer-

den: Hier ist vor allem der Name Ludwig Elsbett zu nennen, der mit seinem „Duo-
therm-Verfahren“ wohl den bekanntesten Motor für Pflanzenöle entwickelt hat (WID-

MANN UND THUNEKE 2002). Heute werden aber vor allem umgerüstete Standard-
Dieselmotoren eingesetzt. 

- Anpassung der Kraftstoffe: Bei der Anpassung des Kraftstoffes wird versucht, das 
Pflanzenöl durch chemische Veränderung den Eigenschaften des Mineralöldiesels an-
zupassen (HARTMANN UND KALTSCHMITT 2002). 

 
Biodiesel 
Das bekannteste und am weitesten verbreitete Verfahren zur Anpassung des Kraftstoffs ist die 
so genannte Umesterung. Hierdurch wird aus Rapsöl RME. Der dreiwertige Alkohol des 
Pflanzenöls (Glycerin) wird durch Zugabe von 10% Methanol (einwertiger Alkohol) ver-
drängt. Somit fällt als Koppelprodukt Glycerin an, das entweder als Rohglycerin oder als auf-
gearbeitetes Pharmaglycerin verkauft werden kann (HARTMANN UND KALTSCHMITT 2002). 
Die Produktion der Pflanzenöle und des Biodiesels dient also der Substitution von Mineralöl-
dieselkraftstoff. 
 
Absatz der Pflanzenölbasierten Kraftstoffe 
Im Jahr 2005 wurde der Absatz von Pflanzenölkraftstoffen auf 0,3 Mio. t geschätzt. Von den 
insgesamt 1,8 Mio. t Gesamtabsatz von Biodiesel wurden insgesamt 1,2 Mio. t als Reinkraft-
stoff vermarktet (UFOP 2006). Auch der Absatz in der Landwirtschaft ist 2005 erstmals zum 
Tragen gekommen (siehe Abbildung 21). 
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Abbildung 21: Biodiesel-Absatz nach Segmenten (Quelle: VERBAND DER DEUTSCHEN BIOKRAFTSTOFFIN-

DUSTRIE 2006) 

 
BioEthanol 
Die verschiedenen Verfahrenschritte der BioEthanol-Produktion veranschaulicht Abbildung 
22. Bei den zuckerhaltigen Rohstoffen erfolgt zuerst eine Zuckersaftgewinnung. Wird der 
Zuckersaft nicht sofort verarbeitet, wird er zu Dicksaft eingedampft und dann nach der Lage-
rung verarbeitet. Grundsätzlich kann Zucker durch alkoholische Gärung in Ethanol und Koh-
lenstoffdioxid umgewandelt werden. Da jedoch grundsätzlich auch stärke- und cellulosehalti-
ge Rohstoffe verwendet werden können, müssen diese in einem Zwischenschritt zuerst aufge-
schlossen und dann verzuckert werden. Die aus den verschiedenen Grundstoffen gewonnenen 
Ausgangslösungen werden dann mit Hilfe von Hefe vergoren. Nach dem Gärprozess erfolgt 
aus der gewonnenen vergorenen Maische die Alkoholanreicherung (Destillation). Es entsteht 
ein 96%-iger Alkohol. Dieser muss durch die Absolutierung auf 99,5% konzentriert werden, 
damit man ihn den fossilen Treibstoffen beimischen kann (HARTMANN UND KALTSCHMITT 
2002). Als Koppelprodukt entsteht die so genannte Schlempe. 
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Abbildung 22: Schema der Ethanolgewinnung aus zucker- und stärkehaltiger Biomasse (Quelle: WIRT-

SCHAFTLICHE VEREINIGUNG ZUCKER 2004) 

Die Schlempe aus kleineren Brennereien wird entweder verfüttert oder als Dünger ausge-
bracht. Aufgrund des Volumens und aus Umweltgründen ist diese unproblematische Verwen-
dung bei größeren Brennereien nicht möglich (SCHMITZ 2003). 
Die Getreideschlempen verursachen in einer Großbrennerei wesentliche Investitionen und 
stellen einen wichtigen Kostenfaktor bei der Ethanolerzeugung dar. Auf die Schlempeverar-
beitung entfallen ca. 45% der Investitionen und ein ebenso hoher Anteil auf den Energie-
verbrauch (SCHMITZ 2003). Allerdings verringern die bei stärkehaltigen Rohstoffen anfallen-
den DDGS (Distiller´s Dried Grain Solubles), die als hochwertiges Eiweißfuttermittel ver-
kauft werden, die Produktionskosten um ein Achtel. Die Schlempen sind ungetrocknet nur 
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drei Tage haltbar und müssen dementsprechend zeitnah verfüttert werden (HENNIGES UND 

ZEDDIES 2003). Die Trocknung und damit die Konservierung der DDGS erfordern erhebliche 
Energiemengen und lassen die Kosten- und CO2-Bilanz des Ethanols schlechter werden. Sie 
sind aber notwendig, wenn die Anlagen eine gewisse Größe überschreiten, da die regionale 
Vermarktung der ungetrockneten DDGS an ihre Grenzen stößt (KUHN 2005). 
Bei der Produktion auf Basis von Zuckerrüben entstehen Trockenschnitzelpellets und Vinas-
se, die als Tierfutter verkauft werden und damit die Produktionskosten ebenfalls erheblich 
reduzieren.  
Durch Ethanol kann man Benzin auf zwei verschiedene Weisen ersetzen. Entweder wird er 
dem Ottokraftstoff direkt oder in Form von ETBE (Ethyl-Tertiär-Butyl-Ether), einem Kraft-
stoffzusatz (Klopffestiger), der den bisherigen auf Basis von Methanol produzierten MTBE 
ablösen kann, beigemischt. 
BioEthanol aus cellulosehaltiger Biomasse 
Hier würden vor allem Holz und Stroh als Biomasse zum Einsatz kommen. Die kanadische 
Firma IOGEN hat in Kanada bereits ein erstes Ethanol-Werk auf Basis von Stroh gebaut und 
ist momentan auf der Suche nach einem Standort in Deutschland. IOGEN arbeit hier mit dem 
Erdöl-Konzern Shell zusammen.  
 
Absatz des BioEthanol 
Der Ethanolabsatz im Verkehrssektor findet zurzeit fast ausschließlich in Form von ETBE 
statt (siehe Kapitel 3.5.1). Mit dem geplanten Beimischungszwang ab 2007 wird auch Ethanol 
als ’Blends’ dem Benzin zugesetzt werden. Es ist eine schrittweise Steigerung des Beimi-
schungsanteils angestrebt. 
Momentan gibt es allerdings auch schon vereinzelte Initiativen zur Einführung eines E-85-
Kraftstoffes. Hier sind vor allem die Aktivitäten der Südzucker AG zu nennen, die neben der 
Vermarktung der DDGS unter dem Namen ProtiGrain auch eine eigene Vermarktung des E-
85-Kraftstoffes unter dem Namen CropPower85 auf die Beine gestellt hat 
(http://www.cropenergies.com/). Zwei der drei Tankstellen mit CropPower befinden sich in 
NRW (Bad Honnef und Troisdorf).  
Weitere lokale Aktivitäten sind in Verbindung mit den lokalen Ford-Autohäusern in Planung 
(z.B. http://www.abnachdraussen.net/pdf/bioethanol_flyer.pdf). 
 
BioSynFuels (SunFuel) 
Die Herstellung der synthetischen Kraftstoffe kann aus Kostengründen (economies of scale) 
nur in sehr großen zentralen Großanlagen (optimal: 1 Mio. t Trockenbiomasse pro Jahr) erfol-
gen (CHOREN 2006). Hier wird zuerst durch Vergasung der Biomasse (Flugstrom-
Druckvergasung oder Carbo-V-Verfahren) ein nahezu teerfreies Synthesegas erzeugt. Aus 
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dem gewonnen Synthesegas werden mit Hilfe der Fischer-Tropsch-Synthese „Designer-
Kraftstoffe“ hergestellt. Die Eigenschaften dieser Kraftstoffe sind im Gegensatz zu den Mine-
ralölkraftstoffen fast beliebig bestimmbar. Wird die Energie zur Elektrolyse aus regenerativen 
Energien erzeugt, handelt es sich um einen vollkommen regenerativ hergestellten Kraftstoff. 
In diesem Fall spricht VW von SunFuel, das es sich hat rechtlich schützen lassen und Daim-
lerChrysler von Biotrol (Kunstwort aus „Biomasse“ und „Petrol“). SunFuel und Biotrol sind 
entsprechende „Designer-Kraftstoffe“, die folgende Vorteile gegenüber anderen Kraftstoffen 
besitzen: 

- verschiedene Inputbiomassen sind möglich (Diversifizierung des Inputs und Ganz-
pflanzennutzung), ohne das sich die Qualität der Kraftstoffe ändert 

- die Eigenschaften der Kraftstoffe können der Motorenentwicklung anpasst werden 
- es entstehen sehr hochwertige Kraftstoffe, die den gestiegenen „Ansprüchen“ der Mo-

toren gerecht werden 
- mit ihnen ist eine Veränderung der Entwicklungsstrategien Motoren/Kraftstoff mög-

lich (es könnte der Kraftstoff den Motoren angepasst werden). 
Die Fischer-Tropsch-Synthese wurde in NRW (Mülheim an der Ruhr) entwickelt und wurde 
in Deutschland schon während des 2.Weltkrieges (auf Kohlebasis) eingesetzt. Die Herstellung 
von SynFuels wird heute in Südafrika auf Steinkohlebasis und in Malaysia und Indonesien 
auf Erdgasbasis (Gas-to-Liquid (GTL)-Technologie) in großem Maßstab betrieben. Eine Rei-
he von weiteren GTL-Anlagen ist weltweit geplant. Ebenfalls gibt es verstärkte Überlegungen 
bezüglich der Vergasung von Kohle zu flüssigen Kraftstoffen (Coal-to-Liquid (CTL)-
Kraftstoffe). Die GTL-Anlagen könnten als Vorstufe für die BioSynFuels-Anlagen (Biomass-
to-Liquid (BTL)-Technologie) dienen. Nach ersten Pilotanlagen errichtet die Firma CHO-
REN, unterstützt durch das BMWA und in Kooperation mit VW und DaimlerChrysler, nun 
neue BioSynFuels-Demonstrationsanlagen im industriellen Maßstab in Freiberg, sowohl für 
den Bereich der Biomasse-Veredlung wie auch für die Herstellung der Kraftstoffe (WOLF 
2002).  
Eine Studie des Wuppertal Instituts und des Forschungszentrums Jülich mit dem Titel „Stra-
tegische Bewertung der Perspektiven für Synthetische Kraftstoffe auf Biomasse-Basis in 
NRW“ hat folgende Fragen zum Einsatz von BioSynFuels in NRW abgearbeitet: 

- Verfahrenstechnische Analyse der Prozesse (Klima- und Umweltschutz, Versorgungs-
sicherheit, Ressourcenschonung) 

- Rohstoff-Verfügbarkeit, Potenzialermittlung und Nutzungskonkurrenzen (Stärkung 
der Regionalwirtschaft) 

- Wirtschaftliche Auswirkungen und Chancen (Stärkung des Industrie-
/Technologiestandortes, Wettbewerbsfähigkeit) 

(ARNOLD ET AL. 2006) 
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Als Biomasse sollen vor allem forstwirtschaftliche Rückstände (Holz), landwirtschaftliche 
Nebenprodukte (Stroh) und Energiepflanzen (Schnellwachsende Baumarten, Miscanthus) 
zum Einsatz kommen. Die Firma CHOREN stellt einen Erlös von 60€/t atro4 ab Hof der An-
lage in Aussicht (CHOREN 2006). Dies deckt sich mit den Erlösen die PALLAST, BREUER 

UND HOLM-MÜLLER 2006  für die Verbrennung von Hackschnitzeln ermittelt haben. Die Stu-
die von ARNOLD ET AL. 2006 geht sogar von 50€/t für Holz und 60€/t Stroh aus und zeigt 
dann, dass die Kalkulationen sehr sensitiv auf die Veränderung der Rohstoffkosten reagieren, 
was nichts anderes bedeutet, als dass die Biomasse bei einer solchen Anlage so billig wie 
möglich sein muss. 

3.1.4 Konkurrenz auf der Fläche: Biogasboom nach der Novellierung des EEG 

Die Anzahl der Biogas-Anlagen in NRW ist in den letzten Jahren bedingt durch die energie-
politischen Rahmenbedingungen (Stromeinspeisegesetz 1990 und das EEG 2000) sehr stark 
angestiegen (vgl. Abbildung 23).  

 
Abbildung 23: Biogasanlagen in Nordrhein-Westfalen (Umfrageergebnisse und Schätzungen des MUNLV 

für 2003-2005 (Quelle: EISELE 2005) 

Mit Inkrafttreten des novellierten Erneuerbaren-Energien-Gesetzes (EEG) vom 21. Juli 2004 
wird der Erzeugung von Strom aus regenerativen Quellen eine Vorrangstellung gegenüber 
fossilen Energieträgern eingeräumt (DEUTSCHER BUNDESTAG 2004). Erklärtes Ziel des Geset-
zes ist es, den Anteil erneuerbarer Energien an der Stromversorgung bis zum Jahr 2010 auf 
mindestens 12,5% und bis zum Jahr 2020 auf mindestens 20% zu erhöhen. Um dieses Ziel zu 
erreichen werden in dem Gesetz der vorrangige Anschluss von Anlagen zur Erzeugung von 
                                                 
4 atro = absolut trockene Biomasse 
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Strom aus erneuerbaren Energien sowie die vorrangige Abnahme, Übertragung und Vergü-
tung dieses Stroms festgelegt. Zu den erneuerbaren Energien zählen Wasserkraft, Windkraft, 
solare Strahlungsenergie, Geothermie sowie Biomasse einschließlich Biogas, Deponiegas und 
Klärgas. Die garantierte Grundvergütung für Strom aus Biomasse erfolgt in Abhängigkeit von 
der in der Biogasanlage erzeugten elektrischen Leistung. Grund- sowie zusätzliche Bonusver-
gütungen sind in Tabelle 4 dargestellt. Die dort aufgelisteten Grundvergütungen gelten für 
alle ab dem 31. Dezember 2003 in Betrieb genommenen Anlagen und werden für ältere Anla-
gen entsprechend angeglichen. Sie werden ab dem 1. Januar 2005 um jährlich 1,5% gekürzt 
(Degression) und auf zwei Stellen nach dem Komma gerundet. Die Degression gilt nicht für 
die Boni. Anlagen, die nach dem 31. Dezember 2006 in Betrieb genommen werden, erhalten 
die Vergütungen nur dann, wenn ausschließlich Nachwachsende Rohstoffe oder Pflanzenöl-
methylester für Zwecke der Zünd- und Stützfeuerung genutzt werden. 
Mit der Novellierung des EEG´s im Jahre 2004 werden verschiedene Vergütungs-Boni für 
Biogas-Anlagen eingeführt. Der NaWaRo-Bonus sorgt dafür, dass der Anbau von Nachwach-
senden Rohstoffen (NaWaRo) für den Einsatz in Biogas-Anlagen wirtschaftlich ist. Auch in 
Verbindung mit den Kraft-Wärme-Koppelungs- und Technologieboni wird damit der Anbau 
von Energiepflanzen für die Verwendung in Biogas-Anlagen (v.a. Energiemais und GPS) so 
lukrativ, dass stellenweise eine ökonomische Vorzüglichkeit gegenüber der Food- und Feed-
Produktion, aber auch gegenüber der Non-Food-Produktion für die flüssigen Biokraftstoffe 
gegeben ist. Neue Technologien der Biogasproduktion „ohne“ Gülle und auch die Möglich-
keit der Biogas-Aufbereitung und Einspeisung ins Erdgas-Netz geben der Entwicklung eine 
weitere Dynamik.  
Da Maissilage als transportunwürdige Biomasse eingestuft werden muss, ist eine lokale Ver-
wertung notwendig. Momentan steht somit einer Ausweitung des Maisanbaues für die Bio-
gas-Anlagen nur die regionale Anlagenkapazität als limitierender Faktor entgegen. 
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Tabelle 4: Vergütungssätze für Strom aus Biogasanlagen in Cent pro Kilowattstunde (Quelle: BMU 2006) 

Anlagenleistung in Kilowatt (KW) Grundvergütung in Cent pro 
Kilowattstunde 

Bis einschließlich 150 11,5 

Größer 150 bis einschließlich 500 9,9 

Größer 500 bis einschließlich 5.000 8,9 

Größer 5.000 bis einschließlich 20.000 8,4 

Auflagen zum Erhalt zusätzlicher Bonusvergütun-
gen 

Bonusvergütung in Cent pro 
Kilowattstunde 

Ausschließliche Nutzung von Nachwachsenden Roh-
stoffen5 (NaWaRo-Bonus) in einer Anlagengröße  

• bis einschließlich 500 KW 

• ab 500 KW bis einschließlich 5.000 KW 

 

 
6 

4 

Erzeugung des Stroms nach § 3 Abs. 4 des Kraft-
Wärme-Kopplungsgesetz (KWK-Bonus). 

2 

Erzeugung des Stroms mittels Kraft-Wärme-Kopplung 
und gleichzeitiger Anwendung neuer Technologien6 
(Technologie-Bonus). 

2 

 
Mit der Novellierung des EEG´s hat ein wahrer Biogas-Boom in Deutschland eingesetzt, der 
sich durch die geschilderten Rahmenbedingungen auch auf die Ackerbauregionen und auf 

                                                 
5 Als Nachwachsenden Rohstoff definiert das EEG Biomasse aus Land- und Forstwirtschaft, Gartenbau, Land-
schaftspflege sowie Gülle (im Sinne der Verordnung EG Nr. 1774/2002 des Europäischen Parlaments) oder 
Schlempe aus einer landwirtschaftlichen Brennerei (im Sinne des § 25 Gesetz über das Branntweinmonopol). 
6 Als neue Technologie werden laut EEG zurzeit die Umwandlung der Biomasse durch thermochemische Verga-
sung oder Trockenfermentation, die Aufbereitung des Biogases auf Erdgasqualität sowie die Gewinnung des 
Stroms mittels Brennstoffzelle, Gasturbine, Dampfmotor, Organic-Rankine-Anlage oder Stirling-Motor angese-
hen. Das Gesetz sieht eine Erweiterung bzw. Einschränkung der Liste in Abhängigkeit des Stands der Technik 
vor. 
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Kooperationen mit Energieversorgern ausgedehnt hat. Die Karte 4 und 5zeigen die Biogas-
Entwicklung bis zur Novellierung des EEG´s und die Entwicklung nach der Novellierung, 
wobei auf die schwierige Datenlage bezüglich der Biogas-Anlagen im Bau, aber vor allem der 
in Planung befindlichen Anlagen hingewiesen werden muss. 
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Karte 4: Verteilung der Biogas-Anlagen vor der Novellierung des EEG 
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Karte 5: Biogas-Boom nach der Novellierung des EEG im Jahr 2004 



64 

 

 

Folgende wesentliche Auswirkungen des novellierten EEG´s können festgestellt werden: 
- Trennung von Abfall- und NaWaRo-Anlagen 
- NaWaRo-Bonus: 

o Anbau von Energiepflanzen für die Biogas-Produktion 
o Biogas auf dem Weg in die Ackerbaugebiete  technische Innovation „Biogas 

ohne Gülle“ (Güllefreie Nassvergärung und Trockenfermentation) 
- KWK-Bonus: 

o Anreiz zur Abwärmenutzung 
o Standortsuche mit dem Ziel der Nutzung von Abwärmesenken. Sollte Abwär-

mesenken können gefunden werden in: 
 Industrie- und Gewerbegebiete und -parks 
 Kommunalen Gebäuden (Rathäuser, Hallen- und Freizeitbäder, Schul-

zentren, Krankenhäuser, Altenheime,…) 
 Große Wärmeabnehmer, z.B. Einkaufszentren 
 Landwirtschaft: landwirtschaftlicher Trocknungsbedarf, Trocknung von 

Holzpellets, etc. . 
 
Biogas-Anlagen, die mit Nassfermentationsverfahren arbeiten und Gülle mit Kofermenten 
vergären, gelten heute als Stand der Technik. 
Während in früheren Anlagen ein hoher Gülleanteil im Gärsubstrat für einen reibungslosen 
Gärprozess unerlässlich war, ist dies in neueren Anlagen, die Nachwachsende Rohstoffe (v.a. 
Maissilage) in zunehmendem Maße direkt vergären können, nicht mehr unbedingt erforder-
lich.  
„Langsam aber sicher steigt jedoch auch die Zahl derjenigen Betreiber, die sich an neue 
Techniken heranwagen. Hierzu zählen die Trockenfermentation und die güllefreie Nassvergä-
rung. Beide Verfahren versprechen mögliche Vorteile hinsichtlich Prozessverlauf und Wirt-
schaftlichkeit. Ob sich diese Annahmen in der Praxis bestätigen, sollen Forschungsprojekte 
klären, die im letzten Jahr mit Unterstützung der FNR angelaufen sind. Bei der güllefreien 
Nassvergärung gilt vor allem die ausschließliche Vergärung nachwachsender Rohstoffe, bei 
der keine Reststoffe mehr eingesetzt werden, als viel versprechend. Denn von dieser Variante 
der Biogaserzeugung können auch Landwirte ohne eigenen Viehbestand profitieren und 
gleichzeitig den NaWaRo-Bonus beziehen. So unterstützt die FNR die wissenschaftliche Be-
gleitforschung einer Anlage am Standort Euskirchen in Nordrhein-Westfalen“ (FNR 2006C, S. 
12). Weitere wissenschaftliche Erfahrung zur Monovergärung von Energiepflanzen liegen 
durch den Bau und Betrieb der Biogasanlage Obernjesa vor (FISCHER UND KRIEG 2005). 
Diese technologische Entwicklung in Verbindung mit dem ökonomischen Anreiz durch den 
NaWaRo-Bonus hat entscheidende Konsequenzen für die Agrarproduktion. Da die Erzeugung 
von Biogas nicht mehr auf die Veredelung des „Abfallproduktes“ Gülle beschränkt ist, kann 
sie auch in Ackerbauregionen auf Basis Nachwachsender Rohstoffe erfolgen. Anders als bei 
der Gülleverwertung sind hier jedoch Konkurrenzbeziehungen um die knappe landwirtschaft-
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liche Fläche von Bedeutung. Mit der vereinfachten Darstellung eines 10km-Buffers um die 
geplanten und im Bau befindlichen Anlagen nach dem novellierten EEG kann eine grobe Ab-
schätzung erfolgen, wo Energiemais für die Biogas-Anlagen verstärkt nachgefragt werden 
wird. Als Folgen zeigt sich das lokale Anziehen der Pachtpreise an Standorten mit Biogas-
Anlagen. Gerade in den „klassischen“ tierischen Veredelungsgebieten auf Maisbasis ist dieser 
Effekt aufgrund der Transportunwürdigkeit des Maises als Futtermittel für Tier und Biogas-
Anlage besonders stark. Von dem Ansteigen der Pachtpreise sind besonders die rindviehhal-
tende Betriebe betroffen, denn durch die Luxemburger Beschlüsse ergeben sich im Betreich 
der Milchproduktion und der Bullenmast erhebliche Einkommensverluste.  
 
Da die EEG-Vergütung in allen Agrarlandschaften und Regionen gleich ist und keine Trans-
portkosten für die Vermarktung des veredelten Produktes Biogas-Strom anfallen, ist das EEG 
eine neue Chance für die peripher gelegenen Kreise. Insgesamt stellt der auf 20 Jahre garan-
tierte Stromeinspeisepreis den wesentlichen Anreiz für den Bau einer Biogasanlage dar, gera-
de für die ackerbaulichen Ungunstlagen und hier vor allem für die Milchviehbetriebe, die 
durch die Luxemburger Beschlüsse massive Einkommensverluste hinnehmen müssen. Hier 
würden sich auch weitere Synergieeffekte in Form der Nutzung des Aufwuchses von Flächen, 
die letztlich „nur“ in einem ökologisch guten Zustand gehalten werden und/oder Naturschutz-
flächen (wobei hier zu beachten bleibt, dass sich diese Inputbiomasse aufgrund der teilweise 
Verholzung nur bedingt für den Einsatz in Biogas-Anlagen eignen) ergeben. Damit hat das 
EEG (wie auch z.B. die Unterstützung der BioEthanolprojekte in den Roggenanbaugebieten 
in den neuen Bundesländern nach dem Wegfall der Roggenintervention) auch einen regional- 
und strukturpolitischen Charakter. 
 

3.1.4.1 Biogasaufbereitung und Einspeisung ins Erdgasnetz als Zukunftstechnologie 

Mit der Novellierung des Energiewirtschaftsgesetzes im Jahr 2005 ist es den Anlagenbetrei-
bern möglich, das deutsche Erdgasnetz zu „Transportzwecken“ des aufbereiteten Biogases zu 
nutzen (FACHVERBAND BIOGAS 2005). Damit wird eine räumliche Trennung der Biogas-
Produktion und der Verstromung des Biogases möglich. Dies bietet zahlreichen regionalen 
Energieversorgern den Anriez sich mit dem Thema zu beschäftigen. 
Die Biogasaufbereitung wird in einer Reihe von Studien als Zukunftstechnologie eingestuft 
(vgl. WUPPERTAL INSTITUT 2006, FNR 2006D, FACHVERBAND BIOGAS 2005, SCHULZE UND 

HILLE 2003, WEILAND 2003, SCHRUM 2003). Alle Studien bescheinigen dem Biogas große 
Potenziale als Erdgasersatz und kommen zu dem Schluss, dass sich die Biogasaufbereitung 
erst bei größeren Anlagen (über 1MW Leistung (WUPPERTAL INSTITUT 2006)) ökonomisch 
darstellen lässt. 
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Abbildung 24: Energiewandlungskette Biomasse zu Endenergie Strom und Wärme: Vorteile der Green-

Gas-Nutzung (Quelle: SCHULTE-SCHULZ 2005) 

Abbildung 24 stellt die wesentlichen Vorteile der Biomethan (GreenGas)-Nutzung dar. Zu 
benennen sind:  

- die vollständige Nutzung der Endenergien Strom und Wärme, da das Biogas dort ver-
stromt wird, wo auch die Abwärme vollständig genutzt werden kann, 

- Verwendung des Biogases als Kraftstoff (Erdgastankstelle oder spezielle Biogas-
Tankstelle). 

In der Schweiz und in Schweden liegen bereits langjährige Praxiserfahrungen vor (SCHRUM 

2003). Eine Reihe von Projekten gerade in NRW (siehe SYNERGIEKOMM 2006) versucht nun, 
dies ebenfalls umzusetzen. Langfristig wäre wohl ein Gesetz zur Gaseinspeisung sinnvoll, um 
eventuell auftretende Probleme der Abrechnung mit den Betreibern der Erdgas-Leitungen zu 
verhindern. 
Biogas als Kraftstoff 
Die deutsche Erdgaswirtschaft hat in einer freiwilligen Selbstverpflichtung in Aussicht ge-
stellt, bis zum Jahr 2010 bis zu 10% Biomethan (also auf Erdgas-Qualität aufbereitetes Bio-
gas) dem Erdgas, das als Kraftstoff verwendet wird, beizumischen (BGW 2006). Bis 2020 
sollen es sogar 20% werden. 
Vor dem Hintergrund, dass es am Ende 2005 deutschlandweit ca. 39.000 Erdgas-Fahrzeuge 
gab (hiervon waren 31.000 PKW´s, 6.700 LKW´s und 1.300 Busse), und dass 666 Erdgas-
Tankstellen verfügbar waren (KÖSTER 2006), muss diese Ankündigung in ihrer Breiten-
wirkung allerdings relativiert werden. 
In Jameln/Wendland soll mit Regionen-Aktiv-Fördermitteln die erste deutsche Biogas-
Tankstelle entstehen (siehe http://www.wendland-elbetal.de/index.php?id=57,91,0,0,1,0). 
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3.1.5 Biokraftstoffe als Netzwerkprodukt 

Bei vielen Produkten steigt der Nutzen für den Konsumentent mit der Höhe der insgesamt 
verkauften Menge. Ein Telefon kann seinen Nutzen nur stiften, wenn die Person, die ich anru-
fen will, auch ein Telefon besitzt. Diese Produkte nennt man Netzwerkprodukte. Manches Gut 
hat nur dann einen Nutzen, wenn es zusammen mit einem Komplementärgut konsumiert wer-
den kann. Das bekannteste Beispiel ist ein Computer, der eine entsprechende Software 
(Hardware/Software-Paradigma) braucht. Auf dem Fahrzeugmarkt muss der Konsument ne-
ben der Hardware „Automobil“ auch die Software „Treibstoff“ bzw. „Umrüst- und Reparatur-
service“ erwerben können. Gerade bei der Einführung eines neuen Netzwerkproduktes ist das 
Angebot von Komplementärgütern begrenzt, so sind im Fall der Biokraftstoffe die Autofahrer 
auf spezielle Tankstellen und Autowerkstätten angewiesen. Werden nun alternative Kraftstof-
fe am Markt eingeführt, müssen die Unternehmen zusätzliche Hürden überwinden, um am 
Markt erfolgreich zu bestehen. Zu diesen Barrieren der Einführung alternativer Kraftstoffe 
zählen: fehlendes Versorgungsnetzwerk (hier Tankstellen), fehlende Infrastrukturen (hier ent-
sprechende Werkstätten für Umrüstungen und/oder zur Wartung), die Tendenz, dass sich auf 
Netzwerkmärkten Monopole bilden (hier Oligopole: Mineralölindustrie und Verbrennungs-
motor auf Mineralölbasis) und die Gefahr des „Gefangen seins“ (Pfadabhängigkeit, Lock-In) 
der Gesellschaft in der Nutzung der bestehenden Technologie (hier: z.B. Bequemlichkeit der 
etablierten Kraftstoff/Fahrzeug-Systems (HILGERS 2005). 
In den letzten 100 Jahren hat sich im Verkehrssektor ein Netzwerk von Fahrzeugen mit inter-
nen Verbrennungsmotoren mit fossilen (hier vor allem Erdöl) Kohlenstoffen als komplemen-
täre Kraftstoffe sowie mit einem flächendeckenden Versorgungsnetzwerk an Tankstellen und 
Werkstätten durchgesetzt und fest etabliert (HILGERS 2005). Heute werden in Deutschland 
über 96% der Kraftstoffe auf Erdölbasis hergestellt und verwendet (BMU 2006). Dieses 
Netzwerk stößt nun wegen der bekannten Probleme des Klimaschutzes, der Endlichkeit des 
Erdöls und der Verteilung der fossilen Energieressourcen an seine Grenzen. Die Etablierung 
von Alternativen stellt aufgrund der Netzwerkeigenschaften des Produktes Kraftstoff/Antrieb 
eine besondere Herausforderung dar. 
Im Fall der Einführung von neuen Reinkraftstoffen (z.B. Pflanzenöl, Biodiesel, E-85,) muss 
vor allem die Infrastruktur zur Verteilung dieses Komplementärgutes (Tankstelle) gegeben 
sein. Ist dies nicht der Fall, entsteht das „Henne-Ei-Problem“. Sind nicht genügend Tankstel-
len vorhanden, ist es nicht lohnend, Autos umzurüsten. Andersherum: sind nicht genug Autos 
umgerüstet, ist es nicht lohnend, eine Tankstelle zu eröffnen (HILGERS 2005).  
Diese Problematiken ergeben sich aber nur bei den Einführungen von alternativen Reinkraft-
stoffen, die eine neue Infrastruktur benötigen. Werden die Biokraftstoff-Komponenten dem 
Mineralkraftstoffen zugemischt, dann kann die vorhandene Infrastruktur weiter genutzt wer-
den. 
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Beimischungen und DIN-Normen 
Bei den Beimischungen (Blends) ergeben sich keine Kosten der Umrüstung am Fahrzeug oder 
der Infrastruktur (Tanksäulen, Werkstätten). Hieraus ergibt sich der große Vorteil der Beimi-
schung. Die Biokraftstoffe werden dem etablierten System zugesetzt, somit entstehen nur an 
vereinzelten „Mischungsstandorten“ (Mineralölraffinerie, Steuerlager,…) Investitionen in die  
Blend-Vorrichtungen. Per DIN-Normen ist die Beimischung des BioEthanols (DIN-Norm EN 
228 für Ottokraftstoffe) und Biodiesels (DIN-Norm DIN EN 590 für Dieselkraftstoffe) auf 
5% beschränkt. Es ist jedoch davon auszugehen, dass sich dieser Prozentsatz nach oben ver-
schieben wird. Hierzu bedarf es allerdings einer Änderung der europäischen DIN-Normen, 
was einen langen zeitlichen Vorlauf in Anspruch nehmen wird, wobei hieran bereits gearbei-
tet wird. 
Wie wichtig die Einhaltung von Qualitätsstandards ist, konnte die UFOP bei der Etablierung 
von Biodiesel als Reinkraftstoff erfahren (vgl. http://www.agqm-biodiesel.de/). Mit der Ver-
abschiedung der europäischen DIN-Norm EN 14214 wurden die Qualitätseigenschaften des 
Biodiesels in der EU festgelegt.  
Seit Anfang Juli 2006 liegt die Vornorm DIN 51605 vor und damit ein rechtsverbindlicher 
Rahmen für Rapsöl als Kraftstoff. Das TFZ und die UFOP empfehlen bei Vertragsabschlüs-
sen die Norm als Anhaltspunkt zur Qualitätssicherung zu berücksichtigen.  
 

3.1.6 Nachwachsende Rohstoffe als Alleskönner unter den Erneuerbaren E-
nergien 

Die Nachwachsenden Rohstoffe bieten einige wesentliche Vorteile gegenüber den anderen 
Erneuerbaren Energien. Biomasse ist speicherbar (im Gegensatz zu Sonne und Wind): Bio-
masse ist chemisch gebundene Energie. Damit ist die Bioenergie grundlastfähig. Ein weiterer 
sehr wesentlicher Aspekt der Biomassenutzung im Energiesektor ist die Bereitstellungsmög-
lichkeit für alle Energieformen. Somit können die Nachwachsenden Rohstoffe im Verkehrs-
sektor (Biokraftstoffe), im Stromsektor (Biogas,…) und im Wärmesektor (Verbrennung) ein-
gesetzt werden. Dies bedeutet für die Biomasse eine bedeutende Stellung in der zukünftigen 
Energieversorgung unserer Gesellschaft.  
Es bedeutet aber auch, dass die verschiedenen Energienutzungsformen untereinander konkur-
rieren. Letztlich konkurrieren diese auf der Anbaufläche über die Erzeugerpreise, die sich aus 
den verschiedenen energiepolitischen Rahmenbedingungen ergeben. Vor dem Hintergrund, 
dass in Deutschland 52% des Endenergieverbrauches für Heiz- und Prozesswärme, 28,5% für 
Kraftstoffe und 19,4% für Elektrizität bereit gestellt werden, fragen sich EISENBEIß UND 

WAGNER 2006, ob die Biomasse in einer modernen Energieversorgung nicht eher im Wärme- 
und Stromsektor statt als Biokraftstoff eingesetzt werden sollte. Allerdings sind die Biokraft-
stoffe von besonderer Bedeutung, da der Verkehrssektor extrem vom Erdöl abhängig ist, und 
weil sich mit den Biokraftstoffen sehr günstig die Verpflichtungen der Automobilindustrie in 
Richtung Klimaschutz erfüllen lassen. Zudem ist der Transportsektor in einer mobilen Gesell-
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schaft strategisch bedeutsam und eine Abhängigkeit dieses Sektor von Energieimporten ge-
fährlich. Allerdings gibt es auch genug Stimmen die anführen, Holz mit seinem sehr hohen 
Wirkungsgrad im Wärmebereich nicht im Verkehrssektor mit einem aufgrund der aufwendi-
gen Konversion niedrigen Wirkungsgrad einzusetzen. Hier gibt es ein Zielkonflikt mit der 
Entwicklung der Biokraftstoffe der 2. Generation (BTL und Ethanol auf Cellulosebasis), die 
vor allem auf Holzbasis produziert werden sollen. 
Darüber hinaus können die Nachwachsenden Rohstoffe zum Ersatz von fossilen Rohstoffen in 
der Industrie (Stoffliche Nutzung) eingesetzt werden. Neben der Produktion von Biodiesel 
spielt die Verarbeitung von Pflanzenölen zu Schmier- und Verfahrensstoffen eine wichtige 
Rolle. Ein relativ großer Markt besteht auch in der Verarbeitung von Stärke und Zucker zu 
biologisch abbaubaren Werkstoffen sowie der Nutzung von Fasern zur Herstellung naturfaser-
verstärkter Kunststoffe. Seit langem wird Cellulose zur Herstellung von Papier und Holz als 
Baumaterial genutzt. Eine geringere Rolle spielt die Verarbeitung zu Werk- und Dämmstoffen 
und zu Verpackungsmaterialien, wobei auch hier eine steigende Nachfrage zu verzeichnen ist. 
Der Anteil von Nachwachsenden Rohstoffen (NaWaRo) am gesamten Rohstoffeinsatz in der 
chemischen Industrie (stoffliche Verwendung) betrug im Jahr 2005 2-2,5 Mio. t bzw. 10% 
(BUNDESREGIERUNG 2005, HAMBRECHT 2005). Um eine langfristig Versorgungssicherheit mit 
Ausgangsmaterialien für die chemische Industrie zu gewährleisten, soll auch die Nutzung von 
biologisch abbaubaren Schmierstoffen und Ölen in den nächsten Jahren weiter ausgebaut 
werden. Hier erlebt gerade die Weiße Biotechnologie eine Renaissance (MARSCHALL 2005). 
Neben der Verwendung einzelner Inhaltsstoffe ist auch das Konzept der Bio-Raffinerie bei 
steigenden Ölpreisen zu thematisieren. (siehe UMSICHT, Oberhausen; http://www.bio-
raffiniert.de/). Die Wertschöpfungspotenziale durch die Stoffliche Nutzung liegen meist sehr 
viel höher als die der energetischen Nutzung. Damit könnten in Zukunft bei steigenden Erdöl-
preisen noch höhere Opportunitätskosten für den Energiepflanzenbau für Biokraftstoffe ent-
stehen.  
 
Neben den zahlreichen Vorteile der Nachwachsenden Rohstoffe müssen aber auch die 
Nachteile benannt werden: 

- Biomasse kostet in der Bereitstellung Geld, im Gegensatz zu Sonne und Wind, 
- die Produktion der Biomasse ist mit einem Verbrauch an mineralischer Ressource ver-

bunden, 
- es treten die Umweltprobleme der intensiven Landwirtschaft auf. 

Die oben genannte konkurrierende Nutzung der Energieformen und eventuell bald auch die 
verstärkte stoffliche Nutzung werden dazu führen, dass die landwirtschaftliche Fläche weiter 
ein knappes Gut bleibt. 
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Mit den Biokraftstoffen auf Weizen- und Rapsbasis ist das Substitutionspotenzial aufgrund 
der niedrigen Nettoenergieerträge pro ha begrenzt. Biogas bietet hier wesentlich höhere Sub-
stitutionspotenziale (siehe Abbildung 25). 
 

 
Abbildung 25: Energieerträge bei unterschiedlichen Biokraftstoffstrategien (Quelle: DÖHLER 2006) 

 

3.1.7 Standortfaktoren der zentralen Verarbeitungsanlagen in Deutschland 

Zentrale und dezentrale Anlagen der Erzeugung von Biokraftstoffen 
Es können zwei Ansätze der Erzeugung von Biokraftstoffen unterschieden werden: zentrale 
und dezentrale Ansätze. Bei den zentralen Ansätzen ist meist nur das erste Segment der Pro-
duktionskette für die Landwirtschaft und den Ländlichen Raum (siehe Abbildung 1) relevant. 
Hier ist der Landwirt nur Rohstofflieferant (Energiepflanzenbauer). Auf die zentralen Ansät-
ze, die meist durch die verarbeitende Industrie betrieben werden, geht das folgende Kapitel 
näher ein. 
Bei den dezentralen Ansätzen der Verarbeitung werden mehrere Segmente der Produktions-
kette im Ländlichen Raum realisiert. Hier wird der Landwirt zum Energiewirt. Die Bioenergie 
stellt hier einen Veredelungsbetriebszweig der Landwirtschaft dar, und somit greifen die 
Standortfaktoren der landwirtschaftlichen Produktion, genau wie bei der Milch-, Rindfleisch- 
oder Schweineproduktion. Auf diese Standortfaktoren in Agrarlandschaften wird in Kapitel 
3.2.2 näher eingegangen. 
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Standortfaktoren der Veredelung/Verarbeitung 
Die Faktoren, die zur Wahl eines industriellen Standortes führen, werden in der Theorie als 
Standortfaktoren bezeichnet. 
Ähnlich wie bei den Standortfaktoren der landwirtschaftlichen Betriebe kann man auch die 
Standortfaktoren der verarbeitenden Industrie definieren als „[…] Kostenvorteil, der für eine 
Wirtschaftsaktivität dann eintritt, wenn sie an einem bestimmtem Ort vollzogen wird. […] 
Nach dem traditionellen Interpretationsmuster siedeln privatwirtschaftliche Unternehmen ihre 
Betriebsstätten in solchen Städten oder Regionen an, die eine für sie vorteilhafte Ausprägung 
von Standortfaktoren bieten. Standortfaktoren beinhalten räumlich ungleichmäßig verteilte 
Bedingungen des Wirtschaftsprozesses, die bei günstiger Ausprägung einem Unternehmen 
Standortvorteile in Form einer Kosteneinsparung bzw. Umsatzsteigerung oder andere wirt-
schaftliche Vorteile gewähren. […] Dabei können spezielle, d.h. für ganz bestimmte Branchen 
oder Industrien relevante, und generelle, für alle Unternehmen relevante Standortfaktoren 
unterschieden werden“ (KRÄTKE 1995, S. 23-24). Die Standortfaktoren oder Standortwahlfak-
toren sind die bestimmenden Kräfte der betrieblichen Standortfindung. Wie in der Definition 
beschrieben, wird zwischen generellen und speziellen Standortfaktoren unterschieden. Fol-
gende generelle Standortfaktoren haben in der Standorttheorie eine zentrale Bedeutung 
(KRÄTKE 1995): 
- Transportbedingungen bzw. Verkehrsanbindung 

Hier sind die Transportkosten und eine effiziente Liefer- und Abtransportanbindung von 
Bedeutung. 

- Arbeitskräfte-Angebot 

Da es sich bei den meisten Biokraftstoffanlagen um technische Großanlagen handelt, ist 
hier die Qualität des Arbeitskräftepotenzials (Ingenieure und Chemiker) entscheidend. 

- Flächenangebot 

Hier sind es Grundstückspreise und Ansiedlungs- und Erweiterungsmöglichkeiten, die bei 
der Standortwahl geprüft werden. 

- Agglomerationseffekte 

Es können sowohl negative Agglomerationseffekte (Umweltprobleme, Überlastung der 
Verkehrsnetze), wie auch positive Effekte (Koppelungseffekte, Fühlungsvorteile, Infra-
strukturausstattung) auftreten. 

- „Standortfaktor Subventionen“ 

Im Zuge der wachsenden Konkurrenz der Städte und Regionen um die Ansiedlung oder 
Sicherung von Arbeitsstätten der Industrie erhalten die Subventionen für die unternehme-
rische Standortwahl einen immer höheren Stellenwert. Neben den Subventionen des Bun-
des, der Bundesländer und der Regionen spielen die Mittel der europäischen Regionalpoli-
tik eine immer wichtigere Rolle. 

Es liegen einige empirische Untersuchungen über die generellen Standortfaktoren der Indust-
rie vor. Als einer der wichtigsten Vertreter der empirisch-realistischen Standortlehre gilt BEH-
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RENS 1971 mit seinem Buch „Allgemeine Standortbestimmungslehre“. BEHRENS gibt eine 
umfassende Systematik der Standortfaktoren, welche er nach Beschaffung, Transformation 
und Absatz unterscheidet. SCHWEITZER (1994) nimmt eine ähnliche Einteilung vor und unter-
scheidet die einsatzbezogenen, durchsatzbezogenen und ausstoßbezogenen Standortfaktoren 
(vgl. Abbildung 26). 

 
Abbildung 26: Klassische Standortfaktoren nach SCHWEITZER (1994), BEHRENS (1971), KRÄTKE (1995) 

Seit Beginn der 80er Jahre erfolgte eine stärkere Betonung weicher Standortfaktoren bei der 
Standortwahl privater und öffentlicher Unternehmen (MAIER UND BECK 2000). Bei weichen 
Standortfaktoren, die man früher unter dem Begriff „persönliche Präferenzen“ subsumierte, 
handelt es sich um durch subjektive Einschätzungen geprägte Faktoren. Diese können nur 
schwer „quantitativ im unternehmerischen Kalkül ausgedrückt werden“ (MAIER UND BECK 
2000, S. 99). Es zeigt sich, dass diese weichen Standortfaktoren nur bei den dezentralen An-
sätzen der Bioenergieerzeugung eine Rolle spielen. 
 
Standortfaktoren der zentralen Anlagen zur Erzeugung von Biokraftstoffen 
Die zentralen Anlagen zur Erzeugung von Biokraftstoffen zeichnen sich durch economies of 
scale im Handel, aber vor allem in der Verarbeitung aus. Durch große Mengen können gerin-
ge durchschnittliche Produktionskosten und damit Kostenvorteile erzielt werden. Gerade bei 
den zentralen BioEthanol-Anlagen zeigen sich diese Effekte besonderes deutlich. Als weitere 
zentrale Biokraftstoff-Anlagen können zentrale Ölmühlen, zentrale Biodiesel-Anlagen und 
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BioSynFuel-Anlagen (die aufgrund von Prozessstrukturen nur großtechnisch realisiert werden 
können) festgehalten werden. Durch die Aufarbeitung der Faktoren zur Standortwahl kann 
eine erste Abschätzung der Entwicklungsmöglichkeiten des Ländlichen Raumes in NRW er-
bracht werden.  
Transportkostenminimierung 
Aufgrund der Marktausrichtung der letzten Agrarreform gewinnen die Transportkosten in der 
landwirtschaftlichen Produktion wieder stärker an Bedeutung (DLG-MITTEILUNGEN 2005A). 
Zudem ist aufgrund der LKW-Maut-Einführung und der ständig steigenden Kraftstoffpreise 
mit einer zunehmenden Bedeutung der Transportkosten zu rechnen. 
Die Wahl des Standortes einer Produktionsanlage orientiert sich an den kombinierten Gesamt-
transportkosten. Diese setzen sich aus den Transportkosten der verwendeten Rohstoffe zur 
Anlage, des fertigen Biokraftstoffes zum Abnehmer und den anfallenden Koppelprodukten zu 
den Abnehmern zusammen. Für die Standorte der zentralen Anlagen ist die Lage an einer 
großen Wasserstrasse von enormer Bedeutung. In den zentralen Ölmühlen werden verschie-
dene Ölsaaten aus dem In- und Ausland für die verschiedenen Industrien (Nahrung, Futtermit-
tel, Biokraftstoff) verarbeitet. Gerade hier ist damit zu rechnen, dass in Zukunft immer mehr 
Importware für die Verwendung als Biokraftstoff verarbeitet wird und damit die Wertschöp-
fung nicht mehr im Ländlichen Raum in Deutschland stattfindet. Auch der Weitertransport 
des Rapsöls zu den Umesterungsanlagen (Biodiesel-Anlagen) kann per Schiff bei entspre-
chenden Kostenvorteilen bewerkstelligt werden. Bei den BioEthanol-Anlagen spielt die Lage 
in einem Überschussgebiet für Weizen und für Roggen und/oder die Nähe zu einem wichtigen 
Importhafen eine entscheidende Rolle. Die Nähe zu den Raffinerien ist seit In Krafttreten der 
Steuerbefreiung relevant, da durch das Gesetz das Blending (Beimischung von Biokraftstof-
fen zu den Mineralölkraftstoffen) erlaubt ist und dies entweder auf dem Gelände der Raffine-
rie oder in einem Steuerlager erfolgt.  
Aufgrund des Anfallens großer Mengen an Koppelprodukten, die als Tierfutter eingesetzt 
werden, ist außerdem die Nähe zum „Viehmagen“, also zu den großen Viehbeständen, zu 
berücksichtigen. 
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Karte 6: Zentrale Biokraftstoff-Anlagen in Deutschland7 

                                                 
7 Ist auf einem Standort mit einer Biodiesel-Anlage eine geplante Biodieselanlage eingezeichnet, so handelt es 
sich um eine Kapazitätsausdehnung. 
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Investitionsbeihilfen als Standortfaktor 
Die Fördermöglichkeiten aufgrund der Lage in den Ziel-1-Fördergebieten der EU-
Regionalpolitik stellen einen sehr wichtigen Standortfaktor für die zentralen Biokraftstoffan-
lagen dar. Während die Biodiesel-Anlagen nicht mehr direkt förderwürdig sind, stehen für 
den Bau von BioEthanol-Anlagen Investitionsbeihilfen im Rahmen der EU-Regional- und 
Strukturpolitik zur Verfügung. Das bedeutet, dass bei BioEthanol-Projekten eine Co-
Finanzierung der Investitionen durch das Bundesland und die Europäische Union erfolgen 
kann. In Einzelfällen kann diese Beihilfe 30% bis 35% der Investitionssumme ausmachen. 
Bei einer BioEthanol-Anlage, wie sie in Zeitz von der Südzucker AG gebaut wurde, belaufen 
sich die Investitionsbeihilfen auf 44 Mio. € (http://www.nachwachsende-rohstoffe.info/).  
Karte 6 zeigt die besondere Wichtigkeit der Wasserstrassen für die Standortwahl der zentralen 
Anlagen in der Vergangenheit und in der Gegenwart. Fast alle in Planung befindlichen zentra-
len Ölmühlen und Biodiesel-Anlagen entstehen entlang der großen Wasserstrassen oder in der 
Nähe von großen Importhäfen. Dies lässt auf eine steigende Verarbeitung von Importware 
schließen. Auch die standortsteuernde Wirkung der Investitionsbeihilfe für den Bau der Bio-
dieselanlagen in der Vergangenheit lässt sich klar erkennen (vgl. Karte 6). Bei den im Betrieb 
befindlichen (und in Planung befindlichen) BioEthanol-Anlagen waren die Investitionsbeihil-
fen ebenfalls ein wesentlicher Standortfaktor. Allerdings spielte hier auch die Lage in den 
Rohstoffüberschussgebieten (Weizen und vor allem Roggen; nach dem Wegfall der Roggen-
intervention) eine große Rolle. 
Synergieeffekte auf dem Produktionsgelände 
Der mit Abstand wichtigste lokale Standortfaktor sind die Synergieeffekte auf dem Investiti-
onsgelände. Aufgrund von Skalenerträgen wird die Bereitstellung der benötigten Infrastruktur 
mit zunehmender Betriebsgröße rentabler. Das liegt vor allem daran, dass sich bei zentralen 
Rapsmühlen, Zuckerfabriken, Raffinerien und Chemie- und Industrieparks große Synergieef-
fekte in den verschiedensten Bereichen ergeben. Zu nennen sind hier Infrastruktur (Energie- 
und Dampfversorgung, Pipelinenetze (z.B. Wasserstoff oder Methanol)), Entsorgung, Labore, 
Logistik, Einkauf und günstige Verkehrsanbindungen (Hafen, Gleis- und Autobahnanschluss), 
Umwelt/Sicherheit (Werkssicherheit, Emissionsmessungen), Technik (Instandhaltung, Werk-
stätten, Anlagenplanung und –bau), Personal und gemeinsame Informationsarbeit. 
 
Die Verteilung der zentralen Biokraftstoff-Projekte in Deutschland zeigt Karte 6. Aufgrund 
der günstigen Wasserstraßen-Anbindungen und der guten Absatzmöglichkeiten des Pflanzen-
öls und der Koppelprodukte sind in NRW vier große Mühlen entstanden, und es wurden drei 
Biodiesel-Anlagen gebaut. Die beiden größten nutzten die Synergie-Effekte auf dem Gelände 
des Industrieparks Marl und die Nachbarschaft der Ölmühle in Neuss. Auf die Rahmenbedin-
gungen einer Ansiedlung einer zentralen Ethanolanlage in NRW geht Kapitel 3.5.1 ein. 
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3.1.8 Vom technischen zum ökonomischen Potenzial 

Theoretisches Potenzial 
Das theoretische Potenzial stellt das gesamte physikalische Angebot einer erneuerbaren Ener-
giequelle in einem bestimmten Gebiet für einen bestimmten Zeitraum dar. Weltweit könnte 
zum Beispiel das theoretische Biomasse-Potenzial den 8 bis 9-fachen jährlichen Weltprimär-
energieverbrauch decken (DREIER 2000). 
 
Technisches Potenzial 
In der Literatur wird üblicherweise das technische Potenzial angegeben (KALTSCHMITT UND 

REINHARDT 1997, KALTSCHMITT 2001, HARTMANN UND KALTSCHMITT 2002, KALTSCHMITT 

ET AL. 2003, FRITSCHE ET AL. 2004, SYNERGIEKOMM 2006, ARNOLD ET AL. 2006)8. 
Das Technische Potenzial ermittelt sich aus der Berücksichtigung der folgenden Faktoren: 

- die Verfügbarkeit natürlicher Ressourcen (z.B. Annahme einer prioritären Bedarfsde-
ckung für Ernährung und Rohstoffe) 

- Erhaltung der natürlichen Kreisläufe, kein Raubbau (Humuserhaltung) 
- ökologische Grenzen (z.B. Bodenerosion) 
- technische Einschränkungen und Verluste bei der Energieumwandlung 
- zeitliche und räumliche Disparität zwischen Energieangebot und Energiebedarf  
(DREIER 2000). 

Die Flächenverfügbarkeit zur Ermittlung des technischen Potenzials muss immer aufgrund 
von Annahmen vorgegeben werden. So werden bei einem Großteil der Studien einfach die 
Flächen der obligatorischen Stilllegung als Obergrenze der Flächenverfügbarkeit angenom-
men, oder es wird von der vorhandenen Ackerfläche die Fläche für einen aus dem Pro-Kopf-
Verbrauch an Nahrungsmitteln in der Bundesrepublik abgeleiteten Flächenbedarf sowie wei-
tere alternative Flächennutzung subtrahiert, die verbleibende Fläche ist dann die zur Biomas-
seproduktion zur Verfügung stehende Anbaufläche und wird zur Potenzialerrechnung einge-
setzt (FRITSCHE ET AL. 2004). Diese Annahmen können sich in einer offenen Volkswirtschaft 
als zu restriktiv erweisen (HOLM-MÜLLER UND BREUER 2006). Dann würde das technische 
Potenzial unter das ökonomische Potenzial fallen. All diese Ansätze berücksichtigen nicht, 
dass sich die Flächenverfügbarkeit des Energiepflanzenanbaues genau wie der sonstige A-
ckerbau nach der relativen Vorzüglichkeit (Ökonomie des Pflanzenbaus) des Anbauverfah-
rens richtet.  

                                                 
8Eine erste Ausnahme bildet die vorgestellte Studie „Nachhaltige Biomassenutzungsstrategien im europäischen 
Kontext“ (INSTITUT FÜR ENERGETIK UND UMWELT 2006). Hier hat Prof. Zeddies aus Hohenheim das Wirtschaft-
liche Potenzial und daraus das Angebotspotenzial bestimmt. Zudem versucht er, auf der Maßstabsebene der EU 
folgende Szenarien zu berücksichtigen: Wegfall der obligatorischen Stilllegungsverpflichtung, gezielte Förde-
rung des Ethanolrübenanbaus sowie gezielte Förderung aller Energiepflanzen.  
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Theoretisches Potenzial

Technisches Potenzial

Ökonomisches Potenzial (Rahmenbedingungen: 
Gesellschaft, Politik)

= Betriebswirtschaftliches Potenzial 
(Ökonomie des Pflanzenbaus -> Konkurrenz auf der Fläche) 

=> regionales Angebotspotenzial in den Regionen

Erwartungspotenzial

Tatsächliche Umsetzung

 
Abbildung 27: Herleitung der Potenzialkategorien (überarbeitet nach IAFS 2004) 

Ökonomisches Potenzial der Produktion von Biokraftstoffen in Deutschland 
Neuere Studien versuchen eine Weiterentwicklung und erschließen die wirtschaftlichen Po-
tenziale auf der Angebotsseite der Bioenergieträger (INSTITUT FÜR ENERGETIK UND UMWELT 

2006). Als wirtschaftlich gelten nur die Anlagen, deren spezifische Energiekosten (auch auf-
grund der politischen Eingriffe) die der konventionellen Energiesysteme nicht übersteigen 
(DREIER 2000). Das ökonomische Potenzial hängt damit ab von den jeweiligen Annahmen 
und Prognosen:  

- zur Kostenentwicklung der Umwandlungstechnologie, 
- der Preisentwicklung der fossilen Energieträger, 
- den politischen Rahmenbedingungen. 

Solange die Gestehungskosten der Biokraftstoffe höher sind als die der Mineralölkraftstoffe 
und/oder solange die externen Effekte der Mineralölkraftstoffe nicht internalisiert werden, 
muss eine Abschätzung der politischen Unterstützung vorgenommen werden. 
Während die energiepolitischen Rahmenbedingungen (Steuerbegünstigung, Beimischungs-
zwang oder EEG) die Absatzfähigkeit im Energiesektor ermöglichen, verbessern die agrarpo-
litischen Rahmenbedingungen (Anbaumöglichkeit von Nachwachsenden Rohstoffen auf Still-
legungsflächen  niedriger Opportunitätskosten, Energiepflanzenprämie) die Konkurrenzfä-
higkeit des Energiepflanzenanbaus.  
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Es zeigt sich die Notwendigkeit der Abschätzung der Entwicklung der politischen Rahmenbe-
dingungen, solange die Biokraftstoffe der politischen Förderung bedürfen. Das Zustande-
kommen der Förderinstrumente unterliegt dem politischen Alltagsgeschäft. Aufgrund der 
Steuerbefreiung der Biokraftstoffe hat der deutsche Staat im Jahr 2004 auf Steuereinnahmen 
von 559 Mio. € verzichtet (DEUTSCHER BUNDESTAG 2005).  
Allerdings könnte sich die Frage nach dem politischen Potenzial der Biokraftstoffe in 
Deutschland auch bald erübrigen. Die EU-Kommission rechnet damit, dass Biodiesel bei ei-
nem Ölpreis von 60€ (ca. 75$)/barrel und BioEthanol ab 90€ (ca. 110$)/barrel auch ohne poli-
tische Unterstützung wettbewerbsfähig sind (EUROPÄISCHE KOMMISSION 2006). Dann würde 
die Substitution durch Backstop-Technologien (in diesem Fall Biokraftstoffe) auch ohne För-
derung stattfinden. In Brasilien kann momentan BioEthanol aus Zuckerrohr günstiger als 
Benzin bereitgestellt werden (HENKE 2005). 
Das ökonomische Potenzial darf nicht mit dem von HOLM-MÜLLER UND BREUER 2006 gefor-
derten volkswirtschaftlich effizienten Potenzial verwechselt werden. Um das effiziente 
volkswirtschaftliche Potenzial zu bestimmen, müsste erstmal eine Bestimmung der Ziele der 
Förderung der Biokraftstoffe stattfinden. Sind die Ziele quantifiziert, kann man bestimmen, 
mit welchen politischen Mitteln man diese Ziele am effizientesten erreichen kann. Da aber 
mit der Förderung der Biokraftstoffe eine Reihe von Ziele verbunden ist (vom Klimaschutz, 
den man relativ leicht quantifizieren kann, über die Reduktion der Importabhängigkeit und 
Entwicklung des Ländlichen Raums) gestaltet sich eine Gesamtbestimmung der Ziele, auf die 
dann optimiert werden kann, als sehr schwierig. 
 
Regionales Angebotspotenzial in den Agrarlandschaften 
Dieser Arbeit liegt die Betrachtung der Weiterführung der 100%-igen Steuerbegünstigung der 
Biokraftstoffe bis 2009 zugrunde. Die aktuelle Diskussion um eine Besteuerung der Biokraft-
stoffe und die Einführung eines Beimischungszwangs wurden nicht berücksichtigt, zeigen 
allerdings nochmals die enorme Abhängigkeit der Entwicklung der Biokraftstoffe von den 
politischen Rahmenbedingungen.  
Ausgehend von den aktuell für Deutschland geltenden Rahmenbedingungen ergeben sich ent-
lang der Produktionskette rückwärts betrachtet Erzeugerpreise für Energiepflanzen. Mit der 
Berechnung der Deckungsbeiträge (Deckungsbeitrag = regionaler Marktpreis * regionaler 
Ertrag – regional variable Kosten) für Energiepflanzen ergibt sich die regionale relative Vor-
züglichkeit der Energiepflanzenverfahren in den jeweiligen Agrarlandschaften. Bei der Frage 
nach den landwirtschaftlichen Angebotspotenzialen muss also der gesamte Agrarsektor unter-
sucht werden, um letzlich auch die regionalen Verdrängungskosten zu berücksichtigen. Neben 
der relativen ökonomischen Vorzüglichkeit eines Energiepflanzen-Anbauverfahrens in Form 
des Deckungsbeitrags ist die Beachtung von Fruchtfolgen von entscheidender Bedeutung (die 
man allerdings letztlich auch in ökonomische Größen überführen kann).  
Somit ergibt sich die Flächenverfügbarkeit für den Energiepflanzenbau der Biokraftstoffe aus 
der ökonomischen Konkurrenzfähigkeit des Verfahrens gegenüber einer anderen Landnut-
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zung (Stilllegung, Food- oder Feed-Produktion). Das ökonomische Angebotspotenzial wird 
damit letztlich „auf der (knappen) Fläche“ entschieden (vgl. Abbildung 27). 
Die Wahrscheinlichkeit des Anbaus von Energiepflanzen zur Biokraftstoffproduktion auf 
Stilllegungsflächen ist natürlich hoch, da auf den Stilllegungsflächen die Opportunitätskosten 
aufgrund der Nichtanbaufähigkeit für den Food-Bereich sehr gering sind. Neben der starken 
Konkurrenz durch das Biogas auf den Stilllegungsflächen wird bei einem hohen Ölpreis auch 
die Flächenkonkurrenz aus der Stofflichen Nutzung der Biomasse zunehmen. Somit ergeben 
sich auch auf den Stilllegungsflächen verstärkte Opportunitätskosten für die Biokraftstoffpro-
duktion.  
Aufgrund der massiven Anreize im Bereich der Energiepolitik ist festzustellen, dass bei Raps 
und zukünftig auch bei Energiemais für Biogasanlagen eine massive Ausdehnung des Anbaus 
auf Basisflächen festzustellen ist. Auf den Basisflächen spielen sich momentan neue Landnut-
zungsgleichgewichte, auch in Konkurrenz zu den klassischen Veredelungszweigen, ein. Mit 
dem Agrarsektormodell RAUMIS lassen sich diese Aspekte berücksichtigen und somit kön-
nen letztlich die regionalen Energiepflanzenangebotspotenziale bestimmt werden, wenn ein 
Szenario der völlig preiselastischen Nachfrage nach Energiepflanzen angenommen wird. Dar-
über hinaus bietet RAUMIS die Möglichkeit der Regionalisierung des Angebots, so dass in 
dieser Arbeit regionalökonomische Angebotspotenziale, die sich auf den momentanen agrar-
politischen und energiepolitischen Rahmenbedingungen ergeben, in den Agrarlandschaften 
bestimmt werden können.  
Dieses Potenzial sollte den zukünftigen politischen Entscheidungen im Bereich der Agrar-, 
Energie-, Umwelt- und Steuerpolitik als Grundlage dienen.  
 
Erwartungspotenzial 
Um noch genauere Abschätzungen über die Entwicklung der Biokraftstoffe (Bioenergie) in 
NRW machen zu können, müsste eine genauere Abschätzung des Anlagenbaus (regionale 
Anlagenkapazität der Verarbeitung) im Bereich der dezentralen Produktionsanlagen (Biogas-
Anlagen und dezentrale Ölmühlen und landwirtschaftlöiche Brennereien) sowie regionaler 
Hemmnisse (z.B. fehlende Information, …) der Umsetzung erfolgen. Somit könnte das realis-
tische Erwartungspotenzial bestimmt werden.  
Auch dieses Potenzial muss nicht voll zum Tragen kommen. So könnte z.B. der Bau einer 
Biogas-Anlage in einer Region beschlossen sein, aber es wird keine Baugenehmigung für die 
Anlage ausgestellt. Projekte, die aufgrund von Hemmnissen nicht gebaut werden können, 
müssen vom Erwartungspotenzial subtrahiert werden, um dann die tatsächliche Biokraftstof-
fe/Bioenergienutzung in den Agrarlandschaften zu erhalten.  
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3.1.9 Wettbewerbsfähigkeit der verschiedenen Biokraftstoffe 

Die Herstellungskosten der Biokraftstoffe liegen in Deutschland wesentlich höher als die der 
Mineralölkraftstoffe. Erdöl ist ein Rohstoff, der auf dem Weltmarkt gehandelt wird. Daher 
stellt der Erdölpreis eine der wichtigsten (global geltenden) ökonomischen Rahmenbedingun-
gen der Biokraftstoffe dar. Je teuerer das Erdöl, desto höher ist die Wettbewerbsfähigkeit der 
Biokraftstoffe. 
Den größten Anteil an den Kraftstoffpreisen für den Verbraucher (frei Tankstelle) machen die 
Steuern aus. Bei einem Dieselpreis von 1,11€ je Liter (im März 2006) beträgt die Mineral-
ölsteuer in Deutschland derzeit 47 ct, hinzu kommt noch die Mehrwertsteuer von 15,4 ct. Den 
Rest bilden der Produktenpreis von 44 ct und der Deckungsbeitrag von 7,5 ct (MWV 2006).  

 
Abbildung 28: Mineralölsteuern innerhalb der EU im Jahr 2002; Deutschland 2003 (Quelle: BMU 2003) 

Abbildung 28 zeigt die unterschiedlichen Steuersätze auf Diesel und Benzin in der EU. In 
Deutschland lag die Mineralölsteuer im Jahr 2003 für Diesel bei 0,47 ct/l und für Benzin bei 
0,66 ct/l. Damit hat Deutschland nach Großbritannien die zweithöchste Mineralölsteuer in der 
EU. Der Mineralölsteuersatz stellt insofern eine wichtige Rahmenbedingung dar, als dass die 
Gewinnmöglichkeit bei einer Mineralölsteuerbefreiung mit steigendem Steuersatz zunimmt. 
Anders formuliert: Je höher der Steuersatz in einem Land ist, desto höher ist die Gewinnmar-
ge, die man durch eine Steuerbefreiung realisieren kann (vgl. Kapitel 3.1.2.1) 
Aufgrund der Steuerbefreiung ergibt sich ein Preisvorteil der Biokraftstoffe gegenüber den 
Mineralölkraftstoffen. Die Preise frei Tankstelle zeigt Tabelle 5. Der größte Preisunterschied 
ergibt sich bei Rapsöl, allerdings müsste man hier eigentlich auch noch die Kosten der einma-
ligen Umrüstung des Fahrzeuges, die sich auf 2-4 ct/pro Liter (Umrüstung auf den Kraftstoff-
preis umgelegt) belaufen, mit einrechnen. 
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Tabelle 5: Wirtschaftlicher Vergleich der Biokraftstoffe (verändert nach BENSMANN UND JANZING 2005, DEUTSCHER BUNDESTAG 2005, BÜRGER ET AL. 2005, 

FNR 2006A, MWV 2006) 

 Ertrag in Liter je 
Hektar 

Kraftstoff 
Äquivalent 

Verkaufspreis je 
Liter 

 

Produktionskosten je Liter 
 

Energiebilanz 
Input/Output-

Verhältnis 

CO2-Minderung 

Pflanzenöl -1.500 1 Liter ersetzt 
etwa 0,96 l 

Diesel 

0,60-0,70 €/l 0,50-0,55 €/l 1:4 > 80% gegenüber 
fossilem Diesel 

Biodiesel -1.500 1 Liter ersetzt 
etwa 0,91 l 

Diesel 

0,90-0,95 €/l 0,55 €/l 1:3 ca. 70% gegen-
über fossilem 

Diesel 

Diesel   1,05-1,10 €/l 0,487 €/l   
Bioethanol1 -2.500 1 Liter ersetzt 

etwa 0,66 l 
Benzin 

- 0,50 €/l 0,45 €/l 1:1,4 ca. 30% gegen-
über fossilem 

Diesel 

Biogas2 -4.100 1 Kilo Methan 
ersetzt etwa 
1,4 l Benzin 

0,60 – 0,70 €/l 0,42-0,95 €/l 1:3 bis 1:63 ca. 100% gegen-
über fossilem 

Diesel4 

Normalbenzin   1,25 €/l 0,423 €/l   

 
1: Auf Getreidebasis (Weizen), Roggen liefert etwa 1.900 l/ha, Mais liefert rund 3.700 l/ha und die Zuckerrübe zirka 6.900 l/ha. 
2: Basis Mais, 8.000 cm3 Biogas/ha, 52% Methan, 1 cm3 Methan hat ein Gewicht von 0,7 kg (bei 15°C und ein bar Druck, 1 kg Methan ersetzt 1,4 l Benzin, 4.200 cm3 Methan entsprechen 
2.940 kg Methan/ha. 
3: Betrachtung von Biogas mit Einsatz in BHKW: abhängig von der Art der Düngung, des Transportes des Gärsubstrats und ob Verwendungsmöglichkeiten der anfallenden Abwärme 
4: Durch die Biogaserzeugung aus Gülle können sogar mehr als 100 % CO2 eingespart werden, weil hohe Methanemissionen der herkömmlichen Güllelagerung vermieden werden. 
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Allerdings zeigen sich gewaltige Spannweiten im Vergleich der Bereitstellungskosten der 
einzelnen Biokraftstoffe untereinander sowie in Abhängigkeit der verschiedene Input-
Biomassen (vgl. Abbildung 29).  

 

Abbildung 29: Bereitstellungskosten biogener Kraftstoffe (Quelle: IFEU 2004) 
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3.1.10 Fazit der Entwicklung der Biokraftstoffe in NRW 

Der Analyserahmen zeigt die Notwendigkeit einer etwas weiteren Betrachtung der Rahmen-
bedingungen der Entwicklung der Biokraftstoffe in NRW. Dies hat zum einen damit zu tun, 
dass die Konkurrenzen sowohl des Energiepflanzenanbaus (und damit die Kosten der Roh-
stoffe) wie auch der fossilen Kraftstoffe von globalen Rahmenbedingungen geprägt werden 
und dann ihren Niederschlag in europäischen und nationalen Gesetzen finden. So gibt die EU-
Biokraftstoff-Richtlinie die Ziele für die Mitgliedsstaaten vor, und die EU-Strategie für Bio-
kraftstoffe lässt einen weiteren Ausbau erwarten. Die nationalen Gesetze (Steuerbegünsti-
gung, Beimischungszwang) sind es aber letztlich, die den Anreiz zur Produktion und zum 
Einsatz der Biokraftstoffe in NRW  geben. Hier ist die Möglichkeit der Einflussnahme des 
Landes NRW nur bedingt gegeben. 
Die Summe der politischen Rahmenbedingungen spricht für einen weiteren massiven Ausbau 
der Biokraftstoffe in Europa, Deutschland und damit auch in NRW. Besonders die starke Im-
portabhängigkeit des strategischen Verkehrssektors aufgrund der starken Bindung an Erdöl, 
die steigenden Energiepreise sowie die fehlenden Alternativen zur Reduktion des Klima-
schutzziels im Verkehrssektor lassen neben einer weiteren Reihe von Zielen eine breite politi-
sche Zustimmung zu den Biokraftstoffen („Weg vom Öl“) erwarten. Somit wird die Entwick-
lung der Biokraftstoffe (wie eigentlich der gesamten Bioenergie) von energiepolitischen Ent-
scheidungen bestimmt, die den Absatz im Energiesystem sichern. Die agrarpolitischen Rah-
menbedingungen (auch die haushaltspolitischen Aspekte: siehe Kapitel 3.4.6) wirken hier nur 
am Anfang der Produktionskette und dienen (wie z.B. die Änderung der Stilllegungsver-
pflichtung oder Einkommensverluste in der klassischen Landwirtschaft) als „Auslöser“ zur 
Investitionen der Landwirtschaft im Bioenergiebereich.  
Zur Abschätzung des ökonomischen Potenziales der Biokraftstoffe ist aber neben der Ent-
wicklung der politischen Rahmenbedingungen auch die Preisentwicklung der fossilen Ener-
gieträger und die Kostenentwicklung der Umwandlungstechnologie zu berücksichtigen. Im 
Bereich der fossilen Energieträger ist mit einem Preisanstieg des Erdöles aufgrund der stei-
genden Nachfrage auf dem Weltmarkt zu rechnen, obwohl hier angemerkt werden muss, dass 
unanhängige Prognosen über diesen strategischen Energieträger Erdöl nur spärlich vorhanden 
sind. Mit steigenden Erdölpreisen wachsen die Chancen des Einsatzes der Biokraftstoffe. 
KALTSCHMITT ET AL. (2003) nehmen einen qualitativen, relativen Vergleich der Kosten der 
derzeitigen Nutzung und der sich abzeichnenden Tendenz vor (vgl. Tabelle 6). Dabei wird 
unterschieden zwischen den relativen Kosten für das biogene Ausgangsmaterial, den relativen 
Konversionsaufwendungen, den relativen Transport-, Lager- und Verteilungskosten sowie 
den zusätzlichen relativen Kosten in der Nutzung (z.B. notwendige Umrüstungen). Die ein-
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zelnen Kosten werden entlang der Produktionskette aggregiert. Zusätzlich werden die Ten-
denzen der Kostenentwicklung aufgezeigt (KALTSCHMITT ET AL. 2003). 

Tabelle 6: Kostenrelationen und Kostentendenzen einer Kraftstoffbereitstellung aus Biomasse (€ relativ 
kostengünstiger; €€€ relativ teurer) (Quelle: KALTSCHMITT ET AL. 2003) 

 Rohstoff Konversion Transport etc. Nutzung Summe Tendenz 
Synthesegas 
 

€(€) €€ €€€ €€(€) €€€  

BioSynFuels 
 

€(€) €€€ € € €€(€)  

Biogas 
 

€(€) €€ €€€ €€(€) €€€  

Ethanol 
 

€€€ €€ €€ €(€) €€  

Pflanzenöle 
 

€€€ € € €€ €€  

RME 
 

€€€ €€ € € €€  

 
„Je länger bestimmte Optionen am Markt eingeführt sind, desto besser wurden auch bereits 
entsprechende Kostensenkungspotenziale erschlossen“ (KALTSCHMITT ET AL. 2002, S. 28). 
Weiterhin spielen nach KALTSCHMITT ET AL. (2002) der erzielbare Ertrag pro Flächeneinheit 
und der technische Aufwand der Umwandlung eine wichtige Rolle. Beim erzielbaren Ertrag 
pro Flächeneinheit kann beispielsweise bei Raps nur ein (kleiner) Teil der insgesamt auf den 
Feldern wachsenden Biomasse auch zur Kraftstoffbereitstellung genutzt werden, nämlich nur 
die Rapskörner. Beim technischen Aufwand der Umwandlung zeigt sich, dass das thermo-
chemische Verfahren mit mehreren chemischen Reaktionsstufen zur Herstellung von Bio-
SynFuels aufwendiger ist als z.B. das Auspressen von Ölpflanzen zur Bereitstellung naturbe-
lassener Pflanzenöle. Die in Tabelle 6 durch Pfeile verdeutlichten möglichen Kostenentwick-
lungen spiegeln die Tendenz der erwarteten Kostenreduktionen (Lernkurveneffekte wie z.B. 
von der Windenergie bekannt) wider, allerdings nur dort, wo die entsprechende Technik noch 
vergleichsweise am Anfang der technischen Entwicklung steht. Entsprechend sind bei den 
Optionen, die bereits seit Jahren marktgängig sind, aus gegenwärtiger Sicht kaum noch sub-
stanzielle Kostenreduktionspotenziale erschließbar (KALTSCHMITT ET AL. 2003). 
 
Pflanzenölbasierte Kraftstoffe 
In den letzten Jahren wurde die Verarbeitung von Ölsaaten aufgrund der gestiegenen Nach-
frage nach Biodiesel ausgebaut. Die UFOP rechnet mit einem Ausbau der Ölmühlenkapazitä-
ten von 5,5 auf 8,2 Mio. t bis Ende 2007. Weitere Ölmühlen, integriert in Anlagenkonzepte 
für Biodieselanlagen sind bereits in Planung (BOCKEY 2006). Somit sind auch an den in NRW 
befindlichen Ölmühlen in Neuss (Thywissen: 670.000 t Raps, Leinsaat oder Sonnenblumen; 
Sels: 550.000 t Raps und/oder Sojabohnen), Spyck (750.000 t Raps) und Hamm (325.000 t 
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Raps (incl. Sonnenblumen), ab Frühjahr 2007: 550.000 t Raps) Produktionsausweitung zu 
erwarten. Wegen der Kritik am Biodiesel (vgl. FRONDEL UND PETER 2005) und der Feststel-
lung der Überkompensation der Biokraftstoffe durch die Bundesregierung (vgl. DEUTSCHER 

BUNDESTAG 2005) ist es zu einer Besteuerung der Biokraftstoffe als Reinkraftstoffe gekom-
men, die allerdings nichts an der hohen Konkurrenzfähigkeit des Biodiesels ändern wird. 
Bei den dezentralen Ölmühlen hat sich die Anzahl mittlerweile deutschlandweit auf über 350 
erhöht. Sie erreichen damit eine Schlagkraft von 0,4 bis 0,5 Mio. t pro Jahr (BOCKEY 2006). 
Die weitere Entwicklung der dezentralen Ölmühlen hängt stark von der Besteuerung des 
Pflanzenöls als Reinkraftstoff ab. 
Dieser massive Ausbau der Ölmühlenkapazitäten in NRW, Deutschland und Europa wird zu 
stabilen Rapspreisen führen (ERNÄHRUNGSDIENST 2006). Die Nachfrage durch den Absatzka-
nal Biodiesel wird so groß sein, dass auch ein massiver Ausbau der Importe nicht zu einem 
niedrigeren Erzeugerpreis führen wird.  
Ausbau der Biodieselkapazitäten in NRW 
In den Jahren 2004 und 2005 ist es zu einem massiven Ausbau der nordrhein-westfälischen 
Biodieselkapazitäten gekommen. Im Einzelnen sind nun folgende Jahresverarbeitungskapazi-
täten vorhanden: 

- NEW GmbH, Marl: 200.000 t/a 
- Rheinische Bioester GmbH: 150.000 t/a 
- Petrotec GmbH, Südlohn: 50.000 t/a 

Damit ist NRW das Bundesland mit den zweitgrößten Biodieselverarbeitungskapazitäten (U-
FOP 2006). Laut Pressemeldung ist bei der Degussa in Niederkassel-Lülsdorf eine weitere 
Biodieselanlage mit einer Kapazität von 125.000 t/a im Bau (http://www.presse-
service.de/static/62/622889.html) 
Zu erwähnen ist zudem der Bau der Cargill-Biodieselanlage in Frankfurt-Höchst mit einer 
Jahreskapazität von 200.000 t/a. Die Rohstoffversorgung wird zum größten Teil über die Öl-
mühle in Mainz (600.000 t Raps) sichergestellt werden. Ebenso ist in Mannheim eine Biodie-
selanlage der Firma Bunge mit einer Kapazität von 200.000 t geplant. Die Rohstoffversor-
gung wird überwiegend durch die Ölmühle in Mannheim (Raps und Sonnenblumen parallel, 
insgesamt 1,1 Mio. t, Erweiterung auf 1,3 Mio. t geplant) (ERNÄHRUNGSDIENST 2006) be-
werkstelligt. 
 
BioEthanol 
Ausgehend von der Förderkulisse, vor allem im Bereich der Investitionsbeihilfen für die neu-
en Bundesländer, ist mit einem Bau einer zentralen Ethanolanlage in NRW vorerst nicht zu 
rechnen. Mit der Ankündigung der Einführung des Beimischungszwang im Jahr 2007 werden 
in den neuen Bundesländern weitere BioEthanol-Anlagen entstehen (Ankündigung des Baues 
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einer BioEthanol-Anlage am Standort Klein Wanzleben durch die Nordzucker AG, Erweite-
rung der Anlagenkapazität in Zeitz, sowie eine Anlage im Hafen von Rostock (FNR 2006B). 
Durch diese Investitionsbeihilfen werden die Anlagen in den neuen Bundesländern auch ge-
gen Importe konkurrenzfähig. In NRW sind diese Subventionen nicht möglich. Zudem sind 
aufgrund der sehr guten Wasserstraßenanbindungen auch die Importmöglichkeiten in die 
nordrhein-westfälischen Raffinerien sehr gut, so dass bei einem Abbau des Außenschutzes für 
Ethanol die Möglichkeiten von Importen zu beachten ist (weitere Rahmenbedingungen siehe 
Kapitel 3.5.1). 
Äquivalenzverfahren für Ethanolweizen auf Stilllegungsflächen im Rheinland 
Die Südzucker AG bietet über die großen Genossenschaften in Süd- und Westdeutschland den 
Landwirten die Möglichkeit zur Produktion von Energieweizen. So auch in Nordrhein-
Westfalen, wo in den reinen Ackerbaugebieten (v.a. in denen mit hohem Anteil von Zucker-
rüben) dieses Angebot wahrgenommen wird. Zudem ist hier der Weizenanbau die Standard-
produktion und bedarf keiner Umstellung in Anbau und Ernte- und Logistikinfrastruktur. 
Aufgrund des Äquivalenzverfahrens wird es weiterhin möglich sein, Ethanolweizen in Nord-
rhein-Westfalen anzubauen. Äquivalenzverfahren bedeutet, dass der Weizen nicht physisch 
zur Ethanolanlage nach Zeitz transportiert wird, sondern die äquivalente Menge Weizen in der 
Nähe der Ethanolanlage aufgekauft wird. Es findet quasi ein Tausch auf dem Papier statt. Der 
im Rheinland produzierte Ethanolweizen unterscheidet sich nicht vom „normalen“ Weizen 
(Ausnahme ist der Auszahlungspreis) und wird dementsprechend auf den gleichen Wegen 
vermarktet. 
Landwirtschaftliche Brennereien 
Die Wettbewerbsfähigkeit der landwirtschaftlichen Brennereien wurde ausführlich durch 
WETTER 2003 untersucht. Sie weisen zu hohe Produktionskosten auf, die sich auch bei einer 
entsprechenden alternativen Wärmeerzeugung (Strohfeuerung, Palmöl-BHKW oder Biogas-
Anlage mit sehr guten Synergieeffekten aufgrund der Schlempenutzung) nicht auf ein konkur-
renzfähiges Niveau bringen lassen. Selbst wenn eine Konkurrenzfähigkeit erreicht würde, 
müssten größere Menge gebündelt werden, um den großen Ethanolabnehmer (v.a. der Mine-
ralölindustrie) gerecht zu werden. Sollte ein alternativer Absatzweg wie bei den Pflanzenölen 
gefunden werden, müsste eine neue Tankstelleninfrastruktur für E-85 aufgebaut werden.  
 
BioSynFuels 
Laut Pressemitteilung der Firma CHOREN ist im Chemiepark Dormagen der Bau einer Sun-
diesel-Anlage mit einem Investitionsvolumen von 350 Mio. € geplant 
(http://www.choren.com/de/choren_industries/informationen_presse/pressemitteilungen/?nid=
94). Ob der Bau dieser Anlage wirklich realisiert wird, kann in Frage gestellt werden. Zum 
einen ergibt sich beim Bau der Sundiesel-Anlage die gleiche Problematik der „Nicht-
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ARNOLD ET AL. 2006 gehen in ihrer Studie von Transportkosten von 24€/t aus. Dies wäre die 
Hälfte der angestrebten Auszahlungspreisen von 50€/t Biomasse (vgl. auch Kapitel 3.2.3.3)! 
In einer erste Studie zu diesem Thema wurde von THRÄN 2006 die Dimensionen der Versor-
gung einer solchen Anlage gezeigt. Für die Versorgung einer mittleren Anlage mit einer in-
stallierten Leistung von 500 MW Input ergibt sich für die Produktion von 130.000 t Kraftstoff 
im Jahr eine Biomasse-Inputmenge von 900.000 t/a bei einem Wassergehalt von 20%. Unter 
Sicherstellung der Nährstoffkreisläufe ergibt sich damit ein Flächenbedarf von 500.000 ha 
Waldrestholz/Stroh, 65.000 ha Kurzumtriebsplantagen und 44.000 ha Miscanthus. Die Lage-
rung der Biomasse soll dezentral beim Produzenten stattfinden. 
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3.2 Energiepflanzenbau in den Agrarlandschaften Nordrhein-Westfalens 

Die Wahl von Art und Umfang der anzubauenden Feldfrüchte wird einerseits von den natürli-
chen Standortbedingungen, andererseits aber auch in starkem Maße von ökonomischen Not-
wendigkeiten bestimmt. Während der Standort darüber entscheidet, welche Kulturart über-
haupt für den Anbau in Betracht kommt, hängt der Anbauumfang der verbleibenden Kulturen 
von der Betriebsorganisation (z.B. Futterbedarf) und den wirtschaftlichen Rahmenbedingun-
gen (z.B. Absatzmöglichkeit, Deckungsbeitrag) ab (LWK NRW 2006). Um eine mögliche 
Ausdehnung der Energiepflanzenfläche in NRW abschätzen zu können, müssen die Rahmen-
bedingungen des Energiepflanzenbaus und die Standortfaktoren der bisherigen Landnutzung 
in NRW vorgenommen werden. Hierzu werden zuerst die Standortfaktoren der Landwirt-
schaft in NRW abgeleitet, um hieraus die Darstellung der nordrhein-westfälischen Agrarland-
schaften ableiten zu können. Durch die Betrachtung der Rahmenbedingungen des Energie-
pflanzenanbaues (v.a. der relativen Vorzüglichkeit der Energiepflanzenverfahren) kann eine 
Einordnung des Energiepflanzenanbaus im Jahre 2005 vorgenommen werden. 

3.2.1 Standortfaktoren der Landnutzung 

Mit der Bestimmung der Standortfaktoren für die landwirtschaftlichen Betriebe kann das Zu-
sammenwirken der Standorte bei der Versorgung eines Wirtschaftsraumes ermittelt werden. 
Aus diesem Zusammenwirken kann die landwirtschaftliche Produktion in einer Agrarland-
schaft ermittelt werden. Hieraus kann das Ziel der Bestimmung des räumlichen Gleichge-
wichts der Landnutzung und die Nutzungsintensitäten abgeleitet werden (WEINSCHENK UND 

HENRICHSMEYER 1966, KUHLMANN ET AL. 2002). Thünen, der Begründer der landwirtschaft-
lichen Standortlehre, stellte zu Beginn des 19. Jh. in seiner Theorie der Konzentrischen Kreise 
die Lage von Märkten im Bezug auf die Produktionsstandortwahl als entscheidender als die 
gegebenen natürlichen Bedingungen heraus. Einhergehend mit dem Aufkommen dieser 
Denkweise wuchs die Bedeutung von Standortfaktoren, wie Verkehrslage, Transportkosten, 
etc. Thünens Standortlehre war statisch angelegt (WEINSCHENK UND HENRICHSMEYER 1966). 
Erst der Wechsel des solarbasierten, vorindustriellen Energiesystems zum fossilen, industriel-
len Energiesystem hat die Notwendigkeit einer dynamischen und evolutorischen Betrach-
tungsweise notwendig gemacht. Mit dem starken Absinken der Transportkosten (Transport-
technik, -infrastruktur und -logistik und günstige fossile Antriebsenergie) sind die o.g. Frage-
stellungen in den Hintergrund gerückt. Ebenso konnte die starke Wirkung der natürlichen 
Standortfaktoren durch den Einsatz von Dünger, PSM und angepasstem Saatgut ausgegliche-
ner gestaltet werden. Heute scheinen die Faktoren der Innovationsfähigkeit, der Arbeitsauslas-
tung, die Kapitalausstattung und vor allem der agrarpolitischen Rahmenbedingungen bestim-
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mender zu sein. Die heutige Standortforschung hat nicht nur eine wirtschaftspolitische, son-
dern auch eine ressourcen- und umweltpolitische Fragestellung zu beantworten (KUHLMANN 

ET AL. 2002). Somit kann die Frage der Förderung der Biokraftstoffe vor dem Hintergrund der 
Einhaltung umweltpolitischer Wünsche der Gesellschaft für die Agrarlandschaften in 
Deutschland gestellt werden. Damit müssen neben den agrarpolitischen auch die umwelt- und 
energiepolitischen Implikationen berücksichtigt werden 
 
Standdortdeterminaten bestimmen letzlich über die Art der Landnutzung und damit auch über 
den Anbau von Energiepflanzen. Standortdeterminanten kann man definieren als Kostenvor-
teile, die auftreten, wenn eine wirtschaftliche Tätigkeit an einem bestimmten Ort oder generell 
an Plätzen bestimmter Art vollzogen wird, also die Merkmale (Standortfaktoren), die eine 
bestimmte Produktion an einem bestimmten Ort rentabel machen. Dabei lässt sich eine Viel-
zahl von Faktoren unterscheiden (ergänzt nach WEINSCHENK UND HENRICHSMEYER 1966, 
KUHLMANN ET AL. 2002): 

1) Naturräumliche Standortfaktoren 
a. Bodengüte, - art und -verfügbarkeit  
b. Niederschlagshöhe und -verteilung 
c. Wasserhaltevermögen des Bodens 
d. Wasserverfügbarkeit (Grundwasser) 
e. Solarenergiezufuhr: Vegetationszeit; frostfreie Tage 
f. Relief/Hangneigung 

2) Persönlichkeit des Betriebsleiters 
a. Art der Ziele 
b. Befähigung zur Realisierung technischer Effizienz (Know-How) 
c. Befähigung zur Realisierung ökonomischen Effizienz (Know-How) 
d. Risikoverhalten 
e. Kooperationsverhalten 
f. Zeitpräferenzverhalten 

3) Stand der landwirtschaftlichen Produktionstechnik 
a. Genetisches Potenzial der Nutzpflanzen 
b. Genetisches Potenzial der Nutztiere 
c. Mengengerüste der Produktionsverfahren 
d. Fruchtfolgewirkungen der annuellen Kulturen 

4) Stand der energiewirtschaftlichen Produktionstechnik 
Bioenergie ist eine neue Form der Veredelung landwirtschaftlicher Rohstoffe. Somit 
hängt der Kostenvorteil eines Betriebes vom Stand der Bioenergie-
Konversionstechnologie ab. Hier kommen Lernkurveneffekte zum Tragen. 
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5) Äußere Verkehrslage 
a. Entfernung der landw. Produktionsstandorte von den Produktionsstätten 

 Transportwürdigkeit der Biomasse beachten (siehe Kapitel 3.2.3.3) 
b. Entfernung der landw. Produktionsstandorte von den Faktormärkten 

6) Agrarstruktur- und umweltpolitische Maßnahmen 
a. Innere Verkehrslage 
b. Größe und Form der Feldstücke 
c. Tierbestandsgrößen 
d. Begrenzung der Produktionsmöglichkeiten (Auflagen) 

7) Stand der volkswirtschaftlichen Entwicklung 
a. Marktpreise für landwirtschaftliche Produkte 
b. Marktpreise für Produktionsfaktoren (incl. für Transportleistungen) 

8) Agrarpolitische Rahmenbedingungen 
Seit der Arbeit von WEINSCHENK UND HENRICHSMEYER 1966 haben die agrarpolitischen 
Rahmenbedingungen enorm an Bedeutung gewonnen. Die Veränderungen der regionalen 
Gleichgewichte der Landnutzung waren sehr stark von der Agrarpolitik und den Agrarre-
formen geprägt. Mit der Umsetzung der Luxemburger Beschlüsse und der vollständigen 
Angleichung der Prämien scheint ab dem Jahr 2013 dieser Einflussfaktor stark zurückzu-
gehen. 
9) Nun auch: Energiepolitische Rahmenbedingungen 
Wie bereits in den Rahmenbedingungen erläutert, ist die Landwirtschaft im Begriff, wie-
der Energielieferant für die Gesellschaft zu werden. Somit ist die Ausgestaltung der ener-
giepolitischen Rahmenbedingungen von entscheidender Bedeutung für die neuen Land-
nutzungsgleichgewichte. 
10) Quasi unabhängige Standortfaktoren 

a. Kapitalausstattung (obwohl diese sehr wohl vom Standort (Gunstlage und 
Quotenausstattung abhängig sein kann) 

b. Arbeitskräfte 
c. Ausstattung des Betriebes (Maschinen, Wirtschaftsgebäude) 
d. Lieferrechte (Milch und Zucker in NRW sehr entscheidend, jetzt auch OGS) 

3.2.2 Agrarlandschaften Nordrhein-Westfalens 

Aus dieser theoretischen Betrachtung der Standortfaktoren der landwirtschaftlichen Produkti-
on soll im Folgenden die momentane Landnutzung in den Agrarlandschaften NRW´s abgelei-
tet werden. Einige einleitende Worte zu einer Landwirtschaft in einem Industrieland eröffnen 
die Ausführungen. 
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In einem Wirtschaftsraum, der landesweit über 30 Städte mit mehr als 100.000 Einwohnern 
enthält und auch sonst in weiten Teilen dicht besiedelt ist (vgl. Karte 7), erscheint die Land-
wirtschaft nicht zuletzt wegen ihrer geringen Beiträge zur Wertschöpfung und Beschäftigung 
(im Jahr 2005 hatte die nordrhein-westfälische Landwirtschaft einen Wertschöpfungsanteil 
von 0,6% und einen Beschäftigungsanteil von 0,81%) als vernachlässigbare Größe. Anderer-
seits bewirtschaftet sie rund die Hälfte der Landesfläche, wobei zu berücksichtigen ist, dass 
die Landwirtschaft in NRW aufgrund eines hohen außerlandwirtschaftlichen Flächennut-
zungsdruckes jedes Jahr erhebliche Flächenanteile verliert. Trotz der sehr leistungsfähigen 
Landwirtschaft ist NRW städtisch geprägt und vornehmlich als Technologie- und Industrie-
(vor allem Großindustrie)standort zu bezeichnen. 
 

3.2.2.1 Naturräumliche Standortfaktoren und Naturräume NRW´s 

Aus Karte 7, Karte 8, Karte 9, Karte 10 und den Anhängen 2, 3, 4 können die natürlichen 
Standortfaktoren der Landwirtschaft in NRW abgelesen werden. Die Höhenlage bestimmt die 
Anzahl der Vegetationstage, welche wiederum starken Einfluss auf die Nutzungsmöglichkei-
ten hat. In den Gebieten mit wenigen Vegetationstagen herrscht das Grünland vor. Kommt 
dann noch eine starke Abhangneigung hinzu, dann weisen diese Regionen (Sauer- und Sieger-
land und Teile der Eifel) einen hohen Waldanteil auf. Die Grünlandnutzung am Niederrhein 
ist oft auf das anstehende Grundwasser zurückzuführen. Aufgrund der Regelung zur Erhal-
tung des Dauergrünlandes kann von einem konstanten Verhältnis der Anteile Grünland zu 
Ackerland in den folgenden Jahren ausgegangen werden (BMVEL 2005A). 
Generell kann man davon ausgehen, dass die naturräumlichen Gunstgebiete (viele Vegetati-
onstage, ausreichend Niederschlag, geringe Hangneigung) ackerbaulich genutzt werden. 
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Karte 7: Höhe und verstädterte Gebiete Nordrhein-Westfalens 
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Karte 8: Bereinigte Ertragsmesszahlen der landwirtschaftlichen Flächen in NRW 
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Karte 9: Verteilung des Jahresniederschlages 



 

 

 

96 

Münsterland

Niederrhein

Eifel

Sauerland, Bergisches Land, Siegerland

Köln-Aachener Bucht

Münsterland

Ost-Westfalen-Lippe, Niederbergisches Hügelland

Wasserhaltevermögen des Bodens
Nutzbare Feldkapazität in mm

bis 100 (63)
100 bis 150
150 bis 200
über 200 (248)
Agrarlandschaften

0 30 6015
km

¯ Entwurf: Thomas Breuer
Daten: FAL

 
Karte 10: Wasserhaltevermögen des Bodens 
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Ackerbauliche Ungunst- und Gunstgebiete 
Die Kombination von Bodengüte und Wasserversorgung charakterisiert letztlich eine Agrar-
landschaft als ackerbauliche Gunstregion. Zu diesen Gunstregionen werden in NRW die mit 
Löß bedeckten Gebiete der Bördelandschaften des Rheinlandes, die Hellweg-Börden (mit der 
bekannten Soester Börde) und Teile des Weserberglandes (Warburger Börde) gezählt. Aus 
den teils mächtigen Lößauflagen haben sich hervorragende Parabraunerden gebildet. Auf-
grund des Ausgangsgesteins Löß weisen die Parabraunerden eine hohe natürliche Fruchtbar-
keit (die heute aufgrund des Mineraldüngers nicht mehr eine so dominante Rolle spielt wie 
noch in früheren Zeiten) und vor allem eine sehr hohe nutzbare Feldkapazität (Wasserhalte-
kapazität) auf. Die Summe der Standortfaktoren lassen diese Gebiete zu den besten Acker-
baustandorten Deutschlands gehören, was sich auch in den Anteilen an Ackerland an der 
landwirtschaftlichen Nutzfläche (LN) widerspiegelt (siehe Karte 2). Ebenfalls zu den acker-
baulichen Gunstgebieten müssen die Auenlagen des Niederrheins und des Emscherlandes (das 
zum Teil auch Löß bedeckt ist) gezählt werden. Hier haben sich durch fluviale Ablagerungen 
fruchtbare Auenböden entwickelt, die, wenn sie nicht Grundwasser beeinflusst sind, sehr gute 
Ackerböden darstellen. 
Zu den ackerbaulich weniger begünstigten Agrarlandschaften zählen die Eifel und das Süder-
bergland. Aus dem Rheinischen Schiefergebirge haben sich hier vor allem saure Braunerden 
(z.T. aus Tonschiefer und Grauwacke) gebildet, die eine geringe natürliche Fruchtbarkeit und 
Feldkapazität aufweisen. Ähnliche Bedingungen sind im Münsterland zu finden. Allerdings 
sind hier nicht Braunerden entstanden, sondern aus dem sandigen Ausgangsgestein Podsole 
mit einer schlechten natürlichen Fruchtbarkeit und nutzbaren Feldkapazität. Im Kernmünster-
land ist aufgrund etwas anderer Ausgangsgesteine vor allem Pseudogley mit höheren Boden-
ertragsmesszahlen und einer besseren Wasserversorgung entstanden. 
Während in den ackerbaulichen Gunstregionen der Marktfruchtbau (Zuckerrüben, Getreide, 
Raps, Kartoffeln und Gemüse) dominiert, mussten sich die Landwirte auf den Ungunstlagen 
schon früher Gedanken um weitere Wertschöpfungspotenziale machen. Diese bestanden vor 
allem in der tierischen Veredelung. 

3.2.2.2 Schwerpunkte der tierischen Veredelung der landwirtschaftlichen Rohstoffe 

Auf den ackerbaulichen Ungunstlagen musste traditionell eine betriebsinterne Aufstockung in 
Form von tierischer Veredelung stattfinden, um das Wachsen der Betriebe zu ermöglichen 
und damit ein ausreichendes Betriebseinkommen zu sichern. 
Karte 11 zeigt die Schwerpunkte der tierischen Veredelung in Nordrhein-Westfalen. Schwer-
punkte der Milchproduktion (die natürlich sehr stark mit der Rindfleischproduktion gekoppelt 
ist (siehe Anhang 8) findet man im Bergischen Land, am Niederrhein (der auch über einige 
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Geflügelproduktionskapazitäten verfügt), in der nördlichen Eifel sowie partiell im Münster-
land und im nördlichen Rheinland. 
Im Münsterland haben sich die Landwirte auf die Schweineproduktion spezialisiert, wobei die 
Nähe zu den Binnenhäfen für den Futtermittelimport eine Rolle in der Entwicklung gespielt 
haben düfte. Durch die Veredelung konnten Landwirte die natürliche Ungunst ausgleichen 
und so ein ausreichendes Wachstum bewerkstelligen. Karte 13 zeigt die Konzentration der 
nordrhein-westfälischen Schweineproduktion im Münsterland. NRW ist damit neben Nieder-
sachsen eine Hochburg der Schweineproduktion mit entsprechenden Interessenslagen. So 
wurden schon erste Stimmen laut, die eine Eindämmung des Baues von Biogas-Anlagen in 
den Veredelungsregionen („Biogas-Anlagen gehören in die Ackerbaugebiete“) fordern, um 
ein weiteres Ansteigen der sowieso schon hohen Pachtpreise zu verhindern. 
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Karte 11: Viehdichte in Nordrhein-Westfalen in GVE/ha LN 
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Karte 12: Milchviehdichte in NRW 
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Karte 13: Schwerpunkte der Schweineproduktion in NRW 
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Karte 14: Naturräume in Nordrhein-Westfalen 
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3.2.2.3 Naturräume und Ackerleitfrüchte der Agrarlandschaften im Jahr 2003 

In Karte 14 sind die Naturräume Nordrhein-Westfalens dargestellt. Neben der naturräumli-
chen Gliederung, die sehr stark an die natürlichen Standortfaktoren angelehnt ist, können die 
Regionen auch nach ihrer landwirtschaftlichen Erzeugung eingeteilt werden. Damit werden 
letztlich die Agrarlandschaften (wie sie in Kapitel 2.2.4 vorgestellt wurden) zusammenfassend 
wie folgt beschrieben (nach KOCH-ACHELPÖPHLER 1996, BUSENKELL 2004): 
Eifel = Eifel/Venn 
Die Eifel im äußersten Südwesten des Landes ist eine Mittelgebirgsregion mit meist nähr-
stoffarmen Böden. Besonders in der westlichen Eifel neigen sie zur Versauerung, Verdich-
tung und Vernässung. Zwar weist die Eifel hohe Niederschlagsmengen auf, allerdings ist auf-
grund der Höhenlage die Vegetationszeit deutlich verkürzt (siehe Anhang 4). Typisch sind 
kleine Futterbaubetriebe mit Milchvieh- oder Mutterkuhhaltung. Der Anteil der Nebener-
werbsbetriebe ist hier besonders hoch. 
Köln-Aachener Bucht =Niederrheinische Bucht = Rheinland 
Die Niederrheinische Bucht ist ein tektonisches Einbruchsfeld, das außer nach Norden hin 
vom Rheinischen Schiefergebirge umgeben ist. Die Lößgrenze bildet die Trennungslinie zwi-
schen ihr und dem Niederrhein. Die Ville als nur 5 km breiter Höhenzug und das Erfttal tren-
nen die Bucht in zwei Hälften. Die meist ebenen Parabraunerden mit mächtigen Lößablage-
rungen (siehe Anhang 3) stellen die besten Ackerböden Nordrhein-Westfalens dar. Die natür-
liche Gunst ermöglicht einen Marktfruchtanbau mit Zuckerrüben und Halmfrüchten, sowie in 
Richtung Holland einen verstärkten Kartoffel- und in Richtung Bonn Gemüseanbau.  
Niederrhein = Niederrheinisches Tiefland 
Der Niederrhein ist geprägt durch umfangreiche und weitläufige Flusstäler der Niederrheini-
schen Tiefebene, in denen sich gute Auenböden gebildet haben. Grundwassernahe Böden 
nehmen von Süden nach Norden hin zu und bedingen eine verstärke Grünlandnutzung. Im 
Norden dominiert die Betriebsausrichtung Milchviehhaltung, während in der Mitte Futterbau- 
und Veredelungsbetriebe mit Rinder-, Geflügel- und Schweinemast überwiegen. Im Süden 
und Richtung Holland werden verstärkt Kartoffeln angebaut. Zugleich ist der Niederrhein 
auch Schwerpunkt des Gartenbaus in Nordrhein-Westfalen. 
Süderbergland = Bergisches Land und Sauer-/Siegerland 
Das Süderbergland ist eine Mittelgebirgslandschaft, die von Westen in östlicher und südlicher 
Richtung von 200m auf 800m im Hochsauerland ansteigt (siehe Karte 7). Diese Höhenlage 
spiegelt sich natürlich auch in der Hangneigung der Flächen (siehe Anhang 2) und den Vege-
tationstage wider. Es liegen sehr hohe Jahresniederschläge vor, und in den höher gelegenen 
Gebieten ist die Gefahr der Früh- und Spätfröste sehr hoch. Aus der Kombination diese Fak-
toren ergibt sich eine Landnutzung in Form von Waldflächen und Dauergrünland (vor allem 
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im Sieger- und Sauerland). Im etwas tiefer gelegenen Bergischen Land ergeben sich höhere 
Anteile an Ackerfutterbau für die Milch- und Rindviehhaltung, die in der ganzen Agrarregion 
überwiegt. Auch hier zeigen sich kleine Betriebsstrukturen. 
Ostwestfalen-Lippe, Niederbergisches Hügelland = Emscherland, Hellweg-Börden und 
Unteres und Oberes Weserbergland 
Eine Unterscheidung dieser Agrarlandschaft in den ebenen Naturraum des Emscherlandes und 
der Hellweg-Börden im Westen, der sich durch die Lippe nach Norden vom Münsterland ab-
grenzt und in das hüglige Weserbergland im Osten ist sicherlich notwendig.  
Das Grundgestein des Emscherlandes und der Hellwegbörden ist mit z.T. mächtigen Lö-
ßauflagen überdeckt. Diese natürlichen Gunstgebiete werden mit Raps und Getreide (und zum 
Teil mit Zuckerrübe) bestellt. 
Das Weserbergland muss in einen unteren und einen oberen Teil aufgliedert werden. Das un-
tere Weserbergland im Norden ist ein meist flachwelliges Hügelland mit einer durchschnittli-
chen Höhe zwischen 60 und 150m. Durch Lößauflagen sind gute und damit rüben- und wei-
zenfähige Böden entstanden. 
Das obere Weserbergland ist eine Berg- und Beckenlandschaft, die sich durch engräumige 
Wechsel natürlicher Standortfaktoren und damit auch der vorherrschen Bodentypen auszeich-
net (vgl. Anhang 3). Teilweise führen Lößablagerungen wie in der Warburger Börde zu tief-
gründigen Böden. Auf der anderen Seite sind aber auch sandige und trockene Böden zu fin-
den. Auch hier überwiegt der Marktfruchtbau mit Raps, Getreide und Zuckerrüben. 
Münsterland = Münsterland und Mindener Flachland (eigentlich Dümmer Geestniede-
rung) 
Das Münsterland bildet den nördlichen Teil der westfälischen Tieflandbucht, die im Süden 
durch den Naturraum Emscherland/Hellwegbörden komplettiert wird. Es ist geprägt durch 
leichte und meist ebene Böden, die in weiten Teilen auf Sand entstanden und oftmals durch 
hohe Grundwasserstände beeinflusst sind. Dies bedeutet, dass die Böden im Osten und Wes-
ten des Münsterlandes durch eine sehr niedrige Bodenertragszahl gekennzeichnet sind. Im 
Kerngebiet des Münsterlandes sind aufgrund des Einflusses eines anderen Ausgangsgesteins 
etwas höherwertige Böden entstanden. Trotz ausreichender Niederschläge kommt es auf den 
sandigen Böden bei Nicht-Beeinflussung durch das Grundwasser aufgrund der niedrigen 
Wasserhaltekapazitäten (siehe Karte 10) oftmals zu Wassermangelerscheinungen.  
 
Ackerleitfrüchte im Jahr 2003 
Aus den natürlichen Standortfaktoren, den agrarpolitischen Rahmenbedingungen und der äu-
ßeren Verkehrslage haben sich folgende Ackerleitfrüchte für das Jahr 2003 in den Agrarland-
schaften Nordrhein-Westfalens etabliert (vgl. Karte 15). 
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Karte 15: Leitfrüchte des Ackerbaus im Jahr 2003
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Nimmt man an, dass erst durch die energiepolitischen Rahmenbedingungen der Jahre 2003/04 
die neuen großen Absatzkanäle für Energiepflanzen in Deutschland ermöglicht wurden, dann 
kann die Landnutzung des Jahres 2003 als Referenz der nordrhein-westfälischen Landwirt-
schaft ohne eine verstärkte Förderung der Veredelungsoption Bioenergie angesehen werden.  
Karte 15 zeigt das homogene rheinische Zuckerrübengebiet, mit den angrenzenden Kartoffel- 
und Gemüse-Gebieten im Norden und Süden. Die Mittelgebirgslagen der Eifel und des Sü-
derbergland sind durch Grünland, auf den höher gelegenen Ackerflächen durch Getreideanbau 
und auf den etwas tiefer liegenden Gebieten durch Futtermais-Anbau geprägt. Das Münster-
land und große Teile des Niederrheins sind durch den Maisanbau (CCM und Silomais) für die 
tierische Veredelung von Milch, Rinderfleisch und Schweinefleisch gekennzeichnet. Auf den 
Ackerflächen vom Emscherland, den Hellweg-Börden, Ostwestfalen-Lippe und dem Weser-
bergland dominiert der Halmfruchtanbau, wobei sich in einigen Kreisen der Raps bereits als 
Leitfrucht durchgesetzt hat. Aufgrund der steigenden Erzeugerpreise von Raps und des sehr 
guten Vorfruchtwertes für Getreide wird sich der Raps in NRW bis an die Fruchtfolgegrenzen 
ausdehnen. 
Die Steuerbegünstigung der Biokraftstoffe, der Beimischungszwang und das novellierte EEG 
werden dazu führen, dass sich neue regionale Gleichgewichte der Landnutzung jetzt mit dem 
Anbau von Energiepflanzen herausbilden werden. Gleichzeitig werden die agrarpolitischen 
Entscheidungen im Bereich der Milch- und Rindfleischproduktion zu gravierenden Änderun-
gen in den Mittelgebirgslagen führen. 
 

3.2.2.4 Biokraftstoffe/Bioenergie als neuer Veredelungszweig in der Landwirtschaft 

Die Produktion von Bioenergie in der Landwirtschaft ist eine Veredelung von landwirtschaft-
lichen Rohstoffen, wie wir sie aus der klassischen Veredelung zu Milch, Rinder- oder 
Schweinefleisch kennen. Im klassischen Bereich der Veredelung werden landwirtschaftliche 
Rohstoffe (Getreide, Maissilage) zu höherwertigen (nicht nur ökonomisch, sondern auch e-
nergetisch) Lebensmittel (z.B. Milch oder Schweinefleisch  hier ist das Tier der „Konver-
ter“) veredelt. Beim neuen Veredelungszweig Bioenergie wird aus landwirtschaftlichen Roh-
stoffen (Raps, Getreide und Maissilage) durch die Konverter (Ölpresse, Biodieselanlage, 
BioEthanol-Anlage und Biogas-Anlage) höherwertige Energie zur Verfügung gestellt. Sie 
stellt damit die Möglichkeit zum Wachstum eines Betriebes dar. 
Die landwirtschaftliche Betriebslehre unterscheidet drei mögliche Wachstumsrichtungen in 
der landwirtschaftlichen Produktion (STEINHAUSER ET AL. 1982): 

- Erweiterung der Nutzfläche zur Ausdehnung des Marktfruchtbaues 
- Erweiterung der Nutzfläche, der Gebäude und/oder des Viehbesatzes zur Ausdehnung 

der flächengebundenen Veredelung 
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- Erweiterung der Gebäude und/oder des Viehbesatzes zur Ausdehnung der flächenun-
gebundenen Veredelung 

Da Bioenergie eine neue Veredelungsform der Landwirtschaft darstellt, müsste diese etwas 
ältere Definition durch die Bioenegie-Anlagen ergänzt werden. Werden die auf den betriebli-
chen Flächen angebauten Energiepflanzen zu Biokraftstoffen veredelt, dann stellt die Bio-
energie eine innere Aufstockung dar. 

3.2.2.5 Agrarstruktur, Pachtpreise, Zusammenarbeit und Beratung 

Mit einer durchschnittlichen Flächenausstattung der Hauptbetriebe von ca. 46 ha befindet sich 
NRW im nationalen Vergleich am unteren Drittel (DBV 2006). Dabei zeigt sich, dass bereits 
vor allem in den Ackerbauregionen größere Betriebe existieren, v.a. im östlichen Rheinland 
(vgl. Anhang 7). 
Im Zuge der Liberalisierung des Agrarhandels und der damit verbunden Agrarreformen wird 
es in der Landwirtschaft zu einem verstärkten Strukturwandel kommen. Den sinkenden Er-
zeugerpreisen kann durch zwei wesentliche Stellschrauben begegnet werden. Zum einem 
muss eine konsequente Senkung der Arbeitserledigungskosten (Kostenmanagement) verfolgt 
werden und zum anderen besteht die Möglichkeit neuer Vermarktungsmöglichkeiten der 
landwirtschaftlichen Rohstoffe (wozu auch die Bioenergie gehört). 
Kostenmanagement 
Die wirkliche Reduzierung der Arbeitserledigungskosten ist meist nur in größeren Bewirt-
schaftungseinheiten durch eine hohe Auslastung schlagkräftiger Maschinen und rationell ein-
gesetzter Arbeitskraft möglich (HÖLZMANN 2006A). Zur Vergrößerung der Bewirtschaftungs-
einheiten bieten sich zwei Möglichkeiten: Zukauf oder Zupacht und die überbetriebliche Zu-
sammenarbeit (Kooperation). 
Pachtpreise in NRW 
Der Pachtflächenanteil in NRW war mit 55,2% im Jahr 2003 im nationalen Vergleich recht 
niedrig (DBV 2006). Allerdings ist NRW mit durchschnittlich 391€/ha für Ackerland Spitzen-
reiter in der Bundesrepublik Deutschland bei den Pachtpreisen. 
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Karte 16: Pachtpreise für Ackerland in Nordrhein-Westfalen 
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Karte 16 zeigt die regionale Verteilung der Pachtpreise für das Jahr 1999, die sich aber bis 
heute nicht wesentlich verändert haben werden. Aufgrund der naturräumlichen Gunst, des 
Vorhandenseins von Quoten (Zucker und Milch) und der Nähe zu Absatzmärkten (Kartoffeln, 
Obst und Gemüse) ergeben sich im Rheinland und am Niederrhein sehr hohe Pachtpreise. Im 
Münsterland drücken die hohen Pachtpreise letztlich die „Gülle-Entsorgungskosten“ der vieh-
intensiven Betriebe aus, damit die umweltpolitischen Auflagen eingehalten werden können. 
Aufgrund des Preisverfalls und der sinkenden Wertschöpfung auf dem Acker müssten die 
Pachtpreise eigentlich nach unten angeglichen werden. Zudem wird die Quersubventionierung 
von teueren Zupachten durch erfolgreiche Wirtschaftsbereiche zunehmend schwieriger und ist 
eigentlich betriebswirtschaftlich nicht sinnvoll. Die hohen Pachtpreise bedeuten letztlich hohe 
Opportunitätskosten und damit hohe Verdrängungskosten für eine andere Landnutzung, z.B. 
in Form von Energiepflanzenbau. Gerade für BioSynFuel-Anlagen, die auf möglichst billige 
Biomasse-Bereitstellung angewiesen sind ergibt, sich damit in NRW ein schwer lösbares 
Problem (vgl. Kalkulationen zu den Schnellwachsenden Baumarten). 
 
Zusammenarbeit/Kooperation als Zukunftsfaktor 
Aufgrund der teuren Zupachten bietet sich derzeit eher eine Zusammenarbeit mehrer Betriebe 
an (HÖLZMANN 2006A). Bei einer überbetrieblichen Zusammenarbeit ist das Ziel eine Sen-
kung der Arbeitserledigungskosten (Kosteneinsparungen) durch eine bessere Auslastung von 
Maschinen und Einsparung bei Betriebsmitteln, z.B. der Treibstoffkosten oder günstiger Vor-
leistungseinkauf. Ebenso können in der Vermarktung economies of scale realisiert werden 
(vgl. Kapitel 3.4.1.1). Zudem sind durch eine Kooperation eine Risikobegrenzung und die 
Aktivierung von Effizienz-Vorteilen aufgrund der Fokussierung der Beteiligten auf ihre Stär-
ken (Arbeitsteilung) möglich (HÖLZMANN 2006A). Oft hängt der Erfolg von Kooperationen 
allerdings von der Gesinnung der beteiligten Personen ab (siehe Kapitel 3.4.5). 
 
Professionelle Beratung notwendig 
Neben dem Kostenbewusstsein und der Kooperationsfähigkeit ist die verstärkte Inanspruch-
nahme von professioneller Beratung ebenso von großem Interesse für zukunftsfähige Betrie-
be. Nicht nur bei den sehr vielschichtigen Themen der Bioenergie, sondern auch in der Er-
schließung von Kosteneinsparpotenzialen in den klassischen landwirtschaftlichen Bereichen 
sowie in der Abwicklung des neuen Betriebszweigs Prämienmanagement müssen die Be-
triebsleiter lernen, dass eine gute Fachberatung, „die ihr Geld wert ist“, auch entsprechende 
Kosten verursacht. 
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3.2.3 Rahmenbedingungen des Energiepflanzenanbaues 

3.2.3.1 Förderung des Energiepflanzenanbaues 

Der Energiepflanzenanbau wird in Deutschland und damit auch in NRW durch zwei Förder-
maßnahmen wesentlich geprägt. Zum einen kann ein Anbau von Energiepflanzen auf Stillle-
gungsflächen und zum anderen auf den „normalen“ Ackerflächen stattfinden. In diesem Fall 
kann die Energiepflanzenprämie beantragt werden. 
 
Anbau von Nachwachsenden Rohstoffen auf Stilllegungsflächen 
Seit Ende der 80er Jahre versucht die EU, die Überproduktion im Agrarsektor durch Flächen-
stilllegungen zu reduzieren. Im Jahre 1992 wurde mit der McSharry-Agrarreform der Ge-
meinsamen Europäischen Agrarpolitik (GAP) die obligatorische Flächenstilllegung bei 
gleichzeitiger Genehmigung des Anbaues von Nachwachsenden Rohstoffen auf diesen Flä-
chen festgesetzt.  
Findet auf einer Stilllegungsfläche kein Anbau von Nachwachsenden Rohstoffen statt, ergibt 
sich ein negativer Deckungsbeitrag, da auf der Fläche kein Markterlös erwirtschaftet wird. Es 
fallen aber Kosten für die Pflege an. Die Möglichkeit, den Deckungsbeitrag auf den Stillle-
gungsflächen mit Hilfe der Nachwachsenden Rohstoffe positiv zu gestalten, stellt eine agrar-
politische Unterstützung der Nachwachsenden Rohstoffe (geringe Opportunitätskosten des 
Energiepflanzenbaus  geringere Erzeuger-Preise  geringerer Biomasse-Preis) und damit 
letzlich auch der Biokraftstoffe dar. Beim Anbau von Nachwachsenden Rohstoffen auf Still-
legungsflächen muss gewährleistet werden, dass die angebauten Früchte nicht im Food- oder 
Feed-Bereich Verwendung finden. Es handelt sich also hier um Non-Food-Erzeugnisse. Für 
diese Kontrolle und Abwicklung ist eine Reihe von bürokratischen Aspekten zu beachten, die 
letztlich in Form von Transaktionskosten die Erzeugerpreise senken. Im Einzelnen müssen 
folgende Formalitäten eingehalten werden: 

- der Wert der Non-Food-Erzeugnisse muss höher sein als der Wert aller sonstigen Ne-
benerzeugnisse, die für Lebensmittel- oder Futterzwecke verwendet werden 

- folgende für die Biokraftstoffproduktion relevante Energiepflanzen, die nur im Non-
Food-Bereich Verwendung finden können, dürfen ohne Anbau- und Abnahme-Vertrag 
angebaut werden: Schnellwachsende Baumarten (Umtriebszeit höchstens 20 Jahre) 
und Miscanthus 

- für alle anderen wichtigen Energiepflanzen müssen Anbau- und Abnahme-Verträge 
abgeschlossen werden. Diese beinhalten folgendes: 

o der Vertrag zwischen Erzeuger und Aufkäufer muss frühzeitig abgeschlossen 
werden: für die Herbstaussaat (1.7. bis 31. 12.) bis zum 28.2.; für die Früh-
jahrsaussaat (1.1. bis 31.5.) bis 15.5.. 
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o der Erzeuger muss eine Kopie des Vertrages bei der zuständigen Kreisstelle 
einreichen. Dieser Vertrag muss folgende Punkte beinhalten: 

 die Unternehmernummer des Erzeugers 
 zuständige Kreisstelle 
 Anschriften der Vertragsparteien 
 Laufzeit des Vertrages 
 Art des Ausgangserzeugnisses 
 Gesamtanbaufläche 
 Bedingungen der Lieferung 
 Endverwendungszweck des Ausgangserzeugnisses 
 Verpflichtungserklärung des Erzeugers, sämtliche auf den Vertragsflä-

chen geernteten Ausgangserzeugnisse an den Aufkäufer abzuliefern 
 Verpflichtungserklärung des Aufkäufers, die gesamte Erntemenge ab-

zunehmen und zu garantieren, dass eine gleich große Menge dieser 
Ausgangserzeugnisse in der Gemeinschaft zur Herstellung eines Non-
Food-Erzeugnisses verwendet wird. 

o für Ölsaaten müssen zusätzlich die voraussichtliche Erntemenge sowie die 
voraussichtliche Menge der herzustellenden Nebenerzeugnisse (Gesamtmenge) 
und die nicht für Lebensmittel- und Futtermittelzwecke bestimmten Nebener-
zeugnisse in kg – auch wenn die Menge 0 kg beträgt – angegeben werden. 

o für jede Art von Ausgangserzeugnissen ist ein gesonderter Vertrag abzuschlie-
ßen; ebenso für Vor-, Haupt- oder Nachfrucht auf stillgelegten Flächen 

o im Fall der Verarbeitung von Nachwachsenden Rohstoffen im eigenen land-
wirtschaftlichen Betrieb (z.B. bei eigener Rapspresse, Biogas-Anlagen oder 
Getreide-Heizung) ist an Stelle eines Vertrages eine Anbauerklärung ab-
zugeben, die folgende Punkte enthalten muss: 

 Unternehmernummer, zuständige Kreisstelle, Anschrift 
 Erntejahr, Art des Ausgangserzeugnisses, Gesamtanbaufläche, End-

verwendungszweck 
 Verpflichtung des Erzeugers, alle auf den stillgelegten Flächen geernte-

ten Erzeugnisse in den hofeigenen Verarbeitungsanlagen zu verwerten 
 Voraussichtlicher Ertrag beim Anbau von Ölsaaten. 

- Bis zum 15.5. muss eine Kaution in Höhe von 250€ bei der BLE hinterlegt werden. 
Die Freigabe der Kaution wird erst veranlasst, nachdem der Nachweis des korrekten 
Einsatzes der Endprodukte erbracht wurde. 

- Jede Änderung muss bis zum 31.5. gemeldet werden. 
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- Repräsentative Erträge: die vollständige Ablieferung der Ernteerzeugnisse ist Haupt-
pflicht des Erzeugers. Um nun dies kontrollieren zu können, wird der repräsentative 
Ertrag herangezogen. Liefert der Erzeuger eine Menge ab, die dem repräsentativen Er-
trag multipliziert mit seiner Anbaufläche entspricht, so ist davon auszugehen, dass er 
den gesamten Ertrag seiner Stilllegungsfläche an den Aufkäufer abgegeben hat. Die 
Festsetzung der repräsentativen Mindesterträge erfolgt in der Regel im Monat Juni für 
Raps und Weizen und im Juli für alle anderen Fruchtarten. 
Stellt der Erzeuger fest, dass er die repräsentativen Erträge nicht erreichen wird, dann 
kann er vor der Ernte ein Gutachten beauftragen, die Gründe festzustellen und die Ver-
träge anzupassen. Nach der Ernte bleibt dem Erzeuger nur die Möglichkeit den nicht 
erreichten repräsentativen Ertrag durch Zukäufe auszugleichen. 

- Bei der Verwendung der Nachwachsenden Rohstoffe in einer hofeigenen Anlage 
(Biogas, Pflanzenölpresse oder Heizung) sind weitere Formalitäten zu beachten: 

o Ernteanzeige: Die Anzeige der Ernte muss bei der hofeigenen Verarbeitung 
spätestens drei Arbeitstage vor dem voraussichtlichen Erntetermin schriftlich 
bei den Kreisstellen angemeldet werden. 

o Mengenermittlung: Die Mengenermittlung erfolgt entweder durch Verwiegung 
vor Einlagerung oder durch volumetrische Vermessung bei Silagen. 

o Verwiegung:  
 Da die Verwiegung auf einer von der BLE zugelassenen Waage erfol-

gen muss, ist spätestens eine Woche vor Beginn der Ernte bei der BLE 
ein Antrag auf Zulassung des Betriebes, der die Verwiegung der Ern-
temenge vornehmen soll, zu stellen. 

 Die volumetrische Vermessung ist durch eine fachkundige Person vor-
zunehmen. 

- Die vollständige Einlagerung und Mengenfeststellung muss anhand von Formularen 
dokumentiert werden und in Kopie an die Kreisstelle und die BLE gesendet werden. 

- Hoflagerung: Alternativ zur Ablieferung der Ernte beim Aufkäufer ist auch die Hofla-
gerung beim Erzeuger möglich. Hierzu muss ein Lagervertrag zwischen dem Erzeuger 
und dem Aufkäufer geschlossen werden (LZ RHEINLAND 2006). 

 
Diese ausführliche Schilderung des Verfahrens des Anbaues von Nachwachsenden Rohstof-
fen soll die aufwendige Bürokratie und die damit verbundenen Transaktionskosten aufzeigen. 
Ebenso nimmt die komplizierte Regelung dem Erzeuger die Möglichkeiten der flexiblen An-
bauentscheidungen und gibt ihm aber gleichzeitig die Alleinverantwortlichkeit der Richtigkeit 
der Formalitäten. Kommt es zu Fehlern und Unregelmäßigkeiten, dann droht die Nichtaner-
kennung der Stilllegungsfläche als solche, was dazu führt, dass die entsprechenden Zahlungs-
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ansprüche bei Stilllegung im Rahmen der Betriebsprämienregelung nicht aktiviert werden 
können. 
 
Anbau von Energiepflanzen auf Basisflächen (nicht stillgelegte Flächen) 
Als gekoppelte Zahlungen bietet sich dem Erzeuger seit 2005 die Möglichkeit der Beantra-
gung der Beihilfe für Energiepflanzen. Der Antrag muss im Rahmen des Sammelantrages bis 
spätestens 15.5. bei der zuständigen Kreisstelle eingereicht werden. Die Bedingungen für die 
Gewährung der Beihilfe sind weitgehend an die für den Anbau von Nachwachsenden Roh-
stoffen auf Stilllegungsflächen angelehnt. Wesentliche Unterschiede sind folgende: 

- als Endverwendung ist ausschließlich die Produktion von Biokraftstoff (z.B. BioEtha-
nol, Rapsöl, Biodiesel, Biogas) oder Energie zulässig 

- der Anbau- und Abnahmevertrag muss mit einem Erstverarbeiter (d.h. z.B. Ölmühle) 
abgeschlossen werden. Der Landhandel kann lediglich als Beauftragter auftreten 

- die Kaution beträgt 60€/ha (LZ RHEINLAND 2006). 
In der Praxis zeigt sich, dass die Energiepflanzenprämie keinen grundlegenden Einfluss auf 
die Entscheidung der Landwirte zum Anbau von Energiepflanzen hat. Zudem reduziert sie 
sich um die Transaktionskosten, die sie verursacht. Hier ergeben sich Mitnahmeeffekte, die 
letztlich noch nicht einmal beim Erzeuger ankommen, sondern an die verarbeitende Industrie 
durchgereicht werden. 
 

3.2.3.2 Fruchtfolge 

Bei der Entscheidung über den Anbau von Kulturarten müssen neben den Betrachtungen des 
Deckungsbeitrages auch Überlegungen zur Fruchtfolge berücksichtigt werden. Ein Wechsel 
zwischen den Kulturarten ist sowohl aus biologisch-pflanzenbaulichen als auch aus arbeits-
wirtschaftlichen Gründen notwendig. Waren in den 1950er Jahren noch weite Fruchtfolgen 
mit einer Vielzahl verschiedener Pflanzenarten üblich, so änderte sich dies aufgrund des tech-
nischen Fortschritts, der agrarpolitischen Rahmenbedingungen und des Konsumverhaltens in 
Richtung enger, z.T. sehr einseitiger Anbaufolgen mit nur noch zwei bis vier verschiedene 
Pflanzenarten (LÜTKE ENTRUP UND OEHMICHEN 2000). Dabei ist die Fruchtfolge für eine 
nachhaltige Bewirtschaftung und eine Stabilisierung der Agrarökosysteme von großer Bedeu-
tung. Mit dem Anbau von Nachwachsenden Rohstoffen besteht die Möglichkeit der Wieder-
aufweitung der Fruchtfolgen und der Gestaltung einer nachhaltigen Landwirtschaft mit einer 
integrierten Produktion von Lebensmittel- und Energiepflanzen (siehe Kapitel 3.2.4.5). 
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Im Einzelnen können folgende Ziele und Funktionen der Fruchtfolge benannt werden (LÜTKE 

ENTRUP UND OEHMICHEN 2000, VETTER UND REINHOLD 2004): 
1) Ertrags- und anbautechnische Funktion 
- Sicherung hoher Erträge und Qualitäten durch standortgerechte Pflanzen 
- Nutzung positiver Vorfrucht- und Fruchtfolgewirkungen 
- Nutzung unterschiedlicher Anfälligkeiten gegenüber Schaderregern sowie Unterdrü-

ckungseignung gegenüber Unkräutern und Gräsern 
2) Ressourcenschutz und ökologische Funktion 
- Schutz des Bodens durch Vermeidung von Verdichtung, Verschlämmung und Erosi-

on; Förderung des Bodenlebens 
- Vermeidung von Nährstoffausträgen 
- Erhaltung und Förderung der Biodiversität (Vielfalt der Fruchtarten) 
3) Betriebs- und regionalwirtschaftliche Funktion 
- Optimale Ausnutzung der Arbeitskraft und des Maschinenbesatzes im Betrieb 
- Erzeugung verkaufsfähiger Güter mit vertretbarem Risikoausgleich 
- Erhalt einer abwechslungsreichen Kulturlandschaft, u.a. für Erholungszecke. 

Um Fruchtfolgeschäden (Krankheits- und Schädlingsdruck, einseitige Verunkrautung usw.) 
zu vermeiden, oder die Kosten zu deren Verminderung möglichst gering zu halten, sollten 
einzelne Fruchtarten bzw. Fruchtartengruppen bestimmte Anteile in der Fruchtfolge nicht 
überschreiten (vgl. Tabelle 7) (LWR NRW 2006).  
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Tabelle 7: Maximale Anbaukonzentration von Feldfruchtarten bzw. -gruppen, nach Zielen der integrier-
ten Pflanzenproduktion in % (Quelle: LWK NRW 2006) 

 

Eine optimale Abfolge der Kulturarten innerhalb der Fruchtfolge muss unterschiedliche Ge-
sichtspunkte berücksichtigen. Z.B. muss der Erntetermin der Vorfrucht eine termingerechte 
Bestellung der Folgefrucht ermöglichen, der Krankheits- und Schädlingsdruck muss gering 
gehalten werden, Vorfruchteffekte sollen optimal ausgenutzt und N-Verluste weitestgehend 
vermindert werden (LWK NRW 2006). Die folgende Abbildung 31 gibt einen Überblick über 
die Eignung verschiedener Vor- und Nachfrüchte: 
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Abbildung 31: Bewertung unterschiedlicher Fruchtartenkombinationen (Quelle: LWK NRW 2006) 

Die wichtigsten Restriktionen bei der Fruchtfolgegestaltung sind die Nichtselbstverträglich-
keit der Zuckerrüben und des Rapses aufgrund von Nematoden und demzufolge auch die 
Nichtverträglichkeit von Zuckerrüben und Raps als Vor- oder Nachfrucht. Dies ist gerade für 
die Betrachtung des Rheinlandes mit sehr hohen Zuckerrübenanteilen von zentraler Bedeu-
tung. 
 

3.2.3.3 Unterscheidung in transportwürdige und transportunwürdige Biomasse 

Die energetische Nutzung von Biomasse kann in Anlagen mit unterschiedlicher Produktions-
technik und –leistung erfolgen. Die Biomasse weist im Vergleich zu den fossilen Energieträ-
gern geringere Energiedichten und damit geringere Transportwürdigkeiten auf. Deshalb sollte 
die Biomasse am besten im kleineren und mittleren Leistungsbereich eingesetzt werden (DLR 
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& FORSCHUNGSZENTRUM KARLSRUHE 2001), da größere Biokraftstoff-Projekte eines enormen 
Logistikaufwandes (Transport und Lagerung) bedürfen. 
Der Heizwert der Biomassen unterscheidet sich – bezogen auf die Trockenmasse – kaum, 
allerdings liegen die Biomassen mit unterschiedlichen Wassergehalten vor. Der Wassergehalt 
beeinflusst die Lagerungsmöglichkeiten und –bedingungen sowie den Energiegehalt der Bio-
masse und entscheidet damit über die anfallenden Lager- und Transportkosten (THRÄN 2006). 
Ebenso hat die Schütt- /Stapeldichte, die letztlich die Dichte der konditionierten Brennstoffe 
angibt Einfluss auf die Lager- und Transportkosten. Aus ihr können unter Berücksichtigung 
der typischen Heizwerte die Energiedichte der einzelnen Biomasse und damit auch ihre 
Transportwürdigkeit bestimmt werden (THRÄN 2006). Die für die Biokraftstoffe relevanten 
Biomassen können grob in transportwürdige und transportunwürdige Biomasse unterteilt 
werden. Zu der transportwürdigen Biomasse zählen das Getreidekorn (Weizen und Roggen) 
und die Rapssaat.  
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Abbildung 32: Ableitung der Transportkosten für Getreide aus der Transportkostenvergütung der BLE 

Abbildung 32 stellt eine Berechnung der Transportkosten für Getreide (für Rapssaat können 
ähnliche Kosten angenommen werden) aus der Transportkostenvergütung der BLE für Inter-
ventitionsgetreide dar. Diese Biomassen können sowohl in zentralen wie dezentralen Anlagen 
verarbeitet werden.  
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Abbildung 33: Energieorgel (jeweils Energiewert 0,25l Heizöl) (Idee: TFZ Bayern) 

Abbildung 33 zeigt eine Energieorgel. Jede Säule enthält die gleiche Energiemenge wie in der 
Heizölsäule enthalten ist. Die Energiedichte der einzelnen Energieträger nimmt also von links 
nach rechts ab und damit auch die Transportwürdigkeit der Energieträger. 
Als transportunwürdig aufgrund ihres hohen Wassergehaltes können Gülle, Silage (Energie-
maissilage, Ganzpflanzensilage, Grünroggen) und auch Zuckerrüben eingestuft werden. Bei 
Zuckerrüben ist dies in der Vergangenheit aufgrund der Fuhrvergütungen der Zuckerfabriken 
in Vergessenheit geraten. Berechnungen zeigen, dass der geerntete Energiemais nicht mehr 
als 10-15 km zur Siloplatte transportiert werden sollte (BÜRGER ET AL. 2005). Auch nach der 
Silage ist der Energiemais aufgrund des hohen Wassergehaltes nicht sehr transportwürdig. 
Weiterhin können aufgrund ihrer geringen Schüttdichte die frischen Pappel-Hackschnitzel, 
das Stroh und das Miscanthus-Häckselgut als sehr transportunwürdig eingestuften werden. 
Dies belegen die für verschiedene Studie unterstellten Transportkosten. So nehmen PALLAST, 
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BREUER UND HOLM-MÜLLER 2006 für Holzhackschnitzel Transportkosten von 13€/t atro für 
10 km und 23€/t atro für 20 km an, jeweils gerechnet auf einen Transport per landwirtschaft-
lichen Gespann. ARNOLD ET AL. 2006 nehmen für die „dezentralen“ Transporte von 30 km 
Transportkosten von 11€/t und für die „zentralen“ Transporte von 80 km 24€/t an (und dies 
bei Erlösen von 60€/t).  
 
Qualitätsanforderungen für Biomassen zur BTL-Produktion 
Sowohl für die Biomasse-Bereitstellung (z.B. Transport) als auch für die Biomasselogistik 
wäre es von Vorteil, wenn die bereitgestellten Biomassen eine möglichst hohe Energiedichte 
aufweisen würden. Dies ist aber gerade bei den momentan im Gespräch befindlichen Biomas-
sen wie Holz und Stroh zur BTL-Produktion nicht der Fall. Dies weist auf ein strukturelles 
Problem der BTL-Kraftstoffe hin. Auf der einen Seite müssen zentrale Vergasungsanlagen 
gebaut werden und auf der anderen Seite sollen in diesen Anlagen die transportunwürdigsten 
Biomassen verarbeitet werden. Dieses Logistik-Problem ist bei den CHOREN-Anlagen noch 
nicht gelöst. 
Das Forschungszentrum Karlsruhe versucht einen Lösungsansatz mit dem so genannten De-
zentral/Zentral-Konzept (vgl. Abbildung 34). Um die Versorgung der zentralen BTL-Anlage 
mit ausreichenden Biomasse zu gewährleisten, wird die Rohbiomasse veredelt, d.h. die Ener-
giedichte wird erhöht und damit auch die Transportwürdigkeit und –reichweite. 

 
Abbildung 34: Das Dezentral-Zentral-Konzept (Quelle: DAHMEN 2006) 

Bei der Schnellpyrolyse des Forschungszentrums Karlsruhe werden aus zerkleinerter Biomas-
se Pyrolysekoks und Pyrolyseöl erzeugt und dann in einem weiteren Schritt „Slurry“ herge-
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stellt (siehe Abbildung 35). Bei der Slurryherstellung werden Pyrolysekoks und –öl zu einem 
flüssigen  Slurry vermischt (HEINRICH 2003). Dieser ist pumpfähig und kann in Tanks zwi-
schengelagert werden.  

 
Abbildung 35: Transportkostenabschätzung des Biomasse- und Slurry-Transportes (Quelle: DAHMEN 

2006) 

Im Gegensatz zur Rohbiomasse ist der Slurry dann in Bahnkesselwagen relativ preisgünstig 
über weite Strecken zu einer großen, zentralen Vergasungsanlage transportierbar. Zum Ver-
gleich: Die Dichte der Rohbiomasse (Stroh) liegt bei ~100kg/m3, während die Slurries eine 
Dichte von ~1300kg/m3 erreichen (HENRICH 2003). Das Karlsruher BTL-Verfahren mit einem 
Projektvolumen von über 5,7 Mio. € wird durch die FNR mit einem Förderanteil von über    
2. Mio. € unterstützt (FNR 2006B). 
 

3.2.3.4 Energiefarming: Neue Züchtungsziele 

Die bisherige Pflanzenzüchtung war auf eine Steigerung des Ertrags (z.B. Korn) für die Le-
bensmittel– und Futterproduktion ausgerichtet. Eine Ausrichtung der Land- und Forstwirt-
schaft als Rohstofflieferant für die Energieerzeugung verlangt eine Neuorientierung der 
Pflanzenzüchtung in Richtung einer Steigerung der Nettoenergieerträge pro ha. Das ist ein 
völlig neues Zuchtziel mit enormen Potenzialen. Denn alle Pflanzenarten sind von Natur aus 
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nicht auf den höchstmöglichen Masseertrag ausgerichtet, sondern auf die Erhaltung der Art, 
also Fortpflanzung und Samenproduktion (KESTEN 2003). Das Energiefarming steht also noch 
am Anfang. Für die Wirtschaftlichkeit der „neuen“ Energiepflanzen ist die Energiebilanz ent-
scheidend, d.h. wie viel Energie muss in das gesamte System (Ackerbau, Düngung, Ernte, 
Transport, Energieumwandlungstechnik) im Verhältnis zur für den Verbrauch nutzbaren E-
nergie aufwendet werden. Bei einem intensiven Anbau von Getreide werden etwa 55% der 
aufgewendeten Energie für die Mineraldüngung benötigt (KESTEN 2003). 

 
Abbildung 36: Treiber für wirtschaftlichen Erfolg von Biomethan (Quelle: KESTEN 2005) 

Die Pflanzenzüchtung steht am Anfang der Wertschöpfungskette (vgl. Abbildung 36). Das 
Beispiel Energiemais zeigt, dass sich das Ertragspotenzial von Energiepflanzen gegenüber 
ihren „Schwestern“ für die Nahrungs- und Futterproduktion annähernd verdoppeln lässt (KES-

TEN 2005).  
Nur mit Energiefarming, dem Anbau von Energiepflanzen im Ackerbau, lässt sich das Poten-
zial an Biomasse bereitstellen, das für größere Anlagen mit einem nennenswerten Beitrag zur 
Energieversorgung gebraucht wird. Bei der Produktion von Biomasse entscheidet die Ener-
giebilanz und letztlich der Nettoenergieertrag/ha/a über die Wirtschaftlichkeit und den Nutzen 
für die Volkswirtschaft und die Umwelt. Ein hoher Nettoenergieertrag lässt sich aber nur 
durch einen maximalen Ertrag an organischer Masse/ha/a erreichen. Hier legt die Pflanzen-
züchtung den Grundstein für eine preiswerte Erzeugung von Biomasse. Hier besteht dringen-
der Handlungsbedarf für die züchterische Entwicklung unterschiedlicher Energiepflanzenar-
ten und für die Etablierung von standortangepassten Energiefruchtfolgen (KESTEN 2005). 
Zusammenfassend lassen sich also die folgenden Ziele des Energiepflanzen-Anbaus festhal-
ten: 

- möglichst viel organische Masse/Fläche gewinnen  deshalb sollte die Ganzpflanze 
genutzt werden und nicht nur Teile, wie der Samen 
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- in einer Energiefruchtfolge sollte möglichst die volle Lichtintensität des Jahresverlau-
fes von Pflanzen genutzt werden (siehe SCHEFFER 2006), d.h. intensives vegetatives 
Wachstum auch in den Sommer- und Spätsommermonaten 

- verminderter Input z.B. bei Bodenbearbeitung, Düngung und Pflanzenschutz, Ernte-
aufwand und Konservierung verbessert die Energiebilanz und damit auch die Wirt-
schaftlichkeit (KESTEN 2003). 

3.2.4 Standortanforderungen und relative Vorzüglichkeit der relevanten Ener-
giepflanzen 

Der Energiepflanzenanbau findet auf den Ackerflächen in Nordrhein-Westfalen statt (zur Ver-
teilung des Ackerlandes in NRW siehe Karte 2). 
 
Standortanforderung der Energiepflanzen: Regionaler Ertrag der Energiepflanzen zeigt 
letztlich die Adaptionsfähigkeit an die natürlichen Standortbedingungen 
Letztlich spiegeln sich alle natürlichen Standortfanforderungen der Energiepflanzen in Form 
ihrer Erträge in den jeweiligen Agrarlandschaften wider. Wobei die regionalen Erträge letzt-
lich die Anpassungsfähigkeit der einzelnen Pflanzen und damit auch der Energiepflanzen an 
die jeweiligen natürlichen Standortfaktoren aufzeigen. Der Mais z.B. braucht neben einer ge-
wissen Wärmesumme (abzuleiten aus den Vegetationstagen) auch eine ausreichende Wasser-
versorgung (abzuleiten aus den Niederschlägen) (LÜTKE ENTRUP UND OEHMICHEN 2000). Die 
regionalen Erträge des Silomaises, wie in Karte 21 abgebildet, repräsentieren also „das Zu-
rechtkommen“ der Pflanze mit den regionalen natürlichen Standortfaktoren.  
Die relative Vorzüglichkeit in den jeweiligen Agrarlandschaften ergibt sich unter Berücksich-
tigung der Fruchtfolge und des Deckungsbeitrages, der sich aus den regionalen Markterlösen 
(der regionale Erzeugerpreis richtet sich nach der regionalen Nachfrage oder den Transport-
kosten zu den Verarbeitungsstätten) abzüglich der regional variablen Kosten ergibt. Aus der 
Optimierung der relativen Vorzüglichkeiten der verschiedenen Anbaufruchtfolgen in den Ag-
rarlandschaften ergeben sich die neuen regionalen Anbau-Gleichgewichte, wie sie in Kapitel 
3.3 mit RAUMIS bestimmt wurden. 
Für die Biokraftstoffe war die Untersuchung der folgenden Energiepflanzen notwendig: 

- Pflanzenöl/Biodiesel: Raps 
- BioEthanol: Weizen 
- BioSynFuels: Stroh, Schnellwachsende Baumarten, Miscanthus 
- Biogas: Energie-Mais, Zweikultur-Systeme (z.B. Grünroggen und Mais) 

Im Folgenden wird ihre relative Vorzüglichkeit in NRW dargestellt. 
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3.2.4.1 Raps 

Momentan werden in Deutschland bereits auf ca, 1,5 Mio. ha Raps angebaut. In einigen Regi-
onen (z.B. Mecklenburg-Vorpommern) ist bereits die Fruchtfolgegrenze erreicht. Nach Schät-
zungen ist unter Einhaltung der Fruchtfolge und der relativen Vorzüglichkeit ein Ausbau der 
Rapsanbaufläche um weitere 0,5 Mio. ha in Deutschland möglich. In den Ackerbaugebieten 
ohne Zuckerrüben hat sich der Raps aufgrund des guten Deckungsbeitrags und der sehr guten 
Vorfruchtwerte für Weizen als Leitfrucht des Ackerbaus durchgesetzt. Auch in Nordrhein-
Westfalen ist damit zu rechnen, dass der Rapsanbau sich in den einzelnen Agrarlandschaften 
vor allem im östlichen Westfalen und den Hellweg-Börden bis zur Fruchtfolge-Grenze aus-
dehnen wird. Im Rheinland ist der Rapsanbau durch den Anteil der Zuckerrüben im Betrieb 
limitiert, nichtsdestotrotz wird sich aufgrund der wirtschaftlichen Vorzüglichkeit auch im 
Rheinland der Rapsanbau ausdehnen. 
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Karte 17: Regionale Raps-Erträge in NRW 
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Besonders gute Erträge stellen sich auf tiefgründigen, milden Böden, aber auch auf sehr 
schweren Böden und Sandböden mit guter Nährstoffversorgung, die über eine ausreichende 
Wasserversorgung (Jahresniederschläge von 600 bis 800mm) verfügen, ein. Karte 17 zeigt die 
Raps-Erträge in den Agrarlandschaften NRW´s. Raps braucht hohe Düngegaben, und so wer-
den insgesamt 180kg/N und 20-45kg/P pro ha/a ausgebracht (KTBL 2005A). 
 

3.2.4.2 Energie-Weizen 

Im Jahr 2005 wurden in Deutschland insgesamt über 40.000 ha mit Ethanolweizen bestellt 
(KTBL 2005A). Der Anbau von Ethanol-Weizen unterscheidet sich momentan kaum vom 
Anbau von „normalem“ Weizen (mit Ausnahme des Wegfalls der späten Stickstoffgabe zur 
Förderung des Rohproteingehalts), und auch in den Ethanolanlagen wird noch „normaler“ 
Weizen verarbeitet. Die Pflanzenzüchter machen sich aber auf den Weg, spezielle Weizensor-
ten mit hohen Stärkegehalten (  entsprechenden hohen Ethanolausbeuten) zu züchten. Dies 
wird in NRW aber nicht von Bedeutung sein, da nach dem Äquivalentverfahren der rheini-
sche Ethanolweizen den Weg nicht physisch zur Ethanolanlage nach Zeitz findet, sondern nur 
per Papier. Somit werden im Rheinland weiter die bekannten B- und C-Weizen-Sorten ange-
baut werden. Eventuell ergeben sich hier Änderungen, wenn die Getreideverbrennung noch 
stärker forciert wird und hier eventuell angepasste Sorten notwendig sind. 
Der Weizen stellt die höchsten klimatischen Ansprüche aller Getreidearten besonders hin-
sichtlich des Wasser- und Wärmebedarfes. Nährstoffreiche, tiefgründige Standorte mit güns-
tigen Wasserverhältnissen sind die idealen Weizenstandorte. Dies sind traditionell die besten 
Ackerstandorte, also die Löß-Lehm-Standorte und die kalkreichen Böden der Flußauen 
(KTBL 2005A). Insgesamt kann man davon ausgehen, dass durch den züchterischen Fort-
schritt ein Weizenanbau in allen Agrarlandschaften möglich wird, allerdings mit sehr unter-
schiedlichen Ertragserwartungen. Karte 18 zeigt diese regionalen Weizenerträge in Nord-
rhein-Westfalen. Gerade das Rheinland mit seiner Rüben-Weizen-Fruchtfolge bietet traditio-
nell sehr gute Bedingungen. Der Raps bringt ebenfalls sehr gute Vorfruchtwerte mit, so dass 
sich in den Rapsanbaugebieten auch sehr gute Weizenerträge einstellen.  
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Karte 18: Regionale Weizenerträge in Nordrhein-Westfalen 
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3.2.4.3 Zellulosehaltige Biomasse für BioSynFuels 

Mit der Diskussion um die Produktion von synthetischen Biokraftstoffen, die auch durch ei-
nen Standort der Firma CHOREN in NRW in Dormagen höchst aktuell geworden ist, sind als 
Inputbiomassen Stroh als Reststoff, Schnellwachsende Baumarten und Miscanthus ins Ge-
spräch gekommen. 
Im Rahmen einer regional differenzierten Modellanalyse mit RAUMIS hat HEMME-SEIFERT 
2003 die Erzeugung von Biomasse zur energetischen Nutzung in Deutschland abgeschätzt 
(siehe Tabelle 8).  
Zur Abschätzung der relativen Vorzüglichkeiten und des Anbaus der Verfahren in den Agrar-
landschaften müssen folgende Daten in regional differenzierter Aufbereitung vorhanden sein: 

- historische Daten zum Umfang der Produktion (Abschätzung des Anbauverhaltens der 
Landwirte) 

- erzielbare Erträge in den RAUMIS-Regionen 
- technische Koeffizienten,  
- Vorleistungskosten für die Produktionsverfahren. 

Tabelle 8: Datenbedarf für die regionale Abbildung der Biomasseproduktion sowie deren Verfügbarkeit 
(Quelle: HEMME-SEIFERT 2003) 

 
Während diese Daten für die bekannten Food-Pflanzen (Raps und Weizen) schon in RAUMIS 
vorhanden sind, mussten die „neuen“ Verfahren Miscanthus, Pappeln, Ganzpflanzen (Tritica-
le) erst ermittelt werden. Die Verfügbarkeit von Stroh kann aus dem Korn-Stroh-Verhältnis 
und dem regionalen Bedarf an Stroh für landwirtschaftliche Zwecke (z.B. Einstreu) bestimmt 
werden. 
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Über die historischen Anbauumfänge gibt es keine Auskünfte, da weder Miscanthus noch 
Schnellwachsende Baumarten noch Stroh in der Vergangenheit in größeren Mengen angebaut 
bzw. energetisch genutzt wurden. Hier bleibt eine Abschätzung sehr schwierig. 
 
Regionalisierung der Erträge 
Auch zeigt Tabelle 8, dass keine regionalen Erträge für Miscanthus und Schnellwachsende 
Baumarten vorhanden sind. HEMME-SEIFERT 2003 behilft sich für Miscanthus, indem sie den 
durchschnittlichen, deutschen Miscanthus-Ertrag von 15 TM/ha/a in Anlehnung an die Silo-
mais-Erträge schätzt. Als Ergebnis der Regionalisierung ergibt sich Karte 19. 

 
Karte 19: Regionale Ertragsabschätzung für Miscanthus nach HEMME-SEIFERT 2003 

Diese Ergebnisse wurden mit Expertenmeinungen der Universität Bonn für NRW überprüft, 
siehe Abbildung 40. 
Für Pappeln versucht HEMME-SEIFERT 2003 eine Abschätzung der regionalen Erträge mit 
Hilfe der Bodenarten.  
Im Rahmen einer Delphi-Befragung von deutschlandweiten Experten wurde in dieser Arbeit 
eine Bestimmung der regionalen Erträge des Pappelanbaus in NRW vorgenommen (siehe 
Abbildung 40). Ebenso wurden eigene Untersuchungen zu der verwendeten Technik und den 



129 

 

 

Vorleistungskosten der Schnellwachsenden Baumarten durchgeführt (siehe PALLAST, BREUER 

UND HOLM-MÜLLER 2006). 
 
Biomasseproduktion aus betriebswirtschaftlicher Sicht (nach HEMME-SEIFERT 2003) 
Nach dem von HEMME-SEIFERT 2003 gerechneten Szenario 1 „Biomasseproduktion aus be-
triebswirtschaftlicher Sicht“ (mit den in Anhang 10 ausgewiesenen Erzeugerpreisen) würde 
sich kein Anbau von Miscanthus ergeben. 

Tabelle 9: Sektoral bereitgestellte Biomassemengen (Quelle: HEMME-SEIFERT 2003) 

 
Es würde sich eine Produktion von jeweils fast 580.000 t FM Ganzpflanzen-Triticale und 
Pappeln einstellen, wobei diese vor allem auf den absoluten Grenzstandorten in Bayern und 
Niedersachen stattfinden würde. Die Schwerpunkte der energetischen Strohnutzung liegen in 
den nördlichen und östlichen Bundesländern (vgl. Karte 20). Dies ist durch vergleichsweise 
geringe Tierbestandsdichten sowie geringe Anteile von Tierproduktionsverfahren auf Stroh 
bedingt (HEMME-SEIFERT 2003). 
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Karte 20: Schwerpunkte der energetischen Strohnutzung in 1.00t/Modellkreis (Quelle: HEMME-SEIFERT 

2003) 
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Strohaufkommen in NRW 
Das Strohpotenzial wird an dieser Stelle nicht gesondert für NRW ausgewiesen, es kann aber  
bei Bedarf sehr leicht aus den Daten von RAUMIS und den Korn-Stroh-Verhältnissen (z.B. 
Weizen 1:1) und den benötigten Strohmengen in Anlehnung an HEMME-SEIFERT 2003 abge-
leitet und dann für die Regionen bestimmt werden. Insgesamt bleibt aber anzumerken, dass 
das Stroh in NRW (im Gegensatz zu manchen Regionen z.B. in den neuen Bundesländern) 
hohe Opportunitätskosten aufweist. So wird es im Rheinland z.T. für den Erdbeeranbau ein-
gesetzt, ebenso werden größere Mengen nach Holland exportiert. In den Veredelungsgebieten 
findet das Stroh vor allem Verwendung als Einstreu. Wo keine Verwendungsmöglichkeit des 
Strohs zur Verfügung steht, wird das Stroh gehäckselt und dient damit zur Düngung und Hu-
muserhaltung. Nichtsdestotrotz können bis zu 30% des anfallenden Strohs nachhaltig für die 
Bioenergieerzeugung genutzt werden (KALTSCHMITT UND HARTMANN 2001). Dieses Potenzial 
wird bei steigenden Heizölpreisen in den Ackerbauregionen verstärkt zum Tragen kommen. 
Es wird ebenfalls über die Pelletierung des Strohs nachgedacht. 
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Schnellwachsende Baumarten 
Dieser Abschnitt ist weitgehend identisch mit der Veröffentlichung PALLAST, BREUER UND 

HOLM-MÜLLER 2006. 
 
Bestimmung der Rentabilität des Anbaus von Schnellwachsenden Baumarten 
In zweierlei Hinsicht scheinen die Baumplantagen in der Tat viel versprechend. Als genüg-
same, arbeitsextensive Kultur bieten sie nicht nur eine klimaneutrale sondern auch eine öko-
logisch sinnvolle Möglichkeit der Bereitstellung von Bioenergie. Gleichzeitig erscheinen nach 
dem derzeitigen Stand der Forschung Schnellwuchsplantagen auch in landwirtschaftlichen 
Ungunstlagen als eine sinnvolle Bewirtschaftungsform. Zusammen mit einer dezentralen 
Weiterverarbeitung der Biomasse könnten Baumplantagen auf Ackerstandorten somit eine 
neue Perspektive für den ländlichen Raum bedeuten.  
Sollen die Schnellwachsenden Baumarten tatsächlich neues Potenzial für den ländlichen 
Raum bergen, müssen verschiedene Bedingungen erfüllt sein: Der Anbau der Baumplantage 
muss praktikabel sein, die erzeugte Biomasse nachgefragt werden, Angebot und Nachfrage 
müssen in einer akzeptablen Transportentfernung zueinender liegen und die Vergütung für die 
Biomasse die Wirtschaftlichkeit ihrer Erzeugung gewährleisten. Was so plausibel klingt er-
weist sich in der Praxis allerdings als problematisch, denn auch wenn die Idee nicht neu ist – 
Schnellwuchsplantagen sind in Deutschland seit Mitte der 70er Gegenstand intensiver For-
schung (PAPPELKOMMISSION DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 1992) – ist der kommer-
zielle Anbau hier bislang Theorie geblieben. Auf Fachtagungen tauschen zwar Experten ihre 
Erfahrungen aus, diskutieren Zukunftschancen und verschiedene Potenzialstudien für Bio-
masse beziehen inzwischen die Schnellwuchsplantagen in ihre Szenarien mit ein (HEMME-
SEIFERT 2003, INSTITUT FÜR AGRARTECHNIK BORNIM 2004). Doch häufig bleibt die Diskussi-
on auf qualitativer Ebene oder basieren verschiedene Beiträge auf unterschiedlichen Prämis-
sen, die wiederum aufgrund einer unsicheren Datenlage getroffen werden. Aus diesem Grund 
soll im Folgenden mit Produktion und Absatz Schnellwachsender Baumarten die Grundlage 
einer jeden Potenzialanalyse beschrieben und kritisch hinterfragt werden. Besonderes Au-
genmerk wird dabei auf Quelle und Belastbarkeit der Daten sowie auf die zugrunde liegenden 
Annahmen gelegt. Zur kritischen Betrachtung dieser Annahmen werden auch Expertenbefra-
gungen herangezogen. Ziel ist es, möglichen Erträgen die anfallenden Produktionskosten ge-
genüberzustellen, und unter Einbezug von Logistik und Nachfrage das Potenzial der Baum-
plantage zu bewerten. 
 
Die Produktionsanforderungen 
Die Betrachtung der Produktion der Biomasse umfasst analog zu Abbildung 37 drei große 
Abschnitte. Zunächst sei die Anlage der Kultur Gegenstand der Betrachtung. Hierzu gehören 
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neben Flächenauswahl, -vorbereitung und Pflanzung die Festlegung der richtigen Baumart 
und die Sortenwahl. Letztere hat auch Auswirkungen auf den zweiten Punkt, die Bewirtschaf-
tung – maßgeblich auf den Schutz der Kultur vor Krankheiten. Von elementarer Bedeutung 
aufgrund der Variabilität der möglichen Verfahren sowie des großen Anteils an den Gesamt-
kosten der Produktion ist schließlich drittens die Analyse der Ernte. Nach der abschließenden 
Schätzung realistischer Erträge kann dann eine Aussage über die Kosten der Produktion der 
Biomasse getroffen werden.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Abbildung 37: Kette der Bereitstellung von Biomasse aus Schnellwuchsplantagen 

Die Betrachtung basiert dabei auf einem Anbau in größerem Stil. Zwar ist prinzipiell auch die 
Option einer weitgehend untechnisierten Produktion in kleinem Rahmen für den Eigenbedarf  
an Wärme besonders vor dem Hintergrund eines hohen Ölpreises durchaus interessant. Aus-
gehend von der Frage nach der Steigerung des ländlichen Einkommens spielt sie im Weiteren 
allerdings keine Rolle. 
 
Anlage der Kultur 
Die Überlegungen zur Kulturanlage beginnen mit der Auswahl von Standort und  Pflanzmate-
rial. Einigkeit besteht darin, dass für den Anbau in Deutschland vor allem die Balsampappel 
(Populus trichocarpa) in Frage kommt. Sie gilt als raschwüchsig, zeigt ein gutes Bewurze-
lungsvermögen (Voraussetzung für die Vermehrung über Stecklinge) und bringt ansehnliche 
Zuwächse (SCHIRMER  1996, KALTSCHMITT UND HARTMANN 2001). Wichtig für den Erfolg 
ist, neben der tiefgründigen Durchwurzelbarkeit des Bodens, besonders die Wasserversorgung 
der Kultur. Die Niederschlagsmenge sollte deshalb 300 mm in der Vegetationszeit (HOFMANN 

1998) nicht unterschreiten. Es wäre aber vorschnell, die Standorte ausschließlich nach dem 
Niederschlag zu bewerten. Eine besondere Bedeutung kommt der Wasserhaltekapazität des 
Bodens zu. Darüber hinaus sind die Pappeln in der Lage, Anschluss an das Grundwasser zu 
erreichen – und als klassischer Auenwaldbaum duldet die Pappel hohe Grundwasserstände. 
Auf diese Weise können auch auf sandigen Böden oder bei geringem Niederschlag gute Er-
träge erzielt werden (DÖHRER 2004). Voraussetzung ist allerdings eine ausreichende Wasser-
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versorgung im Jahr der Kulturanlage (besonders im Frühjahr), die es den Pflanzen ermöglicht, 
mit ihren Wurzeln in tiefere Bodenschichten vorzudringen. Als mechanische Bodenvorberei-
tung gelten Pflügen auf 25 bis 30 cm Tiefe und Eggen bzw. Fräsen (bei Grünlandflächen) als 
ausreichend (BURGER 1996, FRIEDRICH 1999, HOFMANN 1998). Gepflanzt werden die bei Ve-
getationsruhe im Winter gewonnenen Stecklinge entweder per Hand oder mit Pflanzmaschi-
nen. Sofern es die Beschaffenheit des Geländes zulässt, empfiehlt sich ein Maschineneinsatz 
ab einer Parzellengröße größer 2 ha (FRIEDRICH 1999, HARTMANN UND KALTSCHMITT 2004). 
Darunter und bei kleinparzellierter Struktur der zur Verfügung stehenden Fläche kommt die 
manuelle Pflanzung mit Pflanzschnur und Steckeisen in Frage – allerdings wohl kaum für die 
bei automatisierter Ernte angestrebte Zahl von rund 13 000 Pappeln je ha. Nach der Pflanzung 
brauchen die Stecklinge abhängig vom Wetter etwa zwei bis drei Wochen, bis sie ausschla-
gen. Es folgt eine Phase relativ schnellen Wachstums von bis zu 10 cm, das aus Nährstoffvor-
räten bestritten wird, die bereits im Steckling vorhanden sind. Erst danach entwickeln sich die 
Wurzeln. In dieser Zeit stockt das Wachstum für etwa vier Wochen (DÖHRER 2004). Diese 
Phase ist besonders kritisch. WOLF (2004) und DÖHRER (2004) plädieren deshalb für eine 
chemische Unkrautbekämpfung mit einem so genannten Vorauflaufmittel, wie es in der kon-
ventionellen Landwirtschaft nach der Anlage von Maisfeldern ausgebracht wird. Es wird in 
der ersten Woche nach Abstecken der Kultur gespritzt, um eine mögliche Konkurrenz für die 
Pappelstecklinge in der entscheidenden Phase auszuschließen. Die Wirkung solcher Mittel 
lässt in der Regel im Juli nach. Eine solche Behandlung sollte in der Regel ausreichen, um die 
Pappelstecklinge sicher durch das erste Jahr zu bringen. Das hängt aber vor allem von der 
Vornutzung der Fläche ab. Wird sie bis zur Anlage des Pappelfeldes als Ackerfläche genutzt, 
ist die Konkurrenzvegetation bereits stark zurückgedrängt. Ist die Fläche schon einige Jahre 
stillgelegt, sieht die Situation meist anders aus, und auch auf einem ehemaligen Rapsacker 
kann durch überliegenden Samen im Juli nochmals Raps in beachtlichem Umfang auflaufen 
und die jungen Pappeln verdämmen. In diesen Fällen wird mitunter eine zusätzliche mechani-
sche Unkrautbekämpfung empfohlen, da die Pappeln zu diesem Zeitpunkt bereits 30 bis 40 
cm hoch sind und die Gefahr deshalb gering ist, die jungen Bäume zu verschütten. Eine sol-
che Maßnahme ist allerdings nicht unumstritten, da die Arbeit mit großem Gerät, egal ob mit 
Hacke oder Mähbalken, hohe Ansprüche an die Fähigkeiten des Fahrers stellt. Auch wenn der 
Pflanzverband auf den Einsatz entsprechender Maschinen ausgelegt ist, können bei ungenauer 
Fahrweise die Pappeln zerstört werden.  
Unabhängig davon, in welcher Form die Bekämpfung der Begleitvegetation als zweckmäßig 
befunden wird, bleibt sie auf die Kulturanlage beschränkt. Bereits im zweiten Jahr sowie beim 
Wiederaustrieb nach der Ernte sind die Bäume in der Lage, die Konkurrenz aus eigener Kraft 
zu überwinden. 
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Bewirtschaftung 
Es darf als allgemein anerkannt betrachtet werden, dass nach der erfolgreichen Kulturanlage 
außer turnusmäßiger Ernte und Rekultivierung der Fläche am Ende der Standzeit keine weite-
ren Arbeitsschritte mehr anfallen – mit Ausnahme der Frage nach der Notwendigkeit einer 
Düngung. Diese Frage ist auch unter Experten stark umstritten. Die Empfehlungen reichen 
von genauen Mengenangaben für verschiedene Nährstoffe bis hin zur völligen Ablehnung 
jeder zusätzlichen Düngung. Fest steht, dass die Ansprüche an die Nährstoffversorgung in der 
Landwirtschaft höher ausfallen als in der Forstwirtschaft, Waldstandorte in der Regel ver-
gleichsweise nährstoffarm sind und die hier betrachteten Ackerflächen zum Zeitpunkt der 
Pflanzung einen großen Vorrat mitbringen. Nach forstlicher Einteilung sind Ackerstandorte in 
der Regel als gut mesotroph bis eutroph anzusprechen (HOFMANN 1998), was sich mit den 
Anforderungen deckt, die die Forstwirtschaft für den Pappelanbau an die Böden stellt 
(SCHULZKE, LANGE, WEISGERBER 1990). SCHIRMER (1996) nennt sogar bereits ein mittleres 
Nährstoffangebot ausreichend.  LEWANDOWSKI (2001) fordert hingegen schon ab dem zweiten 
Jahr bzw. einem jährlichen Ertragszuwachs von 10 t Trockenmasse eine zusätzliche Nähr-
stoffzufuhr. Sie hält 60 kg N, 15 kg P, 35 kg K, 18 kg Ca und 3 kg Mg pro Jahr und Hektar 
für angebracht. Andere lehnen wiederum eine Düngung kategorisch ab. JUG (1997) kommt im 
Rahmen ihrer „standortskundlichen Untersuchungen“ zu dem Ergebnis, dass auf den betrach-
teten ehemaligen Ackerstandorten der Ernährungszustand aller untersuchten Baumarten als 
normal bis optimal zu bezeichnen war. Befürchtungen, dass durch die Kurzumtriebswirtschaft 
große Mengen an Nährelementen aus dem Boden abgeschöpft und in relativ kurzer Zeit Eng-
pässe in der Ernährung der Bäume eintreten würden, haben sich zumindest in den ersten zehn 
Jahren auf den untersuchten früher hoch gedüngten Acker-Versuchsflächen nicht bestätigt. 
Des Weiteren fiel der Nährstoffentzug durch die Ernte der Bäume im Winter bei blattlosem 
Zustand geringer aus als erwartet. Nach Einschätzung von JUG (1997) bietet der Schnell-
wuchsplantagenbetrieb eine gute Möglichkeit, die großen Nährstoffpotenziale ehemaliger 
Ackerflächen schonend zu nutzen und nur langsam abzuschöpfen.  
Die Befragung weiterer Experten hat ergeben, dass beim derzeitigen Stand der Forschung 
nach vorherrschender Meinung zumindest eine Stickstoffdüngung auf ehemaligen A-
ckerstandorten nicht nötig erscheint (PALLAST 2004). Damit zeigt die Pappel einen entschei-
denden Vorteil gegenüber der Weide, die sich trotzt geringerer Erträge in Skandinavien als 
Energiewaldbaum bereits etabliert hat – was allerdings ihrer ausgesprochenen Winterhärte 
zuzuschreiben ist.  
Weitaus weniger strittig als die zusätzliche Nährstoffzufuhr ist der Umgang mit Krankheitsbe-
fall: Eine ständige Kontrolle und ggf. Behandlung der Kultur oder gar ein prophylaktischer 
Schutz verbieten sich aus ökonomischen wie ökologischen Gründen. Das soll aber nicht be-
deuten, dass Pappelkulturen prinzipiell ungefährdet sind. Im Gegenteil: Vor allem der Befall 
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mit Rostpilz hat immer wieder ernste Probleme bereitet. Es sind Versuchsanbauten bekannt, 
die nach sieben bis acht Jahren innerhalb kurzer Zeit vollständig an Pilze verloren wurden 
(DÖHRER 2004). Der Anbau als Monokultur begünstigt dabei sowohl das Durchbrechen von 
Resistenzen des Wirtes als auch die schnelle Ausbreitung Pilzes. Die einzige Chance, dieses 
Risiko zu minimieren, besteht in der Wahl einer resistenten Sorte und dem regelmäßigen, au-
tomatischen Austauschen der verwendeten Klone (WOLF 2004). Das hat für die weitere Be-
trachtung zwei Folgen: Zum einen zeigt es die Bedeutung, die der Züchtung neuer Pappelsor-
ten in Zukunft zukommen wird. Da die Züchtung erst am Anfang steht, steckt hier auch ein 
erhebliches Potenzial für Ertragssteigerungen. Zum anderen schränkt sie für den Plantagen-
betreiber die Möglichkeit erheblich ein, aus seinen eigenen Beständen Stecklingsmaterial zu 
gewinnen, möchte er das Risiko des Krankheitsbefalls nicht zu groß werden lassen. Kosten-
kalkulationen, die von der Möglichkeit der Eigenwerbung des Pflanzmaterials und daraus 
resultierend von geringen Beschaffungskosten ausgehen, tendieren deshalb dazu, unseriös zu 
werden.  
Für die Rekultivierung der Fläche finden schließlich Mulch- und Rodefräsen Verwendung, 
wie sie als konventionelle Schlepperanbaugeräte in der Forst- und Umwelttechnik eingesetzt 
werden. Sie zerstören das Wurzelwerk der Bäume im Boden, um das Areal nach dem Ende 
des Plantagenbetriebs wieder als Ackerland verwenden zu können (KALTSCHMITT UND 

HARTMANN 2001). 
 
Ernte und Erträge 
Ausgehend von einer Bewirtschaftung in größeren Dimensionen, die eine weitgehende Auto-
matisierung erfordert, kommen für die Ernte derzeit prinzipiell zwei Maschinen in Frage: Der 
modifizierte Maishäcksler „Jaguar“ der Firma Claas und der Diemelstädter Mähhacker. Der 
„Jaguar“ wird in Schweden seit 1992 erfolgreich bei der Weidenernte eingesetzt. Der selbst-
fahrende Feldhäcksler aus Serienproduktion wurde dafür mit einem speziell für die Ernte von 
Kurzumtriebsholz konzipierten Vorsatz kombiniert. Die Bäume werden von einer so genann-
ten Abweisergabel beim Fahren durch die Reihen nach vorne gedrückt und dabei leicht ge-
spannt. Ein Schneidwerk trennt dann unten die Stämme von den Stöcken. Durch die sich 
schlagartig lösende Spannung wird das untere Stammende in das Einzugsmaul des Häckslers 
geschleudert, der Baum anschließend gehackt und in einem Arbeitsgang auf ein parallel fah-
rendes Transportfahrzeug oder einen mitgeführten Anhänger überladen. (BRÖKELAND 1998, 
HARTMANN UND THUNEKE 1997). Der Diemelstädter Mähhacker – auch Göttinger Mähhacker 
genannt – wurde 1992 in Kooperation des Forstamtes Diemelstadt mit dem Institut für Agrar-
technik der Universität Göttingen gebaut und im Folgejahr noch einmal optimiert. Ziel war es, 
eine preiswerte und robuste Erntetechnik zu entwickeln – allerdings auf Kosten der Hackgut-
qualität (DÖHRER 2004). Ergebnis war ein zapfwellengetriebenes Anbaugerät für die Front-
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hydraulik eines gewöhnlichen Schleppers mit einer Motorleistung größer 85 kW. Das Ernte-
aggregat besteht aus einem senkrecht stehenden Schneckenhacker und einem darunter ange-
brachten Sägeblatt. Die abgeschnittenen Bäume werden senkrecht eingezogen, gehackt und 
ebenfalls auf einen nachgezogenen oder parallelfahrenden Anhänger überladen (HARTMANN 

UND THUNEKE 1997). Im Gegensatz zu den Exakthackschnitzeln des Claas Jaguar produziert 
der Diemelstädter Mähhacker Grobhackschnitzel von in der Regel 8 cm (DÖHRER 2004) bis 
10 cm (HARTMANN UND THUNEKE 1997, BRÖKELAND 1998) Länge. Die größten Stücke, die 
nicht ausgeschlossen werden können, erreichen allerdings Längen bis zu 30 cm (DÖHRER 

2004). Für beide Ernteverfahren werden maximale Stammdurchmesser von etwa 10 cm ange-
geben, so dass sie nur für die Ernte bei drei- bis maximal vierjährigem Umtrieb geeignet sind. 
 
Wird von Erträgen gesprochen, so ist damit stets der durchschnittliche jährliche Zuwachs auf 
Grundlage der Gesamtkulturdauer gemeint. In der Anfangsphase werden die jährlichen Zu-
wächse natürlich deutlich niedriger ausfallen, so dass die angegebenen Durchschnittserträge 
nur bei entsprechend langer Standzeit der Plantage erreicht werden können. Die Tatsache, 
dass die Nährstoffversorgung auch ohne Düngung als ausreichend angenommen wird und 
statt dessen Wasserversorgung sowie Durchwurzelbarkeit des Bodens eine besondere Bedeu-
tung zukommt, macht eine Ertragsprognose nicht leicht. Besonders der wechselseitige Ein-
fluss der Faktoren Niederschlag, Wasserhaltekapazität und Grundwasserstand, die erst im 
Zusammenspiel über die Wasserversorgung der Pflanzen entscheiden, führt dazu, dass Vor-
hersagen mit großen Unsicherheiten behaftet und die Ergebnisse von Versuchsanbauten nur 
schwer übertragbar sind. KAUTER ET AL. (2001) versuchen, einen Überblick über die in der 
Fachliteratur angegebenen Ertragsaussichten zu geben und stoßen je nach Quelle und den 
zugrunde liegenden Standorten, Anbau- und ggf. Versuchsbedingungen auf eine extrem weite 
Spanne von 2 bis 35 t atro/ha·a. Sie nennen neben besonders günstigen wie ungünstigen 
Standorten vor allem für die Ausreißer nach oben die definierten Bedingungen der Versuchs-
flächen, auf denen die Daten ermittelt wurden, als Ursache. Bei Exaktversuchen, im Rahmen 
derer die Erträge von wenigen Pflanzen kleinerer Parzellen auf größere Flächen hochgerech-
net werden, führen beispielsweise Randeffekte und daraus resultierende geringere Ausfälle 
und höhere Erträge zu übertrieben optimistischen Ergebnissen. Aber nicht nur Qualität son-
dern auch die Quantität der verfügbaren Daten lässt zu wünschen übrig. Mit Schuld daran ist 
die lange Standzeit, für die die Baumplantagen konzipiert wurden. Fundierte Aussagen über 
den durchschnittlichen jährlichen Zuwachs lassen sich erst treffen, wenn die Kultur einige 
Jahre auf dem Feld steht und die Wiederaustriebe auf etablierten Stöcken genauso wie die 
ersten Aufwüchse in die Messungen eingehen. So liefert ein Versuchsanbau erst nach mehre-
ren Jahren ein Ergebnis – bei einer einjährigen Kultur gibt es jedes Jahr ein neues.  
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Allgemein akzeptierte realistische Erträge für Schnellwuchsplantagen geben KAUTER ET AL. 
(2001) mit 10 bis 12 t atro/ha·a an. Im Folgenden soll als Richtwert ein durchschnittlicher 
jährlicher Ertrag von 12 t atro/ha·a angenommen werden, der er auch in weiteren Expertenbe-
fragungen zu Anbauverfahren bestätigt werden konnte (PALLAST 2004). 
 
Kosten 
Ähnlich erklärungsbedürftig wie das Verfahren der Produktion der Biomasse ist auch dessen 
monetäre Bewertung. Der Übersichtlichkeit halber sollen deshalb die Kosten zunächst ge-
trennt nach Kulturanlage, Pflanzmaterial, Ernte, Rekultivierung und anderen für den Vollkos-
tenansatz erforderlichen Posten analysiert werden. Die einzelnen Punkte werden in folgender 
Reihenfolge behandelt (vgl. Abbildung 38):  
 

 
 

 
 
 
 
 

Abbildung 38: Vorgehensweise bei der Aufstellung der Kosten 

Entsprechend der getroffenen Annahmen sind in der nachfolgenden Tabelle die Kosten für die 
unumgänglichen Arbeitsschritte und benötigten Materialien für die Anlage der Baumplantage 
zusammengestellt (vgl. Tabelle 10). Zunächst noch unberücksichtigt bleiben dabei die Kosten 
für das Pflanzgut. Weitere denkbare Maßnahmen wie ein zusätzlicher chemischer Pflanzen-
schutz oder ein Zaun zum Schutz vor Wildverbiss bleiben ausgeklammert.  

Tabelle 10: Zusammenstellung der bei Anlage der Kultur Pappeln anfallenden Verfahrenskosten (Quelle: 
PALLAST 2004) 

Einflussgröße Kosten Bemerkungen 
80 €/ha 
41 €/ha 
55 €/ha 
250 €/ha 

Pflügen  
Kreiseleggen 
Fräsen 
Maschinelle Pflanzung 
Vorauflaufmittel  67 €/ha 

 
bei Vornutzung der Fläche  als 
Acker  
bei Wiesenfläche 
 
Ausbringung incl. Mittel 

 
Als Referenzfläche für den Pappelanbau soll im Folgenden ein Acker mit einer aus Sicht des 
Plantagenbetreibers unproblematischen Vorfrucht dienen. Fasst man die Kosten für das Min-
destmaß der bei Anlage der Kultur erforderlichen Verfahrensschritte zusammen (Pflügen, 
Eggen, Pflanzen, Einsatz Vorauflaufmittel), so ergibt sich ein Betrag von 438 €/ha.   

Zusammensetzung der Gesamtkosten 
 
1. Verfahrensschritte bei Kulturanlage (Annuität) 
2. Pachtzins, Gemein- und Festkosten 
3. Rekultivierung (Annuität) 
4. Pflanzmaterial (Annuität) 
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Diese einmalig anfallenden Investitionskosten werden analog der von HARTMANN (2002) 
verwendeten Annuitätenberechnung auf die einzelnen Jahre der Nutzungsdauer umgelegt. 
Hierzu wird die Investitionssumme mit dem Annuitätenfaktor a multipliziert, der sich aus 
folgender Gleichung ergibt:  

  
1)1(

)1(
−+

+
= T

T

i
iia   (i sei der kalkulatorische Zinssatz, T die kalkulatorische Betrachtungsdauer) 

Der errechnete periodisch konstante Betrag (im Folgenden Annuität genannt) ist als Zins und 
Tilgung für rückzuzahlendes Kapital in Höhe des Kapitalwertes aufzufassen. Auch der von 
HARTMANN (2002) unterstellte Zinsfuß von einheitlich 5 % wird übernommen. Er liegt deut-
lich über der Inflationsrate und berücksichtigt einen nennenswerten Anteil von Fremdkapital 
bei der Finanzierung der Investitionen. Es ergibt sich somit eine Annuität von 35,15 €/ha·a.  
Zur Vollkostenrechnung gehören jedoch auch die Verzinsung des eingesetzten Eigenkapitals 
sowie die auf einem landwirtschaftlichen Betrieb anfallenden Gemein- und Festkosten, die 
nicht der jeweiligen Kulturart zugeordnet werden können, sondern – bei Marktfruchtbetrieben 
– auf die betriebswirtschaftliche Fläche umgelegt werden müssen. Für ersteres wird ein ein-
heitlicher Pachtzins von 250 €/ha·a und für die Gemein- und Festkosten ein Wert in Höhe von 
210 €/ha·a unterstellt HARTMANN (2002). Der Pachtzins spiegelt gleichzeitig die Opportunität 
wider.  
Dass nicht nur Quantität sondern auch Qualität der verfügbaren Datengrundlage zu wünschen 
übrig lässt, zeigt sich in besonderem Maß bei der Bewertung der Rekultivierung der Fläche 
am Ende der Standzeit. Hier schwanken die Angaben über die Kosten bei vollständiger Räu-
mung der Fläche zwischen 1000 DM/ha (~510 €/ha) (HARTMANN UND MAYER 1997) und 10 
000 DM/ha (~5100 €/ha) (KÜPPERS, J. G. 1999) – und damit um nicht weniger als 900 %. 
Nach Vergleich verschiedener Literaturangaben und Befragung von Experten fällt hier die 
Entscheidung für die von HARTMANN (HARTMANN 2002) bereits annuitätisch abgezinsten 
Rekultivierungskosten von 8 €/ha·a (RATHKE UND DIEPENBROCK 2003).  
Die Produktionskosten ohne Pflanzmaterial und Ernte betragen demnach 503,15 €/ha·a. Die 
beiden Posten Pflanzmaterial und Ernte bedürfen im Folgenden einer genaueren Analyse, da 
gerade hier zahlreiche Modellannahmen Eingang in die Berechnung finden. Die praktische 
Umsetzung von Steckholzbereitstellung und Ernte ist noch weitgehend Spekulation und imp-
liziert automatisch Annahmen über entsprechende Anbauszenarien. Da Pappelstecklinge noch 
nicht in nennenswerten Mengen angeboten werden, kann auch von einem Marktpreis noch 
keine Rede sein. Um der de facto existierenden Unsicherheit Rechnung zu tragen, finden im 
Folgenden drei unterschiedlich optimistische Prognosen über den Stecklingspreis Verwen-
dung (vgl. Tabelle 11). 
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Tabelle 11: Angenommener Stecklingspreis für Pappelkultur 

Stecklingspreis niedrig  
Stecklingspreis mittel 
Stecklingspreis hoch 

0,08 €/Stück 
0,13 €/Stück 
0,18 €/Stück 

 
Dieser Variation liegt die Annahme zugrunde, dass der Preis für das Pflanzmaterial von der 
Verbreitung der Bewirtschaftungsform Baumplantage abhängig ist, und mit einer Ausweitung 
der Produktion sinkt. Die Kosten für die Stecklinge schwanken hier erheblich und betragen 
für den Kauf von 13.000 Pflanzen je ha und entsprechend Tabelle 11 angenommenem niedri-
gem, mittlerem und hohem Preis je Steckling annuitätisch abgezinst 83,45 €/ha·a, 135,61 
€/ha·a bzw. 187,77 €/ha·a.  
Auch die Kosten für die Ernte sind über die Auslastung der Maschinen von der bewirtschafte-
ten Gesamtfläche abhängig. Für die beiden vorgestellten Verfahren und die Variante, bei der 
die Hackschnitzel während der Ernte auf einen angehängten Wagen oder Bunker überladen 
werden, ergeben sich je nach jährlicher Auslastung der Geräte folgende Erntekosten:  

Tabelle 12: Maschinen- und Erntekosten je ha für Mähhacker und Claas Jaguar bei dreijährigem Auf-
wuchs (Quelle: PALLAST 2004) 

Claas Jaguar Mähhacker  
250 h/a 500 h/a 250 h/a 500 h/a 

Erntedauer h/ha 2,1 5 
Maschinen- 
kosten €/ha 

485 349 340 270 

Erntekosten ges. €/ha 506 370 390 320 
 
Die Angaben verstehen sich als Richtwerte. Die Kosten für Lagerung und Transport der Bio-
masse werden dem Punkt Absatz zugerechnet und in gesondert erfasst.  
Tabelle 12 zeigt, dass die jährliche Auslastung des Erntegerätes und damit die Modellannah-
me über die Etablierung des Produktionsverfahrens beträchtlichen Einfluss auf die Erntekos-
ten haben. Geht man von einem Erntezeitraum von November bis Mitte März aus, so bedeutet 
eine jährliche Auslastung von 500 h/a, dass bei einigermaßen günstigen Witterungsverhältnis-
sen etwa 75 Erntetage unterstellt werden (KÜPPERS et al.1997). In diesem Fall muss eine Ern-
temaschine täglich im Schnitt 6,7 Stunden im Einsatz sein, um auf diese Auslastung zu kom-
men. Anders ausgedrückt: Ausgehend von einer angenommenen Erntezeit von durchschnitt-
lich 5 Stunden je Hektar beim Mähhacker und 2,1 Stunden je ha beim Claas Jaguar (Tabelle 
12) müssen pro Jahr etwa 100 ha bzw. 238 ha Kurzumtriebsplantage beerntet werden, was bei 
einer Ernte in dreijährigem Turnus einer Anbaufläche von 300 ha bzw. 714 ha pro Maschine 
entspricht.  
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Tabelle 13 beschreibt nun die Gesamtkosten der Produktion von Pappelhackgut bei gleichzei-
tiger Variation von eingesetzter Erntemaschine, deren jährlicher Auslastung und verschiede-
nen Stecklingspreisen. Die Gesamtkosten setzen sich zusammen aus den Ausgaben in Höhe 
von 503,15 €/ha·a zuzüglich der Erntekosten bei siebenmaliger Ernte in 20 Jahren und der 
annuitätisch abgezinsten Kosten für das Pflanzmaterial bei angenommenem niedrigen, mittle-
ren und hohem Stecklingspreis. Die Kosten werden in €/t atro bei einem Ertrag von 12 t 
atro/ha·a angegeben. 

Tabelle 13: Gesamtkosten der Biomasseproduktion frei Feld [€/t atro] 

Claas Jaguar Mähhacker  
250 h/a 500 h/a 250 h/a 500 h/a 

Stecklingspreis niedrig 63,67 59,67 60,25 58,25 
Stecklingspreis mittel 68,00 64,00 64,58 62,58 
Stecklingspreis hoch  72,33 68,33 68,92 66,92 

 
Den Gesamtkosten in Tabelle 13 liegt das zuvor definierte Minimum der Verfahrensschritte 
zugrunde. Durch die gleichzeitige Variation der drei genannten Größen ergibt sich nicht nur 
eine Spannweite realistischer Produktionskosten, sondern lassen sich auch die Auswirkungen 
der Modifikation verschiedener Annahmen ablesen. Da Stecklingspreis und jährliche Maschi-
nenauslastung ihrerseits direkt von den Erwartungen über die Etablierung der Baumplantage 
abhängen, ist es theoretisch möglich, den Gesamtkosten gewissermaßen eine „Mindest-
verbreitung“ von Kurzumtriebsplantagen zuzuordnen. 



142 

 

 

Produktion frei Feldrand  

 

Logistik (Transport, Lagerung, Trocknung) 

 

Nachfrage frei Anlage  

PRODUKTION 

 

 

     ABSATZ 

 

Absatz 
Sind Bedingungen und Kosten für die Produktion frei Feldrand damit beschrieben, ist nun der 
Absatz zu betrachten (vgl. Abbildung 39). Der Übersichtlichkeit halber werden hierbei Logis-
tik und Nachfrage unterschieden.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Abbildung 39: Absatz der Biomasse aus Schnellwuchsplantagen 

Mit Blick auf das Ziel, einen möglichst großen Teil der Wertschöpfung im ländlichen Raum 
zu belassen und hier das Einkommen zu steigern, kommt dem Punkt Logistik, der seinerseits 
Transport, Lagerung und Trocknung der Biomasse umfasst, besondere Bedeutung zu. Dessen 
Analyse fällt in dieser Hinsicht positiv aus: Lagerung und Trocknung erfolgen aus organisato-
rischen wie ökonomischen Gründen unmittelbar nach der Ernte am Feldrand und auch für den 
Transport der Biomasse gilt vor allem eines: Er sollte so kurz wie möglich ausfallen. Der Di-
rekttransport der Biomasse zum Endverbraucher parallel zur Ernte als eine denkbare Variante 
stellt besondere Anforderungen an die Transportkette: Der Transport muss derart koordiniert 
werden, dass (der Leistung der Erntetechnik angemessen) stets freie Transportkapazitäten am 
Feld bereitstehen, um den Stillstand der Erntemaschine zu verhindern. Letzteres wird vor al-
lem bei leistungsstarker Erntetechnik sowie größeren Entfernungen zum Problem. Es emp-
fiehlt sich deshalb, von vornherein eine Zwischenlagerung der erntefrischen Hackschnitzel in 
Form von Haufen am Feldrand, die gegebenenfalls mit einem Frontlader auf eine günstige 
Kegelform gebracht werden, einzuplanen. Das Material kann hier so lange verbleiben, bis ein 
entsprechender Bedarf besteht. Auf die direkte Übergabe des Hackgutes während der Ernte 
auf ein parallelfahrendes Gespann kann somit zugunsten eines vom Erntegerät gezogenen 
Hängers oder Bunkers verzichtet werden.  
Hackschnitzelhaufen können bis etwa 7 m hoch aufgetürmt werden. Über dieser Marke kann 
es je nach Körnigkeit des Hackgutes zur Selbstentzündung kommen. Aus diesem Grund ver-
bietet es sich auch, das Material zu verdichten. Gleichzeitig trocknet die Biomasse während 
der Lagerung ohne nennenswerten technischen Aufwand oder externe Energiezufuhr. Vor 
allem bei Hackgut mit Rinde kommt es innerhalb der Kegel aufgrund von Abbauprozessen 
durch Mikroorganismen zur Selbsterwärmung und der Hackschnitzelhaufen trocknet von in-
nen nach außen – selbst bei Lagerung im Freien ohne Schutz vor Niederschlag. Eine äußere 
Schicht von etwa einem halben Meter bleibt dabei immer feucht. Monetär bewertet wird der 
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Mehraufwand durch Ab- und Wiederbeladen für Lagerung und Trocknung am Feldrand mit 5 
€/t atro (KIRSCHBAUM 1998, PALLAST 2004). Durch die Arbeit der Mikroorganismen kommt 
es allerdings auch zu einem Abbau der Trockensubstanz und somit zum Energieverlust der 
Biomasse. Bei der Lagerung von Hackschnitzeln im Freien können bis zu 4 % der Trocken-
substanz pro Lagerungsmonat zersetzt werden (STÜBIG 2000). Der Heizwertgewinn durch die 
passive Trocknung der Biomasse wird somit auf Kosten eines Abbaus von Trockensubstanz 
realisiert, und soll deshalb monetär unbewertet bleiben. 
Eine Zwischenlagerung vereinfacht also den organisatorischen Aufwand bei der Ernte, redu-
ziert den Wassergehalt der Biomasse und ermöglicht darüber hinaus eine ganzjährige Versor-
gung der Abnehmer unabhängig vom Erntezeitraum im Winter. Die Transportkosten scheint 
die Trocknung und der damit einhergehende Gewichtsverlust womöglich aufgrund reduzierter 
Schüttfähigkeit hingegen nicht wesentlich zu senken. So geben LEIBLE et al. (2003) für den 
Transport von drei bis sechs Monate gelagerten Hackschnitzeln dieselben Kosten an, wie für 
den Transport erntefrischer Holzhackschnitzel. Aus diesem Grund sollen im Folgenden die 
Transportkosten als unabhängig vom Wassergehalt der Hackschnitzel angenommen werden. 
Für den Transport per landwirtschaftlichem Gespann dienen als Richtwerte 13 €/t atro bei 
einer Transportentfernung von 10 km und 23 €/t atro bei 20 km (PALLAST 2004).  
Für die Abnehmer der Biomasse kann der Wassergehalt des Holzes allerdings durchaus von 
Bedeutung sein. Er ist neben der Struktur des Hackgutes in der Regel die entscheidende Grö-
ße bei der energetischen Nutzung – wichtiger noch als die Art des Holzes. Der Wassergehalt 
hat einen wesentlichen Einfluss etwa auf Verbrennungsverhalten und den Heizwert. Er kann 
durch Trocknung zwar reduziert werden. Ein Teil des Wassers ist aber an die Substanzen des 
Holzes adsorptiv fest gebunden, so dass bei der Trocknung ohne externe Energiezufuhr ledig-
lich ein Zustand der Gleichgewichtsfeuchte erreicht wird, der bei Freiluftlagerung dem so 
genannten lufttrockenen Zustand mit einer Holzfeuchte von je nach Jahreszeit und Witterung 
15 bis 20 % entspricht (MARUTZKY UND SEEGER 1999). Der Wassergehalt wird für erntefri-
sche Energiehackschnitzel aus Kurzumtriebsholz je nach Quelle mit einer Spanne von 50 % 
bis 58% angegeben (BRÖKELAND 1998, HARTMANN UND THUNEKE 1997, LEIBLE ET AL, 2003, 
RATHKE UND DIEPENBROCK 2003, SCHOLZ 1999). Zwar ist vor allem im Bereich größer di-
mensionierter Verbrennung die Verwendung erntefrischer Holzhackschnitzel kein Problem. 
Abnehmer, die die Biomasse aber nicht in ein „Endprodukt“ wie Wärme oder Strom umset-
zen, sondern in einen anderen Energieträger umwandeln, um Energiedichte und Transport-
würdigkeit zu erhöhen, stellen oft höhere Ansprüche an das Hackgut.  
Prinzipiell sind für die energetische Umwandlung biogener Festbrennstoffe neben der 
Verbrennung die Vergasung sowie Pyrolyse und Verkohlung denkbar. Darüber hinaus lässt 
sich aus Holz auch Ethanol produzieren, das als flüssiger Brenn- bzw. Kraftstoff eingesetzt 
werden kann. Die exemplarische Untersuchung von Veredelungsverfahren ergab aber, dass 
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die potentiellen Abnehmer  in der Regel vom Zukauf von Material mit einem Wassergehalt 
ausgehen, wie er durch Freiluftlagerung ohne Probleme erreicht werden kann (PALLAST 

2004). Da in der diskutierten Logistikkette ohnehin von einer Vortrocknung des Holzes am 
Feldrand ausgegangen wird, würde dies den Kreis potentieller Abnehmer nicht einschränken.  
Trotzdem bleiben bei der folgenden Betrachtung der Wirtschaftlichkeit des Betriebs von 
Baumplantagen die chemischen Veredelungsverfahren zugunsten der Verbrennung der Roh-
biomasse unberücksichtigt. Grund sind die größere Erfahrung, die bereits bestehenden techni-
schen Möglichkeiten und vor allem die hohe Effizienz im Bereich der Verbrennung, die es am 
ehesten erlauben, eine begründete, kurzfristige Betrachtung über die Chancen der Baumplan-
tage unter bestehenden Rahmenbedingungen anzustellen. 
Moderne Hackschnitzelfeuerungen zeichnen sich durch einen sehr hohen Wirkungsgrad von 
über 90 % aus, gelten als bedienungsfreundlich, wartungsarm und ermöglichen eine automati-
sche Wärme-Bereithaltung (MARUTZKY UND SEEGER 1999). Als Nachteil ist allerdings nach 
wie vor die geringe Transportwürdigkeit des Brennstoffs zu vermerken. Außerdem stellen vor 
allem Feuerungen in kleineren Größenordnungen höhere Ansprüche an das Material. In Be-
zug auf den Wassergehalt gibt es zwar durch die obligatorische Vortrocknung kein Problem. 
Je kleiner die Anlagen, desto höher sind aber in der Regel die Anforderungen an Größe und 
Homogenität der Hackschnitzel. So konnte das Anfang 2004 in Bayern bei der Ernte mit dem 
Mähhacker gewonnene Hackgut aus einer Kurzumtriebsplantage nicht einmal als Geschenk 
an den örtlichen Biomasseabnehmer abgegeben werden (SCHIRMER 2004). Die Mischung aus 
sehr kleinen und bis zu 30 cm großen Stücken reduziert die Schüttfähigkeit des Materials und 
führt zu Problemen in kleineren Heizwerken, in denen die Förderschnecken zu verklemmen 
drohen. Eine Pelletierung, um auch kleine und kleinste Feuerungen mit Brennstoff aus Pap-
pelplantagen im Kurzumtrieb beschicken zu können, ist aufgrund des hohen Rindenanteils der 
jungen Bäume problematisch und dürfte sich darüber hinaus aufgrund der derzeitigen Kon-
kurrenz durch trockene Holzabfälle und Sägemehl wohl kaum rechnen (PALLAST 2004).  
Bei mittleren und größeren Holzfeueranlagen, bei denen die Rostfeuerung den am weitesten 
verbreiteten Feuerungstyp darstellt, ist die Situation eine andere. Die für den Brennstoff Koh-
le entwickelten Rostfeuerungssysteme bieten bei entsprechender Konzeption der Anlage die 
breiteste Anwendungspalette zur energetischen Verwertung von Holz. Durch einen relativ 
langen Aufenthalt des Brennstoffs auf dem Rost und hohe Temperaturen können auch nicht 
oder sehr grob zerkleinerte sowie relativ feuchte Materialien gut verbrannt werden (MARUTZ-

KY UND SEEGER 1999).  
 
Bleibt also die Frage, mit welchem Erlös für seine Biomasse der Plantagenbetreiber rechnen 
kann. Detaillierte Untersuchungen über den Energieholzmarkt liegen beispielsweise für Bay-
ern vor. Nach Angaben von WAGNER UND WITTKOPF 2000) verbrannten hier bereits Ende 
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1998 68 geförderte und etwa 200 nicht geförderte Heiz(kraft)werke (Anlagen zur Erzeugung 
von Heizwärme und/oder elektrischem Strom), etwa 5000 Schreinereien und Zimmereien 
sowie zahlreiche private Kleinverbraucher Energieholz. Über 1,7 Millionen Kleinanlagen wie 
Zentralheizungen, Einzel- oder Mehrraumöfen, Allzweck- oder Kachelöfen sowie offene Ka-
mine waren im Jahr 2000 in Betrieb. Die Heiz(kraft)werke, die aus Gründen der Nachfrage 
größerer Mengen und geringerer Anforderungen an den Zustand des Brennmaterials für die 
Produzenten von Energiehackschnitzeln besonders interessant sind, setzten allerdings über-
wiegend Industrieholz ein. Für Waldhackschnitzel, die den Hackschnitzeln aus Baumplanta-
gen am nächsten kommen, zahlten die bayerischen Heiz(kraft)werke durchschnittlich 46 €/t 
Holz mit einem Wassergehalt von 30 %. Die Spanne reicht allerdings von 14,80 bis 74,60 €/t 
und zeigt, dass auch hier von einem Marktpreis noch nicht die Rede sein kann. Der Anteil 
dieses Waldenergieholzes lag darüber hinaus bei lediglich 1,7 % und der des Altholzes bei 7,9 
%. Von Energiewaldholz hingegen ist gar nicht die Rede.  
Ähnliches gilt für andere Studien. Auch bei den vom Bayernwerk in Auftrag gegebenen Un-
tersuchungen von HARTMANN UND MADEKER (1997) zum Handel mit biogenen Festbrennstof-
fen spielt Energiewaldholz keine Rolle. In ihrer Preisübersicht der an industrielle und größere 
Feuerungsanlagen angelieferten Brennstoffe kommt neben dem Hackgut aus Sägeresten wie-
der das Waldhackgut dem Endprodukt der Baumplantagen am nächsten. Als Quelle für das 
Waldhackgut nennen sie neben Sägewerken und Großhändlern für Resthölzer vor allem „Lie-
fergemeinschaften“. Auch sie weisen ausdrücklich darauf hin, dass es noch keinen freien 
Marktpreis gibt. Vor allem aufgrund der in der Regel hohen wirtschaftlichen Verpflechtung 
von Brennstofflieferant und Betreiber der Feuerungsanlage sind die gezahlten Preise mit Vor-
sicht zu interpretieren (HARTMANN UND MADEKER 1997).  
Das „Centrale Agrar-Rohstoff-Marketing- und Entwicklungs-Netzwerk“ (C.A.R.M.E.N. e.V.) 
veröffentlicht monatlich aktualisiert die Preisentwicklung für Holzpellets, Pflanzenöl und 
Waldhackgut. Demnach lag der Preis im ersten Quartal 2005 bei etwa 58 €/t Holz mit einem 
Wassergehalt von 35 % bei Lieferung im Umkreis von 20 km inklusive Mehrwertsteuer. Die 
Spanne reicht von etwa 30 bis 85 €/t (CARMEN E.V. 2005). Als Basis dieser Werte dienen frei-
willige Angaben von zu diesem Zeitpunkt 19 Lieferanten von Waldhackgut.  
Diesen Versuchen der Preisbestimmung ist gemeinsam, dass sie auf empirisch gewonnenen 
Daten beruhen – also nur den Ist-Zustand beschreiben. Da sich aber schon bei der Betrach-
tung der Erntekosten abgezeichnet hat, dass der Betreib von Kurzumtriebsplantagen erst ab 
einer gewissen Größenordnung interessant zu werden scheint, können die aktuellen Rahmen-
bedingungen in Bezug auf Nachfrager und nachgefragte Menge kein Maßstab sein. Sinnvoller 
wäre es, die maximale Zahlungsbereitschaft potentieller Abnehmer unter dem Postulat wirt-
schaftlicher Arbeitsweise und eines größeren gehandelten Volumens zu schätzen, und dann 
unter Einbezug der derzeit in Deutschland sowie auf Schwedens etabliertem Energieholz-
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markt gezahlten Preise eine begründete Annahme über den Erlös für die Biomasse zu treffen. 
Der Vergleich von Literaturwerten sowie Befragungen ergab, dass eine solche maximale Ver-
gütung bei Anlieferung frei Anlage des Abnehmers unter Ausschluss von intra- und interpro-
duktspezifischer Konkurrenz bei rund 60 €/t atro für die Verfeuerung liegen dürfte (PALLAST 

2004). 
 
Fördermaßnahmen: Das Beispiel Schwedens 
Eine finanzielle Förderung der Baumplantagen von Seiten des Staates ist in die vorliegende 
Kalkulation bislang noch nicht eingeflossen. Grund hierfür ist die Tatsache, dass jährlich aus-
gezahlte Beträge – etwa bei Anbau auf Stilllegungsflächen oder eine Prämie für den Energie-
pflanzenanbau – bei einer Kulturform, die eine Fläche auf 20 Jahre festlegt, keinen Ausschlag 
geben dürfen. Zu groß ist die Unsicherheit über die Fortzahlung der Mittel. Eine aus Sicht des 
Plantagenbetreibers sinnvolle Form der staatlichen Förderung bietet hingegen eine einmalig 
gezahlte Pflanzbeihilfe, wie sie in Schweden in Höhe von 500 €/ha bei Kulturanlage gewährt 
wird (NEUMEISTER 2004). Sie schafft nicht nur Sicherheit für die längerfristige Planung, son-
dern kann auch den Bedarf an Fremdkapital reduzieren, was den zuvor mit 5 % angenomme-
nen Zinssatz für die annuitätische Abzinsung der Investitionen senken würde. Ein anderes 
Problem wird sich aber auch trotz staatlicher Förderung wohl kaum über den Markt lösen 
lassen: Die vorliegenden Angaben über Kosten und Erlöse gelten sämtlich für Szenarien, die 
von der Etablierung der Baumplantage ausgehen. Hinderlich hierfür sind allerdings die lang-
fristigen, in hohem Maße faktorspezifischen Investitionen, die sowohl auf Seiten der Anbieter 
als auch der Nachfrager zu tätigen sind. So warten die Anbieter auf das Aufkommen einer 
Nachfrage und umgekehrt – und es bildet sich kein Markt. Die Frage ist also berechtigt, wie 
eine Etablierung von Schnellwuchsplantagen dann gelingen soll.  
An dieser Stelle lohnt sich wieder der Blick nach Schweden. Hier findet der Anbau von Wei-
den in kurzen Umtriebszeiten zur energetischen Nutzung bereits auf einer Fläche von etwa 16 
000 ha statt. Diesem Erfolg vorausgegangen ist die Schaffung einer zentralen Institution zur 
Koordination von Angebot und Nachfrage. Die Firma „Agrobränsle“ hat über die Forschung 
hinaus aktiv die tatsächliche Einführung der Energiewaldplantage neben der bereits etablier-
ten Nahrungs- und Futtermittelproduktion betrieben. Agrobränsle ist die Tochter mehrerer 
schwedischer Bauernverbände und koordiniert nahezu 100 % des Weidenanbaus für die ener-
getische Nutzung. Die Versorgung mit Steckhölzern, Züchtung neuer Sorten, Entwicklung 
von Anbau- und Ernteverfahren, die Bereitstellung der dazugehörigen Gerätschaften und die 
Übernahme der Vermarktung schaffen sowohl beim Produzenten das nötige Vertrauen, seine 
Fläche für eine entsprechende Zeit mit einer Baumplantage festzulegen, als auch die Sicher-
heit für die Abnehmer bezüglich der tatsächlichen Produktion der Biomasse, die sie für ihre 
Investitionen brauchen. Die Kraftwerke haben Verträge mit Agrobränsle und Agrobränsle 
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wiederum mit den Produzenten. Darüber hinaus hat Agrobränsle Verträge mit Landwirten, die 
sich Pflanz- oder Erntemaschinen zugelegt haben und als Lohnunternehmer tätig sind. Das 
garantiert eine ausreichende Auslastung der entsprechenden Spezialgeräte. Schließlich wird 
von zentraler Stelle auch der Zustand der Kultur überwacht und die Ernte koordiniert (NEU-

MEISTER 2004). 
 
Fazit zu der Einkommensmöglichkeit im Ländlichen Raum durch Schnellwachsende 
baumarten 
Ausgehend von den Ergebnissen in Punkt 2 und 3 muss die Frage, ob Schnellwuchsplantagen 
unter den gegebenen Rahmenbedingungen eine Chance für den ländlichen Raum bedeuten, 
sicherlich verneint werden. Stellt man dem angenommenen Erlös von 60 €/t atro die in 
Tabelle 13 abgebildeten Gesamtkosten für die Produktion gegenüber, so zeigt sich, dass selbst 
unter Optimalbedingungen – also der Annahme eines niedrigen Stecklingspreises und hoher 
Auslastung der Erntetechnik – lediglich die Produktionskosten gedeckt werden können. Die 
Kosten für die Logistik bleiben dabei noch völlig unberücksichtigt.  
Neben den Kosten für Pflanzmaterial oder Ernte ließen sich zwar noch andere Größen variie-
ren. Interessant wäre beispielsweise die Pacht, die mit über 8 Cent je Euro bei den Produkti-
onskosten pro Tonne atro zu Buche schlägt. Setzt man die Pacht statt mit 250 nur mit 150 
€/ha·a an, so sinken die Kosten je t atro frei Feld um 8,33 €. Davon ausgehend, dass sich im 
Pachtzins die Güte einer Fläche widerspiegelt, könnten also durch das Ausweichen auf aus 
ackerbaulicher Sicht schlechtere Standorte die Produktionskosten gesenkt und die Wirtschaft-
lichkeit verbessert werden. Dennoch bleibt die Kalkulation eng und für die Logistik kaum 
Spielraum.  
Die bisherigen Ausführungen haben aber gezeigt, dass zur Beantwortung der Frage, ob 
Schnellwuchsplantagen für den Landwirt denn nun tatsächlich eine Alternative darstellen, 
neben der Wirtschaftlichkeit noch ein zweiter Aspekt von Bedeutung ist: Die Analyse der den 
Berechnungen zugrunde liegenden Rahmenbedingungen. Damit ist vor allem die Größenord-
nung des Anbaus gemeint. Ergebnis ist, dass – wenn überhaupt – der Anbau nur in großem 
Stil möglich ist. Aufgrund der in hohem Maße unsicheren faktorspezifischen Investitionen 
sowohl auf Seiten von Angebot als auch Nachfrage ist die Wahrscheinlichkeit hoch, dass sich 
ohne erklärten Willen und damit verbundener Schaffung einer zentralen Institution zur Koor-
dination beider Seiten kein Markt bilden wird.  
Aber auch dann, wenn die entsprechenden Rahmenbedingungen geschaffen werden, ist nicht 
sicher, dass auch in Deutschland Energieholz angebaut wird. Zwar decken sich eine Reihe der 
Angaben aus Schweden etwa über Produktionsverfahren oder gezahlte Preise weitgehend mit 
den der vorliegenden Kalkulation zugrunde liegenden Annahmen und stützen diese. So wer-
den auch in Schweden die Hackschnitzel am Feldrand gelagert, hat sich eine sinnvolle Trans-
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portentfernung der Biomasse von allerhöchstens 25 bis 30 km herausgestellt und die Markt-
preise, die sich etabliert haben, schwanken zwischen 55 und 60 €/t atro (NEUMEISTER 2004). 
Dennoch ist der Erfolg keineswegs sicher. Das Beispiel Schweden lässt Chancen erahnen – 
eine Garantie für dessen Übertragbarkeit kann es aber nicht geben, denn die Entscheidung 
über den Anbau liegt letztlich beim einzelnen Landwirt und hier spielen Faktoren mit hinein, 
die sich nicht oder nur schwer ökonomisch erfassen lassen. Dazu können eine berechtigte 
Scheu vor der langen Festlegung auf die Nutzungsart der Ackerfläche, die nicht unerhebliche 
Veränderung des Landschaftsbildes oder eine mögliche konservative Grundhaltung gehören, 
um nur einige zu nennen.  
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Anwendung auf die Agrarlandschaften Nordrhein-Westfalens 
Diese allgemeine Ermittlung der Produktionskosten für die Schnellwachsenden Baumarten 
und die Schlussfolgerungen daraus können natürlich für NRW übernommen werden. Aller-
dings schien eine Ermittlung der regionalisierten Erträge in den nordrhein-westfälischen Ag-
rarlandschaften notwendig, um eine Abschätzung zu geben, wo die Schnellwachsenden 
Baumarten, wenn sie denn angebaut würden, zuerst konkurrenzfähig wären. Zu diesem 
Zweck wurde eine Befragung durchgeführt, um die Ergebnisse von HEMME-SEIFERT 2003 zu 
überprüfen und detaillierter darstellen zu können. 
 
Ergebnis der Delphi-Befragung zu den regionalisierten Erträgen der Schnellwachsenden 
Baumarten in NRW 

Münsterland

Niederrhein

Eifel

Sauerland, Bergisches Land, Siegerland

Köln-Aachener Bucht

Münsterland

Ost-Westfalen-Lippe, Niederbergisches Hügelland

*Angaben entsprechen der Schätzung des durchschnittlichen jährlichen Zuwachses in t atro/ha bezogen auf 
eine Gesamtkulturdauer von ca. 20 Jahren
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Abbildung 40: Regionalisierte Erträge: Schnellwachsende Baumarten und Miscanthus 

In der Befragung der Experten per Delphi-Methode (siehe Kapitel 2.2.6, insgesamt wurden 12 
Experten angeschrieben, von denen 6 in der ersten Runde und 4 in der zweiten Runde geant-
wortet haben) zeigte sich, dass der Durchschnittsertrag von 12t/ha als zu hoch angenommen 
wurde (siehe Abbildung 40). Selbst unter besten Bedingungen fielen die geschätzten Erträge 
niedriger aus. 
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Von den Experten wurde klar gestellt, dass eine Einschätzung der regionalisierten Erträge 
anhand von natürlichen Standortfaktoren mit den Erfahrungen aus kleinräumigen Versuchs-
anbauten sehr schwierig und mit einem großen Unsicherheitsfaktor verbunden ist. Dies bei 
einer Bewertung zu berücksichtigen. Die Abschätzung bietet aber die Möglichkeit einer gro-
ben Bestimmung der Wettbewerbsfähigkeit der Verfahren in den einzelnen Agrarlandschaf-
ten.  
Es zeigte sich aber auch, dass Miscanthus (in Anlehnung an die Ergebnisse von HEMME-
SEIFERT 2003 und Befragung der Miscanthus-Experten Pude und Treseler an der Universität 
Bonn) in allen Agrarlandschaften den Schnellwachsenden Baumarten in den TM-Erträge/ha 
überlegen ist. Trotzdem wird nur verhalten über den zukünftigen Einsatz von Miscanthus in 
der Energiebereitstellung gesprochen. 
In Europa ist Miscanthus als Nachwachsender Rohstoff seit Ende der 80er Jahre bekannt. Das 
Chinaschilf ist eine C4-Pflanze, mit enormem Biomasse-Wachstum auf den geeigneten Stand-
orten. Die Ansprüche von Miscanthus an Standort, Boden und Klima lassen sich wie folgt 
zusammenfassen: 

- der Boden muss eine ausreichende Wasserversorgung gewährleisten 
- Staunässe verträgt die Pflanze nicht  
- Miscanthus hat einen hohen Wärmeanspruch (Wärmesumme 2.300 bis 2.500 °C)  

daher kann eine Anlehnung der Miscanthuserträge an die Silomais-Erträge erfolgen 
- maximale Höhenlage bei 700m 
(HEMME-SEIFERT 2003). 

Heute findet Miscanthus in Deutschland vor allem in der stofflichen Nutzung Verwendung. In 
England und Polen dient es der Co-Verbrennung in Kraftwerken, wird also thermisch genutzt. 
Das KTBL 2005A nennt folgende Vorteile des Anbaus von Miscanthus: 

- Low-Input-Verfahren 
- sehr hohe Erträge 
- kostengünstig bei Großflächenanbau 
- Rückzugsfläche für Niederwild. 

Zurzeit kann Miscanthus allerdings nicht uneingeschränkt für den Praxisanbau empfohlen 
werden (KTBL 2005A). 
Der Fernsehjournalist Franz Alt und der Ingenieur Dr. Ständer haben Miscanthus sehr schnell 
in die Öffentlichkeit gebracht, nicht zuletzt auch durch das 1992 erschiene Buch „Schilfgras 
statt Atom: Neue Energie für eine friedliche Welt“. Aus Sicht mancher Forscher und Praktiker 
erfolgte dies rückblickend viel zu schnell, denn grundlegende pflanzenbauliche Fragen (Ver-
mehrung, Pflanzentermine, Pflanzdichte, Überwinterungsverhalten) waren nicht beantwortet. 
Die in den Folgejahren irrtümlich als „Auswinterung“ bezeichneten, teilweise massiven Aus-
fälle im ersten Jahr nach dem Pflanzjahr, brachte dem Wundergras dann schnell ein Negativ-
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image ein, das bis heute besteht. Erst nach Jahren wurde festgestellt, dass neben einer optima-
len Pflanzqualität die rechtzeitige Abreife der Bestände im Herbst des Pflanzjahres entschei-
dend für einen guten Wiederaustrieb im folgenden Frühjahr ist (PUDE 2004). 
Heute ist das Wissen um Miscanthus gewachsen, die Anbaumethoden haben sich enorm ver-
bessert und weitere Züchtungserfolge sind zu vermelden (PUDE 2003), aber die Vorbehalte 
aufgrund der Negativerfahrungen gegen das C4-Gras haben sich gehalten.  
 
Konkurrenzfähigkeit von Miscanthus 
Aus einer Diplomarbeit am Institut für Gartenbauwissenschaften der Universität ist eine grobe 
Kosten-Kalkulation für die Gesamtproduktionskosten von Miscanthus bei verschiedenen Er-
trägen entstanden (LJUBOS 2004). Bei einem Ertrag von 17,5t TM/ha ergeben sich Gesamt-
kosten von 48€/t TM frei Feld, wobei sich der Kauf von Rhizomen aus pflanzenbaulichen 
Gründen als vorteilhaft erwiesen hat. Als Erntetechnik ist ein handelsüblicher Maishäcksler 
angenommen worden. Bei einem Ertrag von 20t TM/ha reduzieren sich die Gesamtkosten auf 
42€/t TM frei Feld. Damit ergibt sich auf den ersten Blick bei einem Erlös von 60€/t TM eine 
Möglichkeit, einen ausreichenden Deckungsbeitrag zu erreichen. Allerdings müssen noch die 
Transportkosten vom Feld zum Abnehmer (Hof der Anlage) berechnet werden. Miscanthus 
als Häckselgut stellt die transportunwürdigste Biomasse dar (siehe Abbildung 33). Unter An-
nahme höherer Transportkosten als beim Pappelhackgut (13€/t atro bei 10 km und 23€/t atro 
bei 20 km) verpufft der positive Deckungsbeitrag von Miscanthus durch die Transportkosten 
quasi auf der Straße. Somit würde sich nur ein Anbau von Miscanthus unmittelbar an der 
Verwertungsanlage rechnen. Oder durch eine stoffliche Nutzung können Erzeugerpreise von 
über 100€/t TM erlöst werden, womit sich der lukrative Anbaukreis wesentlich erweitert.  
 
Gesamtfazit: Anbau von Zellulosehaltige Biomasse und Strohnutzung 
Für die großen BioSynFuel-Anlagen muss recht billige Biomasse zur Verfügung stehen.  
Durch die energiepolitische Förderung der Biokraftstoffe und des Biogases ergeben sich hohe 
Opportunitätskosten der zellulosehaltigen Biomasse gegenüber den anderen Energiepflanzen 
auf der Stilllegungsfläche. Da NRW auch auf den Basisflächen hohe Opportunitätskos-
ten/Verdrängungskosten hat ist ein Anbau der Schnellwachsenden Baumarten oder Mis-
canthus zur energischen Nutzung fast unmöglich.  
Auch wäre bei einem ökonomischen Anreiz der Anbau der mehrjährigen Kulturen mit Festle-
gung der Fläche und des Kapitals eher schwierig. Ackerbauern, die es gewohnt sind, von Jahr 
zu Jahr zu denken, können sich nur schwer mit einer langfristigen Festlegung ihrer Flächen 
anfreunden. Zudem ist das Problem des Transportes der Biomasse zu den zentralen Anlagen 
noch nicht gelöst und würde sich bei einem Anbau auf den Grenzertragsstandorten noch ver-
schärfen. Das ATB 2004 gibt an, dass über 70% der Verfahrenskosten der Schnellwachsenden 
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Baumarten durch die Ernte-, Transport- und Lagerkosten beeinflusst werden. Zwar ist die 
Erntetechnik bei Miscanthus sehr einfach, die Transportunwürdigkeit des Häckselgutes 
schlägt dafür allerdings besonders stark zu Buche. Hier besteht erheblicher Forschungsbedarf. 
Zudem stellt sich die allgemeine Frage, ob die cellulosehaltigen Biomassen nicht besser in der 
thermischen Verwertung (z.B. Co-Verbrennung oder Verbrennung in dezentralen Heizungs-
anlagen) eingesetzt werden sollten, wo wesentlich höhere Wirkungsgrade erreicht werden. 
Ebenso scheint ein Einsatz in der stofflichen Nutzung, wo Miscanthus wesentlich höhere Er-
löse erzielen kann, sinnvoll. 
Auch eine Strohnutzung in großen Mengen scheint in NRW recht schwierig, da das Stroh 
bereits heute vielfältig genutzt wird. Zudem wird zunehmend über die Möglichkeit der Stroh-
pelletierung und der direkten thermischen Verwertung (Co-Verbrennung) nachgedacht.  
 
Wenn Energiepflanzenanbau für BTL-Anlagen: dann Miscanthus 
Miscanthus (bis 21t TM/ha) hat im Vergleich zu den Schnellwachsenden Baumarten (bis 11t 
TM/ha) die höheren Hektarerträge und auch die besseren Deckungsbeiträge. Weitere Vorteile 
zeigen sich beim Pflanzenschutz, der Erntetechnik sowie der Lagerfähigkeit (18% Feuchte im 
Vergleich zu 50% bei den Schnellwachsenden Baumarten). Allerdings kämpft Miscanthus mit 
einem schlechten Image und ist deshalb schwer in der Landwirtschaft zu etablieren.  

3.2.4.4 Energie-Mais 

Im Zuge des Biogas-Booms erlebt der Maisanbau in Deutschland nach der Ausdehnung des 
Maisanbaus für die tierische Veredelung eine weitere Ausbreitungswelle. Energiemais weist 
mit deutlichem Abstand die besten Bereitstellungskosten auf (KEYMER 2005). Zudem lässt 
sich der Mais relativ problemlos in viele Fruchtfolge integrieren (vgl. Kapitel 3.2.3.2). Silo-
mais lässt sich aufgrund von Bodenstrukturverschlechterungen und Entwicklung spezifischer 
Unkrautfluren auf Dauer nur bedingt in Monokulturen anbauen. Die Fruchtfolgegrenzen lie-
gen auf sandigen Böden bei etwa 66%, auf mittleren Böden bei 50% und auf schweren struk-
turempfindlichen Lehm- und Tonböden bei etwa 33%. Besondere Gefahren drohen gerade in 
Regionen mit hohen Maisanteilen in der Fruchtfolge, wenn in den nächsten zehn Jahren der 
amerikanische Maiswurzelbohrer Einzug hält. Konflikte mit den Fruchtfolgegrenzen aus 
Cross Compliance lassen sich meist mit Hilfe von Humusbilanzen oder Untersuchungen des 
Humusgehaltes vermeiden (LWK NRW 2006). 
Zudem werden enorme Ertragssteigerungen durch die Pflanzenzucht, wenn man nicht mehr in 
den Züchtungskategorien der Körner- und Silomaisnutzung denkt, sondern sich von deren 
Restriktionen frei macht und neue Wege in der Maiszüchtung beschreitet, erwartet. Über neue 
züchterische Ansätze wird es möglich sein, innerhalb kurzer Zeit die Gesamttrockenmasse-
leistung bei Mais von heute etwa 150 bis 180 dt/ha auf ca. 300 dt/ha anzuheben, was einer 
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Methanleistung von 10.000 m3/ha entspricht (LWK NRW 2006). Die KWS Saat AG versucht 
durch das Zusammenführen von italienischem, ungarischem, deutschem und exotischem 
Zuchtmaterial die Vorteile der jeweiligen Materialgruppen zu nutzen: „Das italienische 
Zuchtmaterial hat unter warmen Bedingungen das höchste Leistungspotenzial der Welt. Wird 
es jedoch unter den kühlen Anbaubedingungen Deutschlands angebaut, kann es aufgrund der 
geringen Kältetoleranz sein Ertragspotenzial nicht realisieren. Das deutsche Zuchtmaterial 
verfügt über eine exzellente Kältetoleranz. Integriert man nun die Kältetoleranz des deutschen 
Zuchtmaterials in das italienische Zuchtmaterial, dann kann dieses sein enormes Leistungspo-
tenzial auch unter deutschen Klimabedingungen realisieren. Exotisches Zuchtmaterial aus 
Peru und Mexiko verfügt über Kurztagsgene, die das vegetative Wachstum enorm stimulieren 
können. Kreuzt man diese Materialgruppen zusätzlich in das deutsche oder das italienische 
Zuchtmaterial ein, dann wird das vegetative Wachstum noch einmal zusätzlich verlängert und 
damit das Ertragspotential noch weiter gesteigert. Zuchtmaterial aus deutschen Low-Input-
Zucht-Programmen und Zuchtmaterial aus Ungarn verfügen über eine exzellente Trocken-
stresstoleranz. Die Integration solchen Zuchtmaterials in die Energiemaishybriden stabilisiert 
ihre hohen Energieerträge auch bei Wasserknappheit“ (SCHMIDT 2005). 
Karte 21 gibt einen Überblick über durchschnittliche Silomais-Erträge der Jahre 1999 bis 
2003. Diese können als Anhaltspunkte für die Entwicklung des Energiemaises in den Agrar-
landschaften dienen. 
Wärme (ablesbar in der Anzahl der Vegetationstage, siehe Anhang 4) und Wasser sind die 
wichtigsten ertragsbegrenzenden Faktoren des Silo- und damit auch des Energiemaisanbaus. 
„Auf Sandböden ohne Grundwasseranschluss muss man unter den klimatischen Bedingungen 
des Münsterlandes froh sein, wenn im Schnitt der Jahre 50 t/ha Frischmasse oder 14 t/ha Tro-
ckenmasse geerntet werden. Die letzten zehn auch auf Sandböden sehr guten Maisjahre kön-
nen nicht ungeschehen machen, dass der Mais in den 80er Jahren bis 1995 praktisch jedes 
zweite Jahr durch Trockenheit massiv geschädigt wurde. Solche Perioden werden sich wie-
derholen“ (LWK NRW 2006). 
Dabei ist zu berücksichtigen, dass bisher nur die Milchbauern, die Bullen- und Schweine-
mäster Maisanbauerfahrungen haben und dementsprechenden in den reinen Ackerbaugebieten 
das Know-How des Mais-Anbaus bisher noch nicht vorhanden ist, so dass die Erträge in die-
sen Regionen unterschätzt werden. Die Ackerbauspezialisten werden sich das nötigte Know-
How aber sehr rasch aneignen, und so werden auch die Energiemais-Erträge z.B. im Rhein-
land stark ansteigen. Außerdem kann auf den guten Böden des Rheinlandes das Ertragspoten-
zial spätreifer Silomaissorten genutzt werden, so das 70 t/ha Frischmasse mit 20 t/ha Tro-
ckenmasse erreicht werden können (LWK NRW 2006). 
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Karte 21: Regionale Silomais-Erträge als Richtwert für die Energiemais-Erträge 
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3.2.4.5 Zweikultur-Nutzungssystem  

Nicht nur nach ökonomischen, sondern auch nach ökologischen Kriterien muss die Biomasse 
auf dem Acker produziert werden. Hier bietet der Energiepflanzenanbau nach dem Zweikul-
tur-Nutzungssystem eine große Chance einer Entlastung der bewirtschafteten Ökosysteme 
durch die Erreichung der folgenden Aspekte: 

- Erzielung hoher Flächenerträge mit geringem Energieaufwand (  hoher Nettoener-
gieertrag) 

- Schutz bzw. Erhöhung der Artenvielfalt 
- Erhaltung genetischer Ressourcen 
- Verhinderung von Bodenerosion 
- Vermeidung von Nährstoff- und Pestizideinträge ins Grundwasser 
- Nahezu geschlossene Nährstoffkreisläufe 
- Verzicht auf Fungizide und Insektizide 
- Extrem reduzierter Herbizidaufwand 
- Bereitstellung brenntechnisch hochwertiger Brennstoffe (SCHEFFER 2005). 

Das Anbausystem beruht auf der Ernte von möglichst zwei Kulturen pro Jahr, um die jährli-
chen Erträge an Trockenmasse zu erhöhen (siehe Abbildung 41).  

 

Abbildung 41: Verlauf der Trockenmasseentwicklung (Quelle: SCHEFFER 2006) 

Die Zweifachnutzung wird möglich, da die Ausreife der Erstkulturen nicht abgewartet wird 
und damit die Vegetationszeit für eine zweite Kultur gewonnen wird. Die Zweitkultur kann 
auf erosionsgefährdeten Standorten ohne Bodenbearbeitung gesät werden, um einen optima-
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len Bodenschutz zu erreichen. Beispiele für die überwinternden Kulturen sind die heimischen 
Getreidearten sowie Raps und Rübsen, Futterpflanzen und Stickstoff bindende Winterlegumi-
nosen (siehe Tabelle 14).  

Tabelle 14: Mögliche Erst- und Zweitkulturen für den Energiepflanzenanbau (Quelle: SCHEFFER 2003) 

Erstkultur Zweitkultur 

Weizen 
Roggen 
Triticale 
Winterhafer 
Raps 
Rübsen 
Weidelgras u.a. 
Wintererbsen 
Inkarnatklee 
Winterwicken 

Mais 
Sonnenblumen 
Zuckerhirse 
Sudangras 
Hanf 
Senf 
Phacelia 
Ölrettich 
Wicken 
Erbsen 

 
Als Folgefrucht können dann die hochproduktiven Pflanzen wie Mais, Sonnenblumen, Hanf, 
Ölrettich oder Gräser verwendet werden (SCHEFFER 2005). Da die Reifetermine nicht abge-
wartet werden müssen, kann fast jede Form von  Sorten- und Artenmischungen gewählt wer-
den. An die Pflanzenarten werden keine besonderen Qualitätsansprüche gestellt, so dass sich 
das Spektrum der nutzbaren Herkünfte bis hin zu fast vergessenen alten Sorten mit hohem 
Massewachstum erweitert. Die Anwendung von Fungiziden und Insektiziden verringert sich, 
weil bei früher Ernte Schaderreger wenig Ertragsverlust hervorrufen (SCHEFFER 2005). Um 
diese Anbauverfahren zu realisieren, muss die Biomasse feucht geerntet und feucht siliert 
werden. 
 
In der landwirtschaftlichen Praxis wird bereits Zwischenfruchtanbau zur Futternutzung oder 
zur Gründüngung betrieben. Zudem deckt er eine Vielzahl von ökologischen Funktionen ab, 
so: Erosionsschutz, Wasserschutz, Humusaufbau, biologische Unkrautregulierung und Schäd-
lingsbekämpfung (LANDWIRTSCHAFTSKAMMER RHEINLAND 2002).  
Mit der Frage, ob und wo ein Anbau von Grünroggen vor dem Säen des Energiemaises loh-
nenswert ist, beschäftigt sich die LWK NRW 2006 
(http://www.landwirtschaftskammer.de/fachangebot/technik/biogas/veroeffentlichungen/ener
giemais.htm): „Der Anbau von Grünroggen vor Silomais bietet Chancen, aber auch noch 
mehr Risiken. Auf der Grünroggenfläche können schon im Februar sinnvoll Gärsubstrate aus-
gebracht werden. Das entspannt die Lagerraumsituation. Bei der Ernte Ende April, kurz vor 
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dem Ährenschieben, kann der frei gewordene Silomaislagerraum preiswert genutzt werden. 
Grünroggensilage ergänzt das Nahrungsangebot und kann zur Stabilisierung des Gärprozesses 
beitragen. Leidet allerdings der Maisertrag unter dem vorausgegangenen Grünroggenanbau, 
wird die Rentabilität des Winterzwischenfruchtanbaus schnell in Frage gestellt. Der Maiser-
trag kann aufgrund schlechter Saatbettbedingungen und durch Saatzeitverzögerungen leiden. 
Auf allen mittleren und schweren Böden besteht das Risiko, dass durch den Raddruck bei der 
Grünroggenernte Bodenstrukturschäden entstehen oder dass bei Trockenheit und hartem Bo-
den ein zu grobes Saatbett die Maiskeimung behindert. Nur Sandböden mit einem Einzel-
korngefüge liefern nach der Grünroggenernte und anschließender Pflugfurche oder tiefem 
Grubbern eine relativ hohe Gewähr für einen guten Feldaufgang und eine zügige Jugendent-
wicklung der Maispflanzen. Das Hauptproblem des Grünroggenanbaus besteht in der drohen-
den Aussaatverzögerung für den nachfolgenden Mais. Spätreife, ertragreiche Energiemaissor-
ten können ihr Ertragspotenzial nur dann ausschöpfen, wenn sie relativ früh gesät werden.“ 
Zusammenfassend kann ein erfolgreicher Zweifruchtanbau nur dort praktiziert werden, wo 
(LÜTKE ENTRUP UND OEHMICHEN 2000): 

- die Bodenverhältnisse jederzeit eine Bodenbearbeitung und Saatbettherrichtung er-
möglichen. Schwer zu bearbeitende Böden (Böden mit einem hohen Tongehalt) schei-
den deshalb aus (siehe Karte 23). 

- die Bodenwasservorräte oder Niederschläge ausreichend gesichert sind. Auf Sandbö-
den ist deshalb mit einem Zweifruchtfutterbau ein erhebliches Risiko verbunden (siehe 
Karte 22; wo die ausreichende Niederschlagsmenge auf 800mm festgelegt wurde). 

Es zeigt sich, dass insbesondere das Bergische Land, das südliche Münsterland und das Em-
scherland optimale Bedingungen für die Biogas-Produktion mit Zweikulturnutzung bieten: 
Auf der einen Seite ist Rindvieh und damit Rindergülle vorhanden und auf der anderen Seite 
sind ausreichende gute Ackerböden und genügend Niederschläge für eine Zweikultur-
Nutzung vorhanden. Mit den technischen Innovationen in Richtung „Biogas ohne Gülle“ 
werden weitere Ackerbauregionen mit guter Wassserversorgung sehr interessant. 
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Karte 22: Grobe Abschätzung der Zwei-Kulturnutzung in NRW 
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Karte 23: Tongehalt der Ackerböden 
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Kombination von Biogas und BTL-Ansatz? 
Der von SCHEFFER 2006 vorgestellte Ansatz bietet die Möglichkeit der sinnvollen Nutzung 
der Abwärme und der Bereitstellung von Pellets für die Verbrennung oder für die Vergasung 
und damit als Inputbiomasse für die BTL-Produktion (Abbildung 42). 

 

Abbildung 42: Herstellung von „sauberem“ Brennstoff für die dezentrale Verbrennung, Vergasung oder 
zentrale Kraftstoffproduktion (BTL) (Quelle: SCHEFFER 2006) 

Hierzu wird in einem ersten Schritt die Silage mechanisch über eine Presse entwässert. Der 
Presssaft, der einen Großteil der Nährstoffe enthält, wird dann über eine Biogas-Anlage fer-
mentiert. Aufgrund des geringen TS-Gehaltes verringert sich die Verweildauer des Gärsub-
strates und spart damit Kosten ein. Mit der Entwässerung ist eine erhebliche qualitative Auf-
wertung des Pressgutes verbunden, denn mit dem Presssaft werden dem Brennstoff auch die 
in ihm gelösten Mineralstoffe entzogen. Abbildung 42 zeigt die Konzentration der Nährstoffe 
in der Silage (blau) und den gepressten Brennstoff (rot). 
Der anfallende Presskuchen kann mit Hilfe der Abwärme aus dem BHKW der Biogas-Anlage 
getrocknet werden (somit wäre eine Nutzung des KWK-Bonus möglich). Der anfallende 
Brennstoff kann dann weiter zu Pellets verarbeitet werden oder in den Verkauf als Inputbio-
masse in eine zentrale Vergasungsanlage gelangen. Somit könnte ein Großteil der Abwärme 
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genutzt werden. Zudem würde ein Großteil der Wertschöpfung dezentral und damit im Länd-
lichen Raum erfolgen (SCHEFFER 2006). 

3.2.4.6 Relative Vorzüglichkeiten von Nachwachsenden Rohstoffen im Rheinland 

Relative Vorzüglichkeit der Energiepflanzen 
Um die genauere (absolute) Ausgestaltung des Deckungsbeitrages wird immer wieder gestrit-
ten. An dieser Stelle soll keine genaue Berechung des Deckungsbeitrages der Energiepflanzen 
vorgenommen werden, sondern es soll exemplarisch für das Rheinland die relative Vorzüg-
lichkeit der Energiepflanzen auf Stilllegungs- und Basisflächen dargestellt werden. 
Die Anbauentscheidung der Pflanzen wird von der ökonomischen Vorteilhaftigkeit der Ver-
fahren bestimmt. Auch den Vorfruchtwert und die Einhaltung von Fruchtfolgen kann man 
letztlich in ökonomische Zahlen überführen.  
 
Energiepflanzenanbau auf Stilllegungsflächen 
Die ökonomische Gegenüberstellung der einzelnen Möglichkeiten der Nutzung der Stillle-
gungsflächen ist in Tabelle 15 dargestellt. Alle Betrachtungen berücksichtigen nicht die Flä-
chenprämien, da diese zukünftig keinen Einfluss auf die relative Vorzüglichkeit der einzelnen 
Verfahren haben wird. 

Tabelle 15: Deckungsbeiträge auf Stilllegungsflächen im Rheinland (überarbeitet nach Bielefeld 2005 und 
LZ 2005) 

 Stilllegung Energieweizen Silomais Energiemais 
 

Non-Food-Raps 
 

Ertrag  
dt/ha 

 
 

 
85 

 
500 

 
700 

 
40 

Erzeugerpreis 
 €/dt 

 
 

 
8(9) 

 
2,1 

 
2 

 
21 

Markterlös 
 €/ha 

 
 

 
680 

 
1050 

 
1400 

 
840 

Variable Kosten 
€/ha 

 
150 

 
445 

 
770 

 
940 

 
450 

 
Deckungsbeitrag 
€/ha 

 
-150 

 
235(320) 

 
280 

 
460 

 
390 

Vorfruchtwert des Rapses für Weizen (80-120€/ha) nicht berücksichtigen. 

 
Wird die Fläche stillgelegt, fallen variable Kosten von 150€ für die vorgeschriebene Begrü-
nung an. Da keine Erlöse vorhanden sind, ergibt sich ein negativer Deckungsbeitrag. Würde 
Energieweizen für die BioEthanol-Anlage produziert, würde sich bei einem Weizenpreis von 
8€/dt ein Deckungsbeitrag von 235€ ergeben. Momentan wird im Rheinland eine große Men-
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ge an Energieweizen auf Stilllegungsflächen produziert, die dann per Papier zu den BioEtha-
nol-Anlagen im Osten (v.a. Zeitz) gelangt. Eine Nutzung der Stilllegungsflächen zum Anbau 
von Energiemais für Biogasanlagen zeigt eine bessere Vorzüglichkeit (vor allem, wenn die 
neuen Energiemaissorten angebaut werden).  
Das heißt, es müsste sich langfristig ein Energieweizenpreis von über 10€ ergeben, damit die 
Energieweizenproduktion konkurrenzfähig bleibt. Allerdings bietet die Weizenproduktion 
einige Vorteile. Dadurch dass die Weizenproduktion als Standardproduktion angesehen wer-
den kann, sind die maschinellen und betrieblichen Ausstattungen auf den Betrieben vorhan-
den. Die Fruchtfolgen sind abgestimmt und das entsprechende Know-How (Sortenwahl und 
Saat, Anbau, Ernte und Logistik) ist vorhanden, während dieses bei Energiemais erst gelernt 
werden muss. Der Raps zeigt ebenfalls einen guten Deckungsbeitrag (vor allem, wenn man 
den Vorfruchtwert von 100€ mit einbezieht und die gestiegenen Rapspreise berücksichtigt). 
Allerdings bleibt hier der Zuckerrübenanteil im Betrieb ein limitierender Faktor. 
 
Energiepflanzenanbau auf Basisflächen 
Es bleibt zu beachten, dass der Weizen die Standardproduktion im Rheinland ist. Sie stellt bei 
den Betrachtungen auf den Basisflächen, also den nicht stillgelegten Flächen, die Vergleichs-
grundlage dar (vgl. Tabelle 16). 

Tabelle 16: Deckungsbeiträge der Nachwachsenden Rohstoffe auf den Basisflächen (überarbeitet nach 
Bielefeld 2005 und LZ 2005) 

 Weizen Energieweizen Silomais Energiemais 
 

Raps Non-Food-Raps 
 

Ertrag  
dt/ha 

 
85 

 
85 

 
500 

 
700 

 
40 

 
40 

Erzeugerpreis 
 €/dt 

 
10.5 

 
10 

 
2,1 

 
2 

 
22 

 
21 

Markterlös 
 €/ha 

 
829.5 

 
850 

 
1050 

 
1400 

 
880 

 
840 

Variable Kosten 
€/ha 

 
445 

 
445 

 
770 

 
940 

 
450 

 
450 

Energiepflanzen- 
prämie (45€/ha) 

  
45 

 
45 

 
45 

  
45 

Deckungs- 
beitrag €/ha 

 
447.5 

 
450 

 
325 

 
505 

 
430 

 
435 

Vorfruchtwert des Rapses für Weizen (80-120€/ha) nicht berücksichtigen. 
Rapsanbau: Zuckerrübenanteil in der Fruchtfolge beachten. 

 
Bei der Weizenproduktion lässt sich ein Deckungsbeitrag von knapp 450€ realisieren. Wird 
der Weizen als Energieweizen, also im Non-Food-Bereich eingesetzt, dann können zusätzlich 
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die 45€ Energiepflanzenprämie verdient werden. Die Energiepflanzenprämie fängt somit den 
etwas niedrigeren Auszahlungspreis aufgrund der Transaktionskosten für die Abwicklung des 
Energieweizens auf. Auch hier zeigt sich, dass der Leitfrucht Weizen unter gewissen Umstän-
den die relative Vorzüglichkeit gegenüber Mais für Biogas-Anlagen oder Raps für zentrale 
oder dezentrale Ölmühlen verloren gehen kann.  
 
Regionale Weizenverdrängungskosten auf den Basisflächen 
Um einen Anreiz für den Anbau von Nachwachsenden Rohstoffen auf den Basisflächen zu 
haben, muss die schwächste Food-Frucht „verdrängt“ werden. Geht man vereinfachend von 
einem Weizenerzeugerpreis von 10€/dt aus, dann kann der regionale Weizenverdrängungs-
preis aus den regionalen Erträgen (siehe Karte 18) abgeschätzt werden. Geht man wie bei dem 
im Anhang 11 dargestellten Beispiel von einem Weizenertrag von 100dt/ha und einem Erlös 
von 10€/dt aus, dann ergibt sich bei einem Energiemais-Ertrag von 55t/ha einen Äquivalenz-
preis von 18,3€/t für den Energiemais frei Feld. 
Der Weizen ist in den meisten Regionen nicht die schwächste Food-Frucht in der Fruchtfolge, 
aber um einen groben Überblick über die Getreide-Verdrängungspreise in NRW für den Raps 
und den Energiemais für Biogas-Anlagen zu bekommen, dient diese einfache Aufstellung. Es 
zeigt sich aber auch, dass gerade in den ackerbaulichen Gunstgebieten die höchsten Verdrän-
gungskosten entstehen. Aufgrund der festen EEG-Einspeise-Tarife ergibt sich somit auf den 
Ungunstlagen ein größerer Anreiz für den Anbau von Energiepflanzen. 
 

3.2.5 Energiepflanzenanbau im Jahr 2005 

Im Jahr 2005 wurden in NRW fast 90.000 ha Ackerland stillgelegt. Auf einer Fläche von ca. 
32.000 ha wurden auf diesen Stilllegungsflächen Nachwachsende Rohstoffe angebaut. Von 
diesen 32.000 ha wurden knapp 19.000 ha mit Raps angepflanzt, der zum Großteil der Her-
stellung von Pflanzenöl und Biodiesel diente. Karte 40 zeigt, dass sich ein Schwerpunkt des 
Rapsanbaues im Emscherland und den Hellwegbörden sowie im Weserbergland befindet. 
Auf 5.500 ha wurde Ethanolweizen für die Ethanol-Anlage in Zeitz angebaut, wobei sich hier 
der größte Teil im Rheinland befunden haben wird. Auf ca. 6.500 ha wurden Energiepflanzen 
für die Biogas-Produktion angebaut, wovon der Anbau von Mais (Silo, CCM und Körner) mit 
4.800 ha den größten Anteil hatte (Daten: LWK NRW). Die Nutzung der Energiepflanzen-
prämie auf Basisflächen spielte im Jahr 2005 noch eine untergeordnete Rolle.  
Raps 
In NRW wurden im Jahr 2005 insgesamt etwas über 60.000 ha Raps angebaut. Das bedeutet 
ein Plus von 8,1% gegenüber dem Vorjahr (LDS 2005). Eine Konzentration des Rapsanbaus 
ergibt sich in den Ackerbauregionen mit wenigen oder keinen Zuckerrübenanbau-Quoten. 
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Neben den Schwerpunkten in der Soester Börde und dem Weserbergland, ist auch in der Vo-
reifel ein verstärkter Rapsanbau zu finden (siehe Karte 40). 
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Karte 24: Verteilung des Rapsanbaues in Nordrhein-Westfalen
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Davon wurden 19.000 ha auf stillgelegten Flächen angebaut. Würde es die Steuerbefreiung 
der Biokraftstoffe nicht geben (unter Vernachlässigung des Rapsanbaues für Stoffliche Nut-
zung), dann hätte die Fläche mit einem negativem Deckungsbeitrag von 150€ stillgelegt wer-
den müssen. Mit den Absatzmöglichkeiten im Energiesektor durch die Steuerbefreiung der 
Biokraftstoffe bietet sich nun die Möglichkeit des Non-Food-Rapsanbaus mit einem De-
ckungsbeitrag von 390€ (bei optimistischen 40dt/ha Ertrag). Die Differenz von 540€ auf 
19.000 ha kann als positiver Einkommenseffekt von 10,26 Mio. € für die nordrhein-
westfälische Landwirtschaft angesehen werden. Aufgrund der erhöhten Nachfrage nach Spei-
serapsöl, aber vor allem aufgrund der stark gestiegenen Raps-Nachfrage für die Biodieselpro-
duktion kann von einem Anstieg der Erzeugerpreise von 19€ auf 21€ (Stilllegungsflächen) 
und 20€ auf 22€ (Basisflächen) als Auswirkungen der Steuerbefreiung des Biodiesels ausge-
gangen werden. Aus den gestiegenen Rapspreisen von 2€/dt Rapssaat ergeben sich bei einem 
Durchschnittsertrag von 40dt/ha Mehrerlöse für die Erzeuger in Nordrhein-Westfalen in Höhe 
von insgesamt 4,8 Mio. €. Würde man auch noch den positiven Vorfruchtwert des Rapses von 
ca. 100€/ha einrechnen, dann ergäben sich weitere positive Einkommenseffekte von 6 Mio. € 
auf den Rapsflächen der nordrhein-westfälischen Landwirtschaft. Aufgrund der Konzentration 
der Rapsanbaufläche im Emscherland, den Hellweg-Börden und dem Weserbergland hat der 
Ackerbau in diesen Regionen besonders profitiert. 
Aufgrund der weiter steigenden Nachfrage nach Biodiesel kann mit einem weiteren Preisan-
stieg des Rapses von 21 auf 23€ gerechnet werden. Hierdurch würden sich unter Berücksich-
tigung eines leichten Anstieges der Rapsanbaufläche auf 65.000 ha (siehe RAUMIS-
Modellierungen) weitere Einkommenseffekte von 5,2 Mio. € aufgrund der Preissteigerungen 
und 0,5 Mio. € aufgrund des positiven Vorfruchtwertes generiert werden. 
Mittelfristig lässt sich eine weitere Steigerung der Raps-Erzeugerpreise um 2€/dt auf 25€/dt 
mit entsprechenden Auswirkungen auf die Wertschöpfung vermuten, allerdings ist die Ent-
wicklung des Rapspreises spekulativ, obwohl bei dem derzeitigen Ausbau der Biodiesel-
Kapazitäten und weiteren günstigen Steuer-Rahmenbedingungen von Biodiesel und Pflanzen-
öl bis 2009, sowie des Beimischungszwangs ab 2007 diese Erzeugerpreisanstiege als realis-
tisch einzustufen sind. 
Ethanolweizen 
Wie geschildert wurden in 2005 ca. 5.000 ha Ethanolweizen angebaut. Man kann davon aus-
gehen, dass dies vor allem im Rheinland geschehen ist. Zum einen war hier der Stilllegungs-
anteil aufgrund des hohen Zuckerrüben- und Kartoffelanteils bis 2005 relativ niedrig (siehe 
Kapitel 3.1.2.2). Mit der Änderung der Stilllegungsverpflichtung sind größere Anteile an Flä-
chenstilllegung dazu gekommen, so dass sich erstmals „ernsthaft“ Gedanken um die Nutzung 
der Stilllegung gemacht werden musste. Gleichzeitig ermöglicht das Äquivalenzverfahren den 
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Anbau von Ethanolweizen. Der Bau der Ethanolanlage in Zeitz hat die Möglichkeit des Etha-
nolweizenanbaus im Rheinland geschaffen. 
Die ökonomischen Effekte lassen sich vereinfacht abschätzen. Unter der Annahme, dass im 
Jahr 2005 nicht die Möglichkeit des Ethanolweizenanbaues bestanden hätte und es noch keine 
regionalen Annahme-Verträge mit Biogas-Anlagen gegeben hätte, wären die 5.000 ha stillge-
legt worden mit einem negativen Deckungsbeitrag von 150€. Ein verstärkter Rapsanbau ist im 
Rheinland aufgrund der Fruchtfolge-Probleme mit der Zuckerrübe nur bedingt möglich. Mit 
der Anbaumöglichkeit des Ethanolweizens ergibt sich nun ein positiver Deckungsbeitrag (bei 
einem Ethanolweizenpreis von 8,50€) von ca. 280€. Die Differenz von 430€ kann als positi-
ver Einkommenseffekte vor allem der rheinischen Landwirtschaft zugeschrieben werden und 
beläuft sich grob auf 2,1 Mio. €.  
Der Ethanolweizenanbau wird mit zunehmendem Bau von Biogasanlagen abnehmen. Trotz-
dem ist er vor allem für das Rheinland die einfachste Weise, von den neu geschaffenen Ab-
satzkanälen Biokraftstoffe zu profitieren. Zumal sich durch die Ankündigung des Baus von 
weiteren BioEthanol-Anlagen in Deutschland und im benachbarten Ausland die Landwirte 
berechtigte Hoffung auf steigende Weizenpreise machen können. 
 

3.3 Ergebnisse der Modellberechnungen 

In der hier vorliegenden Arbeit wurde vor allem das Verfahren des Energiemaises eingebaut 
und die Erzeugerpreise für Raps nach oben korrigiert. Somit wurde letztlich mit RAUMIS das 
regionale Angebotspotenzial der verschiedenen Energiepflanzen in Agrarlandschaften be-
stimmt. Die relative Vorzüglichkeit der Anbauverfahren ergibt sich aus der Abschätzung der 
Erzeugerpreise aus der Entwicklung der Biokraftstoffe unter den momentanen energiepoliti-
schen Rahmenbedingungen ohne Berücksichtigung der Besteuerung der Biokraftstoffe. 

3.3.1 Arbeitsbericht des RAUMIS-Modell-Einsatzes für den Energiepflanzen-
anbau in NRW 

Dieses Kapitel ist in fast allen Teilen identisch mit dem Arbeitsbericht „Regionaldifferenzier-
te Abschätzung des Anbaupotenzials von Biomasseverfahren für Nordrhein-Westfalen mit 
Hilfe des Regionalisierten Agrar- und Umweltinformationssystems RAUMIS“ von GÖMANN 

UND KREINS 2006. 
Das Ziel der Modellierung ist, das Anbaupotenzial von Energiepflanzen in Nordrhein-
Westfalen mit Hilfe des Regionalisierten Agrar- und Umweltinformationssystems RAUMIS 
abzuschätzen und die Auswirkungen auf Landnutzung, Produktion und Einkommen in der 
Landwirtschaft zu analysieren. Dabei konnten die Daten für Raps aus dem bestehenden Mo-
dell übernommen werden. Neu ist v.a. der Einbau des Energiemais für Biogasanlagen, der 
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eine wesentliche Konkurrenz für den Anbau von Rohstoffen zur Kraftstoffherstellung dar-
stellt. In Kapitel 2.2.7 wurde ein Überblick über das RAUMIS-Modell gegeben.  
Hier soll nun die Vorgehensweise zur Modellierung des Verfahrens „Energiemais“ erläutert 
werden. Die Methodik determiniert weitgehend das simulierte Anpassungsverhalten der 
Landwirtschaft und ist daher von Bedeutung für die Interpretation der Ergebnisse. Die Be-
schreibung weiterer Modifikationen des Modells zur Abbildung der gegenwärtigen EU-
Agrarpolitik (Luxemburger Beschlüsse) erfolgt im Zusammenhang mit der Ableitung einer 
Referenzsituation „Agenda 2000“ für den Szenariovergleich. Die erwartbaren Auswirkungen 
der gegenwärtigen EU-Agrarpolitik werden der Referenzsituation ebenso vergleichend ge-
genüber gestellt, wie die Auswirkungen eines verstärkten Energiemaisanbaus auf die land-
wirtschaftliche Landnutzung, Produktion, Faktoreinsatz und Einkommen. 
 
Implementierung des Verfahrens „Energiemais“ 
Aufgrund der dem Silomaisanbau vergleichbaren Produktionstechnologie (gegenwärtig wer-
den teilweise gleiche Sorten verwendet) wurden zur Spezifizierung des Energiemaisanbauver-
fahrens in RAUMIS die funktionalen Beziehungen zur Bestimmung des Vorleistungseinsat-
zes (z. B. Saatgut, Düngung, Pflanzenschutzmittel, Maschinen, usw.) vom Produktionsverfah-
ren Silomaisanbau übernommen. An der Entwicklung spezifischer Energiemaissorten, die 
entsprechend den Anforderungen der Biogaserzeugung einen hohen Rohmasseertrag erzielen 
sollen, wird derzeit gearbeitet. Zukünftig werden sich Energiemais- von den Silomaissorten 
hinsichtlich ihres Ertragsniveaus unterscheiden. In RAUMIS wurde der Vorleistungseinsatz 
gemäß den funktionalen Beziehungen zum Ertragsniveau angepasst. Die regionale Differen-
zierung der Ertragshöhe erfolgt beim Energiemais entsprechend des Silomaisertrags.  
Im Gegensatz zum Silomais wird Energiemais nicht zur Grundfuttererzeugung angebaut und 
betriebsintern verwendet, sondern als Marktfrucht erzeugt. Daher steht Energiemais in direk-
ter Konkurrenz zu anderen Marktfrüchten wie Getreide, Ölsaaten, Eiweißpflanzen und Kar-
toffeln. Dies ist von Bedeutung für die Modellierung des Anpassungsverhaltens der Landwirt-
schaft bezüglich der Energiemaisfläche, über die in den Basisjahren keine Beobachtungen 
vorliegen. Es wird davon ausgegangen, dass beim Energiemaisanbau ähnliche nicht explizit 
formulierte Produktionsbedingungen (z.B. Fruchtfolge, Standortgüte, etc.) gelten wie beim 
Getreideanbau. Aus diesem Grund wurden im mathematischen Programmierungsmodell für 
das Energiemaisanbauverfahren die nicht linearen Kostenterme (PMP-Terme) des Winterwei-
zenanbaus unterstellt.  
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Abschätzung des Anbaus Nachwachsender Rohstoffe zur Energieerzeugung in Nord-
rhein-Westfalen 
Für die Wirkungsanalyse alternativer agrar- und umweltpolitischer Maßnahmen ist es 
zweckmäßig, ein Referenzszenario als Vergleichssituation zu erstellen. Hierzu wird im Rah-
men der vorliegenden Untersuchung die erwartbare Entwicklung unter den agrarpolitischen 
Rahmenbedingungen der Luxemburger Beschlüsse 2003 verwendet. In diese Referenzsituati-
on ist durch einen ständigen Informationsaustausch zwischen Forschung (z.B. IAP und FAL) 
und Administration (z.B. EU-Kommission und BMELV) umfangreiches Expertenwissen ein-
geflossen. Die räumliche Auflösung entspricht aufgrund der Datengrundlage der Landkreis-
ebene („Regionshöfe“ bzw. Modellregionen). Zur Darstellung der Untersuchungsgebiete wer-
den die 31 Regionshöfe des Landes NRW einbezogen.  
 
Erstellung einer Referenzsituation 
Agrarpolitische Rahmenbedingungen und Erzeugerpreisentwicklungen 
Durch die Luxemburger Beschlüsse, die Zuckermarktreform sowie die novellierte Düngever-
ordnung wurden einige wesentliche agrar- und agrarumweltpolitische Rahmenbedingungen 
modifiziert. Nachstehende Veränderungen werden in der vorliegenden Untersuchung einbe-
zogen: 

- Entkopplung: Direktzahlungen wie Flächenprämien im Ackerbau, Tierprämien (Sonder-
prämie für männliche Rinder, Schlachtprämie für Kälber, Mutterkuhprämie, Schaf- und 
Ziegenprämien) und Milchausgleich werden mit 50 % der Extensivierungszulagen zu-
sammengefasst und in produktionsunabhängige Betriebsinhaberprämienrechte umgewan-
delt. Hinsichtlich der Höhe des einheitlichen Prämienrechtes geht das Ministerium für 
Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz des Landes Nordrhein-
Westfalen von rund 347€/ha LF für NRW im Jahr 2013 aus. Zur Vereinfachung wurde der 
Betrag bereits für das Zieljahr 2010 unterstellt. Zur Gewährung der Flächenprämien ist ei-
ne Produktion weder auf den Acker- noch auf den Grünlandflächen notwendig. Die Flä-
chen sind lediglich in einem agronomisch guten Zustand zu halten. Für Grünlandflächen 
ist ein jährliches Mulchen dieser Flächen ausreichend. Die Mulchkosten werden im Mo-
dell als minimales Verfahren zum Erhalt der Flächenprämien integriert. 

- Reform der Milchmarktordnung: Die Interventionspreise für Butter und Magermilchpul-
ver werden um insgesamt 25 % bzw. 15 % bis 2008 abgesenkt und die Interventionsauf-
käufe bei Butter stufenweise von 70.000 t in 2004 auf 30.000 t in 2008 gekürzt. Die Preis-
senkungen werden mit 35,5 €/t Milchreferenzmenge ab 2006 teilweise kompensiert. Die 
Milchquotenregelung hat auch im Zieljahr Bestand, wobei die Quotenmenge um 1,5 % er-
höht wird. Insgesamt wird bis zum Zieljahr eine Senkung des Auszahlungspreises für 
Milch in Höhe von 15 % unterstellt, so dass der Milchauszahlungspreis ca. 25ct/kg in 
2010 beträgt. 
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- Getreidemarkt: Der EU-Getreidepreis bleibt durch einen Interventionspreis in Höhe von 
101,3 €/t bei hohem Außenschutz gestützt, wobei die monatlichen Zuschläge um 50 % ge-
kürzt werden. Roggen entfällt aus der Interventionsregelung. Mit Ausnahme von Roggen 
wird im Referenzszenario von einer nominal leicht zunehmenden Entwicklung der Erzeu-
gerpreise für Getreide ausgegangen.  

- Eiweißpflanzen: Erbsen, Ackerbohnen, Lupinen erhalten eine zusätzliche Flächenprämie 
in Höhe von 55,57 €/ha, deren Auszahlungen jedoch auf eine Fläche von höchstens 1,6 
Mio. ha in der EU begrenzt sind.  

- CO2-Kredit: Nachwachsende Rohstoffe können weiterhin auf Stilllegungsflächen ange-
baut werden, ohne der Stilllegungspflicht zu widersprechen. Um den Anbau von Energie-
pflanzen zusätzlich auf Nicht-Stilllegungsflächen zu fördern, wird eine Beihilfe von 45 
€/ha für Energiepflanzen auf Nicht-Stilllegungsflächen vorgesehen, die EU-weit auf 1,5 
Mio. ha Höchstfläche begrenzt ist. Die Beihilfe wird nur für Flächen gewährt, deren Er-
zeugung Gegenstand eines Anbauvertrags zwischen Landwirt und Verarbeitungsindustrie 
ist, es sei denn, der Landwirt nimmt selbst die Verarbeitung im eigenen Betrieb vor. 

- Flächenstilllegungen: Die unter den Bedingungen der Agenda 2000 obligatorische Flä-
chenstilllegung für den Anbau von „Grandes Cultures“ wurde mit den Luxemburger Be-
schlüssen flexibilisiert. Die Stilllegung muss nicht im jeweiligen Betrieb erfolgen, sondern 
kann von anderen Betrieben übernommen werden. Ab 2006 ist der Handel von Stillle-
gungsverpflichtung innerhalb eines Bundeslandes zulässig. Die Bemessungsgrundlage für 
die Flächenstilllegung wurde auf die gesamte Ackerfläche ausgedehnt und ein einheitli-
cher Stilllegungssatz festgelegt. Dieser beträgt in NRW 8,05 % der gesamten Ackerfläche. 
Zahlungsansprüche für Flächenstilllegung können durch Flächen mit dem Status „Acker-
land“ aktiviert werden. Die Kleinerzeugerregelung wurde nicht berücksichtigt. 

- Zuckermarkt: Die Zuckermarktordnung wird bis 2014/2015 verlängert. Die Zuckerpreise 
(Weißzucker) bis 2009/10 um insgesamt 36 % gesenkt von 631,90 €/t auf 404,40 €/t. Die 
Rübenmindestpreise werden um insgesamt 39,7 % gesenkt und betragen 2009/10 voraus-
sichtlich 26,30 €/t. Die Einkommensverluste der Rübenbauern werden als entkoppelte 
Zahlung in Höhe von 64,2 % der Umsatzverluste im Jahr 2009/10 ausgeglichen. Die Aus-
gleichszahlung wird in die Systematik der GAP-Reform eingebunden. Es wird angenom-
men, dass der Erzeugerpreis für Zuckerrüben um 25 % zurückgeht und die Zuckerrüben-
quote um 13 % bis zum Zieljahr gekürzt wird. 
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Regionale Verlagerungen der Stilllegungsflächen durch die Veränderung der Stilllegungs-
regelung 
Die Handelbarkeit der Stilllegung ab 2006 kann zu Wanderungen von Stilllegungsflächen auf 
schlechtere Standorte führen. Da dieser Effekt möglicherweise zu einer deutlichen Verände-
rung der landwirtschaftlichen Flächennutzung in der Referenzsituation 2010 gegenüber der 
gegenwärtigen Situation führt, wird ein Handelsmodul in RAUMIS integriert. Darüber hinaus 
erfolgt die Optimierung der Regionen nicht wie üblich einzeln, sondern simultan, so dass ein 
Austausch zwischen den Regionen abgebildet werden kann. Diese Austausch- bzw. Transfer-
aktivitäten sind mit negativen entfernungsabhängigen Zielbeiträgen versehen, die die Trans-
aktionskosten des Flächenstilllegungshandels widerspiegeln. 
Durch den Handel wird der Umfang der Flächenstilllegung um rund 13.000 ha auf ca. 78.000 
ha verringert, was auf eine Reduktion der freiwilligen Flächenstilllegung zurückzuführen ist. 
Regionen, die freiwillig stillgelegt haben, übernehmen die Stilllegungsverpflichtung der güns-
tigeren Standorte, auf denen vor allem der Anbau von Getreide (+11.000 ha), Ölsaaten und 
Hülsenfrüchten ausgedehnt wird. Dadurch erhöht sich das Einkommen in der Landwirtschaft 
(gemessen an der Nettowertschöpfung zu Faktorkosten) um rund 5 Mio. €. 
In Karte 25 sind die Auswirkungen der Handelbarkeit von Flächenstilllegungsverpflichtungen 
für NRW dargestellt. Regional lässt sich eine starke Reduktion der Flächenstilllegung an den 
Gunststandorten wie beispielsweise der Köln-Aachener Bucht und der Soester Börde feststel-
len, während sie an den Ungunststandorten ausgedehnt wird.  
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Karte 25: Regionale Veränderungen der Flächenstilllegung bei Einführung der Handelbarkeit gegenüber 

der Agenda 2000 (für das Zieljahr 2010) (Quelle: GÖMANN UND KREINS 2006) 

In einem zweiten Schritt werden die Auswirkungen des in den Luxemburger Beschlüssen 
vorgesehenen einheitlichen Flächenstilllegungssatzes von 8,05% der Ackerfläche für NRW 
sowie die Einhaltung der Anforderungen der Düngeverordnung modelliert. Diese Maßnahmen 
würden den Modellrechnungen zufolge wieder zu einem Anstieg der Flächenstilllegung auf 
ein Niveau, wie es unter den Bedingungen der Agenda 2000 prognostiziert wurde, führen.  
Die regionale Verteilung der Flächenstilllegung bei Handelbarkeit ist im Wesentlichen durch 
die regionale Standortgüte und Viehbesatzdichte bestimmt. Die Novellierung der Düngever-
ordnung untersagt u.a. eine Anrechnung der Ausbringungsverluste von Wirtschaftsdünger. 
Dies verschärft in viehstarken Regionen, wie beispielsweise im Kreis Borken (vgl. Karte 26), 
die Flächennachweisproblematik im Hinblick auf die Wirtschaftsdüngerausbringung und re-
duziert die Möglichkeiten der Flächenstilllegung.  
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Karte 26: Regionale Veränderungen der Flächenstilllegung bei einem einheitlichen Stilllegungssatz und 

Einhaltung der Düngeverordnung (für das Zieljahr 2010) (Quelle: GÖMANN UND KREINS 2006) 

Struktur der landwirtschaftlichen Landnutzung in der Referenzsituation 
Zur Abschätzung des Anbaupotenzials von Biomasse für eine energetische Nutzung ist ein 
Überblick über die landwirtschaftliche Flächennutzung in der Referenzsituation hilfreich. 
Grundvoraussetzung für den Energiemaisanbau ist das Vorhandensein von Ackerfläche (AF).  
Regionen mit Anteilen der AF von mehr als drei Vierteln an der landwirtschaftlich genutzten 
Fläche (LF) befinden sich im Norden NRW´s, bspw. im Münsterland, in der Soester und 
Warburger Börde sowie in der Köln-Aachener Bucht (vgl. Karte 27). 
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Karte 27: Regionale Ackerflächenanteile an der landwirtschaftlich genutzten Fläche in Nordrhein-

Westfalen in der Referenzsituation (für das Zieljahr 2010) (Quelle: GÖMANN UND KREINS 2006) 

Das Ackerland wir dabei unterschiedlich genutzt. Mehr als zwei Drittel der AF werden in den 
Regionen Unna, Coesfeld, Warendorf (vgl. Karte 28) mit Getreide bestellt. Vergleichsweise 
geringe Getreideanbauflächenanteile weisen die niederrheinischen Regionen Kleve und Vier-
sen auf, die durch einen hohen Mais- bzw. Hackfruchtanbau gekennzeichnet sind. 
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Karte 28: Regionale Getreideflächenanteile an der Ackerfläche in Nordrhein-Westfalen in der Referenzsi-

tuation 2010 (Quelle: GÖMANN UND KREINS 2006) 

Traditionelle Rapsanbauregionen mit Anbauanteilen von bis zu 20 % der AF sind die Soester 
und Warburger Börde sowie Minden Lübbecke (vgl. Karte 29).  



176 

 

 

kleiner als

bis unter

bis unter

bis unter

Größer als

3

3 6

6 9

9 12

12

in %

Anteil der Ölsaatenfläche an 
der AF (Referenz 2010)

RAUMIS  02/2006

P. Kreins, H. Gömann

0 33 66 100
km

kleiner als

bis unter

bis unter

bis unter

Größer als

3

3 6

6 9

9 12

12

in %

kleiner als

bis unter

bis unter

bis unter

Größer als

3

3 6

6 9

9 12

12

kleiner als

bis unter

bis unter

bis unter

Größer als

3

3 6

6 9

9 12

12

in %

Anteil der Ölsaatenfläche an 
der AF (Referenz 2010)

RAUMIS  02/2006

P. Kreins, H. Gömann

0 33 66 100
km

0 33 66 100
km

 
Karte 29: Regionale Ölsaatenflächenanteile an der Ackerfläche in Nordrhein-Westfalen in der Referenzsi-

tuation 2010 (Quelle: GÖMANN UND KREINS 2006) 

Demgegenüber ist das Rheinland ein typisches Hackfruchtanbaugebiet in NRW, in denen 
einige Regionen einen Hackfruchtanteil von bis zu einem Drittel der AF aufweisen. Hierbei 
überwiegt in den Regionen Düren, Bergheim und Heinsberg der Zuckerrübenanbau (vgl. 
Karte 30). Die Auswirkungen der Zuckermarktreform auf die Landwirtschaft lassen sich der-
zeit noch nicht einschätzen, da sie maßgeblich von Anpassungsreaktionen in der Zuckerrü-
benverarbeitungsindustrie abhängen.  
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Karte 30: Regionale Hackfruchtflächenanteile an der Ackerfläche in Nordrhein-Westfalen in der Refe-

renzsituation 2010 (Quelle: GÖMANN UND KREINS 2006) 

Vor dem Hintergrund des Anbaus von Energiemais zur Vergärung in Biogasanlagen sind der 
Umfang und die regionale Verteilung des Maisanbaus in der Referenzsituation von Bedeu-
tung. In NRW wird Mais auf rund 18 % der AF angebaut. Eine regionale Konzentration ergibt 
sich aufgrund der intensiven Viehhaltung im Norden des Landes, wobei der Kreis Borken mit 
rund 45 % der AF den höchsten Maisanbauanteil aufweist (vgl. Karte 31). In diesen Regionen 
ist mit einer erheblichen Nutzungskonkurrenz zwischen dem Anbau von Mais zur Grundfut-
tererzeugung bzw. zur energetischen Verwendung zu rechnen.  
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Karte 31: Regionale Maisflächenanteile an der Ackerfläche in Nordrhein-Westfalen in der Referenzsitua-

tion 2010 (Quelle: GÖMANN UND KREINS 2006)  
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Anbau von Biomassemais zur energetischen Nutzung in Biogasanlagen 
Szenarioannahmen 
Für das Zieljahr 2010 wird – wie bei der Verfahrenspezifizierung in RAUMIS bereits ausge-
führt – ein gegenüber dem Silomais höheres Ertragsniveau beim Energiemais erwartet. Der 
für NRW unterstellte durchschnittliche Energiemaisertrag von 75 t/ha liegt rund 50 % über 
dem des Silomaises. Diese Annahme basiert auf folgenden Aspekten: a) der Energiemaisan-
bau erfolgt nun auch verstärkt auf günstigeren Standorten; in der Regel Ackerbauregionen, 
auf denen höhere Erträge erzielt werden. b) Energiemais wird überwiegend in spezialisierten 
Ackerbaubetrieben angebaut, die aufgrund ihrer Fachkenntnisse überdurchschnittliche Erträge 
erzielen. c) Der züchterische Fortschritt führt zu einer deutlichen Ertragsdifferenzierung zwi-
schen Energie- und Silomais. Während beim Silomais die Inhaltsstoffe (z. B. die Energiedich-
te) im Vordergrund stehen, ist beim Energiemais ein hoher Masseertrag das wichtigste Ziel 
(Züchtung spezieller Energiemais-Sorten mit möglichst hohem Biogas-Ertrag pro ha). Vor der 
Markteinführung spezieller Energiemais-Sorten werden von den Pflanzenzüchtern in den 
Gunstgebieten spätreife Silomais-Sorten mit entsprechend höheren Erträgen zum Tragen 
kommen. Die regionale Differenzierung des Energiemaisertrags erfolgt entsprechend den re-
gionalen Futtermaiserträgen. 
Der Erzeugererlöspreis für Energiemais orientiert sich an den derzeitigen Anlieferungspreisen 
frei Biogasanlage. Simulationen werden für einen Preisfächer von 20 bis 23 €/t (30 % Tro-
ckensubstanz in der Frischmasse) durchgeführt, um möglichen Erlösschwankungen aus der 
Biogaserzeugung Rechnung zu tragen. Dabei wird eine völlig preiselastische Nachfrage un-
terstellt, d.h. Landwirte können zu diesen Preisen beliebig viel Energiemais produzieren. Die-
se Annahme impliziert, dass überall dort, wo Landwirte Energiemais anbauen möchten, Bio-
gasanlagen mit entsprechenden Kapazitäten errichtet werden. Zur Überprüfung der Sensitivi-
tät der Ergebnisse werden zusätzlich Simulationen unter Variation des Erzeugerpreises für 
Raps von ± 20 €/t um den langjährigen Durchschnitt durchgeführt. 
Die Höchstflächen zur Gewährung des CO2-Kredits und der Eiweißpflanzenzahlung werden 
EU-weit nicht überschritten, d.h. die Prämien für die angebauten Flächen in NRW in vollem 
Umfang gewährt werden. Weiterhin bleibt das Grünland-Umbruch-Verbot bestehen, so dass 
die regionalen Anteile des Grünlandes an der LF unverändert bleiben. 
 
Auswirkungen auf die landwirtschaftliche Landnutzung und Einkommen  
Einen Überblick über die Auswirkungen oben genannter Rahmenbedingungen für den Ener-
giemaisanbau auf die landwirtschaftliche Flächennutzung und Einkommen in NRW im Jahr 
2010 gibt Tabelle 17. Die von RAUMIS ermittelten Anbauflächen für Energiemais belaufen 
sich bei Erzeugerpreisen von 20 bis 23 €/t auf rund 135.000 bis 180.000 ha. Davon entfallen 
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55.000 bis 61.000 ha auf Stilllegungsflächen, auf denen der Rapsanbau als nachwachsender 
Rohstoff um bis zu 8 % eingeschränkt wird.  
Darüber hinaus ist der Energiemaisanbau so wettbewerbsfähig, dass andere Kulturen auch auf 
Nichtstilllegungsflächen verdrängt werden, mit den höchsten relativen Einschränkungen beim 
Raps- und Eiweißpflanzenanbau. Die größte absolute Ausdehnung erfolgt jedoch zu Lasten 
der Getreidefläche, die zwischen 65.000 und 95.000 ha reduziert wird. Der Anbau von Mais 
löst in NRW Weizen als Leitkultur ab. Nach den Modellrechnungen werden in der Referenz-
situation in etwa 190.000 ha Körner (CCM)- und Silomais angebaut. Die Maisfläche nimmt 
bei den genannten Rahmenbedingungen für den Energiemais auf 360.000 ha zu. Demgegen-
über steht eine Einschränkung des Weizenanbaus von 268.000 auf 222.000 ha. 

Tabelle 17: Veränderung der landwirtschaftlichen Landnutzung und Einkommen durch einen verstärk-
ten Anbau von Energiemais in Nordrhein-Westfalen gegenüber der Referenzsituation im Jahr 2010 (Quel-

le: GÖMANN UND KREINS 2006) 

Refe-
renz 20 €/t 21,5€/t 23 €/t Raps(-20€/t) Raps(+20€/t)

Nettowertschöpfung Mrd. € 1,4 1,446 1,452 1,460 1,459 1,462
(1) (2) (2) (2) (3)

Getreide 1000 ha 649,1 584,2 569,0 553,6 559,3 548,4
(-10) (-12) (-15) (-14) (-16)

Hülsenfrüchte 1000 ha 4,9 4,1 3,9 3,7 3,8 3,6
(-17) (-20) (-24) (-23) (-26)

Ölsaaten 1000 ha 51,6 43,2 41,3 39,3 31,7 46,7
(-16) (-20) (-24) (-39) (-9)

Nachwachsende Rohstoffe 1000 ha 16,0 15,5 15,2 14,7 13,0 15,6
(Ölsaaten) (-3) (-5) (-8) (-19) (-3)
Kartoffeln 1000 ha 32,4 32,0 31,9 31,9 31,9 31,8

(-1) (-1) (-2) (-2) (-2)
Zuckerrüben 1000 ha 64,8 64,8 64,8 64,8 64,8 64,8

(0) (0) (0) (0) (0)
Stilllegung 1000 ha 87,5 33,0 29,7 26,6 27,6 26,0

(-62) (-66) (-70) (-69) (-70)
Energiemais 1000 ha / 135,0 157,9 180,8 182,7 179,0

Silomais 1000 ha 94,4 92,6 91,9 91,3 91,5 91,1
(-2) (-3) (-3) (-3) (-3)

Sonst. Ackerfutter 1000 ha 32,9 28,3 26,3 25,0 25,4 24,5
(-14) (-20) (-24) (-23) (-25)

Werte in Klammern (  ) sind prozentuale Veränderungen gegenüber der Referenzsituation. 

Energiemais Energiemais (23 €/t)

 
 
Der ermittelte Flächenumfang von Energiemais variiert bei den unterstellten Rapspreis-
schwankungen von ± 20 €/t kaum. Geringfügige Änderungen sind bei Kartoffeln und Zucker-
rüben zu erwarten, deren Wettbewerbsfähigkeit trotz Erzeugerpreiskürzung bei Zuckerrüben 
überdurchschnittlich ist. Eine Kürzung der Zuckerproduktionsquote, durch die zusätzliche 
Ackerflächen auf meist sehr günstigen Standorten freigesetzt werden, ist nicht als separates 
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Szenario simuliert worden. Das Flächenpotenzial für den Energiemaisanbau ist jedoch be-
grenzt, da die Zuckerrübenfläche im Zieljahr nur etwa 6 % der AF in NRW beträgt. Eine wei-
tere Quotendeklassierung um beispielsweise 15 % würde dementsprechend etwa 10.000 ha, 
d.h. weniger als 1 % der AF freisetzen. Darüber hinaus weist Winterweizen auf diesen Stand-
orten ebenfalls eine hohe Wettbewerbsfähigkeit auf, so dass von einer Aufteilung der Fläche 
auf Weizen und Energiemais auszugehen ist.  
Nutzungskonkurrenzen zwischen dem Energiemais und Futterbau werden vor allem an der 
überproportionalen Einschränkung des Anbaus sonstigen Ackerfutters (z.B. Feldgras und 
Klee) deutlich, während die Silomaisfläche um etwa 3 % verringert wird.  
Das Einkommen der nordrhein-westfälischen Landwirtschaft (gemessen an der Nettowert-
schöpfung) nimmt durch den forcierten Energiemaisanbau um etwa 1,4 bis 2,4 % zu, das sind 
20 bis 35 Mio. €. Der Anstieg beruht auf der Differenz zwischen dem durchschnittlich höhe-
ren Gewinn beim Energiemaisanbau gegenüber anderen Kulturen.  
Karte 32 zeigt die regionale Verteilung des Maisanbaus in der Referenzsituation im Vergleich 
zur ermittelten Verteilung bei einem verstärkten Energiemaisanbau. Tendenziell wird Ener-
giemais in Regionen mit hohem Getreide- (ohne Körnermais) und Ölsaatenanbau am stärks-
ten ausgedehnt. Dort, wo bereits in der Referenzsituation Körnermais- (einschl. CCM) und 
Silomaisanbau in umfangreichem Maße stattfindet, ist die Ausdehnung der Energiemaisfläche 
geringer. Dennoch erhöht sich in diesen traditionellen Maisanbaugebieten der Anteil der ge-
samten Maisfläche, so dass sie in Regionen wie Borken und Coesfeld auf mehr als 50 % der 
AF zunimmt. 
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Karte 32: Regionale Anteile des Maisanbaus in der Referenzsituation und bei verstärktem Energiemais-

anbau in Nordrhein-Westfalen im Jahr 2010 (Quelle: GÖMANN UND KREINS 2006) 
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Zusammenfassung und Schlussfolgerung 
Vor dem Hintergrund gravierender Änderungen der EU-Agrarpolitik, die zu Einkommensein-
bußen im Agrarsektor führen, sucht die Landwirtschaft verstärkt nach Einkommensalternati-
ven. In Deutschland bietet das novellierte Erneuerbaren-Energien-Gesetz eine attraktive För-
derung für die Energieerzeugung auf der Grundlage nachwachsender Rohstoffe. Aufgrund der 
förderpolitischen sowie der technologischen Rahmenbedingungen stellt der Maisanbau zur 
Vergärung in Biogasanlagen ein attraktives Verfahren mit einem hohen Potenzial für die 
Landwirtschaft dar.  
Ziel der Untersuchung war, das Anbaupotenzial von Energiepflanzen in Nordrhein-Westfalen 
abzuschätzen und die Auswirkungen auf die landwirtschaftliche Landnutzung und Einkom-
men zu analysieren. Dazu wurde das Regionalisierte Agrar- und Umweltinformationssystem 
RAUMIS, das den deutschen Agrarsektor mit seinen intrasektoralen Verflechtungen regional 
differenziert abbildet, weiterentwickelt und eingesetzt. Das Modell berücksichtigt Konkur-
renzbeziehungen sowohl innerhalb der Marktfrüchte als auch zum Futterbau. 
In einem ersten Schritt erfolgte die Ableitung einer Referenzsituation für das Zieljahr 2010, in 
der die beschlossenen Änderungen der EU-Agrarpolitik und deren Auswirkung auf die regio-
nale landwirtschaftliche Landnutzung und Einkommen in NRW gegenüber der derzeitigen 
Situation modelliert wurden. Zentrale Änderungen waren dabei die Entkopplung von Flächen- 
und Tierprämien von der Produktion, die Einführung der Handelbarkeit von Flächenstillle-
gungsverpflichtungen innerhalb eines Bundeslandes sowie Reformen der Milch- und Zu-
ckermarktregelungen. Das Referenzszenario diente als Vergleichssituation im Hinblick auf 
das Anbaupotenzial von Energiemais bei einem um 50 % über dem Silomaisertrag liegenden 
Rohmasseertrag sowie Erzeugererlöspreisen zwischen 20 bis 23 €/t für Energiemais und 
Rapspreisschwankungen von ±20 €/t.  
Mit dem Modellsystem RAUMIS wurde für diese Rahmenbedingungen eine Energiemaisan-
baufläche zwischen 135.000 bis 180.000 ha in NRW ermittelt, wovon rund 55.000 bis 
61.000 ha auf Stilllegungsflächen entfallen. Aufgrund seiner hohen Wettbewerbskraft ver-
drängt Energiemais vor allem Ölsaaten und Getreide. Der Anbau von Mais insgesamt 
(einschl. Silo- und Körnermais/CCM) löst Weizen als Leitkultur in NRW ab. Während sich 
die Maisfläche auf bis zu 360.000 ha verdoppelt, wird die Weizenfläche auf 222.000 ha um 
46.000 ha eingeschränkt.  
Der Großteil des Energiemaisanbaus erfolgt den Modellberechnungen zufolge in Regionen 
mit einem hohen Getreide- und Ölsaatenanteil in der Fruchtfolge. Das sind vor allem die 
Soester und Warburger Börde sowie das Lipper Land, aber auch Teile der Köln-Aachener 
Bucht. In den Veredelungsgebieten im Norden von NRW, in denen Mais eine wichtige Fut-
tergrundlage darstellt, nimmt der Energiemaisanbau einen vergleichsweise geringen Umfang 
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ein. Dennoch steigt hier die gesamte Maisfläche in einigen Regionen auf einen Anteil von 
mehr als 50 % der Ackerfläche.  
Angesichts der substantiellen Veränderung der landwirtschaftlichen Landnutzung durch die 
Ausdehnung des Maisanbaus zur Energieerzeugung in Biogasanlagen sind die damit verbun-
den positiven Einkommenseffekte in der Landwirtschaft vergleichsweise moderat. Das zu-
sätzliche Einkommen beträgt insgesamt etwa 20 bis 35 Mio. €, was einem Zuwachs von rund 
1,4 bis 2,4 % führt.  
Das Ergebnis zeigt, dass die Landwirtschaft in der Funktion als Produzent von „Energiepflan-
zenanbauer“ keine bedeutsame Einkommensquelle erschließen kann. Der Einkommenszu-
wachs basiert auf der Differenz zwischen dem durchschnittlich höheren Gewinn beim Ener-
giemaisanbau gegenüber anderen Kulturen. Das größere Wertschöpfungspotenzial liegt im 
Betrieb einer Biogasanlage (Veredelung der Nachwachsenden Rohstoffe), was allerdings auch 
mit höheren Risiken verbunden ist.  
Eine eingehende Analyse dieses wichtigen Bereiches war im Rahmen der Untersuchungen 
mit RAUMIS nicht möglich, da das Modell diesen Wirtschaftsbereich nicht abbildet. Hierzu 
sind methodische Ansätze erforderlich, die Anlagen- und Standortoptimierungen von Biogas-
anlagen simulieren. In einem iterativen Prozess könnte RAUMIS - wie in der vorliegenden 
Studie gezeigt - für derartige Modellansätze die politikinduzierten Anbaupotenziale für Ener-
giemais bereitstellen.  

3.3.2 Anmerkungen zu den RAUMIS-Berechnungen 

Rapspreis-Entwicklung 
Den RAUMIS-Berechnungen liegen Rapspreise von 20€/dt Non-Food-Raps und 21€ Food-
Raps zugrunde. Die Unterschiede ergeben sich aus den Transaktionskosten (Verträge, Kauti-
on, Kontrollen…) und den geringeren Opportunitätskosten auf der Stilllegung. 
Während die Energiemais-Preise aus dem festgeschriebenen EEG errechnet werden können, 
muss dies beim Raps durch eine Einschätzung des Rapsmarktes, der in den letzten Jahren ge-
waltige Preisschwankungen gezeigt hat, erfolgen. Hier ist die Einschätzung der Rapspreise 
sehr stark von Annahmen abhängig. Aufgrund der weiteren großen Nachfrage nach Raps für 
die Biodieselproduktion und das reine Pflanzenöl (Beimischungszwang für Biodiesel ab 2007; 
Besteuerung von 9ct Biodiesel als Reinkraftstoff und Beibehaltung der Steuerfreiheit für rei-
nes Pflanzenöl bis 2008) ist mit einem festen Rapspreis zu rechnen. Somit würde der Raps-
preis aus dem Preis-Szenario Raps +2€ zum Tragen kommen.  
Die Besteuerung von 9ct/l Biodiesel hat bei den momentanen Gewinnmargen geringen Nach-
frage-Effekt. Die Biodiesel-DIN-Norm limitiert den Einsatz von viel billigeren Alternativen 
zu Rapsöl, also Soja und vor allem Palmöl. Wobei die EU-Biokraftstoff-Richtlinie hier Ände-
rungen angeregt hat. Allerdings ziehen hohe Rapspreise auch Importe an, welche heute schon 
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in beachtlichen Mengen verarbeitet werden, was eine Einschätzung der Entwicklung des 
Rapspreises schwierig macht. Insgesamt kann aber auch aufgrund der europaweiten Ausbau-
pläne für Biodiesel mit einem festen Rapspreis gerechnet werden. 
 
Wettbewerbsfähigkeit des Rapsanbaues wird etwas unterschätzt 
Aufgrund der Nichtberücksichtigung des Vorfruchtwertes von Raps (ca. 100€/ha/a UFOP 

2006) für die Nachfrucht wird die Wettbewerbsfähigkeit (relative Vorzüglichkeit) des Anbau-
verfahrens Raps in RAUMIS etwas unterschätzt, besonders in den Regionen, in denen bisher 
noch kein Raps angebaut wurde. In den Kreisen mit hohen Rapsanbauanteilen (siehe Karte 
24) geht zumindest ein höherer Weizenertrag in die Berechungen ein.  
 
Energiemais: ein lokaler Markt 
Aufgrund der Transportunwürdigkeit des Energiemaises wird die Wirtschaftlichkeit stark in 
Frage gestellt, wenn er mehr als 15-20km transportiert wird (BÜRGER ET AL. 2005). Die reinen 
Straßentransportkosten für den Mais und den Rücktransport des Gärsubstrates betragen bei 10 
km Feldentfernung etwa 150 €/ha, bei 20 km etwa 250 €/ha (LWK NRW 2006). Somit han-
delt es um einen lokalen Markt (im Gegensatz zu Weizen und Raps, die Weltmarktgüter sind). 
Das bedeutet, dass ohne eine Biogas-Anlage in diesem Entfernungsradius kein Energiemais 
angebaut werden kann, da keine Vermarktung stattfinden kann. Somit wird der Anbau von 
Energiemais in den Agrarlandschaften von dem Vorhandensein der lokalen Biogas-Anlagen 
bestimmt. Die lokale Marktnachfrage richtet sich also nach der lokal installierten Biogas-
Anlagen-Kapazität. Zudem ist die Abnahmemenge von Biogas-Anlagen begrenzt, so dass 
manche Anlagenbetreiber Lieferrechte (die aber auch gleichzeitig Lieferverpflichtungen dar-
stellen) ausstellen. 
 
Festlegung des Energiemais-Preises 
Der Energiemais-Preis kann aus der Einspeise-Vergütung des EEG ermittelt werden. In der 
Praxis werden momentan unter „normalen“ Pachtpreisen 23-25€/t Maissilage frei Biogas-
Anlage bezahlt. In den Regionen, in denen eine hohe Anlagen-Dichte vorhanden ist, steigen 
die Pachtpreise massiv an, mit entsprechenden Folgen für die Substratkosten. Für die zukünf-
tige Preisgestaltung kann mit etwas niedrigeren Energiemaispreisen aufgrund der stark stei-
genden Ertragszuwächse ausgegangen werden (somit der Preis-Korridor 20 bis 23€/t). Die 
bisherige EEG-Förderung wird bis zum Jahr 2010 fortgeschrieben.  
 
Keine Betrachtung des Ethanolweizens bei der Potenzialanalyse 
Da das Energiemaisverfahren relativ konkurrenzfähig ist, würde bei entsprechender Anlagen-
kapazität in den Agrarlandschaften der Ethanolweizen auf Stilllegungsflächen komplett ver-
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drängt werden. Um den Ethanolweizenanbau mit Hilfe des RAUMIS-Modells abbilden zu 
können, hätten Annahmen über den regionalen Biogas-Anlagenbau (Kapazität und Standorte) 
bis 2010 getroffen werden müssen, denn nur wenn in der Nähe eine Biogas-Anlage in Betrieb 
geht, kann der Landwirt Energiemais anbauen und vermarkten. Somit hätte das Erwartungs-
potenzial ermittelt werden müssen. Diese Einschätzung gestaltet sich als äußert schwierig, da 
die regionale Entwicklung von einer Reihe von unterschiedlichen Faktoren und Hemmnissen 
abhängig ist. Für eine genaue Abschätzung müsste man neben der Gesamtentwicklung der 
Biogasanlagen-Kapazität auch noch eine Differenzierung nach möglichen Standorten (min-
destens Differenzierung nach Kreisen; eigentlich sogar mit genauerer Standortbestimmung 
wegen des „Einzugsgebiets“ der Biogas-Anlagen) vornehmen. Neben der Bereitschaft der 
Landwirtschaft und/oder Energiewirtschaft in Anlagen zu investieren und eventuell steigen-
den Rohstoffpreisen für Biogas-Anlagen müssten auch Restriktionen und Hemmnisse wie 
Baugenehmigungen und Bau-Verzögerungen und damit Unsicherheiten durch Änderung der 
gesetzlichen Rahmenbedingungen (Überprüfung des EEG in 2007/08) abgeschätzt werden.  
Die Limitierung der Biogas-Anlagenkapazität sowie ein verlangsamtes Adaptionsverhalten 
der Landwirte beim Maisanbau in den Agrarlandschaften lässt den Ethanolweizenanbau aber 
weiterhin konkurrenzfähig sein.  
 
Konkurrenz auf der Fläche für die Biokraftstoffe 
Die RAUMIS-Ergebnisse zeigen beeindruckend die zukünftigen Herausforderungen für die 
Rohstoff-Versorgung der Biokraftstoff-Anlagen. Durch die momentane EEG-Förderung ent-
steht eine massive Konkurrenz beim Energiepflanzenanbau auf Stilllegungs- und Basisflä-
chen. Diese Problematik wird sich in Zukunft noch zuspitzen, wenn das Multitalent Biomasse 
verstärkt für den Erdgas-Ersatz, den Wärmebereich oder die stoffliche Nutzung (Stichwort 
Weiße Biotechnologie) zum Einsatz kommen wird. All diese Nutzungsformen stehen letztlich 
über die Deckungsbeiträge der verschiedenen Energiepflanzen in Flächenkonkurrenz und ver-
ändern somit die Rohstoffversorgung der Biokraftstoffe. Ohne das novellierte EEG mit Na-
WaRo-Bonus wären für den Anbau von Nachwachsenden Rohstoffen zur energetischen Nut-
zung vorrangig nur Raps und Ethanolweizen interessant. 
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3.4 Strukturen der regionalen Erfolgsfaktoren und Hemmnisse 

3.4.1 Bioenergie als neuer Veredelungszweig der Landwirtschaft 

Die landwirtschaftliche Betriebslehre unterscheidet drei mögliche Wachstumsrichtungen in 
der landwirtschaftlichen Produktion (STEINHAUSER ET AL. 1982): 

- Erweiterung der Nutzfläche zur Ausdehnung des Marktfruchtbaues 
- Erweiterung der Nutzfläche, der Gebäude und/oder des Viehbesatzes zur Ausdehnung 

der flächengebundenen Veredelung 
- Erweiterung der Gebäude und/oder des Viehbesatzes zur Ausdehnung der flächenun-

gebundenen Veredelung. 
Die Produktion von Bioenergie in der Landwirtschaft ist letztlich eine Veredelung von land-
wirtschaftlichen Rohstoffen, wie man sie aus der klassischen Veredelung zu Milch, Rinder- 
oder Schweinefleisch kennt, nur dass das veredelte Produkt kein Lebensmittel und damit kein 
Energieträger für den Menschen, sondern ein Energieträger für den Einsatz im Nicht-
Lebensmittelbereich ist. Somit muss die oben genannte Definition des betrieblichen Wachs-
tums durch die Bioenergie-Anlagen (wie dezentrale Ölmühle, Biodieselanlage oder Biogas-
Anlage) erweiert werden. Werden die auf den betrieblichen Flächen angebauten Energie-
pflanzen zu Biokraftstoffen veredelt, dann stellt die Bioenergie eine betriebsinterne Aufsto-
ckung dar. Je mehr Veredelungsstufen in der Landwirtschaft verbleiben, umso höher sind die 
Wertschöpfungsmöglichkeiten für diese. Hierbei bleibt zu beachten dass sich in der Verarbei-
tung der landwirtschaftlichen Rohstoffe economies of scale einstellen. 

3.4.1.1 Economies of scale 

Unter economies of scale versteht man, dass mit steigender Betriebsgröße betriebliche Grö-
ßenvorteile realisiert werden können. Diese Kostenvorteile (z.B. Beseitigung doppelter Fix-
kosten oder Kostenvorteil beim Handel) treten in allen Bereichen der Unternehmen auf, z.B. 
in Produktion, Finanzierung, Verwaltung, Lagerhaltung, Einkauf und Verkauf (JANZ 2002). 
Abbildung 43 zeigt die verschiedenen Ursachen des Auftretens von economies of scale.  
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Abbildung 43: Mögliche Ursachen von economies of scale (Quelle: JANZ 2002) 

Abbildung 44 und 45 zeigen die Skaleneffekte bei der Biogas- und BioEthanol-Produktion. 
Gerade für die Ethanolproduktion sind diese Skaleneffekte besonders groß. Dies ist auch die 
Ursache dafür, dass die dezentralen Ansätze der landwirtschaftlichen Brennereien gegen die 
großen Ethanolanlagen der Zucker- und Agrarindustrie wirtschaftlich nicht konkurrenzfähig 
sind. So kann in den industriellen Anlagen das BioEthanol zu Kosten unter 50ct/l hergestellt 
werden, wohin gegen die landwirtschaftlichen Brennereien Herstellungskosten von über 
66ct/l aufweisen (WETTER 2004). 
Letztlich entscheidet sich die Frage der zentralen oder dezentralen Bereitstellung an dem Ver-
gleich der economies of scale bei der Verarbeitung, Handel und Vermarktung für die zentra-
len Anlagen mit den eingesparten Transportkosten und Gewinnmargen der Handelsstufen bei 
den dezentralen Anlagen. 
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Abbildung 44: Economies of scale bei der Biogas-Produktion (Quelle: KTBL 2005A) 

 

Abbildung 45: Economies of scale bei der Ethanolproduktion (Quelle: GUDERJAHN 2004) 
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Je transportunwürdiger eine Biomasse ist, umso kleiner wird c.p. die optimale Betriebsgröße 
ausfallen.  
Durch die Steuerbefreiung der Biokraftstoffe, die eine sehr große Nachfrage nach Biokraft-
stoffen zur Folge hat, existieren zurzeit sowohl dezentrale als auch zentrale Biokraftstoff-
Produktionsstätten (Ethanol und Rapsöl/Biodiesel). Sollte es zu einer Nachfrageeinschrän-
kung beim Rapsöl kommen, dann muss sich die Konkurrenzfähigkeit der dezentralen Anlagen 
gegenüber den zentralen Anlagen zeigen. Letztlich stellt sich die Frage, ob die Einsparung der 
Transportkosten und der Handelsgewinn (ca. 10% des gehandelten Produktpreises) gegen den 
Kostenvorteil der zentralen Anlagen aufgrund der economies of scale bestehen können. Zur 
Beantwortung der Fragen in der Zukunft muss die Entwicklung der Transportkosten beobach-
tet werden, da die zukünftigen Lernkurveneffekte bei beiden Ansätzen eher gering sind. 

3.4.2 Energiepflanzenanbauer oder Energiewirt: Wertschöpfungspotenziale 
entlang der Produktionskette 

Abbildung 46 stellt die verschiedenen Möglichkeiten der Arbeitsaufteilung zur Produktion 
von Biodiesel dar. Jedes Glied der Produktionskette bietet die Möglichkeit der Wertschöp-
fung. 

 

Abbildung 46: Verarbeitungsvarianten zwischen der Landschaft, Handel und Agrarindustrie für die Bio-
dieselproduktion (Quelle: BOCKEY 2006) 

In der Variante 1 liefert der Landwirt den Raps an den Handel ab und die Industrie führt dann 
die Abpressung und die Umesterung vor. In Variante 2 nimmt die Landwirtschaft zusätzlich 
noch die Rolle des Handels ein: er lagert den Raps ein und transportiert ihn dann zu den zent-
ralen Ölmühlen, die wiederum schlagen und dann anschließend verestern. Bei diesen beiden 
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Varianten besteht das Wertschöpfungspotenzial für den Ländlichen Raum in der Differenz der 
Erlöse von verdrängter Frucht oder Stilllegung und den Erlösen aus dem Anbau der Energie-
pflanze. Der Landwirt ist damit lediglich Rohstofflieferant oder Energiepflanzenanbauer für 
große zentrale Veredelungsanlagen der Agrarindustrie. In der Variante 3 übernimmt die 
Landwirtschaft neben der Lagerung auch noch die Ölsaatenverarbeitung (  dezentrale Ölsaa-
tenverarbeitung). Erst im letzten Schritt gibt die Landwirtschaft das fertige Rapsöl zur Loh-
numesterung an die Biodieselindustrie weiter. In der letzten Variante bleibt die gesamte Wert-
schöpfung in der Hand der Landwirtschaft. Diese dezentrale Verarbeitung in der Landwirt-
schaft weist höhere Produktionskosten als die Verarbeitung durch die Industrie auf. Aller-
dings ergibt sich die Möglichkeit, die Handelsstufen und Transportkosten einzusparen. Der 
Landwirt ist hier also wirklich als Energiewirt zu bezeichnen, da er nicht nur Energiepflanzen 
verkauft, sondern Bioenergie. 
Die Veredelung der Energiepflanzenrohstoffe bietet für die Landwirtschaft höhere Wert-
schöpfungspotenziale, allerdings geht der Energiewirt auch ein höheres Risiko ein und muss 
auch über das ökonomische sowie technische Know-How für den Energiewirt verfügen.  
BOCKEY 2006 sieht vor allem in der Variante 2 und 3 für die Biodieselproduktion große 
Chancen für die Landwirtschaft. Beispiele z.B. aus Schleswig-Holstein (Marina Biodiesel) 
oder Bayern (Campa Biodiesel) zeigen, dass die Landwirtschaft bei entsprechender Bünde-
lung der Interessen auch die Veresterung alleine oder in Kooperation mit anderen Akteuren in 
großem Stil realisieren kann. Hier profitieren die Landwirte dann gleich zweimal. 
Die meisten Energiewirte betreiben dezentrale Ansätze der Biokraftstoffproduktion, zu denen 
die dezentralen Ölmühlen (Pflanzenöl), dezentrale Biodieselanlagen, landwirtschaftliche 
Brennereien und Biogas gezählt werden können. 
Für die Rapsvermarktung kann davon ausgegangen werden, dass durch eine eigene dezentrale 
Ölsaatenverarbeitung eine zusätzliche Wertschöpfung von 3-5€/dt Rapssaat in der Region 
realisiert werden kann (GRAF 2005). Ein Programm zur Kalkulation, ob die Erzeugung von 
Pflanzenöl Sinn macht, stellt das KTBL bereit: 
„Haben Sie schon einmal darüber nachgedacht, Ihren erzeugten Raps nicht zu verkaufen son-
dern in einer eigenen Anlage zu verpressen? Im direkten Verkauf, würden Sie voraussichtlich 
einen Erlös von ca. 22 Euro/100 kg erwirtschaften. Das sind bei einem unterstellten Ertrag 
von 30 dt/ha, insgesamt 660 Euro/ha. Bei Verarbeitung in der eigenen Anlage erhält man aus 
100 kg Saat etwa 30 kg Rapsöl und 70 kg Rapskuchen. Bei den aktuellen Preisen von ca. 0,65 
Euro/kg Öl und 0,20 Euro/kg Rapskuchen, gemäß UFOP-Unterlagen, resultieren 1005 Eu-
ro/ha. Das ergibt einen Mehrerlös von 345 Euro/ha. Frage: Reicht dieser Mehrerlös aus, um 
die eigene Anlage zu betreiben? Das können Sie mit Hilfe unseres Programms für Maschi-
nenkalkulationen selbst berechnen“ (Quelle: http://www.ktbl.de/energie/index.htm). 
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Soll nun die Steigerung der Wertschöpfung durch die Förderung der Biokraftstoffe im Vor-
dergrund stehen, dann müssen verstärkt dezentrale Ansätze der Biokraftstoffproduktion (de-
zentrale Ölsaatengewinnung  Pflanzenöl als Kraftstoff; Biogas) gefördert werden. Denn nur 
hier bleibt neben der Rohstoffproduktion ein weiterer Teil der Wertschöpfungskette in der 
Landwirtschaft und damit im Ländlichen Raum. 
Bei den zentralen Anlagen ist der Landwirt meist nur Energiepflanzenanbauer, also Rohstoff-
lieferant. Bei der Ethanolproduktion wird beispielsweise nur der Absatzweg des Getreides am 
Ende der Wertschöpfungskette geändert. Die eigentliche Wertschöpfung im Ländlichen Raum 
ändert sich kaum (vgl. Kapitel 3.3.1), wobei natürlich zu erwähnen ist, dass die neuen Ab-
satzkanäle der Nachwachsenden Rohstoffe die Agrarmärkte entlasten und damit zu höheren 
Erzeugerpreise für Lebensmittel führen könnte. 
 
Bereitstellungskosten der Biomasse und Importe bei den zentralen Anlagen 
Generell ist davon auszugehen, dass die Biomasseproduktion für Biokraftstoffe in Europa im 
Vergleich zu anderen Ländern der Welt nicht konkurrenzfähig ist. Eine Biomasseproduktion 
in Europa ist aufgrund der Agrarstruktur, der hohen Umwelt- und Sozialstandards und der 
natürlichen Standortbedingungen entsprechend teuerer. Da die Rohstoffkosten die Produkti-
onskosten mit einem Anteil von 50-80% dominieren (HENKE UND KLEPPER 2006), ist ein ge-
wisser Kostensenkungsdruck beim Einkauf der Inputbiomasse festzustellen. Werden trans-
portwürdige Rohbiomassen (Weizen, Ölsaaten) eingesetzt, wird bei entsprechenden Import-
möglichkeiten (Handelspolitik) die Möglichkeiten des Importes der Inputbiomasse und/oder 
der fertigen Biokraftstoffe in Erwägung gezogen. Auch der Einsatz von wesentlich günstige-
rem Palm- und Sojaöl wird momentan stark forciert. So ist davon auszugehen, dass heute be-
reits 20-25% der Inputstoffe (ob Ölsaaten oder Pflanzenöl) importiert werden. Damit wird 
keine Wertschöpfung in den Ländlichen Regionen Deutschlands generiert. 
Im Bereich des Biodiesels ist mit Festlegung der DIN-Norm ein gewisser „Außenschutz“ 
möglich, indem Palm- und/oder Sojaöl nur begrenzt eingesetzt werden können. Aber die 
Kommission denkt in ihrer Biokraftstoff-Strategie über eine Änderung dieses Sachverhalts 
nach (EUROPÄISCHE KOMMISSION 2006). Im Bereich des Ethanol ist die Situation anders. Hier 
wird die Herkunft (also Inputbiomasse) des Ethanols nicht festgelegt und damit haben die 
„tropischen“ Länder mit der Möglichkeit, aus Zuckerrohr Ethanol herzustellen einen gewalti-
gen Kostenvorsprung. Hier bremst der Außenschutz (Zoll) noch die Importe nach Europa, die 
zum jetzigen Zeitpunkt mit großen Tankern relativ günstig zu bewerkstelligen sind (MOREIRA 
2003). Ebenso besteht auch in Deutschland die Möglichkeit, das Getreide für die Ethanolpro-
duktion aus anderen europäischen Regionen zu importieren.  
Im Jahr 2005 wurden in Deutschland insgesamt 1,8 Mio. Tonnen Biodiesel abgesetzt, wobei 
300.000 bis 400.000 t, also knapp 20%, importiert wurden (BOCKEY 2006). „Der rasche Auf-
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bau der Biodieselproduktionskapazität auf mehr als drei Mio. Tonnen im Jahr 2007 führt kon-
sequenterweise dazu, dass das Mengenziel im Jahr 2010 für den Dieselmarkt bereits 2005 
erreicht wird. Zur Sicherung der Rohstoffbeschaffung aus der EU bzw. Drittländern und folg-
lich Auslastung der Produktionskapazität, orientiert sich die Standortplanung für Neuanlagen 
entlang schiffbarer Binnengewässer bzw. Häfen (z. B.: Regensburg, Höchst, Mainz, Bruns-
büttel, Rostock, Halle, Neuss, Magdeburg)“ (BOCKEY 2006). 
Die Importmöglichkeiten für Inputbiomasse und/oder Biokraftstoffe ist abhängig von der 
Ausgestaltung der EU-Handelspolitik (z.B. WTO-Verhandlungen, MERCOSUR-
Verhandlungen,…). 

3.4.3 Diffusion der Innovation Veredelungsform Bioenergie in der Landwirt-
schaft 

Es zeigt sich also, dass die größeren Wertschöpfungspotenziale für den Ländlichen Raum in 
der Veredelung der produzierten Energiepflanzen zu Bioenergie liegen. 
Soll nun das Ziel einer möglichst hohen Wertschöpfung im Ländlichen Raum realisiert wer-
den, dann müssen auch möglichst viele Segmente der Wertschöpfungskette im Ländlichen 
Raum realisiert werden. Hierfür muss der Landwirt (oder eine Gruppe von Landwirten) aber 
zum Energiewirt werden. Der Landwirt muss also die Innovation Bioenergieerzeugung an-
nehmen und umsetzen.  
Man kann davon ausgehen, dass sich in der Land- und Forstwirtschaft (Anbau, Verarbeitung, 
Forschung) ein etabliertes System mit starken Institutionen und Routinen aufgebaut hat, in 
dem sich die Innovation „Landwirt als Energiewirt“ erst durchsetzen muss. Ändert sich an 
den Rahmenbedingungen des traditionellen Systems nichts, dann hat dieses eine sehr starke 
Verharrungstendenz. Die Annahme der Neuerung Bioenergie in der Landwirtschaft kann nun 
durch zwei Entwicklungen interessant werden: 

1)  Einkommensverluste in den „klassischen“ Bereichen der landwirtschaftlichen Pro-
duktion 

Durch die verschiedenen Agrarreformen sehen sich die Landwirte in NRW mit Einkom-
mensverlusten in dem etablierten System der landwirtschaftlichen Produktion konfron-
tiert.  
Die Entscheidungen zur Investitione in Alternativen werden meist durch „Schocks“ in 
Folge von politischen Entscheidungen ausgelöst (push-Faktoren): z.B. Erhöhung der Still-
legungsverpflichtung in manchen Regionen, Kürzung der Agrardieselbeihilfe, Ver-
schlechterung der Einkommensmöglichkeiten in den „klassischen“ Bereichen der Land-
wirtschaft (z.B. Milch, Rindfleisch, Zucker). Hierdurch suchen die Landwirte und die 
Agroindustrie nach alternativen Einkommensquellen, wovon die Bioenergie eine sein 
kann. 
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2) Anreizsystem durch energiepolitische Förderung der Bioenergie (sowohl für die 
Landwirtschaft als auch für die Energiewirtschaft)  

Aufgrund der Vielzahl der Vorteile des Einsatzes von Biomasse im Energiesystem hat 
sich die Politik mit dem Ziel eines nachhaltigen Umbaus der Energieversorgung der Ge-
sellschaft dazu entschieden, die Bioenergie durch Subventionen zu unterstützen. Diese e-
nergiepolitischen Rahmenbedingungen (z.B. Steuerbefreiung der Biokraftstoffe, EEG, 
Förderprogramm Biokraftstoffe im Ländlichen Raum) wirken wie pull-Faktoren auf die 
Landwirtschaft und machen eine Investitionen im Bereich der Biokraftstoffe wirtschaft-
lich interessant. 

 
Momentan kommen aufgrund der agrarpolitischen Reformen (Luxemburger Beschlüsse, Zu-
ckermarktreform) und der energiepolitischen Beschlüsse beide Anreizwirkungen gemeinsam 
zum Tragen. Der Anpassungsdruck ist in den Regionen am größten, wo sich der höchste „Lei-
densdruck“ im klassischen Bereich der Landwirtschaft ergibt. Hinter diese Feststellung steckt 
die ganz einfache Überlegung, dass „Not erfinderisch macht“. Aufgrund der ökonomischen 
Sachzwänge muss nach Alternativen der Einkommenssicherung gesucht werden. Die Ent-
wicklung der zahlreichen kleineren Biogasanlagen und der dezentralen Ölmühlen in Bayern 
kann auf die Steigerung der Erlöse zur Existenzsicherung in den klein struktuieren Agrarland-
schaften zurückgeführt werden. Hier entsteht die notwendige Eigenmotivation, die zur erfolg-
reichen Umsetzung von alternativen Einkommensprojekten notwendig ist. Ein weiterer As-
pekt der Entstehung und Verbreitung von Innovation ist die Überlegung, dass kreative Milie-
us und Cluster Innovationen schaffen. Durch eine Verknüpfung von Akteuren (Arbeitsgrup-
pen, Fachkreise, Maschinenringe, Aktionsgruppen,…) entstehen Idee zur Realisierung von 
regionalen Projekten, die dann gemeinsam vorangebracht werden. 
Aus Sicht der Innovationsforschung gibt es fünf Adaptionskategorien für die Übernahme von 
Innovationen: 1. Innovatoren; 2. Frühe Adaptoren; 3. Frühe Mehrheit, 4. Späte Mehrheit; 5. 
Zauderer. Diese Adaptionskategorien werden von den Diffusionsphasen der Innovationen 
parallel begleitet. So passt die Phase der Innovatoren mit der Initialphase der Innovation zu-
sammen, die Phasen der Frühen Adaptoren und frühen Mehrheit stimmen meist mit der Phase 
der Expansion der Innovation überein, die Phase der Späten Mehrheit kann zeitlich mit der 
Verdichtungsphase der Innovation zusammenfallen und die Phase der Zauderer ist zeitlich 
gleich zusetzen mit der Sättigungsphase der Innovation am Markt (WINDHORST 1983). Die 
verschiedenen Diffusionsphasen und –wellen sind mit unterschiedlichen Barrieren und 
Hemmnissen belegt. 
Der Entscheidungsprozess des Landwirtes, in eine Innovation zu investieren, kann aus sozio-
logischer Sicht letztlich in vier große Phasen eingeteilt werden. Zu Beginn steht die Wissens-
gewinnung. In der zweiten Phase muss das gewonnene Wissen nach Abwägung aller Chancen 
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und Risiken als relativer Vorteil für den landwirtschaftlichen Betrieb eingeordnet werden. Es 
muss also eine Überzeugung für die Investition in die Innovation erfolgen. Nach der Über-
zeugung kommt es dann zur eigentlich Entscheidung für die Investition in die Neuerung, also 
zur Adaption. Die letzte Phase des Adaptionsprozesses ist die Bestätigung der Investitionen 
(WINDHORST 1983). 
Determinanten der Innovationsübernahme 
Sind die Determinanten der Adaptionsentscheidung bekannt, so lassen sich daraus Maßnah-
men ableiten, mit denen sich einerseits gesellschaftlich gewünschte Innovationen fördern und 
anderseits gesellschaftlich unerwünschte Technologien oder Entwicklung verhindern oder 
wenigstens erschweren lassen (UNTERHUBER 1996).  
Nach UNTERHUBER 1996 können die Determinanten der Innovationsübernahme in vier große 
Abschnitte unterteilt werden: Eigenschaften des Individuums, Eigenschaften der Innovation, 
betriebsinterne Rahmenbedingungen, betriebsexterne Rahmenbedingungen. Auf die Eigen-
schaften des Individuums und die allgemeinen Rahmenbedingungen wird an dieser Stelle 
nicht eingegangen. Im Folgenden soll nun versucht werden, die wichtigsten Determinanten 
der Innovationsübernahme der dezentralen Ansätze der Biokraftstofferzeugung (Landwirt als 
Energiewirt) vorzustellen: 
 
Betriebsexterne Rahmenbedingungen 
Unter Berücksichtigung der Rahmenbedingungen kommen momentan für die dezentralen 
Ansätze nur die dezentrale Ölsaatengewinnung und die Biogasproduktion in Frage. Es zeigt 
sich, dass für die endgültige Investition in die Innovation Bioenergie aktuelle Auslöser ent-
scheidend sind, so z.B. das Kennenlernen von neuen Kooperationspartnern in der Region, 
Änderung der Rahmenbedingungen und deren Folgen (z.B. Erhöhung der Stilllegungsver-
pflichtung,… ). In der klassischen Diffusionsforschung spielt die räumliche Nähe zu beste-
henden Anlagen eine sehr wichtige Rolle. Durch die räumliche Nähe bestehen Austausch-
möglichkeiten und damit auch Informationsmöglichkeiten. In Zeiten der Informationsgesell-
schaft und hoher Mobilität greift diese räumliche Nähe nur bedingt. Für die Landwirtschaft 
sind aber der persönliche Austausch und das Informieren vor Ort sehr wichtig, so dass eine 
hohe Dichte von Anlagen in der Region Einfluss auf das Innovationsverhalten der Landwirte 
haben wird. Bei der Genehmigung von Biogas-Anlagen kann aber das Vorhandensein bereits 
bestehender Anlagen von Bedeutung sein. Zum einen kann man mit den lokalen Entschei-
dungsträgern, Anwohnern und Bürgern die Bedenken gegen den Bau von Biogas-Anlagen 
offen diskutieren und bestehende Anlagen besichtigen. Und zum anderen haben die Verwal-
tung und die Genehmigungsbehörde bereits Erfahrungen und dementsprechend auch Sicher-
heit im Umgang mit Genehmigungen. Zudem gibt die lokale und/oder regionale Unterstüt-
zung der Projekte durch Verwaltung, Politik und die Bevölkerungen Anerkennung und Moti-
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vation (oder im Umkehrschluss Frustration und Ablehnung). Die Kooperationsbereitschaft der 
außerlandwirtschaftlichen Akteure ist für die Genehmigung und den Betrieb der Biogas-
Projekte wichtig. Für die Pflanzenölprojekte ist die Zusammenarbeit von Akteuren im Ländli-
chen Raum wichtig für den gesicherten Absatz des Rapsöles (Umrüster mit der verbundenen 
Infrastruktur) und des Presskuchens (Landwirte mit Viehbeständen, Futtermittelindustrie). 
 
Eigenschaften der Innovation 
Die technische Herausforderung der Pflanzenölpresse ist sehr gering, allerdings stellt das Er-
reichen einer gleich bleibend hohen Qualität eine Herausforderung dar. Im Bereich des Bioga-
ses sieht dies anders aus. Während die Biogas-Produktion mit ausreichend Gülle als Stand der 
Technik bezeichnet werden kann, ist dies bei den momentan geplanten NaWaRo-Anlagen, 
vor allem in den reinen Ackerbaugebieten, nicht der Fall. Hier kommt neben den „normalen“ 
Anforderungen der Biogas-Produktion auch die Technologie-Einschätzung NaWaRo-Anlagen 
dazu. Somit ist die Verfügbarkeit von Gülle ein wichtiges Kriterium bei Entscheidungen. 
Wird über die Biogas-Einspeisung nachgedacht, dann kommt eine noch größere Innovation 
mit wenigen Praxisbeispielen in Deutschland dazu. Insgesamt ist die Investition in eine Bio-
gas-Anlage ein Projekt, das höchste Anforderungen an den oder die Betreiber stellt. Hier wird 
Know-How im ökonomischen, technischen und bei Kooperationen auch im sozialen Bereich 
verlangt. Im Gegensatz zu den überschaubaren Investitionen einer Ölpresse, gehen die Kosten 
der immer größer werdenden Biogas-Anlagen in den Millionenbereich. Die Beurteilung des 
Risikos stellt sich beim Biogas und den Pflanzenölen ebenfalls unterschiedlich dar. Während 
der Absatz der Produkte Strom beim Biogas aufgrund des EEG´s auf 20 Jahre gesichert sind, 
liegen die Risiken hier vor allem in der Abschätzung der Technologie, der günstigen Roh-
stoffversorgung der Anlage (Energiemais  lokaler Markt), sicherer Wärmeabnehmer und 
insgesamt im Betrieb (z.B. Biologie) der Anlage. Beim Pflanzenöl ist das Risiko des Betriebs 
der Anlage recht gering (wobei eine Qualitätssicherung zu gewährleisten ist, was wiederum 
eine Herausforderung darstellt), allerdings liegen die Risiken in dem gesicherten Absatz der 
Produkte. So hängt die Absatzmöglichkeit des Pflanzenöles im Verkehrssektor natürlich sehr 
stark von energiesteuerpolitischen Rahmenbedingungen ab (wie die aktuelle Diskussion um 
die Besteuerung der Biokraftstoffe zeigt). Das eigentliche momentane Risiko liegt aber in 
einem gesicherten Absatz des Koppelproduktes Presskuchen zu einem angemessen Preis.  
Im Gegensatz zu den bisher in der Breite unbekannten Energiepflanzen wie Schnellwachsen-
de Baumarten oder Miscanthus ist die Anbauentscheidung für Raps, Weizen oder Energie-
mais bei entsprechenden Deckungsbeiträgen relativ einfach zu treffen. Das Know-How des 
Energiemaisanbaues mit angeschlossener Ernte-Logistik (Silageline) wird sich sehr schnell 
aus den klassischen Silomais-Anbaugebieten in die Marktfrucht-Gebiete ausbreiten. Die 
wichtigere Frage bei der Anbauentscheidung ist die Frage, ob die anzubauende Energiepflan-
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ze in die Fruchtfolgeplanung des Betriebes passt. Während beim Energiemais hier weniger 
Probleme zu erwarten sind, ist die Nichtverträglichkeit der Zuckerrübe (v.a. Rheinland) und 
des Rapses in einer Fruchtfolge zu beachten. 
 
Betriebsinterne Rahmenbedingungen: 
Als wichtigste betriebsinterne Determinante kann das Know-How zum Betrieb der Anlage 
angesehen werden. Es werden entsprechende Anforderungen an einen guten Energiewirt ge-
stellt (siehe Eigenschaften der Innovation). Neben dieser Kompetenzfrage stellt sich die Fra-
ge, wie risikobereit der Anlagenbetreiber, also der oder die Landwirte ist/sind. Denn die In-
vestitionen sind mit unterschiedlichen Risiken verbunden. Hier bleibt zu fragen, ob die Leiter 
verschiedener Betriebsformen unterschiedliche Risikobereitschaften aufweisen und ob es re-
gionale Unterschiede in der Risikobereitschaft und Kooperationsbereitschaft gibt. 
Mit der Organisation der Landwirte in Maschinenringen, Arbeitskreisen, etc. kann eine Ver-
einfachung der Informationsbeschaffung und Entscheidungsfindung in der Landwirtschaft 
bewirkt werden. Zudem bestehen die Möglichkeit des Austausches und die Möglichkeit eines 
Startpunktes für eine Kooperation über die nachbarschaftlichen Hilfsleistungen hinaus. Eine 
wichtige Determinante bei den Investitionen im Bereich der Biokraftstoffe ist die Arbeitsbe-
lastung im Betrieb. Der Betrieb der Anlagen und die Optimierung der Anlage sind mit einem 
meist unterschätzten Arbeitsaufwand verbunden. Hier muss eine realistische Einschätzung 
zeigen, ob und wann die Arbeitskapazitäten im Betrieb vorhanden sind. Man kann davon aus-
gehen, dass die reinen Ackerbaugebiete noch wesentlich mehr freie Arbeitskapazität aufwei-
sen als die Veredelungsbetriebe (v.a. die Milchbetriebe). 
Die Finanzierungsmöglichkeiten und/oder die Kreditwürdigkeit von Betrieben sind entschei-
dend für die Bewerkstelligung der notwendigen Investitionen. Eine weitere Determinante der 
betriebsinternen Investitionsentscheidung resultiert aus umwelttechnischen Restriktionen, so 
z.B. aufgrund der Dünge-Verordnung. Aufgrund des Biogases könnte sich eine Nährstoff-
überschuss-Situation in einigen Betrieben in den tierischen Veredelungsgebieten ergeben. 
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3.4.4 Hemmnisse bei der Realisierung von Biomasse-Anlagen 

THRÄN UND KALTSCHMITT (2004) geben einen systematischen Überblick der Hemmnisse ei-
ner verstärkten Biomassenutzung.  

 
Abbildung 47: Verfahrenskette "Biomassenutzung" mit Vorgaben und typischen Akteuren (Quelle: 

THRÄN UND KALTSCHMITT 2004) 

Abbildung 47 zeigt die Orientierung an der Verfahrenskette und die typischen Akteure und 
technischen Vorgaben. Insgesamt werden folgende Hemmnis-Bereiche unterschieden (nach 
THRÄN UND KALTSCHMITT 2004): 
 
Biomasseangebotsbedingte Hemmnisse 
a) Ressourcen(nicht)verfügbarkeit 
Das Energiepflanzenangebot und damit die Rohstoffversorgung wird aus dem regionalöko-
nomischen Angebotspotenzial, wie es in Kapitel 3.3 bestimmt wurde, abgeleitet. Die Flä-
chenverfügbarkeit für die verschiedenen Biokraftstoff-Nutzungslinien wird durch die relative 
Vorzüglichkeit (Deckungsbeiträge) der jeweiligen Energiepflanzen in den Agrarlandschaften 
bestimmt. 
b) Ressourcenverfügbarmachung und Biomasse-Logistik 
Dieses zur Verfügung stehende ökonomische Angebotspotenzial muss dann für die entspre-
chenden Anlagen verfügbar gemacht werden. Hierzu muss die entsprechende Logistik aufge-
baut werden. Für Raps und Getreide stellt diese Logistik kein Problem dar. Während sich in 
den Regionen mit tierischer Veredelung der Maisanbau und die dazugehörige Logistik (Ern-
te, Transport und Silage) schon etabliert hat, muss in den reinen Ackerbaugebieten dieses 
Know-How adoptiert werden. Für die zellulosehaltige Biomasse gibt es bisher noch über-
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haupt keine Logistikkonzepte zur Bewerkstelligung der Bereitstellung der Biomasse. Hier 
zeigt sich die Problematik der geringen Energiedichten und der damit verbundenen Trans-
portunwürdigkeit der Biomassen, wie z.B. Hackschnitzel, Stroh und Miscanthus. 

c) Rohstoff-Markt 
Bei den transportwürdigen Inputbiomassen handelt es sich meist um Welthandelsgüter, wie 
Getreide und Raps. Hier müssen die globalen Märkte und die Preisentwicklung beobachtet 
und eingeschätzt werden. Im Bereich der Ölsaat Raps ist davon auszugehen, dass sich große 
Exportländer wie Kanada und Australien auf die gestiegenen Rapspreise einstellen und ihre 
Produktion ausdehnen und damit auch Importware auf den deutschen Markt bringen. Die Ge-
fahr der Importe vom Weltmarkt oder aus innereuropäischen Ländern (vor allem den neuen 
Beitrittsländern im Osten) besteht bei transportwürdiger Biomasse und muss bei den Investi-
tionsentscheidungen der Landwirte berücksichtigt werden. Für die verarbeitende Industrie 
bieten die Importe aber die Möglichkeit, die Rohstoffkosten zu senken. Im Fall der transport-
unwürdigen Biomassen wie Maissilage, frisches Hackschnitzel und Miscanthus handelt es 
sich um lokale oder regionale Märkte, die nur bedingt mit Importen konkurrieren. Hieraus 
ergibt sich auch die Problematik der langfristigen Rohstoffversorgung der Biogas-
Anlagenbetreiber. 

 
Anlagentechnische Hemmnisse 
a) Stand der Technik und Technikverlässlichkeit 
Grundsätzlich sollte in den Anlagen die Konversionstechnologie eingesetzt werden, die mög-
lichst effizient und einfach zu bedienen ist. Typische Zielgrößen sind dann Anlagengröße, 
Betriebssicherheit, Betriebserfahrung, Ausbeuten und Wirkungsgrade, Produktionsqualität 
und Koppelproduktqualität sowie die spezifischen Kosten. Im Bereich der Biokraftstoffe ver-
fügt Deutschland über eine langjährige Erfahrung. Für Pflanzenöl und Biodiesel ist Deutsch-
land Technologieführer. Ebenso im Bereich des Biogases. Noch nicht Stand der Technik ist 
die Monovergärung von Nachwachsenden Rohstoffen und die Biogasaufbereitung. Es ist da-
von auszugehen, dass hier in den nächsten Jahren große technische Fortschritte gemacht wer-
den. 
b) Know-How der Technikverwendung 
Nichtsdestotrotz bedarf es einer Menge Know-How zum Betreiben der Konversionsanlagen, 
um einen optimalen und gewinnbringenden Betrieb der Anlagen zu gewährleisten. „Viele 
Investoren haben erkannt, dass die Qualität der Anlage und die Qualifizierung des Betreibers 
wichtige Voraussetzung für einen wirtschaftlichen Betrieb sind. Qualität, Betriebssicherheit 
und Wartungsfreundlichkeit der Biogasanlagen würden immer mehr im Fokus stehen“ 
(BENSMANN 2006, S. 44). Mit steigender Anzahl und steigender Größe der Anlagen sind die 
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„Bastler“-Anlagen weiter auf dem Rückzug. Somit können die einzelnen Komponenten der 
Anlagen optimal aufeinander abgestimmt werden.  
Um das entsprechende Know-How in der Landwirtschaft zum Tragen zu bringen, muss eine 
umfassende Wissensvermittlung stattfinden. Momentan hemmt das mangelnde Wissen insbe-
sondere über neue und innovative Anlagenkonzepte deren Weiterverbreitung. Hier müssen 
auf allen Ebenen Ausbildungen ausgebaut werden. 
c) Technische, ökologische und ökonomische Effizienz 
Anlagen mit einer geringen Effizienz haben Kostennachteile und werden sich langfristig nicht 
am Markt behaupten können. In einer Gesellschaft mit hohem Stellenwert für den Umwelt-
schutz stellt die ökologische Effizienz (d.h. möglichst geringe Belastung der natürlichen Res-
sourcen) der Anlagen einen wichtigen Parameter für die weitere Förderung dieser Anlagen-
konzepte dar. Mit den steigenden Energiepreisen ist aber z.B. eine Kraft-Wärme-Koppelung 
nicht nur aus ökologischer, sondern auch aus ökonomischer Effizienz anzustreben. Hier kann 
es zu einer unterschiedlichen Einschätzung der betriebswirtschaftlichen und volkswirtschaftli-
chen Aspekte kommen. Die Förderinstrumente sollten so ausgestaltet sein, dass sich die be-
triebswirtschaftliche Effizienz nahe an der volkswirtschaftlichen befindet, damit die Errei-
chung der politisch angestrebten Ziele möglichst kostengünstig gelingt. 
 
Nachfrageseitige Hemmnisse 
a) Strukturen des Energiesystems 
Entscheidend für die Absatzmöglichkeiten der Biokraftstoffe und der gesamten Bioenergie 
sind die vorhandenen Strukturen des etablierten Energiesystems. Im Bereich des Netzwerk-
produkts (siehe Kapitel 3.1.5) Kraftstoffe hat sich ein flächendeckendes System der fossilen 
Kraftstoffe und der internen Verbrennungsmotoren etabliert (vgl. HILGERS 2005). Sollen Bio-
kraftstoffe nicht in Form von Blends, sondern in Form neuer Kraftstoffe (Pflanzenöl, Biodie-
sel als Reinkraftstoffe oder E-85) in den Markt gebracht werden, dann müssen auch die Kom-
plementärgüter und deren Infrastrukturen beachtet werden; zu nennen sind hier die umgerüs-
teten Fahrzeuge (auf Pflanzenöl umgerüstet, Biodiesel-Paket, FFV-Fahrzeuge für E-85), so-
wie entsprechende Werkstätten und vor allem die Tankstellen. Das Problem der Netzwerk-
produkte stellt sich bei der Verstromung und der garantieren Einspeisevergütung über 20 Jah-
re nicht. 
b) Netzverfügbarkeit und –zugang 
Allerdings muss bei der Verstromung der Netzbetreiber eine Anschlussgenehmigung ausstel-
len. Hier kann es in manchen Regionen zu Problemen kommen (BENSMANN 2006). 
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Genehmigungsrechtliche-administrative Hemmnisse 
Hier sind vor allem Baugenehmigungen als Hemmnisse zu nennen. In den Regionen, wo noch 
keine Erfahrung mit der Installation von Biogas-Anlagen vorliegen, kann es zu einer erhebli-
chen Verzögerung kommen, bis der Anlagenbetreiber die endgültige Baugenehmigung erhält 
(vgl. auch BENSMANN 2006A). Gerade beim Bau von Biogas-Anlagen erleben die Antragstel-
ler manchmal unüberwindbare bürokratische Hürden. So schätzt BENSMANN 2006B, dass bei 
einem Viertel aller bundesweit geplanten Biogasprojekte die Investoren vorzeitig den Rück-
zug antreten oder erst gar keinen Bauantrag stellen. Oft wird das komplizierte Genehmi-
gungsverfahren und behördliche Willkür als Grund angegeben, wobei der Genehmigungser-
folg nicht selten von der bearbeitenden Person abhängt. Stellenweise werden zusätzliche Gut-
achten oder Auflagen eingefordert, die sich in zusätzlichen Baukosten für die Anlage nieder-
schlagen (BENSMANN 2006B). 
 
Finanzielle Hemmnisse 
Stellt die Finanzierung beim Bau einer Pflanzenölpresse ein geringes Problem dar, so ist dies 
beim Bau einer Biogas-Anlage anders. Bei Investitionskosten von 3.000 bis 4.000€/kWel 
kommt bei einer 500kW-Biogas-Anlage eine Investitionssumme von über 1,5 Mio. € zum 
Tragen. Da dies nicht alleine mit Eigenkapital gedeckt werden kann, müssen zur Kreditauf-
nahme die Banken von der Funktionsfähigkeit der neuen Technik überzeugt werden. Dies 
gestaltet sich in der Praxis manchmal schwierig, da viele Banken erstmalig mit einer Anfrage 
in Richtung Bioenergie-Investition konfrontiert werden und erst überzeugt werden müssen. 
Hier hat die ENERGIEAGENTUR NRW 2006 mit der Broschüre „Biogas. Leitfaden für Kreditin-
stitute“ einen guten Vorstoß in Richtung einer sachgerechten Analyse der Kreditverfügbarkeit 
für Biogas in NRW geschaffen. Trotzdem müssen die Kreditgeber vom Erfolg der Anlage 
überzeugt werden und dazu gehört z.B. auch die langfristige Rohstoffversorgung der Anlage. 
Neben der wichtigen Abschätzung des Betriebsleiters ist noch die gesicherte Absatzstruktur 
der Produkte zu prüfen. Bei den Biogas-Anlagen garantiert das EEG eine festgeschriebene 
Einspeisevergütung für 20 Jahre. Im Bereich der Kraftstoffe müssen allerdings auch die steu-
erlichen Rahmenbedingungen und damit die Konkurrenzfähigkeit und die Absatzmöglichkei-
ten der Biokraftstoffe eingeschätzt werden. 
 
Soziale Hemmnisse 
a) Kooperationen und Nutzerakzeptanz 
Bei Kooperationen in der Landwirtschaft kommt es vor allem auf die Informiertheit und die 
Motivation der Akteure, sowie auf die „soft skills“ an (vgl. Kapitel 3.4.5.2). Bei Kooperatio-
nen der Landwirtschaft mit der öffentlichen Hand (Gemeinden, Kommunen,…) oder den re-
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gionalen Energieversorgern treffen verschiedene Geschäftsmentalitäten und –erfahrungen 
aufeinander.  
Bei den Reinkraftstoffen muss der Konsument von der Nutzung überzeugt werden. Ebenso 
müssen die Koppelprodukte Presskuchen, Rapsextrationsschrot und DDGS bei den Landwir-
ten und/oder der Futtermittelindustrie Akzeptanz finden, so dass sich dann auch für die Er-
zeuger die entsprechenden Erlöse realisieren lassen. 
b) Anwohner- und Bürgerakzeptanz 
Beim Bau von Biogas-Anlagen sehen sich die Investoren immer recht schnell mit einem der 
folgenden Vorwürfe konfrontiert: 
- Biogas-Anlagen stinken 
- Biogas-Anlagen explodieren 
- Biogas-Anlagen verursachen ein großes Verkehrsaufkommen 
- Biogas-Anlagen beeinträchtigen die optische Aussicht und passen nicht ins Landschafts-

bild. 
Hier müssen individuelle Vorgehensweisen und Argumentationen gefunden werden. Einen 
Königsweg gibt es hier nicht. Oft findet sich eine generelle Zustimmung vom Bau der Bio-
masse-Anlagen, aber bitte nicht in meiner Nähe (Not-in-my-backyard-Syndrom). Diese An-
wohner- und Bürgerakzeptanz hat sehr großen Einfluss auf das Genehmigungsverfahren, wie 
zahlreiche Genehmigungsverfahren aus NRW zeigen, besonders in den Gebieten, die bisher 
wenig mit Biomasse-Nutzung in Berührung gekommen sind und in denen es große Nutzungs-
konkurrenzen in der Agrarlandschaft zwischen der Landwirtschaft und außerlandwirtschaftli-
chen Nutzung (z.B. landwirtschaftliche Nutzung und Naherholung) gibt. 
c) Gesellschaftliche Akzeptanz 
Neben der unmittelbaren Akzeptanz der Anlagen muss aber auch eine regionale und gesamt-
gesellschaftliche Unterstützung der Veränderung der Kulturlandschaft durch den verstärkten 
Energiepflanzenanbau zur Versorgung der Biomasse-Anlage sichergestellt werden. An dieser 
Akzeptanz entscheidet sich auch letztlich die weitere politische Unterstützung der Bioenergie. 
Durch den Bau von Biogas-Anlagen wird sich die lokale Landnutzung in Richtung verstärk-
tem Energiemais-Anbau ändern. In vielen Regionen Deutschlands hat die Bevölkerung bereits 
die gelb blühenden Rapsfelder akzeptiert und schätzen gelernt. Nichtsdestotrotz sind mit der 
Änderung des regionalen Landnutzungsgleichgewichts Umweltwirkungen in Form von erhöh-
tem Stickstoff- und Pestizideinsatz verbunden. Weitere Umweltwirkungen wie z.B. eine er-
höhte Bodenerosion oder ein verändertes Landschaftsbild sind bisher noch nicht genügend 
erforscht. 
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3.4.5 Kooperation als Erfolgsfaktor und Chancen in der Bioenergieerzeugung 

3.4.5.1 Kooperationen in der Landwirtschaft 

Kooperationen stellen eine aussichtsreiche Möglichkeit der Erhaltung der Wettbewerbsfähig-
keit und/oder des Wachstums für landwirtschaftliche Betriebe dar, nicht nur in den traditio-
nellen Erwerbsfeldern der  Landwirtschaft, sondern gerade in den neuen Einkommensmög-
lichkeiten der Bioenergieerzeugung. Aufgrund der gezeigten „economies of scale“ beim An-
lagenbau sollten die Landwirte die Möglichkeit der Kooperationen verstärkt in Betracht zie-
hen. Neben den Kostenvorteilen der größeren Anlagen ergeben sich weitere Vorteile: 

- Risikoverteilung 
- Verteilung des Know-How-Aufbaues auf mehrere Schultern 
- Arbeitsverteilung 
- Möglichkeit der Spezialisierung der einzelnen Kooperationspartner auf ihre 

Kerngebiete und damit Kostenvorteile 
- Flächenverfügbarkeit für den Energiepflanzenanbau 
- Absatz von Produkten in der Kooperation (z.B. Rapsöl oder Presskuchen, Ab-

wärme,…). 
Weitere Möglichkeiten bestehen in der Gründung von Erzeugergemeinschaften zur besseren 
Vermarktung und Koordination (z.B. zentrale Antragstellung bei der BLE) der Nachwachsen-
den Rohstoffe. Investitionen aus einem Maschinenring heraus bieten weitere Vorteile. 

3.4.5.2 Weiche Faktoren als Erfolgsfaktor 

Der Erfolg einer Kooperation hängt sehr oft von „soft skills“ ab. Diese beinhalten persönliche 
Eigenschaften wie Vertrauen, Teamfähigkeit und Kritikfähigkeit (DLG-MITTEILUNGEN 

2005B). Ebenso muss eine Portion Toleranz dabei sein (HÖLZMANN 2006A). Dadurch wird oft 
die ganz präzise Ausgestaltung des Vertragswerkes vermieden und somit die Transaktions-
kosten gesenkt (Vertrauensökonomie  Sozialkapital). Trotzdem müssen bei einer Zusam-
menarbeit die Kosten transparent dargelegt werden, um das Vertrauen zu stärken und damit 
eine erfolgreiche Zusammenarbeit zu gewährleisten (HÖLZMANN 2006A). Die Beteiligten 
können ihre individuellen Fähigkeiten in die Kooperation einbringen und so kann ein opti-
mierter Bereich durch das Zusammenarbeiten der „Experten“ zustande kommen. Eine erste 
Stufe der Zusammenarbeit ist meist die gemeinsame Anschaffung und Nutzung von Schlep-
pern und Maschinen (DOLUSCHITZ 2001).  
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Erfolgsfaktor Sozialkapital: Ökonomie des Vertrauens 
Ökonomisches Verhalten ereignet sich nicht zwischen isolierten Akteuren, sondern ist einge-
bettet in fortdauernde Systeme sozialer Beziehungen (BATHELT UND GLÜCKLER 2002). Sozia-
le Beziehungen (Netzwerke) beruhen auf Sozialkapital, wobei Sozialkapital als eine Ressour-
ce verstanden wird, die nur in Verbindung zwischen Akteuren (soziale Bindungen) mobilisiert 
werden kann (BATHELT UND GLÜCKLER 2002, RIEMER 2005). Das komplexe Konstrukt der 
sozialen Bindungen kann letztlich auf die Betrachtung des Vertrauens (als Mechanismus zur 
Reduktion der Komplexität von sozialen Beziehungen und Strukturen) vereinfacht werden. 
Nach Luhmann kann Vertrauen als eine risikoreiche Vorleistung der verschiedenen Akteure 
verstanden werden (LUHMANN 2000). Somit beruht das Sozialkapital im wesentlich auf Ver-
trauen. Es geht also um die von RIPPERGER 2003 beschriebene Ökonomie des Vertrauens. 
„Ein zentrales Problem bei Kooperationen – insbesondere bei Netzwerkorganisationen - be-
steht darin, dass ein Teil der Handlungen eines Partners für den anderen Partner nicht über-
wachbar sind, obwohl diese Handlungen die Erreichbarkeit des Ziele der anderen Partner 
maßgeblich beeinflussen können. Daher kann eine effiziente Zusammenarbeit in solchen Ko-
operationen nur realisiert werden, wenn zwischen den Partner ein Vertrauensverhältnis exis-
tiert: Das Verhalten der anderen Partner muss berechenbar sein, um die Komplexität der Ko-
operationsbeziehungen reduzieren zu können. Nach Wurche 1994 stellt Vertrauen eine not-
wendige, wenn auch nicht hinreichende Bedingung dar, ohne die die Chancen einer Koopera-
tion nicht genutzt werden können. Jarillo 1988 sieht Vertrauen als Maßnahme zur Senkung 
der Transaktionskosten, da so Kontrollaufwand und die für Verhandlungen benötigte Zeit 
verringert werden können. Doch trotz der unbestreitbaren Bedeutung von Kooperationen und 
der entscheidenden Rolle von Vertrauen im Rahmen solcher Kooperationen nimmt die Analy-
se von Vertrauen bzw. vertrauensbildenden Maßnahmen sowie von Prozessen der Vertrau-
enskonstitution in der betriebswirtschaftlichen Theorie einen äußerst geringen Stellenwert 
ein.“ (MICHAEL ET AL.2003, S. 99-100). 
Während für die Sinnhaftigkeit einer Kooperation die ökonomischen Parameter (Kostenein-
sparungen, Vermarktungschancen) relevant sind, sind für den Erfolg der Kooperationen sehr 
oft die „soft skills“, also die soziale Chemie (persönliche Sympathie und Gefühl), also der 
Faktor Mensch (KTBL 2005B) oder eben das Sozialkapital entscheidend. Entsteht dieses Ver-
trauen unter den Kooperationspartner, kann die Ressource Sozialkapital genutzt werden (was 
natürlich durch räumliche Nähe vereinfacht wird (KLUGE 2003)), sind einfache und schnelle 
Entscheidungen möglich. Diese ist die Basis für eine erfolgreiche Kooperation. 
 
Eigenmotivation und Schlüsselpersonen (Macher) 
Dieses Sozialkapital kann durch Schlüsselpersonen in der Region, die andere motivieren und 
mitreißen können, bereitgestellt werden (GEES ET AL. 2005). Diese Personen genießen hohes 
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Ansehen und verfügen über ein schlagkräftiges Netzwerk, durch das manche Probleme un-
kompliziert gelöst werden können. Ohne gewisse Führungspersönlichkeiten würde manches 
regionale Projekt nicht stattfinden können. Diese Führungspersönlichkeiten können die Vor-
sitzende von Maschinenringen sein, ein engagierter Landwirt, Kreisbauernführer, Lohnunter-
nehmer oder Landhändler. 
Die Kooperation der Landwirtschaft mit anderen Akteuren im Ländlichen Raum gestaltet sich 
etwas schwieriger, da hier neben einer Vorstellung von den verschiedenen „Betriebsklimata“ 
und Geschäftswelten auch die unterschiedlichen Mentalitäten und Motivationen der Akteure 
berücksichtigt werden müssen. Wichtig ist die Überzeugung der einzelnen Akteure über die 
Richtigkeit und langfristige Nachhaltigkeit der Investitionen im Bereich einer dezentralen 
Ölmühle oder Biogas-Anlage. Diese Überzeugung ist entscheidend für den Erfolg, denn nur 
so können die immer auftretenden Anfangsprobleme (z.B. Anlaufschwierigkeiten, Absatz-
probleme, billigere Alternativen oder hohe Rohstoffpreise), die es in jedem Projekt gibt, über-
standen werden. 
Hier stellt sich aus Sicht der Politik die Frage, wie man diese Schlüsselpersonen mit hoher 
Eigenmotivation fördern und unterstützen kann? Den ersten Versuch, die Aspekte der Koope-
ration in der Landwirtschaft aufzunehmen und auch in Beraterempfehlungen zu überführen, 
macht das KTBL 2005B. 
 
Neue Kooperationsformen im Ländlichen Raum 
Mit dem Ausbau der Bioenergie treffen neue Kooperationspartner im Ländlichen Raum auf-
einander. Aufgrund der Fördermöglichkeiten aus dem EEG haben einige Energieversor-
gungsunternehmen und Stadtwerke die Chance der Bioenergie-Produktion erkannt. Um die 
Rohstoffversorgung vor allem der Biogas-Anlagen zu sichern, müssen die Energieversorger 
Partnerschaften mit der regionalen Landwirtschaft eingehen. Hier treffen zwei verschiedene 
Geschäftswelten mit unterschiedlichen Mentalitäten, Geschäftspraktiken und –philosophien 
aufeinander. Momentan sind eine Reihe von großen Energieversorgern im Rheinland dabei 
Biogasanlagen zu bauen, jeweils mit unterschiedlichen Beteiligungskonzeptionen für die 
Landwirtschaft. Als Beispiele seien hier genannt: 

- STAWAG Energie GmbH, Aachen 
- RWE Power AG 
- RheinEnergie 
- Biogas NRW (Stadtwerke Düsseldorf und AgriCapital) 

Weitere Energieversorgungsunternehmen denken über ähnliche Investitionen nach (SYNER-

GIEKOMM 2006). 
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Abbildung 48: Kooperationen zwischen der Energie- und Landwirtschaft (Quelle: UNDERBERG 2006) 

Abbildung 48 zeigt die Landwirtschaft als Vertragspartner der STAWAG Energie GmbH. Als 
bündelnder Partner wurde die Buir-Bliesheimer Agrargenossenschaft gewonnen. 
Für die Umsetzung der weiteren dezentralen Biokraftstoff-Projekte wie Pflanzenöl und E-85-
Projekte ist die Landwirtschaft auf Kooperationspartner in und außerhalb der Landwirtschaft 
angewiesen. Für den Absatz des Rapsöles bei dezentralen Ölmühlen bieten sich vor allem 
regionale Flottenverbände, Speditionen, Landwirtschaft und landwirtschaftsnahe Unterneh-
mer, z.B. Maschinenringe oder Lohnunternehmer an. Auch eine Kooperation mit den regiona-
len Initiativen, die das Rapsöl vermarkten, wie z.B. die Regioöl-Initiative im Rheinland 
(http://www.regiooel.de/) oder BIENE.BEA.OWL in Ostwestfalen-Lippe (http://www.biene-
bea.de) bietet sich an. Auch beim Presskuchen müssen neue Kooperation mit viehhaltenden 
Betrieben oder mit der Futtermittelindustrie in der Region geschlossen werden. Im Bereich 
des E-85 müssen Kooperationen außerhalb der Landwirtschaft angestrebt werden, so z.B. mit 
Autohäusern, die FFV verkaufen und sich stellenweise auch um die Tankstellenstruktur 
kümmern müssen. 
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Regionalmanagement Nachwachsende Rohstoffe 
Es zeigt sich, dass bei den dezentralen Ansätzen der Biokraftstoffbereitstellung Kooperatio-
nen in und mit der Landwirtschaft notwendig sind. Führt man sich weiter vor Augen, dass die 
Anforderungen an den Landwirt als Energiewirt aus ökonomischer, technischer und sozialer 
Perspektive recht hoch sind, dann wäre die Förderung der Optimierung des Know-Hows in 
der Region durch Veranstaltungen, Arbeitskreise, Treffen und Exkursionen durchaus zu be-
grüßen. Die Nutzung der Biokraftstoffe und generell der Bioenergie lassen sich sehr gut in die 
Konzepte der Nachhaltigen Regionalentwicklung und der Programme zur Entwicklung des 
Ländlichen Raumes integrieren. Zudem ist durch die Bereitstellung von Informationen und 
das frühzeitige Einbinden von Akteuren z.B. auch eine Steigerung der Akzeptanz und Regio-
nalität („Wir in der Region“) möglich. Hier müssten also die Aktivitäten der Förderung des 
Ländlichen Raumes mit der Förderung der Regionalpolitik, z.B. der Wirtschaftsförderung 
kombiniert werden. Es müssen also die verschieden Akteure der Nachwachsenden Rohstoffe 
durch eine Art „Regionalmanagement Bioenergie/Nachwachsende Rohstoffe“ zusammen ge-
bracht werden, denn das Querschnittsthema Nachwachsende Rohstoffe erfordert die Vernet-
zung der verschiedenen Akteure. Die Moderation dieses neuen Organisations- und Kooperati-
onsprozesses ist eine klassische Aufgabe der Wirtschaftsförderung in den Kreisen und Agrar-
landschaften. 

3.4.6 Biokraftstoffe im Ländlichen Raum 

Verringerung der Steuerermäßigung für Agrardiesel: Einsatz von Biokraftstoffen im 
Ländlichen Raum 
Bei den Haushaltsbeschlüssen für das Jahr 2005 wurde die bisherige Steuerermäßigung des 
Agrardiesels ab dem 1. Januar 2005 verringert. Insgesamt wurde die Steuersubvention um 
56% gekürzt. Dem Vergütungsbetrag wird ein Selbstbehalt von 350€ und eine Bagatellgrenze 
von 50€ abgezogen. Zudem hat sich der Kreis der antragsberechtigten Betriebe geändert. Da-
nach sind ab 2005 Betriebe, insbesondere Lohnbetriebe, die für andere land- und forstwirt-
schaftliche Betriebe vergütungsfähige Arbeiten durchführen, selbst nicht mehr antragsberech-
tigt. Zudem wird eine Höchstmenge von begünstigtem Gasöl von 10.000 l eingeführt (KTBL 

2005C). 
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Agrardieselvergütung ab 01.01.2005
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Abbildung 49: Agrardieselvergütung (Quelle: THUNEKE 2005) 

Gerade für die großen Betriebe lohnt es deshalb, auf Alternativen zum Agrardiesel umzustei-
gen. Auch die landwirtschaftlichen Lohnunternehmen und Maschinenringe werden unter dem 
ökonomischen Anpassungsdruck über Alternativen (Pflanzenöl und Biodiesel) zum Agrardie-
sel nachdenken müssen (siehe Abbildung 49). Die KTBL gibt an, dass in der deutschen 
Landwirtschaft pro ha landwirtschaftlicher Nutzfläche durchschnittlich 100 Liter Dieselkraft-
stoff eingesetzt werden (KTBL 2005B). Ingesamt setzt die deutsche Landwirtschaft im Jahr 
2004 5,67% des Dieselkraftstoffes ein. Energie und Schmierstoffe machten im Jahr 2005 ca. 
11% der Vorleistungen der deutschen Landwirtschaft aus (Steigerung um 6,8% von 2004 auf 
2005) (BMELV 2006). 
Vor allem Beispiele aus Süddeutschland zeigen, dass ein Umstieg auf Alternativen zum Mi-
neralöldieselkraftstoff doppelt gewinnbringend sein kann. Zum einen ergibt sich eine Einspa-
rung der Kraftstoffkosten und zum anderen ist bei eigener Produktionsanlage eine bestimmte 
Absatzmenge gesichert. Nach der beschlossen Kürzung der Agrardieselbeihilfe werden als 
Kompensation in den Jahren 2005 und 2006 je 10 Mio. Forschungs- und Entwicklungsgelder 
für die Landwirtschaft in Aussicht gestellt, die der Entwicklung der biogenen Treibstoffe in 
der Landwirtschaft dienen sollen (FNR 2005). 
Es zeigt sich, dass die Landwirtschaft vor allem auf den Einsatz von reinem Pflanzenöl setzt 
(FNR 2006c). Das reine Pflanzenöl hat beim 100-Schlepper-Programm ein gemischtes Bild 
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abgegeben, wobei ein Teil der Mängel wohl auf die Nichterfahrung der Umrüster und die 
schlechte Qualität des Pflanzenöls zurückzuführen ist. Das Pflanzenöl kostet momentan ca. 
70ct/l (http://www.carmen-ev.de/dt/energie/bezugsquellen/pflaoelpreise.html) und bietet da-
mit einen sehr großen Kostenanreiz. 
Man kann erkennen, dass es sich gerade für große Ackerbaubetriebe lohnt, auf Alternativen 
zum Agrardiesel umzusteigen. Die großen Betriebe in den neuen Bundesländern fangen an, 
ihre Kraftstoffversorgung auf Biodiesel umzustellen. Auch die landwirtschaftlichen Lohnun-
ternehmen und Maschinenringe werden bei einem ökonomischen Anpassungsdruck nicht um 
Alternativen zum Agrardiesel herum kommen. Hier kann man sich die Erfahrungen, die in 
Süddeutschland gemacht wurden zunutze machen. Ob und wann ein Betrieb wie viele Ma-
schinen auf Pflanzenöl oder Biodiesel umrüsten sollte, hat das KTBL in detaillierten Berech-
nungen für Modellbetriebe ermittelt (vgl. DÖHLER 2006, sowie weitere Publikationen des 
KTBL). Welche Bereiche der Pflanzenöltechnik gefördert werden, ergibt sich aus Anhang 13. 
Der Einsatz von Alternativen ist aber nur so lange wirtschaftlich, wie diese auch von der Mi-
neralölsteuer befreit ist. Es scheint aber eine breite politische Unterstützung für eine langfris-
tige Steuerbefreiung der Biokraftstoffe für den Einsatz in der Landwirtschaft zu geben. Dies 
zeigt die aktuelle Diskussion um die Besteuerung der Biokraftstoffe und auch die Tatsache 
der Unterschiede in der Besteuerung des Agrardiesels in den verschiedenen europäischen 
Mitgliedsländern.  

Tabelle 18: Vergleich der europäischen Agrardieselpreise (Quelle: CAPRI 2006) 

TABLE DIESELP 
(*,EMISPAR) 
 PRCFUEL 
 € Cent 

BL 30,32 
DK 41,72 
DE 68,08 
EL 62,83 
ES 41,35 
FR 39,06 
IR 43,23 
IT 48,85 
NL 50,85 
AT 64,9 
PT 42,09 
SE 67,73 
FI 35,48 
UK 39,25 

 
Mit einer Besteuerung der Biokraftstoffe würden sich weitere Wettbewerbsnachteile für die 
deutsche Landwirtschaft ergeben (siehe Tabelle 18). 
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3.5 Fallstudien: Positive Beispiele und Schlussfolgerungen 

Die zwei Fallstudien in den Agrarregionen sollten positive Ansätze, aber auch mögliche 
Hemmnisse identifizieren. Durch Expertengespräche und Treffen sollten die regionalen Be-
dingungen und Strukturen erfasst werden und diese in Richtung der Biokraftstoffe überprüft 
werden. 
Die erste Fallstudie überprüfte die Möglichkeit des Baus einer BioEthanol-Anlage im Rhein-
land. Hier ergab sich die Möglichkeit einer Mitarbeit in der „Gemeinschaftsinitiative Wirt-
schaftsregion Agrar-Energie“ an der Zuckerfabrik Jülich AG (Kompetenzzentrum Nachwach-
sende Rohstoffe) von November 2004 bis März 2005. Neben dem Hauptfokus der Untersu-
chung der Realisierbarkeit einer BioEthanol-Produktion in der Region wurden auch die As-
pekte der Biogas-Produktion und der dezentralen Rapsölgewinnung beleuchtet. 
In der zweiten Fallstudie stand die dezentrale Ölsaatenverarbeitung in Süddeutschland im 
Vordergrund. 

3.5.1 Allgemeine und regionale Rahmenbedingungen einer Produktion von 
BioEthanol am Standort Zuckerfabrik Jülich 

Bei der Erstellung einer BioEthanol-Anlage sind verschiedene Aspekte zu berücksichtigen. 
Neben Rahmenbedingungen auf den verschiedenen Ebenen, die den Marktpreis und die 
Absatzmöglichkeiten für Ethanol in Deutschland bestimmen, sind auch die lokalen und 
regionalen Standortfaktoren zu beachten. In dem vom BBI herausgegeben „Ethanol Plant 
Development Handbook“ sind die wichtigsten Standortfaktoren aufgearbeitet. Zu nennen 
sind: Rohstoffversorgung, Wasser- und Abwasser, Energieversorgung, Möglichkeiten, das 
große Transportaufkommen zu bewältigen, Marktzugang des Ethanols und der 
Koppelprodukte, Anlagengröße, Synergieeffekte und Nutzung bestehender Anlagenteile auf 
dem Gelände, Vorschriften und Regulationen, Förderung (BBI 2001).  
 
Lokale Standortfaktoren der Zuckerfabrik Jülich 
Verkehrsanschlüsse und -lage 
Die Zuckerfabrik Jülich liegt inmitten des rheinischen Weizenanbaugebietes und somit wür-
den sich kurze Transportweg bei der Rohstoffversorgung ergeben. Auch der Bahnanschluss 
der Zuckerfabrik kann als positiver Standortfaktor registriert werden. Er würde vor allem den 
Abtransport des Ethanols und der getrockneten Schlempe ermöglichen. Der nicht vorhandene 
Hafenanschluss erschwert das mögliche Einschiffen von Importweizen und den Abtransport 
des Ethanol und der Koppelprodukte per Binnenschiff. 
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Synergieeffekte auf dem Gelände 
Auf dem Gelände der Zuckerfabrik ergeben sich einige Synergieeffekte der Produktion von 
BioEthanol mit dem Herstellungsprozess des Zuckers (vgl. Abbildung 50). 

 

Abbildung 50: Integration der BioEthanol-Anlage in die Zuckerproduktion (Eigener Entwurf der Zucker-
fabrik) 

Vor allem würden sich große Synergieeffekte bei der Nutzung des Kraftwerkes (Dampf und 
Wärme) sowie der Abwasserreinigung, aber auch bei der Nutzung von Laborkapazitäten er-
geben. Zu prüfen wäre in diesem Zusammenhang die Lärm- und Geruchsbelästigung durch 
die Ethanolproduktion am Standort Jülich. 
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Betriebswirtschaftliche Kalkulationen der BioEthanol-Produktion 
Die Modellberechnungen von HENNIGES UND ZEDDIES (2003) gehen von einem Einsatz von 
64% Weizen und 36% Zuckerrüben für die Produktion von Ethanol aus. Die Ethanolproduk-
tion aus Zuckerrüben erfolgt innerhalb einer 90-tägigen Kampagnedauer. In der restlichen 
Zeit des Produktionsjahres wird Weizen verwendet.  

Tabelle 19: Absolute und prozentuale Zusammensetzung der geschätzten Herstellungskosten für Ethanol 
in Deutschland (Quelle: HENNIGES UND ZEDDIES 2003) 

Kapazität 500.000hl 2 Mio. hl 
Rohstoff Weizen Zuckerrüben Weizen Zuckerrüben 
 €/hl % €/hl % €/hl % €/hl % 
Gebäude 1,28 2,1 1,28 2,1 0,82 1,5 0,82 1,5 
Maschinen / Inventar 8,28 13,4 8,28 13,3 5,30 9,6 5,30 9,6 
Fixe Kosten 9,56 15,5 9,56 15,4 6,12 11,1 6,12 11,1 
Personal 4,26 6,9 4,26 6,8 1,40 2,5 1,40 2,5 
Versicherung/ Ge-
bühren/ Reparaturen 

1,60 2,6 1,60 2,6 1,02 1,9 1,02 1,8 

Rohstoff (mit Trans-
port) 

27,75 44,9 30,89 49,6 27,75 50,5 30,89 55,8 

Betriebsmittel 18,68 30,2 15,93 25,6 16,68 34,0 15,93 28,8 
Brutto-
Produktionskosten 

61,85 100 62,24 100 54,96 100 55,36 100 

Nebenprodukte -6,80 -11 -7,20 -11,6 -6,80 -12,4 -7,20 -13,0 
Netto-
Produktionskosten 

55,05 89 55,04 88,4 48,16 87,6 48,16 87 

 
Tabelle 19 zeigt, dass die Rohstoffkosten (incl. Transport) einen Großteil der Herstellungs-
kosten ausmachen. Sie können bis zu 55% der Kosten betragen. Ebenso zeigt sich, dass der 
Absatz der Koppelprodukte einen entscheidenden Beitrag zur Reduktion der Herstellungskos-
ten leistet. Ihr gesicherter Absatz ist ebenso für eine positive Energie- und Klimabilanz wich-
tig. 
 
Relative Vorzüglichkeit der Rohstoffe 
Bei der Frage der relativen Vorzüglichkeit der einsetzbaren Rohstoffe entscheidet letztlich der 
Vergleich der Herstellungskosten für einen Liter Ethanol mit den jeweiligen Einsatzstoffen. 
Zwar sind die Produktionskosten mit Roggen ein wenig höher als mit Weizen (siehe SCHMITZ 

2003), aber die niedrigen Roggenpreise ermöglichen es, dass die Herstellung aus Roggen in 
Deutschland die günstigere Variante darstellt (WAGNER. UND IGELSPACHER 2003). Aufgrund 
des Wegfalls der Roggenintervention im Zuge der Luxemburger Beschlüsse sind die Roggen-
preis stark gefallen und die Produktion von Ethanol bietet vor allem in Brandenburg mit sei-
nen sandigen Böden eine weitere Vermarktungsmöglichkeit. 
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Abbildung 51: Spezifische Kraftstoffkosten und Preise in €/LiterBenzinäquivalent (Quelle: WAGNER UND I-
GELSPACHER 2003) 

Es wird deutlich, dass der Einsatz von Zuckerrüben zu Ethanolherstellung in Deutschland 
betriebswirtschaftlich nicht optimal ist (vgl. Abbildung 51). Die deutsche und auch die euro-
päische Ethanolproduktion basieren auf Getreide. Somit sind die Rohstoffflüsse zur Produkti-
on von Zucker und Ethanol in Europa von einander getrennt im Gegensatz zu Brasilien.  
 
Rohstoffversorgung aus der Region: Rheinisches Zuckerrübenanbaugebiet 
Die Zuckerfabrik Jülich liegt in der Mitte der Köln-Aachener Bucht. Die Jülicher Börde 
zeichnet sich durch vorzügliche natürliche Standortfaktoren für den Ackerbau aus. Karte 33 
und 34 zeigen wiederum die Homogenität der rheinischen Zuckerrübenanbaugebiete, die 
durch die zwei Leitfrüchte des Ackerbaues (Zuckerrüben und Winterweizen) geprägt sind.  
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Karte 33: Rheinisches Zuckerrübenanbaugebiet 

Die Karte 33 zeigt sehr deutlich die starke Dominanz des Zuckerrübenanbaues in der Köln-
Aachener Bucht. Gerade in den Gemeinden um die Zuckerfabrik steigt der Anteil der Zucker-
rüben am Ackerland bis auf 33% an. Durch die Zuckermarktreform werden sich die De-
ckungsbeiträge des Zuckerrübenanbaus verschlechtern. Damit müssen die rheinischen Land-
wirte Einkommensverluste hinnehmen. Geht man aber davon aus, dass die Pachtpreise sich 
nicht so schlagartig ändern werden wie die Deckungsbeiträge, so wird es einige Verwerfun-
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gen geben. Im Rahmen der Quote bleibt die Zuckerrübe aber weiterhin mit Abstand die lukra-
tivste Anbaufrucht. 

"Zuckerfabrik Jülich

Bonn

Köln

Neuss

Düren
Aachen

Viersen

Bergheim

Heinsberg

Euskirchen

Entwurf: Thomas Breuer

Weizenanbau in der Region

" Zuckerfabrik Jülich

Kreisgerenzen

Städte

Anteil von Winterweizen am
Ackerland (2003)  in %

bis 15

15 bis 30

über 30%

0 10 205
km

 

Karte 34: Weizenanbau im Rheinland 

Der Weizen (vgl. Karte 34) kann nach der Zuckerrübe als 2. Leitfrucht des Ackerbaus und als 
Standardproduktion im Rheinland mit entsprechendem Know-How und Ausstattung des Ma-
schinenparks angesehen werden.  
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Abbildung 52: Theoretische Potenziale der Ethanolerzeugung unter reiner Winterweizennutzung der 
Getreidefelder bzw. stilllegungsflächenbereinigten Zuckerrübenflächen (Quelle: KOCH ET AL. 2005) 

Abbildung 52 zeigt die theoretischen maximalen Ethanolerzeugungspotenziale bei fiktiver 
100%iger Nutzung des Winterweizens und der Zuckerrüben zu den Transportkosten. Die Ord-
niate zeigt die Transportkosten umgerechnet auf ct/l produziertes Ethanol.  
„Die Markierungspunkte auf den Graphen zeigen die Distanzen an (10 bis 60 km). Zur besse-
ren Einordnung der Potenziale sind die Kapazitäten einer kleinen Produktionsanlage (Min-
destgröße) mit 20.000 m3 Ethanol sowie einer großen Anlage mit einer Kapazität von 240.000 
m3 markiert. Die Vorteile von Getreide gegenüber Zuckerrüben in Bezug auf die Transport-
kosten werden in dieser Grafik deutlich. Der Transportkostenanteil an einem Liter Ethanol 
liegt bei der Zuckerrübe cirka doppelt so hoch wie bei Getreide“ (KOCH ET AL. 2005, S. 43) 
Insgesamt kommt das Forschungszentrum Jülich zu der Feststellung, dass die in der Jülicher 
Region zur Verfügung stehenden landwirtschaftlichen Anbauflächen grundsätzlich keinen 
limitierenden Faktor für die Bioethanolherstellung darstellen (KOCH ET AL. 2005). 
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Tabelle 20: Ackerfläche und Anbau der wichtigsten Ackerfrüchte in der Jülicher Region im Jahr 2003 

 Gesamte 
Ackerfläche 

Anteil 
Zucker-
rüben 

Pflicht- 
stilllegung 

Weizen 
 

Kreis in ha 
 

in % in ha in ha 

Stadt Aachen 1.947 16 141 813 
Kreis Aachen 8.375 25 607 3.357 
Kreis Düren 45.478 26 3.295 18.315 

Kreis Euskirchen 25.647 15 1.858 8.724 

Kreis Heinsberg 33.956 24 2.460 11.308 

Rhein-Kreis Neuss 28.255 25 2047 9.012 

Rhein-Erft-Kreis 33.706 27 2442 12.630 

Summe 177.364  12.850 64.159 

 
Die gesamte Ackerfläche in den oben genannten Kreisen beläuft sich auf insgesamt über 
177.500 ha (vgl. Tabelle 20). Errechnet man aus der neuen Agrarreform die Stilllegungsflä-
chen (8,05% der gesamten Stilllegungsflächen minus 10%  Kleinerzeugerregel: 19,68 ha), 
dann erhält man eine Stilllegungsfläche von ungefähr 13.000 ha, die rein theoretisch auch 
dem Anbau von billigem Energieweizen für eine Ethanolproduktion zur Verfügung stehen 
würden. Legt man einen durchschnittlichen Ertrag von 8,5t/ha zugrunde, dann erhält man ins-
gesamt eine Jahresproduktion von 110.000t Weizen allein auf den Stilllegungsflächen. Auf-
grund von Quotenkürzungen bei den Zuckerrüben ist mit einem weiteren Anstieg des Anteils 
von Winterweizen in der Region zu rechnen. 
 
Organisation und Logistik der Stoffströme 
Genossenschaften 
Im Einzugsgebiet der Zuckerfabrik befinden sich mehrere große Genossenschaften und Land-
händler, die Erfahrungen in der Logistik und Vermarktung des Weizens haben. Die beiden 
größten sind die RWZ Köln und die Buir-Bliesheimer Agrargenossenschaft,  
 
Rohstoffversorgung durch Importe  
Weizen ist ein Welthandelsgut und könnte entsprechend auch über den Weltmarkt bezogen 
werden. Ein Eisenbahnanschluss ist an der Zuckerfabrik vorhanden, allerdings ist ein An-
schluss an die großen Wasserstraßen nicht gegeben. 
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Regionale Absatzmöglichkeiten des Ethanols und der Koppelprodukte 
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Karte 35: Regionale Absatzmöglichkeiten des BioEthanols 

Im näheren Umkreis der Zuckerfabrik Jülich würden sich einige Absatzmöglichkeit für Etha-
nol befinden (vgl. Karte 35). In Köln, Wesseling und Marl befinden sich MTBE-Anlagen. Die 
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Anlage in Marl wurde zum September 2005 auf ETBE (250.000t/a) umgestellt (GRIESE 2005). 
Hier werden jährlich allein ca. 120.000t Ethanol benötigt.  
 
Das Hauptkoppelprodukt der Ethanolproduktion, die Schlempe, kann als Dünnschlempe (Wet 
Distiller´s Grains, WDG) direkt in die Tierfütterung eingebracht werden. Hierzu wären größe-
re Tierbestände in geringer Entfernung notwendig. Die andere Möglichkeit wäre, die anfal-
lende Schlempe zu trocknen und als so genannte DDGS (Distillers dried grain with solubles) 
in den Futtermittelmarkt zu bringen. Die Trocknung der Schlempe ist sehr energieintensiv 
und macht bis zur Hälfte der Energiebilanz und der Investitionssumme aus (SCHMITZ 2003, 
HENNIGES UND ZEDDIES 2003). 
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Karte 36: Absatzmöglichkeit der Koppelprodukte der Ethanolproduktion in NRW 
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Wie in der Karte 36 sichtbar, sind in unmittelbarer Nähe der Zuckerfabik Jülich keine großen 
Viehbestände vorhanden, da es sich um eine Ackerbauregion handelt. Das heißt, eine Ver-
marktung der Schlempe als DDGS müsste angestrebt werden. Die Südzucker AG hat in ihrer 
Anlage in Zeitz bereits einen eigenen Markennamen ProtiGrain für das anfallende proteinhal-
tige DDGS entworfen (GUDERJAHN 2004). Bei der Anlage fallen jedes Jahr 260.000t getrock-
nete Weizenschlempe an. Sie wird pelletiert und hat einen Trockensubstanzgehalt von 90% 
und einen Rohproteingehalt von 30 bis 35%. Sie ist auf jeden Fall GVO-frei und stellt ein 
hochwertiges Qualitätsprodukt dar, das in Zusammenarbeit mit der Wissenschaft, der Futter-
mittelindustrie und dem QS-System in den Markt eingeführt wird 
(http://www.cropenergies.com/). 
In mittleren Entfernungen zur Zuckerfabrik befinden sich große Genossenschaften und Fut-
termischwerke, die Eiweißfutter verarbeiten und/oder vermarkten könnten.  
Eine andere Möglichkeit der Verwendung der anfallenden Schlempe wäre die Vergärung in 
einer Biogas-Anlage. Die Verbindung von landwirtschaftlichen Brennereien und die Verwen-
dung der anfallenden Schlempe in einer Biogas-Anlage bilden einen in sich geschlossenen 
Stoffkreislauf. Bei den landwirtschaftlichen Brennereien würde bei der Verwendung der 
Schlempe auch der NaWaRo-Bonus (6ct/kWh) gezahlt, bei den großen zentralen Anlagen ist 
dies nicht der Fall.  
Neben dem Einsatz von Weizen in den Futtermischwerken bestehen in der Region große Ge-
treidemahlkapazitäten (vgl. Karte 36). Somit ergeben sich in NRW hohe Opportunitätskosten 
des Weizeneinsatzes (tierische Veredelung und Getreidemühlen). 
 
Ethanolabsatzmengen sind in Deutschland begrenzt 
Einsatz von BioEthanol im deutschen Kraftstoffmarkt 
Über die Einsatzmöglichkeiten von BioEthanol im Kraftstoffbereich wurde eine Reihe von 
Studien erstellt. Von besonderer Bedeutung sind hier zu nennen: SCHMITZ 2003, SCHMITZ 

2005A und WAGNER UND IGELSPACHER 2003. An dieser Stelle soll auf die Einsatzmöglichkei-
ten des Ethanols im Verkehrssektor eingegangen werden (vgl. Abbildung 53). 
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Abbildung 53: Verwendungsmöglichkeiten des Ethanols in Kraftstoffbereich (Quelle: WALTHER 2004) 

 
E-100: Reine Ethanolfahrzeuge 
Hier liegen umfangreiche Praxiserfahrungen aus Brasilien vor, die im Rahmen des großen 
brasilianischen PROALCOOL-Programm gemacht wurden. Die reinen Alkoholfahrzeuge sind 
aber den Flexible-Fuels-Vehicles (FFV) gewichen, da man sich die Flexibilität der Tankmög-
lichkeiten von Alkohol und Benzin erhalten will. In der Vergangenheit hatte es Probleme mit 
der Versorgung der reinen Alkoholfahrzeuge gegeben, die viele Nutzer abgeschreckt haben 
(DÜNCKMANN 2000). Es kommen auch Probleme der Lagerung des Alkohols und der Infra-
struktur hinzu. So müssen spezielle Fahrzeuge gebaut und eine eigene Infrastruktur aufgebaut 
werden. Die reinen Ethanol-Autos stellen keinen potenziellen Markt in Europa dar.  
 
E-85/FFV-Technologie 
Um E85, also 85% Ethanol und 15% Benzin in Fahrzeugen zu fahren, müssen diese eine Sen-
sorik eingebaut haben, die die Mischungsverhältnisse im Tank erkennt und dann entsprechen-
de Motoreinstellung vornimmt. Diese Fahrzeuge nennt man FFV. Es handelt sich um erprobte 
Serienproduktionen, also nicht um Umrüstungen wie wir sie von den Pflanzenölfahrzeugen 
kennen. Die Anschaffungskosten für ein FFV liegen nur minimal über dem eines normalen 
Benzinfahrzeuges (ERBERT 2005). Flexible bedeutet in diesem Zusammenhang, dass eine be-
liebige Mischung zwischen E85 und Benzin getankt werden kann. Hier liegt der große Vorteil 
gegenüber den reinen Alkohol-Fahrzeugen, die nur Ethanol tanken konnten und somit von der 
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entsprechenden Infrastruktur und damit der Versorgung mit Ethanol abhängig sind. Bei den 
FFV ergibt sich somit eine gewisse Unabhängigkeit, da immer am bestehenden Tankstellen-
netz Benzin getankt werden kann (ERBERT 2005). Zu den technischen Erfahrungen kann für 
den Kraftstoff E85 festgehalten werden, dass bisher eine Normierung fehlt, die Verfügbarkeit 
des Kraftstoffs nicht überall vorhanden ist, was auch im Zusammenhang mit der Infrastruktur 
(eigene Zapfsäule) zu sehen ist und dass die Kosten für E85 bisher noch nicht die Erwartun-
gen erfüllt. Im Bereich der FFV-Technologie liegen zahlreiche Erfahrungen vor. In den USA 
wird diese Technologie seit über 10 Jahren eingesetzt und in Brasilien zeigt sich momentan 
ein wahrer Boom der FFV (vgl. Abbildung 54). Alle namhaften Hersteller haben ein oder 
mehrere FFV´s im Angebot. 

 

Abbildung 54: Anteil von FFV an PKW-Neuzulassungen in Brasilien (Quelle: SCHMITZ 2005B) 

In Europa hat man vor allem Schweden Erfahrungen. Hier hat man im Jahr 2002 mit einem 
Programm begonnen, um die E85/FFV-Technologie in den Markt zu bringen. Seit 2002 wur-
den über 15.000 FFV-Fahrzeuge verkauft. Saab und Volvo werden ebenfalls ein FFV auf dem 
schwedischen Markt anbieten. Die Erfahrungen mit der FFV-Technologie zeigen, dass sich 
keine zusätzlichen Garantiekosten für die Fahrzeughersteller ergeben. Ebenso ist der Wieder-
verkaufswert der Fahrzeuge nicht unterschiedlich zu normalen Benzin-Fahrzeugen. Allerdings 
ist ein Mehrverbrauch der Fahrzeuge von bis zu 30% zu beklagen, wobei sich eine um 5% 
höhere Motorleistung ergibt. Die Abgasnormen für Euro IV können eingehalten werden und 
ein zusätzlicher Ölwechsel bei 10.000km wird empfohlen (ERBERT 2005). Insgesamt bietet 
die gesamte Technologie noch erhebliches Innovationspotenzial. Der Aufbau einer Tankinfra-
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struktur scheint einer der wichtigsten Grundsteine für eine erfolgreiche Einführung der FFV-
Technologie zu sein. Hier kann man auf Erfahrungen aus Schweden zurückgreifen, die auch 
in das Flottenprojekt des MUNLV´s eingeflossen sind. In Deutschland ist die FFV-
Technologie bisher noch überhaupt nicht bekannt, was wahrscheinlich auch mit der bisher 
geringen Ethanolproduktion zusammenhängt. Wenn Europa zum Ethanolproduzenten wird, 
dann sollte wie in den anderen großen Ethanolproduzentenländern der Einführung der FFV-
Technologie nichts mehr im Wege stehen. Allerdings ist hier das partnerschaftliche Zusam-
menwirken von Herstellern, Verteilern, Flotten und der Politik erforderlich. In Deutschland 
hält sich die Autoindustrie mit der Einführung der FFV zurück. Ein Grund könnte die Angst 
sein, dass mit einer neuen Technik die Anfälligkeit der Fahrzeuge für Störungen steigt und 
dass dies in einem deutschen Markt nicht gewollt ist. Fakt ist, dass alle namhaften Hersteller 
in Brasilien und den USA FFV´s anbieten. Hier muss abgewartet werden wie sich die Auto-
mobilindustrie entscheiden wird. Wahrscheinlich ist, dass Ford mit dem Ford Focus als erster 
ein FFV in Deutschland anbieten wird. Ebenso ist die Mineralölwirtschaft bei der Einführung 
des E85 sehr zurückhaltend, im Gegensatz zu den Entwicklungen in Schweden. In Deutsch-
land zeigt allerdings der freie Mineralölhandel Interesse (ERBERT 2005). 
 
E5 und ETBE 
Will man Ethanol in großen Mengen in den Markt bringen, dann bietet sich eine Beimischun-
gen (Blending) von Benzin mit Ethanol durch die Mineralölindustrie an. Die europäische 
DIN-Norm EN 228 für Ottokraftstoffe erlaubt eine 5%-ige Beimischung von Ethanol und eine 
15%-ige Beimischung des Additivs ETBE (WIRTSCHAFTLICHE VEREINIGUNG ZUCKER 2004). 
In Deutschland führt eine 5%-ige Beimischung von Ethanol zu einem Marktpotenzial von 1,7 
Mio. m3. Allerdings ist es nicht realistisch anzunehmen, dass dieses Marktpotenzial tatsäch-
lich kurz- bis mittelfristig zu realisieren sein wird (SCHMITZ 2005A).  
In Deutschland gibt es massive Vorbehalte gegen den Einsatz von E5 von Seiten der Mineral-
ölindustrie, die vor allem technisch begründet sind (SCHMITZ 2005A).  
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Abbildung 55: Dampfdruckproblematik: Blendverhalten von Ethanol und ETBE (Quelle: GUDERJAHN 

2004) 

Die Abbildung 55 zeigt, dass das Blendverhalten von Ethanol und ETBE sehr unterschiedlich 
ist. Während beim Blenden von ETBE von Anfang an der Dampfdruck (also die Kraftstoff-
flüchtigkeit) des Gemisches abgesenkt werden kann, kommt es beim Blenden von Ethanol zu 
einer Dampfdruckanomalie. Im Bereich der geringen Zumischungen von Ethanol zum Benzin 
steigt der Dampfdruck rapide an und übersteigt damit in den Sommermonaten die von der 
europäischen Kraftstoffnorm geforderten 60kPa (in den Wintermonaten sind 70kPA gefor-
dert, die aber eingehalten werden können). Erst beim Blenden von größeren Anteilen Ethanols 
sinkt der Dampfdruck wieder unter den geforderten Grenzwert. Eine Initiative der Bundeslän-
der Brandenburg und Sachsen-Anhalt im Bundesrat zur Änderung der Kraftstoffnorm schei-
terte. Eine Änderung der Kraftstoffnorm erfordert im Regelfall einen langfristigen Prozess. 
Die Mineralölwirtschaft hat im Jahr 2004 einen Feldversuch zum Thema Beimischung gestar-
tet. Die Erkenntnisse werden die weitere Entwicklung entscheidend beeinflussen (SCHMITZ 

2005A). Zwei weitere Probleme kommen von Seiten der Mineralölwirtschaft hinzu. 
1) Swap-Praxis 
In der Mineralölwirtschaft tauschen die einzelnen Konzerne Kraftstoffe untereinander aus. 
Somit bedarf die Einführung von E5-Blends einer abgestimmten Vorgehensweise in der ge-
samten Mineralölindustrie. Ansonsten könnte es zu einer ungewollten Dampfdruckanomalie 
kommen, da gerade die Sprünge in der Dampfdruckproblematik in den unteren Mischungs-
verhältnissen besonders groß sind. 
2) Benzin- Überkapazitäten 
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Abbildung 56: Entwicklung des Kraftstoff-Marktes in Deutschland (Quelle: www.mwv.de) 

Besonders im Benzinmarkt hat die Mineralölindustrie ein begrenztes Interesse BioEthanol 
einzusetzen, denn der europäische und damit auch der deutsche Markt für Benzin ist ‚long’, 
d.h. es besteht ein Überangebot. Da die verschiedenen Derivatanteile beim Raffinieren nicht 
beliebig variiert werden können, kommt es zu einem Überangebot an Benzin. Europa expor-
tiert heute schon einen Teil des produzierten Benzins in Länder, in denen der Markt noch 
‚short’ ist, z.B. in die USA. Die Gewinnmargen sind dabei allerdings aufgrund der Transport-
kosten gering. Diese Benzinüberhänge werden sich aufgrund der starken Zunahme der Diesel-
fahrzeuge in der Zukunft noch verschärfen (vgl. Abbildung 56). Eine Beimischung von Etha-
nol in Form des Kraftstoffzusatzes ETBE würde hingegen kein Problem darstellen, da es zu 
keiner Volumenerhöhung des „schwer“ zu vermarktenden Benzins führen würde (BREUER 

2004). 
 
ETBE 
Im Gegensatz zur direkten Beimischung hat der Einsatz von ETBE den großen Vorteil, dass 
es aus technischer Sicht unproblematisch ist und von der Mineralölindustrie allgemein akzep-
tiert ist (SCHMITZ 2005A). Die komplette Umstellung von MTBE-Anlagen auf ETBE-Anlagen 
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in Deutschland ist abgeschlossen. Momentan werden in Deutschland rund 600.000 t 
MTBE/ETBE  pro Jahr an folgenden Standorten produziert:  

- Köln: 31 
- Heide: 12 
- Karlsruhe: 163 
- Marl: 214 
- Schwedt: 80 
- Vohburg: 37 
- Wesseling: 65 

Angaben in 1000to/a; Quellen: http://www.abengoabioenergy.com/feature.cfm?page=7&lang=1; 
http://www.efoa.org/supply_demand.html 

 
Nimmt man an, dass ETBE zu 47% aus Ethanol und zu 53% aus Isobutylen besteht, dann 
ergibt sich aus der Umstellung aller MTBE-Anlagen auf die Produktion von ETBE in 
Deutschland ein Bedarf an Ethanol von ca. 350.000 m3 pro Jahr. Eine Erweiterung der Kapa-
zitäten wird von der Mineralölindustrie eher kritisch bewertet (SCHMITZ 2005A). Neben den 
erforderlichen Investitionen in die Veretherungskapazitäten ist auch die Verfügbarkeit der 
Isobutylen als limitierend anzusehen (GUDERJAHN 2004). 
 
Ethanol in Diesel 
In Deutschland ist im Rahmen der Feinstaub-Diskussion auch die Möglichkeit der Beimi-
schung von Ethanol zum Diesel diskutiert worden. Auf dem FNR-Kongress „Bioethanol als 
Kraftstoffe“ am 2. Mai in Bonn präsentierte sich die amerikanische Firma O2Diesel™, die 
schon seit vier Jahren kommerzielle Erfahrungen mit Ethanol-Dieselkraftstoffen in den USA 
und Brasilien hat (RETHWILM 2005). Der entwickelt O2Diesel™ besteht zu 7,7% aus Ethanol, 
0,6% O2-Additiv und zu 91,3% aus Dieselkraftstoff. Der O2Diesel™ erreicht Premium 
Kraftstoffqualität und ist preislich wettbewerbsfähig (RETHWILM 2005). Er weist im Gegen-
satz zum Mineralöldiesel eine Reduktion von 20 bis 45% der Feinstaub-Partikel auf. Auch die 
Emissionen im Bereich Stickoxide, CO und Rauch können merklich reduziert werden. Der 
Einsatz des neuen Diesels ist vor allem für größere Flotten (Kurierfirmen, Speditionen, städti-
sche und öffentliche Flotten) interessant. In Deutschland ist ein Einsatz aber aufgrund der 
DIN-Norm nicht möglich. In Brasilien wird momentan an der Entwicklung von Ethanol-
Dieselkraftstoffen geforscht (SCHMITZ 2005A). 
 
Fazit 
Fasst man die geschilderten Sachverhalte zusammen, so ist davon auszugehen, dass sich kurz-
fristig nur die ETBE-Produktion als gesichertes Ethanol-Absatzpotenzial realisieren lässt. 
Damit ist das Absatzpotenzial kleiner als allgemein angenommen. Schafft man bei der 
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Dampfdruckproblematik einen Durchbruch, dann werden auch die anderen Schwierigkeiten 
der E5-Blends gelöst werden, denn der Einsatz von Ethanol verspricht bei der momentanen 
100%-igen Steuerbegünstigungen gute Gewinnspannen (siehe Tabelle 21). Mit der Absicht 
der Einführung des Beimischungszwangs (ab 01/2007: 2% Ethanol zum Benzin; ab 2010 3% 
Ethanol) wird sich die Absatzproblematik des Ethanols in Deutschland entschärfen.  

Tabelle 21: Gewinnspanne beim Einsatz von Ethanol (Quelle: HENKE 2005) 

 Benzin  (€/1) Ethanol (€/1) 

Verbraucherpreis 1.18 1.18 

Einkaufspreis 0,27 0,5 bis 0,7 

Mehrwertsteuer 01627 01627 

Mineralölsteuer 0,655 0 

Distributionskosten 0,05 0,05 

Beimischungskosten 0 0,02 

 
Gesamt 

 
1,1377 

 
0,7323 bis 0,9323 

 
= Gewinnspanne 

 
0,0423 

 
0,2473 bis 0,4473 

Geringerer Energiewert des Ethanols beachten 

 
E85 als Kraftstoff wird sich eher in regionalen Konzepten durchsetzen, wenn alle Akteure 
eine Kooperation ermöglichen. Allerdings werden hier nur kleinere Mengen abgesetzt werden 
können. 
 
Angebotsentwicklung des BioEthanols in Deutschland 
Nimmt man die gesicherten Absatzmöglichkeiten durch die Umstellung auf ETBE, dann er-
gibt sich ein Bedarf von ca. 350.000m3 BioEthanol pro Jahr in Deutschland. Würde die ET-
BE-Produktion in geringem Maße ausgedehnt werden, könnten wir von einem maximalen 
Gesamtbedarf von 500.000 m3 ausgehen.  
Der deutsche Ethanolmarkt ist geprägt durch das Branntweinmonopol und damit durch kleine 
und mittelgroße Erzeuger. Im Jahr 2004 wurden etwa 270.000 m3 in Deutschland durch diese 
Strukturen produziert. Das Ethanol wird in den traditionellen Bereichen abgesetzt. Die klei-
nen und mittelgroßen Brennereien untersuchen derzeit die Möglichkeit, auch in den Bi-
oEthnol-Markt (Ethanol als Kraftstoff) einzusteigen. Eine erste Machbarkeitsstudie hat die 
großen Synergien von einer landwirtschaftlichen Brennerei und der Verwendung der anfal-



229 

 

 

lenden Schlempe in einer Biogas-Anlage gezeigt (WETTER UND BRÜGGING 2004). Zwar kann 
ein geschlossener Stoff- und Geldkreislauf erzeugt werden, aber es zeigen sich noch zwei 
wesentliche Probleme. Zum ersten muss die Wirtschaftlichkeit noch um einiges verbessert 
werden und zum anderen müsste eine zentrale Absolutierungsanlage gebaut werden, da sich 
die Absolutierung in kleineren Anlagen nicht rechnet. Hier wird momentan eine zweite an-
schließende Machbarkeitsstudie von Prof. Wetter erstellt, die genau diesen Sachverhalt für die 
landwirtschaftlichen Brennereien prüfen soll. Wichtiger für die Entwicklung des Angebots 
sind aber die drei Großanlagen, die momentan in den neuen Bundesländern entstehen. Sie 
produzieren alleine jährlich ca. 500.000 m3 Ethanol, der ausschließlich im Bereich der Kraft-
stoffe eingesetzt wird (vgl. Tabelle 22).  

Tabelle 22: Große BioEthanol-Projekte in Deutschland (Quelle: WEBER 2004, GUDERJAHN 2004, KUHN 

2005) 

Standort Betreiber Invest. 
[Mio. €] 

Rohstoffe 
[t] 

Bio-Ethanol 
[m3] 

Koppel-
produkte 

[t] 

Arbeitsplätze 
 

Zeitz Südzucker AG  
185 

700.000 
Weizen 

 
260.000 

260.000 
DDGS 

 
>100 

Schwedt Nordbrandenburger 
BioEnergie 

(Sauter-Gruppe) 

 
50 

600.000 
Roggen 

 
150.000 

200.000 
DDGS 

400.000 
WDG 

 
100 

Zörbig Mitteldt. 
BioEnergie 

(Sauter-Gruppe) 

 
40 

300.000 
Roggen 

 
80.000 

100.000 
DDGS 

200.000 
WDG 

 
70 

 
Die Menge entspricht also genau dem Bedarf, der sich aus der Umstellung der ETBE-Anlagen 
ergibt. Somit decken die Anlagen in den neuen Bundesländern auch den Bedarf der ETBE-
Anlagen in NRW. Kommt es zu einer Nachfragesteigerung von Ethanol aufgrund von politi-
schen Maßnahmen (wie der diskutierte Beimischungszwang ab dem 2007; E-2), sind schon 
folgende Anlagen in der Planung: 

- Nordzucker: Klein-Wanzleben (Sachsen-Anhalt): 130.000 m3 (Rüben und Weizen) 
- Luirgi AG, Rostock (Hafen): 100.000 t/a (Weizen) 
- Produktionsausdehnung der Südzucker in Zeitz um 100.000 m3 auf 360.000 m3 und in 

Ungarn von 60.000 m3 auf 160.000 m3, sowie den Bau einer weiteren BioEthanol-
Anlage in Wanze Belgien (300.000 m3). 

(Quelle: www.fnr.de; www.nachwachsende-rohstoffe.info) 
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Rahmenbedingungen des BioEthanols in Europa 
Klimaschutz: Schlechte Energie- und Klimaschutzbilanzen des Ethanols in Europa 
Aus Sicht der Energiepolitik ist BioEthanol als Chance zur Reduktion der Energieimportab-
hängigkeit zu sehen. Denn im Gegensatz zu manchen Energiebilanzen aus den USA (vgl. PI-

MENTEL 2003) sind die Energiebilanzen von BioEthanol made in Germany auf jeden Fall po-
sitiv (SCHMITZ 2005B). Allerdings ist anzumerken, dass BioEthanol auf Getreidebasis unter 
den Biokraftstoffen zu den teuersten Varianten der Klimaschutzoptionen gehört (siehe 
Abbildung 57), und so stellt HENKE ET AL. 2005 zu Recht die Frage, ob BioEthanol in Europa 
wirklich eine klimapolitische Option ist? 

 
Abbildung 57: Klimaschutz mit brasilianischem Ethanol effizienter (Quelle: HENKE 2005B) 

Die Klimabilanzen sprechen ein deutliches Bild (trotz Transport), obwohl man die Bilanzen 
aus Brasilien stellenweise etwas kritisch sehen muss. Nichtsdestotrotz sind die Energie- und 
Klimabilanzen wesentlich besser gegenüber in Europa hergestelltem Ethanol (IFEU 2004).  
 
Innereuropäischer und angrenzender Ethanolmarkt 
In Zukunft wird der innereuropäische Konkurrenzdruck zunehmen. Vor allem mit der Verän-
derung der Regional- und Strukturförderung der EU wird sich der Anlagenbau in Richtung 
Osten verlagern. Momentan werden in den Getreideüberschuss-Regionen in den neuen Bei-
trittsländern neue BioEthanol-Anlagen oder Erweiterungen projektiert. Diese werden, wie 
bereits erwähnt, von den Investitionsbeihilfen profitieren, aber auch von den billigeren Roh-
stoffkosten. Die Option der Produktion von Ethanol als sinnvoller Absatzkanal von EU-
Überschuss-Getreide kann als agrarpolitische Maßnahme auch mit Blick auf die anstehende 
Diskussion um die Getreide-Intervention an Bedeutung gewinnen. Momentan fließen große 
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Mengen Getreide (v.a. in Ungarn, Polen und Tschechien) in die Intervention (ERNÄHRUNGS-

DIENST 2006).  
 
Handels- und entwicklungspolitische Rahmenbedingungen des BioEthanols 
WTO-Verhandlungen 
Die Vorgaben der WTO-Verhandlungen sind der Abbau der Beschränkungen der Marktzu-
gänge und der Zölle. Momentan liegt der EU-Einfuhrzoll für vergällten Alkohol bei 10,2ct/l 
und für unvergällten bei 19,2ct/l. Bei den WTO-Verhandlungen müsste Ethanol als sensibles 
Gut eingestuft werden, um einen Abbau der Zollsätze zu verhindern. Allerdings wurde von 
der EU schon angeboten, auch bei diesen Produkten einem Zollabbau zuzustimmen. Kommt 
es zu einem Zollabbau, wird die Konkurrenzfähigkeit der europäischen Ethanolproduktion 
sinken. 
Mercosur-Verhandlungen 
Die EU-Kommission hatte den Mercosur-Staaten (Brasilien, Argentinien, Paraquay und Uru-
guay) in Verhandlungen angeboten, bis zu 1 Mio. t Ethanol zollfrei in die Europäische Union 
einführen zu dürfen. Die Verhandlungen sind im Oktober 2004 ohne Einigung abgebrochen 
worden. Momenten laufen Gespräche, um die Verhandlungen wieder aufzunehmen. Es kann 
nicht abgeschätzt werden, wann und wie eine Einigung aussehen kann. Es zeigt sich aber, 
dass die europäische Kommission gewillt ist, Importe aus Brasilien zu zulassen, um sich im 
Gegenzug Exportmärkte für Industriegüter, Dienstleistungen und Investitionen zu sichern. 
Neben diesen wirtschaftspolitischen Argumenten sind noch weiter Argumente anzuführen, 
warum die Kommission auch in Zukunft den Import von brasilianischem Ethanol unterstützen 
will (EUROPÄISCHE KOMMISSION 2006). 
 
Entwicklungspolitische Ziele der Biokraftstoffe in Europa 
Die EU-Strategie für Biokraftstoffe legt besondern Wert auf die Entwicklungsmöglichkeiten 
der Entwicklungsländer durch Biokraftstoffe. Hierzu soll der Handel mit Biokraftstoffen aus 
Drittländern gefördert werden (vgl. Kapitel 3.1.2.4; EUROPÄISCHE KOMMISSION 2006). Be-
sonders die durch die Zuckermarktordnung betroffenen AKP-Länder sollen beim Aufbau ei-
ner nachhaltigen BioEthanol-Produktion unterstützt werden. Ebenso wird im Rahmen des 
Everything-but-arms-Abkommen den LDC-Staaten Zugang zu den europäischen Märkten 
verschafft werden. Beide Ländergruppen haben im Rahmen von Präferenzabkommen bald 
zollfreien Zugang zum europäischen Markt (EUROPÄISCHE KOMMISSION 2006). 
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Exkurs Brasilien: Weltkostenführer bei Ethanol mit großen Expansionspotenzialen 
Zahlreiche Publikationen haben sich mit der scheinbar übermächtigen Konkurrenz aus Brasi-
lien beschäftigt. Zu nennen sind hier HENNIGES UND ZEDDIES 2003, WEBER 2004, SCHMITZ 

2005A, SCHMITZ 2005B UND 2005A. 

 

Abbildung 58: Produktionskosten in den wichtigsten Ethanolproduzentenländern (Quelle: HENKE 2005B) 

Brasilien ist mit Abstand der Weltkostenführer bei der Ethanolerzeugung und damit um ein 
vielfaches besser als die junge europäische BioEthanol-Industrie (siehe Abbildung 58). Dabei 
bleibt anzumerken, dass die brasilianische Ethanolindustrie 30 Jahre Entwicklungsvorsprung 
hat und die daraus resultierenden Lernkurveneffekte beachtlich sind (SCHMITZ 2005B). 
Die folgende Tabelle zeigt die möglichen Marktpreise von brasilianischem Ethanol frei Raffi-
nerie in Deutschland. 

Tabelle 23: Marktpreise von Ethanol aus Brasilien (Quelle: WEBER 2004) 

 Henniges 
(ohne Gewinn) 

AFTA Berechnungen Weber 
(mit Gewinn) 

Produktionskosten 
Transport Brasilien 

FOB Sao Paulo 

13,64 
1,67 

15,31 

16,50 
1,50 

18,00 

17,21 
1,50 

18,71 
Transport und Versicherung 

CIF Rotterdam 
4,17 

19,48 
4,00 

22,00 
4,00 

22,71 
Einfuhrzölle 
Transport EU 

19,20 
1,00 

19,20 
1,50 

19,20 
1,50 

 
Marktpreis pro Liter BRD 

 
39,68 

 
42,70 

 
43,31 

 
Heute wird in Brasilien jeweils die Hälfte des Zuckerrohrs für Zucker- und Ethanolproduktion 
verwendet (SCHMITZ 2005A). Es gibt eine sehr enge Verknüpfung zwischen der BioEthanol 
und der Zuckerproduktion, im Gegensatz zu Europa. So gibt es mehr als 300 Betriebe, die 
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Ethanol produzieren, wobei 60% Zucker und BioEthanol und 40% nur Ethanol produzieren 
(WEBER 2004). Eine Reihe weitere Anlagen sind in Planung und/oder im Bau. Der große Vor-
teil der brasilianischen Ethanolproduktion liegt in der Flexibilität. Je nach Weltmarktlage 
kann die Produktion in Richtung Zucker oder Ethanol gesteuert werden. Allerdings kann man 
hier auch eine Gefahr für die Liefersicherheit von Ethanol nach Europa sehen. Denn wird der 
Zuckermarkt interessanter (und durch die EU-Zuckermarktreform wird sich enormes Export-
potenzial für die brasilianische Zuckerindustrie ergeben) wird dieser Markt vor dem Ethanol-
markt bedient. Dieser Sachverhalt hat in der Vergangenheit schon einmal zu Problemen beim 
PROALCOOL-Programm geführt. Es wurde Zucker erzeugt, um vom gestiegen Weltmarkt-
preis zu profitieren. Darauf ergaben sich Versorgungsengpässe bei den reinen Alkoholtank-
stellen in Brasilien (DÜNCKMANN 2000). 
Die Fläche, die für eine zukünftige Ausweitung der landwirtschaftlichen Nutzfläche in Brasi-
lien zur Verfügung steht, ist beachtlich. Das brasilianische Landwirtschaftsministerium geht 
davon aus, dass insgesamt eine landwirtschaftliche Nutzfläche von 320 Mio. ha zur Verfü-
gung steht, wobei die FAO von nur 265 Mio. ha ausgeht (SCHMITZ 2005A). Momentan wer-
den allerdings nur rund 53 Mio. ha dieser Fläche in Anspruch genommen. Und davon sind nur 
10% mit Zuckerrohr bepflanzt (SCHMITZ 2005A). Hier zeigt, sich welches Potenzial noch in 
diesem Land liegt. Momentan konzentriert sich 85% des Zuckerrohranbaus auf die 
Centro/Sul-Region. Der Rest wird im Nordosten, dem traditionellen Zuckerrohranbaugebiet 
angebaut (SCHMITZ 2005A). SCHMITZ 2005B fasst die Vor- und Nachteile der brasilianischen 
Ethanolproduktion sehr übersichtlich zusammen (vgl. Abbildung 59). 

 

Abbildung 59: Stärken und Schwächen der brasilianischen Ethanolproduktion (Quelle: SCHMITZ 2005B) 
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BioEthanol aus lignocellulosehaltiger Biomasse als mittelfristige Konkurrenz 
Neben der Konkurrenz der Produktion von Ethanol aus Zuckerrohr entwickelt sich eine ande-
re Technologie, die der europäischen Ethanolproduktion auf Getreidebasis mittelfristig zur 
Konkurrenz werden könnte. Die Ethanolherstellung auf Basis von lignocellulosehaltiger Bio-
masse (in Europa vor allem Stroh und Holz) könnte langfristige sehr große Kostenvorteile 
gegenüber der Ethanolerzeugung auf Getreidebasis bringen (siehe Tabelle 24). 

Tabelle 24: Internationale Kostenabschätzung für die Produktion von BioEthanol in großen Anlagen 
(Quelle: FAULSTICH ET AL. 2004) 

Bioethanol aus Getreide Bioethanol aus LCB  

Deutschland USA USA USA [10] 
Zukunfts- 
Szenario 

nach 2010 

Niederlande 

Rohstoff Weizen Mais Pappelholz Pappelholz Landschafts-
pflegegras 
(20 €/Mg) 

Kapazität 2 Mio. hl/a 0,53 Mio. 
hl/a 

1,9 Mio. hl/a 3,3 Mio. hl/a 1,9 Mio. hl/a 

Rohstoffbedarf k.A. k.A. 2000 Mg/d 2000 Mg/d 1,3 Mio. Mg/a 

Investment k.A. k.A. 234 Mio. $ 159 Mio. $ 313 Mio € 

Kapitaldienst 0,06 $/l 0,04 $/l 0,177 $/l 0,073 $/l 0,37 €/l 

Betriebskosten 0,21 $/l 0,14 $/l 0,104 $/l 0,112 $/l 0,60 €/l 

   Enzyme   --- k.A. 0,51 €/l 

   Arbeit 0,01 $/l 0,03 $/l 0,013 $/l 0,008 $/l  

  Instandhaltung   0,024 $/l 0.010 $/l  

Steuer,Versich.   0,018 $/l 0,007 $/l  

   übrige 0,20 $/l 0,11 $/l 0,049 $/l 0,028 $/l 0,09 €/l 

Rohstoffkosten 0,28 $/l 0,21 $/l 0,097 $/l 0,059 $/l 0,06 €/l 

Erlöse 
(Koppelprod./ 
Strom 

-0,07 $/l -0,07 $/l -0,019 $/l --- -0,11 €/l 

Gesamtkosten 0,48 $/l 0,32 $/l 0,36 $/l 0,019 $/l 0,92 €/l 

(Angaben in € bzw. $ pro Liter) 
 

In den USA werden erhebliche Forschungsanstrengungen in dieser Richtung unternommen 
(SCHMITZ 2003). Eine Kostenreduktion auf 20$/l bis zum Jahr 2015 wird angestrebt. Die ka-
nadische Firma IOGEN (www.iogen.ca) hat bereits in Kanada die erste Ethanolanlage auf 
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Strohbasis in Betrieb genommen. Sie arbeitet mit der Mineralölfirma Shell und der Volkswa-
gen AG an der weiteren Entwicklung der Technik und ist momentan auch in Deutschland auf 
der Suche nach geeigneten Standorten (HLADIK 2005). Hier wären vor allem die großen Ge-
treide-Standorte von Interesse, wo Stroh als Koppelprodukt anfällt. Hier wäre das Rheinland 
ein geeigneter Standort, allerdings haben auch hier die neuen Bundesländer (großstrukturierte 
Betriebe, Investitionsbeihilfen für den Anlagenbau und geringere Opportunitätskosten der 
Strohnutzung) Standortvorteile. 
 
Fazit: BioEthanol in NRW 
Eigentlich sind die Standortvoraussetzungen am Standort Jülich sehr gut. Neben der guten 
Lage in den Rohstoffzentren (Zuckerrüben und Winterweizen) ist die Nähe von drei mögli-
chen ETBE-Anlage in NRW zu erwähnen. Trotzdem wäre eine Investition im Bereich der 
BioEthanol-Produktion mit erheblichen Unsicherheiten belastet. Am schwersten wiegen hier 
die nicht vorhandenen Investitionsbeihilfen, die Konkurrenten in den neuen Bundesländern 
gewährt werden. 
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Karte 37: BioEthanol-Projekte und Ziel-1-Förderung (Stand: 10/2005) 

Im Rahmen der EU-Regional- und Strukturpolitik werden die neuen Bundesländer als Ziel-1- 
Fördergebiete ausgewiesen (siehe Karte 37). Das bedeutet, dass bei BioEthanol-Projekten im 
Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ eine 
Co-Finanzierung der Investitionen durch das Bundesland und die Europäische Union erfolgen 
kann. In Einzelfällen kann diese Investitionsbeihilfe 30 bis 35% ausmachen. Bei einer Bio-
Ethanol-Anlage wie sie in Zeitz von Südzucker gebaut wird, sind dies dann 44 Mio. €. Wenn 
eine ähnlich groß dimensionierte Anlage in NRW entstehen soll, dann müsste eine ähnlich 
hohe Summe vom Land NRW in Aussicht gestellt werden. Denn nur mit den massiven Bei-
hilfezahlungen sind die ostdeutschen BioEthanol-Anlagen konkurrenzfähig und können gegen 
die Importe aus Brasilien bestehen. Des Weiteren sind die Opportunitätskosten der Weizen-
nutzung in NRW aufgrund von Getreidemühlen und Futtermischwerken relativ hoch. Zudem 
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entsteht im Moment durch die Investitionen der Energieversorger in Biogas-Anlagen im 
Rheinland zusätzliche Nachfrage nach Energiepflanzen. 
Die zweite gravierende Unsicherheit ist die Absatzmöglichkeit des produzierten Ethanols; der 
Ethanolabsatzmarkt ist nicht so groß wie allgemein angenommen. Wenn die Mineralölindust-
rie keine E-5 Blends anstrebt, dann bleibt nur der Absatzmarkt ETBE, und diese Kapazität ist 
schon durch die drei bestehenden Anlagen mehr als gedeckt. Auch die sich durch den Beimi-
schungszwang ergebenden neuen Absatzmöglichkeiten werden durch die angekündigten An-
lagen-Neubauten und –erweiterungen bereits abgedeckt. Die Option E-85 durch FFV steht 
erst am Beginn der Entwicklung und würde erst einmal nicht die gewünschten großen Ab-
nehmer mit sich bringen. Hinzu kommt die massive „Bedrohung“ der deutschen Ethanol-
Industrie durch Importe. Der brasilianische Ethanol ist nicht nur ökonomisch (trotz Zoll und 
Transport), sondern auch von der ökologischen Aspekten (GHG-Vermeidungskosten) der 
europäischen Ethanolproduktion überlegen. Hinzu kommen mögliche Importe aus den AKP- 
und LDC-Ländern. 
Die Risiken der deutschen Ethanol-Produktion fasst HENNIGES 2004 wie folgt zusammen: 

- Importzollsenkung im Rahmen der WTO-Verhandlungen 
- Mercosur-Verhandlungen: Kontingent für die Brasilianer 
- Macht der Mineralölkonzerne (Abhängig von der Ausgestaltung des Beimischungs-

zwangs!) 
- Unterstützung von Ethanol aus Zuckerrohr aus klimapolitischer Sicht  
- Mittelfristige Konkurrenz durch Ethanol aus lignocellulosehaltiger Biomasse. 

Aufgrund der geschilderten Rahmenbedingungen ergeben sich momentan wenige Optionen 
für eine Ethanolproduktion im Rheinland. In der Region kommen nun die dezentralen Ansät-
ze wie dezentrale Rapsölmühle (Fa. Schäfer in Heimbach/Vlatten) und die Produktion von 
Biogas zum Tragen. Neben den Projekten des Maschinenrings Rheinland West, der in zwei 
bis drei Biogas-Anlagen investieren will, sind vor allem die großen Energieversorger (RWE, 
RheinEnergie, STAWAG, Stadtwerke Düsseldorf) zu nennen, die große Anlagen errichten 
wollen. Weitere landwirtschaftliche Anlagen sind in Planung.  

3.5.2 Süddeutschland: Dezentrale Rapsölgewinnung 

Mit der Fallstudie in Süddeutschland sollten die folgenden Fragen beantwortet werden: 
- Warum gibt es diesen Cluster der dezentralen Ölmühlen in Bayern? (vgl. Karte 38) 
-  Was sind die Erfolgsfaktoren? 
-  Kann man Ergebnisse auf NRW übertragen?  

Zu diesem Zweck fand ein Forschungsaufenthalt am Technologie- und Förderzentrum (TFZ) 
im Kompetenzzentrum Nachwachsende Rohstoffe in Straubing im April/Mai 2005 statt. Es 
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wurden Interviews mit Ölmüllern und weiteren Experten in Hessen, Bayern und Baden-
Württemberg geführt. 

3.5.2.1 Warum dezentrale Ölsaatenverarbeitung? 

Aus der Gegenüberstellung der zentralen und dezentralen Ölgewinnungsverfahren (siehe auch 
Kapitel 3.1.3) lassen sich folgende Vorteile für die dezentrale Ölgewinnung ableiten (TFZ 

2006): 
- Schonende Verarbeitung der Ölsaat, dadurch geringer Eintrag unerwünschter Fettbe-

gleitstoffe in das Öl 
- Umweltschonung durch den Verzicht auf den Einsatz von Lösungsmitteln (jedoch 

verbunden mit einer vergleichsweise geringeren Ölausbeute) und Kosteneinsparung 
durch das Entfallen einer technisch aufwendigen Raffination 

- Geringerer Energiebedarf 
- Logistikvorteile (Einsparung von Transportwegen für Ölsaat, Öl und Presskuchen) 
- Erhöhung der Wertschöpfung für die heimische Landwirtschaft 
Es kann von einem entsprechenden Mehrerlös von 3-5€/dt Rapssaat in der Landwirtschaft 
durch den Betrieb der dezentralen Ölmühle ausgegangen werden. 
- Wirtschaften in regionalen Stoffkreisläufen 
- Hohe Flexibilität, da Verarbeitung verschiedener Ölsaaten möglich 
Wirtschaftliche Voraussetzung für die Ölgewinnung in Kleinanlagen ist jedoch die konti-
nuierliche Verfügbarkeit der Rohstoffe und der gesicherte Absatz des Rapsöls und des 
Kuppelproduktes Presskuchen auf den regionalen Märkten. 

Tabelle 25 nimmt eine Gegenüberstellung von wichtigen Kriterien der zentralen und dezentra-
len Ölsaatenverarbeitung vor. 

Tabelle 25: Gegenüberstellung zentrale und dezentrale Ölsaatenverarbeitung (Quelle: TFZ 2006) 

Kriterium Zentral Dezentral 
Ölgewinnungsverfahren „heiße“ Pressung mit Lösungsmit-

telextraktion 
„kalte“ Pressung 

Herkunft der Saat Überregional regional 
Verarbeitungskapazität [t/Tag] bis 3.000 0,5 bis 25 

Energiebedarf [GJ/t] 1,7 01, bis 0,5 
Ölausbeute [%] 99 75 bis 85 

Ölgehalt im Extrationsschrot bzw. 
Presskuchen [Gew.-%] 

ca. 1 ca. 14 

Einfluss der Saatqualität auf die 
Ölqualität 

Mittel hoch 

 
 
 
 



239 

 

 

Betrieb einer dezentralen Ölmühle ist eine innerbetriebliche Aufstockung 
Durch den Bau und Betrieb einer dezentralen Ölmühle werden letztlich die landwirtschaftli-
chen Rohstoffe (Rapssaat) veredelt. Es wird also ein weiteres Wertschöpfungsglied im land-
wirtschaftlichen Betrieb gehalten. 

 
Abbildung 60: Leichte Integrierbarkeit der dezentralen Ölmühlen in die Gebäude-Strukturen (Quelle: 

GRAF UND REINHOLD 2006) 

Dabei ist zu beachten, dass im Gegensatz zu den Biogas-Anlagen mit sehr großen Massen-
durchsätzen sich die Logistik (Ernte, Lagerung, Reinigung) und auch die Ölpresse selbst so-
wohl von den baulichen Voraussetzungen, wie von den Investitionskosten her im überschau-
baren Rahmen halten (siehe Abbildung 60 und 61). 
So liegen die optimalen Anlagengrößen bei Investitionen von rund 60.000€. 
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Abbildung 61: Investitionskosten für Kaltpressanlagen; Spezifische Investitionen in €/t Rapssaat (Quelle: 

GRAF UND REINHOLD 2006) 

3.5.2.2 Standortfaktoren: Warum gibt es nun diesen Cluster der dezentralen 
Ölmühlen in Süddeutschland? 

Die dezentralen Anlagen weisen höhere Produktionskosten als die zentralen Anlagen auf. 
Allerdings besteht hier die Möglichkeit, eine Konkurrenzfähigkeit aufgrund der Einsparung 
von Transportkosten und Handelsstufen zu erreichen. Fest etabliert sind die dezentralen Öl-
mühlen, die im Gegensatz zu den zentralen Ölmühlen mit einer Verarbeitungskapazität von 
bis zu 3000 t/Tag nur 0,5–25 t/Tag verarbeiten können (TFZ 2006, vgl. auch Kapitel 3.1.3). 
Durch die Einbeziehung eines weiteren Wertschöpfungsgliedes in den Betrieb, die Erzeuger-
gemeinschaft oder den Maschinenring kann die regionale Wertschöpfung gesteigert werden. 
Allerdings bleibt zu beachten, dass ein gesicherter Absatz des Biokraftstoffes und vor allem 
des Koppelprodukts Presskuchen gesichert sein sollte. Eine Erhebung des Technologie- und 
Förderzentrum (TFZ) in Straubing hat gezeigt, dass die dezentralen Ölmühlen ungefähr 10% 
der deutschen Ölsaatenverarbeitung bewerkstelligen. 49% der befragten Ölmühlen gaben als 
Produktionsschwerpunkt die Biokraftstoffgewinnung an, wovon wiederum 58% in die Ver-
wendung als Rohstoff für die Biodieselproduktion geflossen sind und 22% als Rapsölkraft-
stoff verkauft wurden (TFZ 2005). 
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Karte 38: Dezentrale Biokraftstoff-Anlagen 
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Karte 38 zeigt die Verteilung der dezentralen Ölmühlen in Deutschland. Insgesamt ist für 
2005 eine starke Zunahme der dezentralen Ölmühlen im Vergleich zu 1998 vor allem in Süd-
deutschland zu erkennen. Auch in Zukunft kann mit einer Zunahme der dezentralen Ölmühlen 
gerechnet werden, auch vor dem Hintergrund der geringeren Vergütung beim Agrardiesel und 
des Einsatzes von Pflanzenöl als Kraftstoff im Ländlichen Raum und durch Speditionen. Wa-
ren im Jahr 2005 noch deutschlandweit 250 dezentrale Ölmühlen in Betrieb, so meldet der 
Bundesverband der dezentralen Ölmühlen für das Frühjahr 2006 schon 350 Anlagen mit einer 
Schlagkraft von 0,5 Mio. t (ERNÄHRUNGSDIENST 2006). 
Folgende regionale Standortfaktoren der dezentralen Ölmühlen in Süddeutschland konnten 
durch Interviews festgestellt werden: 
Rohstoffnähe und Transportkosten 
Die Transportkosten stellen hier einen Standortfaktor dar. Eine Vielzahl der dezentralen Öl-
mühlen liegt in den (traditionellen) Rapsanbaugebieten (Bayern, Baden-Württemberg, Hessen 
und Thüringen). Diese Konzentration im Süden des Landes kann aber auch mit den großen 
Entfernungen (mit entsprechend hohen Transportkosten) zu den zentralen Ölmühlen begrün-
det werden. Schließlich befinden sich die dezentralen und zentralen Ölmühlen in direkter 
Konkurrenz zueinander. Für die dezentralen Ölmühlen ist der Absatz des Koppelprodukts 
Presskuchen zu einem guten Preis ein entscheidendes Erfolgskriterium. Dieser lässt sich am 
besten in der Milchviehhaltung unterbringen. 
Regionale Agrarstruktur und Gunst-/Ungunstlagen 
Die regionale Agrarstruktur (Größe der Betriebe und Gewinnmöglichkeit des Ackerbaus) und 
die außerlandwirtschaftlichen Einkommensmöglichkeiten sind wesentliche Determinanten für 
die Einführung von Innovationen zur Steigerung der Wertschöpfung im Betrieb. So musste in 
den benachteiligten Gebieten mit ungünstiger Agrarstruktur über weitere Einkommensmög-
lichkeiten nachgedacht werden, während in den Gunstlagen sich die Landwirte bis heute we-
nig Gedanken zu alternativer Wertschöpfung machen mussten. 
Nähe zu Technologie-Schwerpunkten: Diffusion von Innovationen 
Die starke Entwicklung der dezentralen Ölmühlen in Bayern muss auch mit der Entwicklung 
des Pflanzenölmotors und das damit verbundene Interesse und Know-How an der Thematik 
„Pflanzenöl als Kraftstoff“ in Verbindung gebracht werden. Ludwig Elsbett entwickelte vor 
25 Jahren im fränkischen Hilpoltstein den ersten Pflanzenölmotor. Das Wirken Elsbetts hat 
bis heute noch ihren Niederschlag in der lokalen Wissenschaft, Politik und Institutionen, ob-
wohl heute vor allem umgerüstete Standarddieselmotoren mit Pflanzenöl gefahren werden.  
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Weiche Standortfaktoren und Sozialkapital 
Eigenmotivation und Schlüsselpersonen 
Mit Eigenmotivation ist hier die Überzeugung der einzelnen Akteure über die Richtigkeit und 
langfristige Nachhaltigkeit der Investitionen im Bereich der dezentralen Ölmühlen gemeint. 
Diese Überzeugung ist entscheidend für den Erfolg, denn nur so können die immer auftreten-
den Anfangsprobleme (z.B. Anlaufschwierigkeiten, Absatzprobleme, billigere Alternativen 
oder hohe Rohstoffpreise), die es in jedem Projekt gibt, überstanden werden. 
Dabei zeigt sich dann auch die Wichtigkeit von Schlüsselpersonen („Macher“), die andere 
motivieren und mitreißen können (GEES ET AL. 2005). Anders gesagt: ohne gewisse Füh-
rungspersönlichkeiten würde manches regionale Projekt nicht stattfinden können. Hier stellt 
sich die Frage, wie man diese Schlüsselpersonen mit hoher Eigenmotivation fördern und un-
terstützen kann?  
Regionale Identität, „Aus der Region für die Region“ 
Darunter sind die Motivation und die Offenheit für Entwicklungen, die eine Stärkung der re-
gionalen Wertschöpfung ermöglichen, zu verstehen. Die Kaufentscheidung für regionale Pro-
dukte mit einem möglicherweise höheren Preis muss eine Identifizierung mit der Region oder 
Vorteilhaftigkeit der regionalen Produkte vorausgegangen sein. Das Motto “Aus der Region 
für die Region“ kennt man bereits aus dem Bereich der Lebensmittelvermarktung. Für die 
Biokraftstoffproduktion ist neben dem Absatz des regional erzeugten Biokraftstoffs auch der 
Absatz der Koppelprodukte notwendig. Bei den dezentralen Ölmühlen ist dies der Pressku-
chen. Allerdings ist die „globale“ Konkurrenz des Presskuchens, das Sojaschrot, meist pro 
Eiweißeinheit nicht nur geringfügig günstiger, sondern auch bequemer in der Handhabung. 
Hier wurden in Bayern vielerorts entsprechende Abnehmer gefunden, die bereit waren und 
sind,  den regionalen Presskuchen zu verfüttern. 
Regionale Mentalität: Tüftler und Bastler („Machen wir selbst“) 
Die meisten Rapspressen sind sehr klein und benötigen daher nicht viel Platz. Es können leer 
stehende Gebäude, Stallungen, Lager und Landhandelgebäude für die Nutzung umgestaltet 
werden. Die Installation der Anlage, sowie deren weiterer Betrieb und Wartung werden meist 
von den Besitzern selbst übernommen. Sie erfordern allerdings handwerkliches Geschick, 
auch deshalb, weil es sich oft um Unikate handelt, bei denen die räumlichen Gegebenheiten 
der Presse (oder umgekehrt) angepasst werden müssen. Diese Bastlermentalität scheint in den 
südlichen Bundesländern stärker ausgeprägt zu sein, was auch die Anzahl an Patentanmel-
dungen vermuten lässt (GREIF UND SCHMIEDL 2002). 
Organisationsgrad der Landwirtschaft 
Je besser die Landwirtschaft in Maschinenringen, Erzeugergemeinschaften und Arbeitskrei-
sen organisiert ist, desto größer ist die Bereitschaft gemeinsam eine höhere Wertschöpfung 
für die Landwirtschaft zu realisieren. Vor allem im Bereich der Maschinenringe und der regi-
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onalen Genossenschaften wird über die Investition in die Bioenergieerzeugung nachgedacht. 
Hierdurch kann das Investitionsrisiko und auch die Informationsbeschaffung auf mehrere 
Schultern verteilt werden. 

3.5.2.3 Was sind die Erfolgsfaktoren? Kann man diese auf NRW übertragen? 

Neben der Motivation des Einsatzes des Pflanzenöls aufgrund der Preisvorteile (vor allem für 
die Speditionen wichtig) müssen weitere Akteure im Ländlichen Raum ihre Fahrzeuge auf 
Pflanzenöl umrüsten lassen und damit die Nachfrage nach Pflanzenöl aus der Region steigern.  
Als Motivation für den Einsatz von Pflanzenöl wurde neben den Kostenvorteilen aufgrund der 
Steuerbefreiung und dem Klimaschutz auch immer wieder das Argument der Unterstützung 
der Region genannt. 
Erfolgreicher Absatz der Koppelprodukte als sehr wichtiger Erfolgsfaktor 
Aufgrund der steigenden Erdölpreise ist bei einer Steuerbefreiung des Pflanzenöles mit einer 
steigenden Nachfrage nach Pflanzenöl zu rechnen. Somit ist hier bei entsprechenden Rah-
menbedingungen ein sicherer Absatz im Kraftstoffbereich, ob als Kraftstoff direkt oder als 
Rohstoff für die Biodieselproduktion, gegeben. 
Der eigentliche Erfolgsfaktor für einen erfolgreichen Betrieb der dezentralen Ölpresse ist die 
Vermarktung des Presskuchens. Tabelle 26 zeigt die möglichen Verwendungsmöglichkeiten 
des Presskuchens, wobei sich eine Vermarktung des Kuchens als Futtermittel als die mit Ab-
stand beste Möglichkeit zeigt. 

Tabelle 26: Einsatzfelder und Erlösmöglichkeiten von Rapsöl und Presskuchen (Quelle: GRAF UND REIN-

HOLD 2005, GRAF UND REINHOLD 2006) 

Einsatzfelder Wert (netto) frei Ölmühle 
in €/l bzw. €/dt 

Pflanzenöl als Treibstoff (mobil und statio-
när) 

0,41 bis 0,49 

Pflanzenöl als Speiseöl 0,43 bis 0,77; bis 2,30 

Pflanzenöl für chemisch-technische An-
wendungen 

0,38 bis 0,56 

Presskuchen als Futtermittel 10,20 bis 17,90 

Thermische Nutzung des Presskuchens (8 bis 12) 

Presskuchen als organischer Dünger 2,60 bis 6,10 

Presskuchen als Kofermentat der Biogaser-
zeugung 

0 bis 6 
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Hier geht der Ölmühlenbetreiber eine faktorspezifische Investition ein, denn er ist auf die er-
folgreiche Vermarktung des Presskuchens in rindviehhaltenden Betrieben oder der Futtermit-
telindustrie angewiesen. Seit Anfang der 1990er Jahre wird Rapskuchen erfolgreich in der 
Tierfütterung eingesetzt, wobei sich der Rapspresskuchen durch folgende Eigenschaften aus-
zeichnet (TFZ 2006): 

- hohe Energiedichte, hoher Gehalt an verdaulichen Nährstoffen und geringerer Gehalt 
an Rohfaser 

- der Glucosinolatgehalt beeinflusst die Futteraufnahme und kann zu einer Leistungs-
minderung beim Tier führen 

- hoher Gehalt an Ölsäure (einfach ungesättigte Fettsäure) erhöht auch den Gehalt an 
Ölsäure in der Milch, dadurch wird beispielsweise die Butter besser streichfähig und 
für die menschliche Ernährung wertvoller 

- ersetzt je nach Zusammensetzung die Grundration vollständig oder teilweise alle ande-
ren Eiweißfuttermittel 

- führt als heimische Eiweißalternative zu kostengünstigen Futterrationen. 
Rapskuchen enthält mehr Fett (10 bis 15%, im Mittelwert 14%) und weniger Unverdauliches 
als Rapsextraktionsschrot, schneidet somit energetisch günstiger ab. Erst bei 17% Fett wird 
die Energiedichte von Sojaextraktionsschrot erreicht. Der Rapskuchenpreis ergibt sich aus 
den variierenden Faktoren Fett-, Eiweiß- und Glucosinolatgehalt. Die Preiswürdigkeit von 
Rapspresskuchen liegt in Abhängigkeit vom Fettgehalt und der Preise von Sojaextraktions-
schrot und Weizen zwischen 12,50 und 17,00 €/dt. Allerdings stößt die Vermarktung von 
Presskuchen als Futtermittel in Deutschland an ihre Grenzen. Zum einen können nur gewisse 
Anteile des Koppelproduktes der Ölsaatengewinnung in der Tierfütterung untergebracht wer-
den (Zucht- und Mastschweine 5-7%; Rinder 5-10%; Schafe 10%; SCHUMANN 2006) und zum 
anderen sind die Exportmöglichkeiten nach Holland oder Belgien begrenzt (ERNHÄHRUNGS-

DIENST 2006). Zudem drängen weitere Koppelprodukte der Biokraftstoff-Produktion wie 
Rapsextrationsschrott und die Schlempen der BioEthanol-Produktion auf den Markt. Hier 
müssen also neue Wege der „wertvollen“ Vermarktung des Presskuchens gefunden werden. 
An erster Stelle steht hier die energetische Verwertung. Momentan ist eine Verwertung des 
Presskuchens über die Biogas-Anlagen nicht NaWaRo-förderwürdig und damit nicht attrak-
tiv. Dieses sollte möglichst schnell geändert werden. Zudem sollten neue Wege der energeti-
schen Verwertung (z.B. Verbrennung) erschlossen werden. 
 
Transportkosten zu den zentralen Ölmühlen 
Die Transportkosten der geernteten Rapssaat zu den zentralen Ölmühlen, die an den großen 
Wasserstraßen liegen, sind in Bayern am höchsten (siehe Karte 38). Zudem können mit einem 
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verstärkten Einsatz von Presskuchen auch Sojaimporte in die Region ersetzt werden. Somit 
ergibt sich hier ein hoher Anreiz, die Verarbeitung der Rapssaat vor Ort zu bewerkstelligen.  
In NRW sind aufgrund der sehr günstigen Verkehrslage (vor allem der Wasserstraßen) für 
Ölsaaten-Importe vier große Ölmühlen (auch mit entsprechenden Biodieselkapazitäten) ent-
standen (siehe Karte 39). Diese treten letztlich in Konkurrenz zu der dezentralen Ölsaatenver-
arbeitung in den Regionen.  
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Karte 39: Transportkostenbetrachtung zu den zentralen Ölmühlen in NRW 
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Karte 40: Rapsanbau und Ölmühlen in NRW 
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Die Konkurrenz der zentralen Ölmühlen in NRW mag bei mancher Entscheidung über den 
Bau einer dezentralen Ölmühle in NRW eine wichtige Rolle gespielt haben. Denn zentrale 
Ölmühlen stehen ja nicht nur beim Absatz des Rapsöles, sondern eben auch beim Absatz der 
Koppelprodukte in Konkurrenz. Allerdings besteht auch die Möglichkeit der Produktion von 
Rapsöl für die großen Biodieselkapazitäten. Aus Karte 39 und 40 kann man schließen, dass 
gerade in den weit entfernten Rapsanbaugebieten (Eifel, Weserbergland und Soester Börde) 
eine dezentrale Ölmühle entsprechend sinnvoll wäre. Insofern ist die Existenz dezentraler 
Ölmühlen in Vlatten/Heimbach (Eifel), in Oelde (Münsterland) und Büren (Wesfalen) in den 
entsprechenden Rapsanbaugebieten erklärbar. Beim Bau der dezentralen Anlagen kommen 
wiederum die Synergieeffekte auf dem Gelände des Rapsanbauers, der Raiffeisen-
Genossenschaft und des Agrargroßhandels zum Tragen. Als Absatzkanäle werden vor allem 
Speditionen, der eigene Fuhrpark und die Landwirtschaft genannt. Die Vermarktung des 
Presskuchens erfolgt über die eignen oder benachbarte Futtermittelwerke (ERNÄHRUNGS-

DIENST 2006; www.nachwachsende-rohstoffe.info, eigene Recherchen). Auch die regionalen 
Initiativen Regioöl und Biene.Bea.OWL mit den entsprechenden Vertriebsmöglichkeiten 
dürften die Entscheidung erleichtert haben. 
 
Investitions- und Betriebskosten gering halten 
Ein Erfolgsfaktor für die Wirtschaftlichkeit der dezentralen Ölmühlen sind die geringen In-
vestitionskosten, die durch die Nutzung von Synergieeffekten beim Bau und Betrieb der An-
lage entstehen. Es können leer stehende Gebäude, Stallungen, Lager und Landhandelgebäude 
für die Nutzung umgestaltet werden. Die Installation der Anlage, sowie deren Betrieb und 
Wartung werden meist von den Besitzern selbst übernommen, erfordern allerdings einiges an 
handwerklichem Geschick, auch deshalb, weil es sich oft um Unikate handelt, bei denen die 
räumlichen Gegebenheiten der Presse (oder umgekehrt) angepasst werden müssen. Damit ist 
viel Eigenleistung und einfache Technik gefragt, die allerdings oft der Qualitätssicherung 
entgegensteht. Diese Qualitätssicherung stellt aber die große Herausforderung der dezentralen 
Ölmühlen für die Zukunft dar (ERNÄHRUNGSDIENST 2006). 
 

Organisation der Landwirtschaft und Schlüsselpersonen mit entsprechendem Sozialkapital 
Der Handlungsdruck aufgrund der natürlichen Standortfaktoren und der Agrarstrukturen hat 
die Landwirte in Bayern und Baden-Württemberg schon früh zu einer überbetrieblichen Ko-
operation, meist in Maschinenringen gezwungen. Auch die klein strukturierten Genossen-
schaften und der Landhandel mussten sich frühzeitig über alternative Einkommensquellen 
Gedanken machen. Diese Strukturen brachten aber auch eine Vielzahl von Schüsselpersonen 
hervor, mit starkem Interesse an den regionalen Wertschöpfungsstrukturen. 
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Insgesamt hat Nordrhein-Westfalen eine sehr leistungsfähige Landwirtschaft mit entspre-
chenden guten Einkommensmöglichkeiten, so dass der Leidensdruck in den „klassischen“ 
Bereichen der Landwirtschaft bisher nicht so groß war wie vielleicht in anderen Regionen 
Deutschlands. Aufgrund von agrarpolitischen Entscheidungen (z.B. der Zuckermarktreform) 
kommt dieser Anpassungsdruck nun aber auch verstärkt in NRW zum Tragen. Auch hier gibt 
es einen Reihe von Maschinenringen (siehe Karte 42: z.B. Maschinenringe im Rheinland) mit 
starken Entscheidungsträgern mit dem notwendigen Sozialkapital, um Neuerungen voranzu-
bringen. 
 
Weitere Erfolgsfaktoren: 
In Bayern sind aufgrund der historischen Entwicklung und der räumlichen Nähe zum Techno-
logie-Schwerpunkt in Franken (Fa. Elsbett) sehr gute Umrüster in den Agrarlandschaften vor-
handen. Diese Umrüster für Traktoren, PKWs und LKWs müssen sich in NRW erst etablie-
ren. Mit entsprechender Verbreitung der Pflanzenöltechnik wird auch dessen Unterstützung 
weiter zunehmen, wie dies in Bayern neben den Bauernverbänden und Umrüstern mittlerwei-
le auch von den Verbänden des Speditionsgewerbes in Bayern erfolgt.  Ein weiterer Erfolgs-
garant gerade in Bayern war auch die frühe politische Unterstützung der Pflanzenöltechnolo-
gie, die sich auch durch den Aufbau des TFZ in Straubing mit einem Schwerpunkt im Bereich 
der Pflanzenöltechnologie in einer national anerkannten Institution niederschlägt. Das TFZ 
erfüllt neben Informationsbereitstellung vor allem auch eine führende Rolle bei Forschung 
und Transfer in die Praxis. So spielt das TFZ bei der Erarbeitung der DIN-Norm für Rapsöl-
kraftstoffe die führende Rolle. Die breite politische Unterstützung gibt den bäuerlichen Öl-
mühlen nicht nur Anerkennung, sondern ist auch hilfreich für die Ausgestaltung einer för-
dernden Politik auf Bundesebene, denn letztlich werden die wichtigen Rahmenbedingungen 
(wie Steuerbefreiung und EEG) in Berlin entschieden. So konnte aktuell aufgrund der massi-
ven Intervention der bayrischen Politiker eine Fortführung der Steuerbefreiung des Pflanzen-
öles bis 2007 erreicht werden. In NRW ist die politische Unterstützung der Pflanzenöltechno-
logie geringer. Im Technologie- und Großindustrieland NRW sind diese Ansätze eher von 
untergeordneter Rolle. 
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3.6 Abschätzung möglicher Umweltwirkungen 

3.6.1 Umweltwirkungen der Biokraftstoffe 

In Deutschland wurden seit Anfang der 90er Jahre zahlreiche Studien und Analysen zu den 
Umweltwirkungen der Biokraftstoffe durchgeführt (siehe Kapitel 2.2.5). IFEU 2005 fasst die 
Energie- und Ökobilanzen und die weiteren Umweltwirkungen der Biokraftstoffe zusammen 
und bewertet diese. Vereinfacht kann man für alle Biokraftstoffe eine positive Energie- und 
Klimabilanz feststellen. Allerdings sind andere Umweltprobleme, so z.B. die Versauerung 
und/oder der mineralische Ressourcenverbrauch in der Landwirtschaft, zu beklagen. Generell 
kann die Diskussion der Umweltwirkungen des Energiepflanzenanbaues für die Biokraftstoffe 
im Gesamtkonzept der Diskussion der Nachwachsenden Rohstoffe gesehen werden. Hier ha-
ben die großen Umwelt- und Naturschutzorganisationen bereits Publikationen zu einer nach-
haltigen Nutzung der Biomasse in den Landschaften veröffentlicht (NABU 2004, NABU 

2005, AMMERMANN UND WINDE 2005, RODE ET AL. 2005). 

3.6.2 Umweltwirkungen des Energiepflanzenanbaus 

Auf der Konferenz „ Ausbau der Bioenergie – im Einklang mit dem Natur- und Umwelt-
schutz?! Eine Standortbestimmung“ am 10.02.2004 in Berlin (BBE 2004) wurde versucht, 
eine Standortbestimmung der neuen Herausforderungen vorzunehmen. Damit konnten we-
sentliche Diskussionsbereiche herausgearbeitet werden (BBE 2004): 
1) Landwirtschaft vs. Naturschutz 
Es gibt „traditionelle“ Konflikte zwischen den unterschiedlichen Interessenrichtungen wie der 
intensiven Landwirtschaft und dem Naturschutz, die stellenweise sehr ideologisch geprägt 
sind. Diese Diskussion überträgt sich auch auf die Einschätzung des Energiepflanzenanbaues. 
Vor allem am Rapsanbau für die Biodieselproduktion entzünden sich immer wieder heftige 
Auseinandersetzungen. 
2) Flächenkonkurrenzen, und welche Pflanzen für was einsetzen? 
Wie schon dargestellt, ergeben sich Flächenkonkurrenzen zwischen der Nutzung der Acker-
flächen für die verschiedenen Food- oder Non-Food-Nutzungen. Hier muss eine gesellschaft-
liche Diskussion um die Ausgestaltung der Rahmenbedingungen stattfinden. Neben den öko-
nomischen und strategischen Aspekten der Nutzung Nachwachsender Rohstoffe sollte vor 
allem auch die Ökobilanz beachtet werden. Zu beachten bleibt hier, dass jede Energiepflanze 
sowohl Vor- wie auch Nachteile hat. 
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3) Monokulturen 
Bei der Diskussion um riesige Monokulturen, die durch den Anbau der Energiepflanzen ent-
stehen werden, muss klargestellt werden, dass Monokultur ackerbaulich als das Aufeinander-
folgen der immer gleichen Kulturart zu verstehen ist. Fälschlicherweise wird die Monokultur 
oft als ein großflächiger Anbau einer Kultur verstanden. 
Raps kann aufgrund der Nicht-Selbstverträglichkeit nicht in Monokultur angebaut werden. 
Auch bei Winterweizen ist dies nicht möglich. Beim Energiemaisanbau ist die Gefahr des 
Anbaus in Monokultur mit entsprechenden Folgen für die Humusbilanz und den Pestizidein-
satz gegeben. In der Landwirtschaft kann durch den Energiepflanzenanbau die Möglichkeit 
der Aufweitung der Fruchtfolgen genutzt werden. 
4) Intensive vs. extensive Produktion 
Letztlich müssen auch im Energiepflanzenanbau gewisse Biomassen produziert werden, um 
einen bedeutenden Beitrag im Energiesystem zu leisten. Letztlich entscheidend ist die Netto-
energiebilanz pro Hektar. Dass auch ein Anbau von Bioenergie im ökologischen Landbau 
möglich ist, zeigt WOLTERS 1999. Generell sollte der Energiepflanzenanbau standortgerecht 
und standortangepasst erfolgen. 
5) Grüne Gentechnik 
In der Diskussion um die Einführung der Grünen Gentechnik wird immer wieder eine Einfüh-
rung dieser zuerst im Bereich der Nachwachsenden Rohstoffe diskutiert, da hier weniger Ab-
lehnung in der Bevölkerung vorhanden ist als im Lebensmittelbereich. Die Notwendigkeit der 
Ertragssteigerungen scheint vor dem Hintergrund der erwartbaren Ertragssteigerungen durch 
die klassische Energiepflanzenzüchtung, die sich nur auf die Steigerung der Nettoenergie-
Erträge pro Hektar konzentriert, eher unwichtig. Vor allem die Veränderung der Inhaltsstoffe 
von Nachwachsenden Rohstoffen (Richtung Stoffliche Nutzung) und die Abwehr von Schäd-
lingen (hier vor allem die Einführung des Bt-Maises zur Abwehr des Maiswurzelbohrers) 
werden zukünftige Themen der Diskussion sein. Hier stellt sich die Frage, ob sich der Bio-
kraftstoff- und Bioenergie-Sektor mit der Diskussion um die GVO´s „belasten“ soll. 

3.6.2.1 Negative Umweltwirkungen 

Da sich der Anbau der Energiepflanzen in NRW nicht wesentlich vom Anbau der Food-
Pflanzen unterscheidet, sind die Umweltprobleme der klassischen Pflanzenproduktion auch 
die des Energiepflanzenbaus. Auch der Vergleich zwischen Stilllegungsfläche und Anbau von 
Nachwachsenden Rohstoffe bringt nur geringe ökologische Verbesserungen, da es sich um 
eine einjährige Stilllegung handelt. 
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Einjährige und mehrjährige Stilllegung 
Bei einer einjährigen Stilllegungsvariante, also der rotierenden Stilllegung, ist mit keiner 
spürbaren Entlastung der Gewässer zu rechnen, da diese Flächen nach relativ kurzer Stillle-
gungsdauer wieder in ursprüngliche Nutzung übernommen werden. „Bei einer mehrjährigen 
Brache wird die Fläche dagegen für den Zeitraum von fünf Jahren aus der intensiven Produk-
tion genommen, was im Hinblick auf den Gewässerschutz grundsätzlich positiv zu bewerten 
ist“ (KALTSCHMITT UND REINHARDT 1997, S. 436). Mit der Ausgestaltung der energie- und 
agrarpolitischen Rahmenbedingungen wird es bis auf die Grenzstandorte zu einem vollständi-
gen Anbau von NaWoRo´s auf Stilllegungsflächen kommen. Nur in den Grenzstandorten 
wird eine freiwillige Stilllegung erfolgen. Damit kann die Betrachtung der Umweltwirkungen 
des Energiepflanzenanbaues mit der allgemeinen Diskussion der Umweltwirkungen der 
Landwirtschaft diskutiert werden. 
 
Die Bereitstellung der Food- und Non-Food-Pflanzen ist mit einem Eingriff in die natürliche 
Umwelt verbunden. Daher gehen mit der landwirtschaftlichen Produktion und damit auch mit 
dem Energiepflanzenbau sowohl negative wie auch positive Wirkungen auf die Umwelt ein-
her (BUSENKELL 2004). Als wichtigste Umweltwirkungsbereiche lassen sich Boden, Wasser 
(Grund- und Oberflächenwaser), Luft sowie die Artenvielfalt nennen. 
Boden 
Hier entstehen vor allem aufgrund der Biogas-Anlagen mögliche Gefahren für das Umwelt-
medium Boden. Aufgrund der hohen Wettbewerbsfähigkeit des Energiemaisanbaus und der 
Selbstverträglichkeit des Maises besteht die regionale Gefahr, dass Fruchtfolgen mit hohem 
Maisanteil entstehen. Hier könnten sich Probleme mit den nach Cross Compliance (CC) vor-
gegebenen Humusbilanzen ergeben. Da der Mais einen sehr hohen C-Faktor aufweist, ist mit 
verstärkter Bodenerosion vor allem in den Hanglagen und damit verstärkt in den Mittelgebir-
gen zu rechnen. Auch hier wird eine Abmilderung durch den Bodenschutz in CC erreicht. 
Wird bei einer Zwischenfruchtnutzung (z.B. Grünroggen im Frühjahr) der Acker bei zu 
feuchten Verhältnissen befahren, dann besteht die Gefahr der Bodenverdichtung. 
Gewässer 
Hier müssen die Vorgaben der „Guten Fachlichen Praxis“ und der DüngeVO eingehalten 
werden. Allerdings werden die Gärreste aus Biogas-Anlagen nicht auf die 170kg Stickstoff 
aus tierischer Herkunft pro ha und Jahr angerechnet. Dies führt zu einer weiteren Verschär-
fung des Nährstoffüberschuss-Problems in den intensiven Tierveredelungsgebieten. Mit der 
Ausweiterung des Rapsanbaus ist mit einem verstärkten Eintrag von Pflanzenschutzmitteln in 
die Gewässer zu rechnen. 
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Artenvielfalt 
Mit den starken Anreizen aus der energiepolitischen Förderung steigt der Anreiz einer acker-
baulichen Nutzung der landwirtschaftlichen Fläche. Vor allem ein Umbruch von artenreichem 
Dauergrünland würde der Erhaltung der Artenvielfalt entgegenwirken. Allerdings ist der Um-
bruch von Dauergrünland aufgrund der Regelung „Erhaltung des Dauergrünlandes“ nicht 
möglich (BMVEL 2005). Eine massive Ausweitung des Energiemaisanbaus erhöht aber die 
Gefahr der Ausbreitung von Mais-Schädlingen. Hier sind vor allem der Maiswurzelbohrer 
und der Maiszünsler zu nennen. Für beide Schädlinge ist der Einsatz eines Pflanzenschutzmit-
tels schwierig, so dass es keine solide konventionelle Abwehrmöglichkeit gibt. Kann der 
Maiszünsler noch durch tiefes Pflügen unter Kontrolle gebracht werden, ist dies beim Mais-
wurzelbohrer nicht möglich. Bei einer weiteren Ausdehnung des Maisanbaues bei gleichzeiti-
ger Ausbreitung der Maisschädlinge wird die Diskussion um gentechnischveränderten Bt-
Mais zunehmen.  
Für die wichtigsten Energiepflanzen hat das WORLD WATCH INSTITUTE 2006 ein qualitatives 
Ranking der Umweltwirkungen vorgenommen (siehe Abbildung 62). 

 

Abbildung 62: Nachhaltigkeits-Ranking für verschiedene Energiepflanzen für Biokraftstoffe in Deutsch-
land (Quelle: WORLD WATCH INSTITUTE 2006) 

Zusammenfassend kann man feststellen, dass die negativen Umweltwirkungen des Energie-
pflanzenanbaus letztlich identisch mit den „klassischen“ Umweltwirkungen der intensiven 
Landwirtschaft sind. Somit werden aber auch alle „Umweltgefahren“ des Energiepflanzenan-
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baues mit durch die allgemein geltenden Gesetze und Verordnungen wie „Guter fachliche 
Praxis“ (vgl. auch WERNER ET AL. 2005), DüngeVO (Ausnahme siehe Biogas  Gärreste) 
und Cross-Compliance (Humus, Bodenschutz,…) abgedeckt.  
 
Verschärfung des Nährstoffproblems durch die Biogas-Anlagen in den Veredelungs-
standorten 
In NRW ist die Belastung des Grundwassers mit Nitrat weiterhin eine aktuelle Fragestellung 
(BENDER ET AL. 2004). KREINS ET AL. 2004 führen aus, dass die N-Überschüsse aus der 
Landwirtschaft mit entsprechenden Nitrateinträgen ins Grundwasser, insbesondere in den 
viehstarken Regionen im Nord- und Nordosten von NRW sowie auf den Sonderkulturstandor-
ten, insbesondere entlang des Rheins, zu finden sind. 
Mit dem Biogas-Boom kann es zu einer Verschärfung dieses Nährstoffproblems kommen. 
Die Analyse der Nährstoff-Überschüsse durch einen verstärkten Energiemais-Anbau durch 
den Bau von Biogas-Anlagen stellt damit eine relevante Forschungsfrage für NRW dar.  
Generell hat die Rückführung der Gärreste den positiven Effekt, dass damit Mineraldünger 
eingespart wird und auch organische Substanz dem Boden wieder zugeführt wird. Dies ist 
gerade in den Ackerbaugebieten zu begrüßen. In den Regionen mit hohen Tierdichten ergibt 
sich dadurch allerdings eine Verschärfung des Nährstoff-Überschuss-Problems. 
Die novellierte Düngeverordnung ist zu Beginn dieses Jahres in Kraft getreten (Umsetzung 
der EG-Nitrat-Richtlinie). Gemäß der Düngemittelverordnung ist nur die Ausbringung von 
Wirtschaftsdünger tierischer Herkunft so zu begrenzen, dass eine Höchstmenge von 170kg 
N/ha/a nicht über schritten wird. Somit gilt diese Begrenzung nicht für Stickstoff aus Nach-
wachsenden Rohstoffen aus Biogasanlagen (KTBL 2006). Hier stellt sich die Frage, wie der 
Gesetzgeber die verschiedenen Anteile der Gärreste wie Wirtschaftsdünger tierischer Her-
kunft (Gülle, Jauche und Stallmist) und Nachwachsenden Rohstoffen (z.B. Maissilage) unter-
scheiden kann, damit dann die Menge Stickstoff aus tierischer Herkunft im Gärrest bestimmt 
wird? 
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Abbildung 63: Einbindung von Biogasanlagen in regionale Nährstoffkreisläufe (Quelle: EISELE 2005) 

Zudem ist davon auszugehen (wie von EISELE 2005 gezeigt, siehe Abbildung 63), dass es zu 
Importen von Inputbiomasse für die Biogas-Anlage oder die Tierbestände kommen wird. Zum 
einen für die Fütterung der Biogas-Anlage oder zum anderen für die Fütterung der Tierbe-
stände, da ein Teil der Futterfläche nun für die Fütterung der Biogas-Anlage genutzt wird. Es 
wird also z.B. auf den Anbau von CCM für die Schweineproduktion verzichtet, um Energie-
mais für die Biogas-Anlage anbauen zu können, und stattdessen wird Weizen zur Tierfütte-
rung in die Region importiert. Bei der Milch- und Rindfleischproduktion könnte die Entwick-
lung anders verlaufen; hier könnten aufgrund der agrarpolitischen Rahmenbedingungen des 
MTR die Vieh-Bestände reduziert und dann auf den freiwerdenden Flächen Energiemais an-
gebaut werden. Die Biogas-Anlagen treten somit vor allem in den Veredelungshochburgen als 
doppelte Konkurrenz auf. Zum einen wird es eine Konkurrenz um die Futterflächen für die 
tierische oder energetische Veredelung kommen und zum anderen treten aufgrund der Ver-
schärfung der Nährstoffproblematik höhere „Gülle-Entsorgungskosten“ (da die Nährstoffe aus 
den Biogas-Anlagen nicht exportiert werden) auf. Beiden Entwicklungen können durch teil-
weise massiv gestiegene Pachtpreise in den Regionen beobachtet werden (vgl. Kapitel 
3.2.2.2.). 
Eine Analyse der Auswirkungen der Rückführung der Gärsubstrate auf die Flächen in NRW 
mit Hilfe von RAUMIS ist in Vorbereitung. 
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3.6.2.2 Positive Umweltwirkungen 

Es können aber auch positive Umweltwirkungen des Energiepflanzenanbaus benannt werden: 
- Energiepflanzenbau (und auch die Verbindung von Energiepflanzenbau und Food-

Produktion) ermöglicht die Aufweitung der heutigen engen Fruchtfolgen 
- Mit der Zweikulturnutzung sind Fruchtfolgen mit einer ganzjähriger Bodenbedeckung 

möglich 
- Mit dem Anbau von Low-Input-Systemen wie Schnellwachsenden Baumarten oder 

Miscanthus besteht die Möglichkeit der Reduktion der negativen Umweltwirkungen 
des intensiven Energiepflanzenanbaus 

- Durch den Anbau von Energiepflanzen kann eine Veränderung des Landschaftsbildes 
erreicht werden. Gerade die Etablierung von neuen Kulturen in den Agrarlandschaften 
schafft hier einen Auflockerung des Landschaftsbildes 

- Durch den Einsatz von Gärresten aus Biogas-Anlagen kann der Einsatz von Mineral-
dünger reduziert werden und auch die Humusbilanz des Ackerbaus verbessert werden 
(geschlossener Nährstoff-Kreislauf). 

 
Neue Möglichkeiten durch ein Energiepflanzen-Ökosystem 
SCHEFFER 2003 und KARPENSTEIN-MACHAN 1997 stellen für den Bereich der Feuchtgut-
Nutzung (Biogas) neue Möglichkeiten des Anbaus eines ökonomisch und ökologisch opti-
mierten Energiepflanzenanbaues vor. 

 
Abbildung 64: Vergleich der verschiedene Ökosysteme (Quelle: SCHEFFER 2003) 
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Abbildung 64 beschreibt die Vorteile des Energiepflanzen-Ökosystems im Bereich des Arten-
schutzes (siehe auch Zweikulturnutzung in Kapitel 3.2.4.5), der geschlossenen Nährstoff-
Kreisläufe, des Bodenschutzes und des Gewässerschutzes. Durch die Möglichkeiten einer 
vielseitigen Fruchtfolgegestaltung kann der Einsatz von Pestiziden reduziert oder ganz ver-
hindert werden (SCHEFFER 2003, KARPENSTEIN-MACHAN 1997).  
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4 Diskussion, Schlussfolgerungen und Politikempfehlungen 

4.1 Rahmenbedingungen der Biokraftstoffe 

Die Politik auf Ebene der EU und Deutschlands hat entsprechende Maßnahmen zur Förderung 
der Biokraftstoffe ergriffen. Von besonderer Tragweite sind die von der EU zur Förderung der 
Biokraftstoffe erlassene Richtlinie und die von der Bundesregierung beschlossene Steuerbe-
freiung der Biokraftstoffe, die die Konkurrenzfähigkeit der Biokraftstoff gegenüber den Mi-
neralölkraftstoffen im Energiesektor sichert. Am Anfang der Produktionskette verbessert der 
Anbau der Nachwachsenden Rohstoffe auf Stilllegungsflächen und die Zahlung der Energie-
pflanzenprämie die Konkurrenzfähigkeit des Energiepflanzenbaues. Es zeigt sich also, dass 
die wesentlichen Rahmenbedingungen, die die Wirtschaftlichkeit der Biokraftstoffe in 
Deutschland garantieren, auf europäischer und nationaler Ebene gestaltet werden, wo NRW 
nur bedingten Einfluss hat. 
Auf europäischer und nationaler Ebene kann aufgrund der Vielzahl von Fördergründen mit 
einem weiteren Ausbau der Förderung der Biokraftstoffe gerechnet werden. So spricht sich 
die EU-Biokraftstoff-Strategie für einen weiteren Ausbau der Biokraftstoffe aus. Auf nationa-
ler Ebene zeigt die Diskussion um die Besteuerung der Biokraftstoffe, dass es eine breite par-
lamentarische Mehrheit zur weiteren Unterstützung der Biokraftstoffe gibt. Anders kann man 
die wahrscheinlichen Ergebnisse der Politik nicht deuten, wenn anstelle des Austausches der 
Steuerbefreiung der Biokraftstoffe durch einen Beimischungszwang eine Zwei-Wege-
Strategie mit einer Steuerbegünstigung der Reinbiokraftstoffe und einem Beimischungszwang 
wahrscheinlich ist. 

4.1.1 Renaissance der Biomasse 

Die Agrargesellschaft vor der industriellen Revolution bediente sich eines kontrollierten So-
larenergiesystems, das vor allem auf Biomasse beruhte. Dieses Energiesystem war durch De-
zentralität gekennzeichnet und durch die Flächenverfügbarkeit begrenzt. Erst mit dem Beginn 
des Industriezeitalters, also dem Einsatz von fossilen Energieträgern, konnten diese Flächen-
abhängigkeit und die stationäre Obergrenze der Regionen gesprengt werden und ein historisch 
einmaliges Wachstum einsetzen (  fossiles Energiesystem). Sicher ist, dass sich die Erdöl- 
und Erdgasvorräte weiter verknappen werden, und damit stellt sich die Frage, wo die enormen 
Mengen an Energie und Rohstoffen herkommen sollen, an die sich unsere Gesellschaft im 
fossilen Energiesystem gewöhnt hat. Das postindustrielle Energiesystem (Solarenergiesystem) 
ist wieder durch die Flächenverfügbarkeit begrenzt. Allerdings ermöglichen wesentlich höhe-
re Flächenerträge (unter anderem auch aufgrund von massivem Einsatz von fossiler Energie 
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in der Landwirtschaft), wesentlich bessere Transportmöglichkeiten und bessere Konversions-
technologie (Technischer Fortschritt) eine Verschiebung der stationären Obergrenzen gegen-
über der präindustriellen Zeit. Aber die nutzbare Fläche bleibt begrenzt. Deshalb ist die Ener-
giebilanz je ha ein wichtiger Entscheidungsfaktor, und eine vorausschauende Nutzung der 
knappen Ressource Fläche ist notwendig. 
 
Kurzfristiger Abbau von Überschüssen: langfristig Tankstelle gegen Supermarkt 
Aufgrund des Engel´schen Gesetzes (der Anteil der Nahrungsmittelausgaben an den Gesamt-
Konsumausgaben geht mit steigendem Pro-Kopf-Einkommen zurück; im Moment gibt eine 
deutsche Durchschnittsfamilien nur 11% ihres Einkommens für Nahrungsmittel aus (DBV 

2006)) und der beachtlichen Ertragssteigerungen (1% Ertragssteigerung pro Jahr durch tech-
nischen Fortschritt) kämpft die deutsche und europäische Landwirtschaft seit Jahrzehnten mit 
einer Überproduktion an landwirtschaftlichen Rohstoffen (HENRICHSMEYER UND WITZLE 

1991). Mit Hilfe von einer Reihe agrarpolitischer Instrumente (Exportsubventionen, Flächen-
stilllegungen, Quoten,…) wurde und wird versucht, den aufgrund des rapiden technischen 
Fortschritts in der Landwirtschaft ständig steigenden Überschussmengen zu begegnen. Hier 
treten nun aufgrund der neuen Verhandlungsmandate im Rahmen der WTO-Verhandlungen 
und aufgrund der europäischen Haushaltspolitik Probleme auf. Die Produktion von Biokraft-
stoffen bietet hier einen neuen sinnvollen Absatzkanal für die Überschussproduktion der eu-
ropäischen Landwirtschaft.  
Kann in Europa generell von einer teilweisen Entkoppelung des Wirtschaftswachstums und 
des Energieverbrauches (Strom und Wärme) ausgegangen werden, trifft dies nicht für den 
Transportsektor zu. Mit steigender Wirtschaftsleistung steigt auch das Verkehrsaufkommen, 
selbst in den schon hoch entwickelten Ländern des Westens (DEUTSCHER BUNDESTAG 2002). 
“Freight transport volumes grow with no clear signs of decoupling from GDP: More goods 
are transported farther and more frequently. This results in increased CO2 emissions and slows 
the decline in air pollutant emissions. Relative decoupling of growth in freight volumes from 
economic growth has only been achieved in the EU-10, where the growth in GDP exceeds the 
high growth in transport volume … Passenger transport volumes have paralleled economic 
growth: Passenger transport volumes have grown in most Member States. Relative decoupling 
has been achieved in only five new EU Member States. It is, however, likely that with time 
development in the EU-10 will parallel the older ones” (EEA 2006, S. 12-14). 
Somit kann davon ausgegangen werden, dass der Verkehrssektor bei steigendem BIP auch 
weiterhin eine sehr große Nachfrage nach Kraftstoffen generiert (im Gegensatz zu den Le-
bensmitteln scheint die Nachfrage nach Kraftstoffen mit steigendem BIP zuzunehmen). Geht 
man weiter davon aus, dass Biokraftstoffe in der EU ab einem Erdölpreis von 75$/barrel kon-
kurrenzfähig sind (EUROPÄISCHE KOMMISSION 2006), dann stellen die Biokraftstoffe eine 
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Backstop-Technologie der fossilen Kraftstoffe dar. Langfristig kommt es also zur Flächen-
konkurrenz zwischen dem Anbau von Nahrungsmitteln und dem Energiepflanzenanbau für 
Biokraftstoffe. 
 
Renaissance der Kraftstoffe vom Acker in der Landwirtschaft 
Der Einsatz von Biokraftstoffen in der Landwirtschaft ist nichts Neues. Früher wurde als 
Kraftstoff Hafer angebaut, und als Konverter stand eine 1-PS-Maschine, nämlich das Pferd, 
bereit. Heute haben die Traktoren einige Pferdestärken und der Kraftstoff ist nicht mehr Ha-
fer, sondern Raps (ob in Form von Rapsöl oder Biodiesel). Die Flächenbelegung zur Erzeu-
gung der Bearbeitungsenergie ist hingegen die gleiche geblieben (siehe Abbildung 65). 

 
Abbildung 65: Hafer-Modell (Quelle: GRAF UND REINHOLD 2006) 

 

4.1.2 Bioenergie als neuer Veredelungszweig der Landwirtschaft 

Die Bioenergie stellt eine neue Veredelungsform der Landwirtschaft dar und bietet damit wie 
die traditionelle Veredelung ein höheres Wertschöpfungspotenzial als der Verkauf der land-
wirtschaftlichen Rohstoffe. Diese neue Veredelung tritt aber in Konkurrenz zu den traditionel-
len Veredelungen, was sich in höheren Pachtpreisen niederschlägt. Somit kommt es zu Forde-
rungen, die neue Veredelungsform der Bioenergie in den klassischen Ackerbauregionen zu 
konzentrieren, wo es relativ wenig tierische Veredelung gibt. Hier könnte auch wieder eine 
Kreislaufwirtschaft mit den anfallenden Gärresten aus den Biogas-Anlagen ermöglicht wer-
den.  
Diese Entwicklung zur Veredelung der landwirtschaftlichen Rohstoffe ist nicht neu, denn in 
den ackerbaulichen Ungunstlagen waren die Landwirte schon früher auf eine Veredelung ih-
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rer landwirtschaftlichen Rohstoffe (innerbetriebliche Aufstockung) angewiesen. So glichen 
die Landwirte im Münsterland die natürliche Ungunst mit der Veredelung der Schweinepro-
duktion und die Landwirte in der Eifel und im Bergischen Land mit der Milchproduktion aus. 
Nun ergibt sich durch die Liberalisierung und die daraus folgenden agrarpolitischen Entschei-
dungen die Situation, dass Europa/Deutschland als globaler Ungunstraum angesehen werden 
kann und somit die reinen Ackerbau-Betriebe in NRW auf eine Veredelung eventuell in Form 
von Bioenergie angewiesen sind. 

4.1.3 Politische Rahmenbedingungen: Beimischungszwang und/oder Steuerbe-
günstigung der Reinkraftstoffe 

Es zeigt sich, dass die Wirtschaftlichkeit der Biokraftstoffe noch von den politischen Rah-
menbedingungen abhängig ist. Die aktuelle Diskussion um die Abschaffung der Steuerbe-
günstigung und die Einführung eines Beimischungszwanges hat gezeigt, dass die Ausgestal-
tung der Förderung der Biokraftstoffe (Steuerpolitik und Ordnungspolitik) letztlich auch 
Struktur- und Regionalpolitik für die Ländlichen Räume sein kann. Würde die Steuerbefrei-
ung für das reine Pflanzenöl wegfallen, dann würde damit den Landwirten die Möglichkeit 
genommen, Energiewirt zu werden. Denn die regionalen Vermarktungsmöglichkeiten an 
Speditionen und Autofahrer wäre nicht mehr möglich, sondern lediglich der Absatzweg in die 
Veresterung zu Biodiesel mit entsprechenden Preisgestaltungsmöglichkeiten. Mit einer weite-
ren Steuerbegünstigung des Pflanzenöles können die dezentralen Ölbauern entscheiden, wo 
sie ihren Kraftstoff absetzen. Ein Beimischungszwang verursacht zwar eventuell niedrigere 
gesamtwirtschaftliche Kosten, verringert aber die Einkommensmöglichkeiten des Ländlichen 
Raumes sehr stark. 
 
Gesamtwirtschaftliche Perspektive der Biokraftstoff-Steuerbegünstigung 
Aus Sicht der Bundeslandes NRW ist eine Steuerbegünstigung der Biokraftstoffe zu begrü-
ßen. Die Mindereinnahmen aus dem Wegfall der Mineralölsteuer betreffen vor allem den 
Bund. Die Einnahmen aus der Produktion der Biokraftstoffe in Form von Grundsteuer, Lohn- 
und Einkommenssteuer, etc.  fließen größtenteils in den Landeshaushalt. Somit ist aus Län-
dersicht eine Steuerbefreiung auf jeden Fall zu begrüßen. Gesamtwirtschaftlich stellen SCHÖ-

PE UND BRITSCHKAT 2002 eine Kompensation der staatlichen Mindereinnahmen durch Leis-
tungen (Steuerrückflüssen und zusätzliche Sozialversicherungseinnahmen) von über 83% fest.  
 

Arbeitsplatzeffekte 
Insgesamt kann von geringen direkten Arbeitsplatzeffekten im Bereich der Landwirtschaft 
(Rohstoffproduktion) ausgegangen werden (vgl. auch BAUER 2006). Aufgrund der hohen 
Technisierung und Rationalisierung und des fortschreitenden Strukturwandels sind auch beim 
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Anbau von Nachwachsenden Rohstoffen keine Beschäftigungseffekte zu erwarten (SCHÖPE 

UND BRITSCHKAT 2002). Bei der Veredelung der Biomasse können allerdings sehr wohl Ar-
beitsplätze im Ländlichen Raum entstehen, vor allem bei den dezentralen Ansätzen der Bio-
kraftstoff-Produktion. Eine erste qualitative Abschätzung der direkten Arbeitsplatzeffekte für 
Biogas könnte durch die Formel: „500kWel = 1 Arbeitsplatz im Ländlichen“ erfolgen. Aller-
dings ist dies eine erste grobe Einschätzung, denn Arbeiten zu den Arbeitsplatzeffekten der 
Biokraftstoffe in Deutschland/NRW liegen noch nicht vor. Neben den direkten Arbeitsplätzen 
sind auch Arbeitsplätze beim Bau der Biomasse-Anlagen (Planer, Anlagenbauer, Bauunter-
nehmen, Zulieferer …) ebenso von Interesse wie die Arbeitsplätze, die durch die Service-
Leistungen und Wartungsarbeiten beim Betrieb entstehen. Hier besteht Forschungsbedarf. 
 

4.2 Energiepflanzenanbau in NRW 

Generell weist NRW aufgrund der tierischen Veredelung (Schwein und Milch), der Zuckerrü-
ben, Kartoffeln und des Gemüse- und Sonderkulturanbaues mit ihrer Nähe zum Verbraucher 
und den agrarindustriellen Verarbeitungskapazitäten wie Öl- und Getreidemühlen sehr hohe 
Opportunitätskosten der Landnutzung auf. Dies spiegelt sich in den deutschlandweit höchsten 
Pachtpreisen wider. Somit sind dem massiven Ausbau des Energiepflanzenbaus für die Bio-
kraftstoff-Produktion Grenzen gesetzt.  
Trotz der hohen Verdrängungskosten in NRW wird sich der Energiepflanzenanbau weiter 
ausdehnen (vgl. RAUMIS-Modellierungen): 
 
Entwicklung des Energiepflanzenanbaus in NRW 
Der Rapsanbau wird sich aufgrund der betriebswirtschaftlichen Vorteile in allen Agrarland-
schaften bis an die Fruchtfolgegrenze ausdehnen. Die wirtschaftliche Attraktivität des Raps-
anbaus wird auch in Zukunft aufgrund des massiven Ausbaues der Schlagkapazitäten (zentral 
und dezentral) und der entsprechenden Biodieselkapazitäten auf nationaler und europäischer 
Ebene (  Umsetzung der  EU-Biokraftstoff-Richtlinie) gewährleistet sein. Neben den be-
triebswirtschaftlichen Vorteilen weist der Rapsanbau folgende acker- und pflanzenbaulichen 
Merkmale auf (HOLZ 2005, S. 15): 

- Lange Bodenbedeckung und tiefe Durchwurzelung sichert und fördert eine stabile Bo-
denstruktur 

- Raps bietet eine sinnvolle Gülleverwertungsmöglichkeit 
- Hoher Vorfruchtwert (Weizen nach Raps erzielt rund 10% Mehrertrag gegenüber 

Weizen nach Weizen) 
- Sinnvolle Anbaualternative für zurückgehenden Zuckerrübenanbau. Wegen der Nema-

todenproblematik sollte dies in getrennten Fruchtfolgen erfolgen. Ausfallraps, der 
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durch vorzeitigen Ausfall von Körnern vor oder unmittelbar nach der Ernte auskeimt 
und heranwächst, fördert die Ausbreitung der Nematoden 

- Raps kann jährlich größere Ertragsschwankungen aufweisen 
- Bei hohem Rapsanteil in der Fruchtfolge können sich Probleme infolge Durchwuchs-

raps mit der Gefahr höherer Lagerneigung und Krankheitsdruck ergeben. 
Es kommt allerdings auch zwischen den Energieträgern zu Verdrängungsprozessen. Hier ist 
vor allem die Biogasherstellung von Bedeutung. Karte 41 zeigt die nach der Novellierung des 
EEG entstehenden Biogas-Anlagen; hier ist der Einsatz von Nachwachsenden Rohstoffen 
wahrscheinlich. Da der Energiemais sehr transportunwürdig ist, entsteht in den 10km-Radien 
um die Anlagen ein entsprechender Flächenbedarf für den Energiemais-Anbau. Andere 
Früchte haben es schwer, sich gegen den Ertragsvorteil und die günstige Kostenstruktur von 
Energiemais zu behaupten. In umfangreichen Fruchtfolgeversuchen wird zurzeit bundesweit 
geprüft, welche Alternativen es zum Energiemais gibt. Für die klimatisch benachteiligten 
Maisregionen zeichnet sich ab, dass Zweitfruchtanbausysteme sinnvoll werden könnten. Es ist 
zu hoffen, dass die bundesweit laufenden Fruchtfolgeversuche Alternativen zum Energiemais 
aufzeigen, um die Fruchtfolgeanteile von Mais in Grenzen zu halten (LWK NRW 2006). Die 
RAUMIS-Berechnungen belegen die sehr hohe Wettbewerbsfähigkeit des Energiemaisanbau-
es und die entsprechenden ökonomischen Anbaupotenziale in den Agrarlandschaften.  
Beim verstärkten Anbau von Energiemais in den rheinischen Zuckerrübengebieten bleibt die 
Gefahr der Ausbreitung von Wurzelfäule zu beachten: Rhizoctonia-Wurzelfäule tritt in 
Fruchtfolgen mit hohen Rüben und Maisanteilen verstärkt auf. Somit sollte in der „Rhizoco-
nia-Hochburg“ Rheinland der Anbau von Energiemais genau geprüft werden, denn dort wird 
der Mais ebenfalls von der Wurzelfäule befallen. Des Weiteren erhöht der Maisanbau die Fu-
sariumgefahr im nachfolgenden Weizen, vor allem in der Mulchsaat (MÖLLER 2005). Diese 
Aspekte müssen vor allem im Rheinland mit hohen Zuckerrüben und Weizenanteilen bei ei-
nem verstärkten Energiemais-Anbau beachtet werden. 
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Karte 41: Biogas-Anlagen und mögliche Rohstoff-Liefergebiete
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Flächenkonkurrenz: Biokraftstoffe und Biogas: Marktentlastung und Regionale Wert-
schöpfung 
Für die errechnete Gesamtfläche des Energiemais-Anbaus von 180.000 ha müssten 900 Anla-
gen á 500 kW (500 kW = 200 ha Mais) in NRW entstehen. Zum Vergleich: die Ethanolanlage 
in Zeitz mit einer Verarbeitungsmenge von 700.000 t Weizen würde theoretisch bei einem 
durchschnittlichen Weizenertrag von 8 t/ha 87.500 ha Weizenfläche „aus dem Lebensmittel-
markt“ nehmen. Verkürzt kann es wie folgt zusammengefasst werden: Die großen BioEthanol 
und Biodieselanlagen entlasten die Agrarmärkte durch große Absatzmengen. Der Landwirt ist 
hier zwar nur Rohstofflieferant, aber durch die neuen Absatzkanäle ist mit einem Ansteigen 
aller landwirtschaftlichen Erzeugerpreise zu rechnen. Die dezentralen Ansätze der Rapsöler-
zeugung, aber vor allem der Biogas-Produktion, entlasten die Agrarmärkte aufgrund der An-
lagenkapazität und der steigenden Installationskosten je kWh Biogas-Leistung nur langsam. 
Sie bieten aber ein großes Wertschöpfungspotenzial für den Ländlichen Raum. Bei den Bio-
gas-Anlagen kommt es aufgrund der Transportunwürdigkeit des Maises zum lokalen Anstei-
gen der Pachtpreise. Die Biogas-Produktion „gefährdet“ damit aber mittel- bis langfristig die 
(billige) Rohstoffversorgung der Biokraftstoffe. Die Flächenkonkurrenz wird zunehmen, be-
sonders in den Gebieten, wo die natürlichen Standortbedingungen eine Zweikulturnutzung 
zulassen. 
 
Ausblick Biogas 
Biogas wirkt unter den gegebenen Rahmenbedingungen „übermächtig“ in der Flächenkonkur-
renz (vgl. RAUMIS-Berechnungen). Eine Ausnahme bilden die ackerbaulichen Gunstlagen, 
hier ist der Weizenanbau weiterhin konkurrenzfähig, besonders mit guten Vorfrüchten wie 
Zuckerrübe oder Raps. Dies wird sich bei prognostizierten Weizenpreisen noch verstärken 
aufgrund der erhöhten Nachfrage durch die Biokraftstoffe. Die schnellen Marktentlastungen 
werden durch die großen Biokraftstoff-Projekte realisiert werden. Das Multitalent Biogas hat 
aber aufgrund folgender Aspekte sehr gute Zukunftsperspektiven: 

- sehr große Optimierungspotenziale entlang der gesamten Produktionskette (im Gegen-
satz zu den Biokraftstoffen der 1. Generation; siehe Kapitel 3.1.10). GRUNDMANN 

2005 benennt hier drei große Optimierungsansätze mit entsprechenden Lernkurvenef-
fekten: 

o Energie-Pflanzenbau: Biomasse-Erträge pro Hektar 
o Mikrobiologische Optimierung der Biogas-Produktion/Prozessführung 
o Wirkungsgrad-Steigerung der BHKW´s 

- Zukunftstechnologie Biogasaufbereitung und Einspeisung ins Erdgasnetz oder Erdgas-
Tankstelle, damit möglich: 

o optimale Ausnutzung der Endenergien Strom und Wärme 
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o Einsatz als Kraftstoff  
o Biomethan als Erdgas-Ersatz (  auch Wärmemarkt) 

- Kombination der dezentralen Produktion der Biokraftstoffe und Nutzung der Koppel-
produkte zur Biogaserzeugung (Synergien) 

- Regionale Nährstoffkreisläufe durch Rückführung der Gärsubstrate als Dünger 
- Professionalisierung des Anlagenbetriebs. 

Insgesamt ist mit einer breiten politischen Unterstützung aufgrund von regionaler Wertschöp-
fung und guten Energie- und Klimabilanzen (  Klimaschutz und Reduktion der Importab-
hängigkeit wenn KWK möglich) zu rechnen. 
 
Umweltwirkungen 
Es zeigt sich, dass die Umweltwirkungen des Energiepflanzenanbaues sich letztlich nicht von 
den „klassischen“ Umweltwirkungen der Landwirtschaft unterscheiden. Ein Großteil dieser 
negativen Umweltwirkungen wird bereits durch die „Gute fachliche Praxis“ und die mit den 
Luxemburger Beschlüssen verabschiedeten Cross-Compliance-Verpflichtungen abgedeckt. 
Eine Besonderheit ergibt sich bei der Biogas-Produktion gerade in den Veredelungsstandor-
ten. Hier ist mit einer Verschärfung der Nährstoff-Überschusssituation zu rechnen. Hier müs-
sen entsprechende Maßnahmen angegangen werden.  
 
Biogas – als Chance für das Nährstoffmanagement der viehintensiven Gebiete? 
Die Biogas-Anlagen in den viehintensiven Gebieten werden das Nährstoffproblem aufgrund 
der oben geschilderten Sachverhältnisse verschärfen. Es liegt aber eine sehr große Chance in 
der Nutzung des Biogases. Werden die Gärreste aufbereitet, d.h. zum Beispiel separiert in 
eine flüssige und feste Phase, dann ist der „Export“ von Nährstoffen, vor allem von Phosphor, 
aus diesen Gebieten möglich. Aufgrund der Separation wird die Transportwürdigkeit des or-
ganischen Düngers extrem erhöht. Die Transportwürdigkeit der Gärreste, welche den Eigen-
schaften der Gülle sehr ähnlich sind, ist aufgrund der niedrigen TS-Gehalte sehr gering. 
Durch eine Aufbereitung der Gärreste in einen flüssigen Teil, der weiterhin in der Region 
ausgebracht wird, und einen festen Teil, der z.B. in die „reinen“ Ackerbaugebiete transportiert 
werden kann, ist eine doppelte Gewinn-Situation möglich. Zum einen könnten die viehinten-
siven Regionen weiter in ihren Kernkompetenzen (Tierveredelung) wachsen, und in den vieh-
armen Regionen kann ein billiger Dünger mit hohen Anteilen organischer Substanz (  Ein-
haltung der Humusbilanzen nach CC) eingesetzt werden. Die neue Chance liegt in der „Um-
lage“ der Gülle/Gärreste-Aufbereitungskosten auf zwei Veredelungszweige (Tier- und Bio-
energie-Veredelung). Eine Gülle-Aufbereitung nur aus der Tierveredelung ist eventuell zu 
teuer. Durch die Produktion des Biogases und die Nutzung der Boni (KWK- und Technolo-
gie-Bonus) ist eine Absicherung der Kosten des Nährstoffmanagements (Nährstoffaufberei-
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tung und –export in die Ackerbaugebiete) möglich. Somit wären die Betriebe in den Verede-
lungsgebieten in der Lage, in ihrer Kernkompetenz Tierveredelung (mit besonderer Problema-
tik Phosphor) zu wachsen. Damit könnten auch die momentan sehr hohen Pachtpreise in den 
Tierveredelungsgebieten aufgrund des Biogas-Booms abgemildert werden. Hier besteht aller-
dings noch sowohl im Bereich der Gärreste-Aufbereitung sowie im gesamten Bereich der 
Nährstoff-Bilanzierung und -management des Veredelungssystems Biogas erheblicher For-
schungsbedarf, der von Seiten des Landes NRW unterstützt werden sollte. 
 
Zukünftige Herausforderungen 
Die AG Landwirtschaft und Naturschutz der DLG und des WWF haben sich auf einer ge-
meinsamen Tagung „Energie aus Biomasse – Herausforderung für Landwirtschaft und Natur-
schutz“ am 30./31.05.2005 in Berlin eine Standortbestimmung zu den neuen Herausforderun-
gen durch den Energiepflanzenbau vorgenommen. Aus den Ergebnissen der Tagung sind fol-
gende Empfehlungen für einen nachhaltigen Anbau und eine energetische Verwertung von 
Biomasse, die natürlich auch für den Biomasse-Anbau für Biokraftstoffe gelten kann, festzu-
halten: 

- Das Kulturarten- und Sortenspektrum für den Energiepflanzenanbau sollte zugunsten 
einer größeren Vielfalt erweitert und neue Anbausysteme zur Praxisreife weiterentwi-
ckelt werden. 

- Die aktuelle Förderung des Anbaus und der Nutzung von Energiepflanzen sollte hin-
sichtlich der Erweiterung der Kulturartenvielfalt und unterschiedlicher Nutzungspfade 
überprüft und ggf. umstrukturiert werden. 

- Der Anbau von Energiepflanzen muss ebenso wie der Anbau von Nahrungs- und Fut-
terpflanzen nach Guter Fachlicher Praxis erfolgen. 

- Eine Ausdehnung des Energiepflanzenbaus darf nicht zu Lasten des Naturschutzes ge-
hen. 

- Produktion und Nutzung von Wärme aus Energiepflanzen sollten durch geeignete 
Rahmenbedingungen unterstützt werden. 

- Der Aufwuchs von naturschutzfachlich wertvollen Flächen sollte auch energetisch ge-
nutzt werden. Dazu sind die technologischen und logistischen Probleme zu lösen. 

- Die nachhaltige Energieproduktion in landwirtschaftlichen Betrieben sollte unter an-
derem durch die Nutzung geeigneter Managementinstrumente weiter professionalisiert 
werden. 

- Die Förderung des Biomasseanbaus für die Energieproduktion sollte zu einer nachhal-
tigen Entwicklung der ländlichen Räume beitragen. 

- Naturräumlich-differenzierte Lösungen sollten gesucht werden. Regionalisierung und 
Anpassung an die Spezifika der Agrarlandschaften. 
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- Stärkung der Bioenergieforschung in Deutschland sollte forciert werden. 
- Ermittlung und Abbau administrativer Hemmnisse bei der Umsetzung von Biomasse-

Projekten sollten unterstützt werden. 
- Die Erfahrungen mit der Windenergienutzung haben gezeigt, dass Anwohner und 

Bürger frühzeitig eingebunden werden sollten, um Konflikte zu vermeiden. 
(http://www.dlg.org/de/landwirtschaft/fachgremien/naturschutz/Empfehlungen_Biomasseanb
au.pdf; Ergänzungen nach NABU 2005) 
Diese Empfehlungen können als Herausforderungen eines nachhaltigen Energiepflanzenan-
baues auch in NRW angesehen werden. 

4.3 Der Landwirt als Energiepflanzenanbauer oder Energiewirt 

Es zeigt sich, dass in der Diskussion um die Wertschöpfungspotenziale für den Ländlichen 
Raum durch die Nachwachsenden Rohstoffe zwischen den zentralen und dezentralen Ansät-
zen der Biokraftstoff-Produktion unterschieden werden muss. Bei den zentralen Anlagen, die 
sich meist im Besitz der verarbeitenden Industrie befinden, ist der Landwirt nur Energiepflan-
zenanbauer. Das heißt, eine höhere Wertschöpfung ist nur in der Differenz zwischen der ver-
drängten Stilllegung oder Food-Produktion und der angebauten Energiepflanze möglich, wo-
bei die großen Biokraftstoff-Projekte die Agrarmärkte insgesamt entlasten und somit langfris-
tig zu höheren Erzeugerpreisen führen. Soll eine höhere Wertschöpfung im Ländlichen Raum 
geschaffen werden, dann muss auch die Veredelung der landwirtschaftlichen Rohstoffe hier 
stattfinden. Hierzu muss der Landwirt zum Energiewirt werden. 

4.3.1 Energielandwirte brauchen ökonomisches, technisches und soziales 
Know-How 

Der Übergang vom Landwirt zum Energiewirt erfordert ökonomisches, technisches und so-
ziales (z.B. bei Kooperationen) Know-How zum Betrieb der Bioenergie-Anlage oder zur 
Vermarktung der Biokraftstoffe und der Koppelprodukte. 
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Abbildung 66: Anforderungen an den Ölmüller (Quelle: REMMELE 2005) 

Abbildung 66 gibt einen Eindruck über die Anforderungen an einen Ölmühlenbetreiber. Es 
kommt eine Vielzahl von z.T. neuen Aufgaben auf den Landwirt zu. Diese Abbildung könnte 
auch für den Betrieb einer Biogas-Anlage gelten, wobei die Herausforderung sich hier mehr 
auf den Betrieb des biologischen Prozesses konzentriert, da ja der Absatz des Produktes durch 
das EEG auf 20 Jahre gesichert ist. Mit der Novellierung des EEG´s haben sich allerdings die 
Anlagengrößen und Wirtschaftlichkeit stark geändert. Die Anforderungen an das ökonomi-
sche wie technische Know-How sind enorm gewachsen, zu mal die Investitionssummen we-
sentlich höher sind als beim Bau einer dezentralen Ölmühle. Hierzu ist deshalb eine sorgfälti-
ge und neutrale Beratung ratsam, um Chancen und Risiken des neuen Veredelungszweiges für 
den jeweiligen Betrieb richtig einzuschätzen. 

4.3.2 Stärkung der Kooperationen 

Eine Möglichkeit für Landwirte, an der Wertschöpfung der Bioenergieproduktion zu partizi-
pieren und gleichzeitig das Risiko zu begrenzen, besteht in einer Kooperation mehrerer Be-
triebe untereinander und/oder mit weiteren Akteuren im Ländlichen Raum, um somit eine 
größere Anlage zu betreiben.  
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Kopperationen bei Investitionen im Bereich der Bioenergie unterstützen 
Aufgrund der gezeigten „economies of scale“ bei dem Anlagenbau sollten die Landwirte die 
Möglichkeit der Kooperationen verstärkt in Betracht ziehen. Neben den Kostenvorteilen der 
größeren Anlagen ergeben sich weitere Vorteile: 

- Risikoverteilung 
- Verteilung der Informationsbeschaffung (Know-How-Aufbau) im Bereich der neuen 

Veredelung auf mehrere Schultern 
- Möglichkeit der Spezialisierung der einzelnen Kooperationspartner auf ihre Kernge-

biete und damit Kostenvorteile sichern 
- Flächenverfügbarkeit für den Energiepflanzenanbau. 

Weitere Möglichkeiten bestehen in der Gründung von Erzeugergemeinschaften zur besseren 
Vermarktung und Koordination der Nachwachsenden Rohstoffe. Investitionen aus einem Ma-
schinenring heraus bieten weitere Vorteile. So können hier Investitionen in anderen Größen-
ordnungen angegangen werden (z.B. zentrale Biodieselanlagen wie Campa Biodiesel Ochsen-
furt oder Marina Biodiesel Brunsbüttel). 
Die Vorteile des Maschinenrings liegen auf der Hand: 

- man kennt sich bereits und hat eine Vertrauensbasis für gemeinsame Investitionen 
- es werden sehr leicht viele Landwirte erreicht 
- es gibt meist schon starke Führungspersönlichkeiten. 
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Karte 42 zeigt die Maschinenringe im Rheinland, die in der Fallstudie Rheinland erhoben 
wurden. Der Maschinenring Rheinland-West ist einer der größten Maschinenringe und hat 
zwei bis drei Biogas-Anlagen in Planung/Bau (DERING 2005). Weitere Maschinenringe im 
Rheinland sind MR Rheinland Ost, MR Gillbach, MR Neuss-M´Gladbach, MR Erft-
Neffelbach, MR Zülpischer Börde, MR Rhein-Sieg-Kreis und der MR Niederrhein.  
Neben der Realisierung von eigenen Biogas-Anlagen und der Kooperation mit Energieversor-
gern bietet das Beschäftigungsfeld Nachwachsende Rohstoffe den Maschinenringen die Mög-
lichkeit, als neue Energiedienstleister im Ländlichen Raum aufzutreten (vgl. HOFNAGEL 

2005). 
Auch die Kooperation mit großen Energieversorgungsunternehmen (EVU´s) verspricht für 
die nordrhein-westfälische Landwirtschaft gute Erfolgsaussichten, allerdings sollte die Land-
wirtschaft hier versuchen, auch an der Veredelung der Rohstoffe beteiligt zu werden. 

4.4 Politikempfehlungen 

4.4.1 Abschaffung der Stilllegungsverpflichtung 

Die Flächenstilllegung wurde als reines Marktsteuerungsinstrument Anfang der 1990er Jahre 
eingeführt und diente der EU-Kommission zur Regulierung des Marktes der Grand-Cultures-
Früchte. Mit der Umsetzung der Luxemburger Beschlüsse erfolgt die Berechnung der Stillle-
gungsverpflichtung einmalig 2005 von der gesamten Ackerfläche und ab 2006 ist diese Flä-
chenstilllegungsverpflichtung handelbar. Ohne die Anbaumöglichkeiten der Nachwachsenden 
Rohstoffe auf Stilllegungsflächen würde ab 2006 eine „Wanderung“ der Stilllegungsver-
pflichtungen aus den ackerbaulichen Gunstgebieten auf die Ungunstlagen stattfinden. Damit 
könnte die Stilllegung aber nicht mehr zu nennenswerten Entlastungen (z.B. im Getreide-
markt) beitragen (ISERMEYER 2005). Durch die Möglichkeiten des wirtschaftlichen Anbaues 
von Nachwachsenden Rohstoffen auf den Stilllegungsflächen in allen Agrarlandschaften 
(Weizen  Rheinland, Raps  Gebiete ohne Zuckerrüben; Energiemais bei lokalem Anla-
genangebot) wird es zu einem geringen Handel der Stilllegungsverpflichtungen in NRW 
kommen. 
Es ist abzusehen, dass durch die Ausgestaltung der energiepolitischen Rahmenbedingungen 
(Biokraftstoffe, Biogas) sowie die erst jetzt beginnende Diskussion um die stoffliche Nutzung 
(Rohstoffe für die Chemische Industrie) genügend große Absatzkanäle für die Nachwachsen-
den Rohstoffe geschaffen werden, so dass es bei einer Abschaffung der Stilllegungsverpflich-
tung nicht zu Marktstörungen durch Überangebot auf den Lebensmittelmärkten kommen wird 
Damit wird die obligatorische Flächenstilllegung obsolet. 
Für die Erzeuger hat die Stilllegung (geringe Opportunitätskosten) auf jeden Fall einen nega-
tiven Effekt, nämlich einen niedrigeren Auszahlungspreis für die Nachwachsenden Rohstoffe 
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(Non-Food-Rohstoffe) gegenüber der Produktion auf der Basisfläche. Für die verarbeitende 
Industrie dient die Flächenstilllegung also als „Billig-Macher“ der Rohstoffversorgung. Mit 
der stark ansteigenden Nachfrage nach Rohstoffen für energetische und bald auch stoffliche 
Nutzung ist das Drücken der Erzeugerpreise nicht mehr gerechtfertigt und die Auszahlung 
von angepassten Preisen für die Nachwachsenden Rohstoffe zu fordern. Zudem verursacht die 
Stilllegung momentan einen riesigen bürokratischen Aufwand mit den damit verbundenen 
Transaktionskosten, die wie dargestellt letztlich zu Lasten der Landwirtschaft gehen. Anstelle 
der schon mehrfach diskutierten Erhöhung der Energiepflanzenprämie, die auch nicht zum 
Grundprinzip der Entkoppelung passt und zu einem großen Teil an die Industrie durchgereicht 
wird, ist die Abschaffung der Stilllegung die einfachste und effektivste Unterstützung des 
Ländlichen Raumes bei der zukünftigen Förderung der Nachwachsenden Rohstoffe. 
Fasst man alle diese Punkte zusammen, dann sollte sich NRW und die landwirtschaftlichen 
Verbände (die gerade zu einer Entbürokratisierungskampagne aufgerufen haben) für die Ab-
schaffung der Stilllegungsverpflichtung bei der nächsten Halbzeitbewertung der europäischen 
Agrarpolitik (2008/2009) einsetzen und damit, wie von ISERMEYER 2005 gefordert, die jetzige 
Form der Stilllegung spätestens ab 2010 endgültig in das „Kuriositätenkabinett der agrarpoli-
tischen Geschichtsschreibung“ überstellen. 

4.4.2 Stärkung des Energiewirts in Nordrhein-Westfalen 

Die höchsten Wertschöpfungspotenziale liegen in der Veredelung der Energiepflanzen; somit 
sollte der Landwirt als Energiewirt gestärkt werden. Hier sind vor allem die dezentralen An-
sätze der Bioenergieerzeugung zu nennen (vgl. Abbildung 30): dezentrale Ölmühlen (auch 
mit Hinblick auf den Einsatz des Pflanzenöles im Ländlichen Raum) und Biogas-Anlagen (sie 
bieten die Möglichkeit, dass die gesamte Wertschöpfung in der Hand der Landwirtschaft 
bleibt). 
Das neue Beschäftigungsfeld Energie bedarf aber eines gewissen Know-Hows in ökonomi-
scher, technischer und sozialer Sicht. Es sind Fragen des Pflanzenbaus, der Anlagentechnik 
und Vertragsgestaltung zu klären. Hier sollte eine auf die Spezifika der Agrarlandschaft zuge-
schnittene Beratung durch die Landwirtschaftskammer ausgebaut werden. 

4.4.2.1 Informationen und Beratung zu Biokraftstoffen/Bioenergie von „Neutralen 
Stellen“ 

Für die Entscheidung zur Investition in eine Anlage brauchen die Anlagenbetreiber Entschei-
dungshilfen, die durch „neutrale“ Stellen verifiziert worden sind. Die Kalkulation der Anla-
genbauer beruht oft auf sehr optimistischen Annahmen. Mess-Ergebnisse aus der Praxis zei-
gen aber, dass die Annahmen der Anlagenbauer oder der im Labor ermittelten Werte korri-
giert werden müssen (BESGEN 2006), meist zu Lasten des Anlagenbetreibers. Hier müssen 
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wissenschaftliche Untersuchungen betrieben werden, die dann in die landwirtschaftliche Pra-
xis transferiert werden müssen. Eine sachliche und auf Fakten beruhende Analyse der Vor- 
und Nachteile der Biokraftstoffe in NRW kann auch eine Einbindung der lokalen Akteure und 
Bürger erleichtern. Diskussionen um konkrete Projekte werden oft durch auf Ängste und Be-
fürchtung beruhenden Mutmaßungen betrübt. Hier ist eine wissenschaftliche Diskussion mit 
regionsspezifischen Aspekte und Problemen zu führen. Dieser Wissenstand kann helfen: 

- die Kreditvergabe für Biokraftstoff-Projekte zu verbessern (Hier ist für den Bereich 
des Biogases der bereits existierende Leitfaden des Ministeriums für Wirtschaft, Mit-
telstand und Energie des Landes NRW in Kooperation mit der Energieagentur NRW 
und BASE Deutschland „Biogas. Leitfaden für Kreditinstitute“ zu nennen.), 

- den Genehmigungsbehörden durch einen Leitfaden die Entscheidungen bei der Ge-
nehmigung von Bioenergie-Projekten zu erleichtern, 

- Akteure und Bewohner in den Kommunen und Gemeinden frühzeitig mit in die Pla-
nung für Bioenergieprojekte einzubinden, und die Bevölkerung über den Einsatz von 
Nachwachsenden Rohstoffen zu informieren, 

- Unternehmen, Wirtschaftsförderung auf die Synergie mit Bioenergie-Projekten auf-
merksam zu machen (z.B. Abwärme-Nutzung beim Biogas,…). 

4.4.2.2 Einbindung der neuen Veredelung Bioenergie in die Lehr- und Ausbildungs-
pläne 

Der steigenden Bedeutung des Einsatzes von Biomasse und dem notwendigen Know-How für 
den Schritt vom Energiepflanzenanbauer zum Energiewirt muss Rechnung in der Ausbildung 
getragen werden. Die Vielschichtigkeit des Themas Bioenergie sollte verstärkt in die Lehr- 
und Studienpläne der Landwirtschaftsschulen, Meisterschulen und auch der Fach- und Hoch-
schulen einfließen. Hier besteht auf allen Ebenen in NRW großer Handlungsbedarf! 

4.4.3 Zukunftstechnologie Biogas als Erdgas-Ersatz in NRW ausbauen 

Erdgas soll(te) in Europa das Erdöl als wichtigste Energiequelle ablösen. Allerdings ist auf-
grund der Erfahrungen mit Russland bewusst geworden, dass diese neue Abhängigkeit eben-
falls einige Risiken birgt. Um diese neue Importabhängigkeit abzumildern, könnte das Biogas 
als Erdgas-Ersatz ausgebaut werden. Biogas biete sehr hohe Flächenerträge und mit der Ein-
speisung des Biomethans wäre dessen flexible Nutzung möglich. Denn letztlich besteht die 
größte Importabhängigkeit Deutschlands im Verkehrs- und Wärmesektor und nicht im Strom-
sektor. Zudem stehen hier weitere erneuerbare Energiequellen zur Verfügung, und gerade im 
Stromsektor weist Deutschland die geringste Importabhängigkeit auf. Kurz: Biogas ist eigent-
lich zu schade, um es vor Ort zu verstromen. Hinzu kommt, dass bei einer Verstromung vor 
Ort meist eine Abwärmenutzung nur bedingt möglich ist, was aber ökonomisch wie ökolo-
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gisch wünschenswert wäre. Durch die Biogas-Aufbereitung und Einspeisungen stehen zu-
künftige Möglichkeiten zur Verfügung. Nordrhein-Westfalen hat hier aufgrund seines flä-
chendeckenden Erdgas-Netzes (siehe Anhang 12) besondere Standortvorteile, die genutzt 
werden sollten. Außerdem stellt Biogas aufgrund der transportunwürdigen Inputbiomasse 
einen langfristigen Ansatz der Wertschöpfung durch Bioenergie im Ländlichen Raum dar, 
auch vor dem Hintergrund, dass hier die gesamte Wertschöpfung in der Landwirtschaft 
verbleiben kann. 
 

4.4.4 Querschnittsthema Bioenergie: Kombination der Förderung des Ländli-
chen Raumes und der Bioenergie 

Die Bioenergie ist mittlerweile ein zweites Standbein für die Landwirtschaft (Diversifizierung 
landwirtschaftlicher Einkommensquellen) und kann langfristig zur Wertschöpfung im Ländli-
chen Raum beitragen. Besonders die dezentralen Ansätze ergänzen sehr gut die auf Integrati-
on und Nachhaltigkeit ausgerichtete Entwicklung der Ländlichen Räume, wie sie als 2. Säule 
der Agrarpolitik gesehen wird. Eine Verbindung der Ziele des Ausbaus der Biokraftstoffe 
(Bioenergie) mit denen der Entwicklung des Ländlichen Raumes bietet langfristige Perspekti-
ven in der europäischen und nationalen Agrarpolitik, die in Zukunft weiter unter finanziellen 
Druck geraten wird. Besonders die Schwerpunktachsen 1 und 3 und die LEADER-Aktivitäten 
bieten sehr gute Anknüpfungspunkte für eine gemeinsame Umsetzung der energie- sowie der 
agrar- und strukturpolitischen Ziele. Erst Ansätze zeigen sich bei der Neufassung der GAK in 
Richtung Förderung der Nachwachsenden Rohstoffe (konkrete Ausgestaltung je nach Bun-
desland unterschiedlich), so z.B. die Förderung von einzelbetrieblichen Investitionsvorhaben 
im Rahmen des Agrarinvestitionsförderungsprogramms (AFP). Konkret möglich sind u.a. 
Biogas- und Biomassefeuerungs-Anlagen, Umrüstungen von Traktoren auf Pflanzenöl und 
Biodiesel sowie Spezialmaschinen und Geräte für Nachwachsende Rohstoffe im Non-Food-
Bereich (FNR 2005). 
Bioenergie-Projekte eignen sich hier nahezu perfekt für die Ansätze der integrativen Ländli-
chen Entwicklung. Die Beispiele der Bioenergiedörfer (z.B. Jühnde), aber auch eine Reihe 
von Projekten aus den neuen Bundesländern (ein gutes Beispiel ist die Initiative des Land-
schaftsverband Spree-Neiße e.V.; http://www.abnachdraussen.net/) zeigen, dass nicht nur die 
Landwirtschaft, sondern ein ganzheitlicher Ansatz mit Regionalberatung und Regionalmana-
gement notwendig ist, um alle Beteiligten im Ländlichen Raum mitzunehmen und das Gelin-
gen der Projekte zu garantieren. Auch bieten sich neben der Land- und Forstwirtschaft weitere 
Beschäftigungsmöglichkeiten (Energietechniker, …) in den Regionen. Hier könnte NRW im 
Rahmen der INTERREG, aber vor allem im Rahmen von LEADER und sonstiger Förder-
maßnahmen noch weiter Impulse für eine verstärkte Biomasse-Nutzung geben.  
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Gestaltungsmöglichkeit durch das Förderprogramm Ländlicher Raum NRW 
Wie dargestellt wurde, werden die energiepolitischen Rahmenbedingungen auf europäischer 
und nationaler Ebene festgelegt. Hier hat NRW nur begrenzte Einfluss-Möglichkeiten. Anders 
sieht dies bei der Ausgestaltung des NRW-Förderprogramms „Ländlicher Raum 2007-2013“ 
aus. Hier könnte die oben beschriebene Möglichkeit der Förderung der Bioenergie mit der 
Förderung des Ländlichen Raumes verbunden werden. Vor dem Hintergrund, dass neue Or-
ganisations- und Kooperationsstrukturen im Ländlichen Raum notwendig sind sowie eine 
Förderung des regional governance angestrebt wird, könnte ein „Regionalmanagement 
Nachwachsende Rohstoffe“ in den Agrarlandschaften installiert werden, welches die Ent-
wicklung des Ländlichen Raumes mit der Förderung des Einsatzes der Nachwachsenden Roh-
stoffe verbindet. Dieser dezentrale Regionalmanager könnten von einem übergeordneten 
Kompetenzzentrum Nachwachsende Rohstoffe und Ländliche Entwicklung koordiniert wer-
den. 

4.4.5 Schaffung eines Kompetenzzentrums mit Regionalmanagern Nachwach-
sende Rohstoffe in den Regionen 

Kompetenzzentrum als Förderansatz für die Energielandwirte 
Die energiepolitischen Rahmenbedingungen werden auf nationaler Ebene bestimmt, und die 
momentane Förderung ermöglicht einen wirtschaftlichen Betrieb der Biokraftstoff- und Bio-
gas-Anlagen. Somit ist die Förderung des Anlagenbaus, wie sie erfolgreich durch das REN-
Programm in NRW erfolgte, nicht mehr notwendig. Die eigentliche Förderaufgabe liegt in der 
Wissens-, Know-How- und Kooperationsförderung des Ländlichen Raumes. Der Übergang 
der Landwirte zu Energiewirten bedarf aber aufgrund der Vielschichtigkeit des Themas Bio-
energie mehrerer Fähigkeiten. Zudem zeigen sich neue Organisations- und Kooperations-
strukturen im Ländlichen Raum (z.B. der Kooperation der EVU´s mit Landwirten zur Biogas-
Produktion). Da die direkten Gestaltungsmöglichkeiten des Landes NRW bei den Rahmenbe-
dingungen begrenzt sind, wäre die Förderung eines Kompetenzzentrums Nachwachsende 
Rohstoffe (wie sie auch schon in Bayern, Niedersachen und Hessen installiert wurden) anzu-
streben. In einem Kompetenzzentrum können die verschiedenen Aktivitäten zu Nachwach-
senden Rohstoffen gebündelt werden und damit Synergien geschaffen werden. Schlagwortar-
tig können folgende Aufgaben eines solchen Zentrums benannt werden: 

- Bündelung der Aktivitäten und zentraler Ansprechpartner für Politiker, Bürger und 
Investoren 

- Forschung im Bereich der Nachwachsenden Rohstoffe (Pflanzenbau, Ökonomie, 
Technologie): hier hat NRW Nachholbedarf 

- Transfer der Ergebnisse in die Praxis 
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- Wissensvermittlung und Öffentlichkeitsarbeit 
- Abbau von Hemmnissen und Stärkung des Sozialkapitals in den Agrarlandschaften, 
- Ausbildung und Schulung, vor allem in Richtung Landwirtschaft 
- Unabhängige Beratung aller Akteure (Landwirte, Unternehmen, Bürger, Politik, …) 

im Bereich der Nachwachsenden Rohstoffe. 
Bestimmt man konkrete Ansprechpartner, die neben den Fachinformationen über die Nach-
wachsenden Rohstoffe auch die Spezifika der Agrarlandschaft kennen, würde dies nicht nur 
für die regionale Landwirtschaft, sondern für alle Beteiligten im Ländlichen Raum große 
Synergien schaffen. 
 
Schaffung einer zentralen Institution: Kompetenzzentrum 
Momentan werden die Aktivitäten im Bereich Nachwachsende Rohstoffe in NRW vor allem 
durch die folgenden Akteure mit ihrer spezifischen Sicht- und Herangehensweise bestimmt: 

- Landesinitiative Zukunftsenergien (AG Biomasse und Kompetenznetzwerk Kraftstof-
fe der Zukunft) 

- Landwirtschaftskammer NRW (Haus Düsse, Biogas-Info-Service) 
- Forschungseinrichtungen (u.a.): 

o Wuppertal Institut, Forschungszentrum Jülich, Fraunhofer Institut UMSICHT 
o FH Soest 
o Universität Bonn, Landwirtschaftliche Fakultät 

- Wirtschaftsförderungsgesellschaften. 
Zwar arbeiten die Akteure der genannten Institutionen für einzelne Projekte immer wieder 
zusammen, allerdings könnte eine institutionalisierte Zusammenarbeit (in Form z.B. eines 
Kompetenzzentrum) hier wesentliche Vorteile bringen. Dieses Kompetenzzentrum würde als 
Schnittstelle zwischen den Akteuren der Landwirtschaft, der Industrie und der Wissenschaft 
dienen und die Aktivitäten für die Nachwachsenden Rohstoffe in NRW insgesamt koordinie-
ren. Dabei sollten die speziellen Strukturen der Landwirtschaft und der Industrie in NRW 
beachtet werden. Hier ist neben der Einbindung der regionalen und überregionalen Energie-
versorger auch die verstärkte Betrachtung der industriepolitischen Aspekte der Biokraftstoffe 
(vgl. ARNOLD ET AL. 2006) und der stofflichen Nutzung der Nachwachsenden Rohstoffe 
(Weiße Biotechnologie) an einem traditionellen Chemie- und Technologie-Standort von Inte-
resse. Hier seien als Beispiele die Ankündigungen der Degussa, in den nächsten fünf Jahren 
im Rahmen des Science-to-Business-Centers Bio in Marl 50 Mio. € in die Entwicklung der 
Weißen Biotechnologie zu investieren (http://www.presseportal.de/story_rss.htx?nr=798140), 
genannt. Aber auch heute spielt der Anlagen- und Systembau im Bereich der Bioenergie eine 
gewichtige Rolle. So sind die Investitionen in Biomasse-Projekte für die verschiedenen Wirt-
schaftszweige Baugewerbe, Dienstleistungssektor, Verarbeitendes Gewerbe, Handel und Kre-
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ditwesen gleichermaßen interessant. Im Jahr schätzt das IWR 2004, dass ca. 15.000 Arbeits-
plätze durch den gesamten regenerativen Anlagen- und Systembau in NRW geschaffen wur-
den, wie viele davon auf die Bioenergie entfallen, kann nicht gesagt werden. Im Zuge des 
zentralen Wachstumsfaktors EEG-Novellierung ist aber mit einem starken Anstieg im Bereich 
der Bioenergie seit 2004 zu rechnen, und somit fällt die gesamte Prognose der IWR 2004 für 
die Bioenergie sehr positiv aus. (für weitere Abschätzungen auch im Bereich der Bioenergie 
siehe WUPPERTAL INSTITUT 2004). 
Eine Ansiedlung des Kompetenzzentrums in die bestehenden Strukturen (Landesinitiative 
Zukunftsenergie oder LWK NRW) würde Sinn machen und weitere Synergien schaffen. Die 
konkreten Aufgaben des Zentrums können wie folgt umrissen werden: 

- Gesamt-Koordination aller Aktivitäten und Vernetzung aller Akteure im Bereich der 
Nachwachsenden Rohstoffe entlang der gesamten Produktionskette  

- Verbindung von Forschung (Technologie, Ökonomie, Pflanzenbau,...) und Praxis 
(Transfer in die Agrarlandschaften) und der Förderung 

- Initiierung von Forschungs- und Pilotprojekten 
- Verbindung zwischen Wirtschaftsförderung, Industrie und Landwirtschaft 
- Technologie- und Know-How-Transfer aus anderen Regionen Deutschlands 
- Förderung des Energiewirts durch ökonomische, technische und soziale Forschungs-

ergebnisse und deren Transfer in die landwirtschaftliche Praxis (  Ausbildung und 
Schulungen für den Energiewirt) 

- Unabhängige und umfassende Beratung der politischen Entscheidungsträger, 
Landwirte, Unternehmen und Regionen bei den vielschichtigen Bioenergie-Themen 

- Informationen und Entscheidungsgrundlagen für politische Entscheidungsträger und 
Behörden 

- Übergeordnete koordinierende Stelle des Regionalmanagements in NRW und ersten 
Institution im Land für die Fragen zum Querschnittsthema Nachwachsende Rohstoffe. 

 
Aufgrund der verstärkt auftretenden Flächenkonkurrenz in der Landwirtschaft und zwischen 
den verschiedenen Bioenergie-Nutzungen und der zukünftigen Stofflichen Nutzung der 
Nachwachsenden Rohstoffe erscheint es zunächst sinnvoll, ein auf Nordrhein-Westfalen ab-
gestimmtes Gesamtkonzept Nachwachsende Rohstoffe zu erarbeiten, welches als Grundlage 
für weitere Forschungs- und Förderaktivitäten dienen soll. Im Anschluss an das Gesamtkon-
zept muss in Abstimmung mit der Wissenschaft ein Forschungsprogramm für den Bereich 
Nachwachsende Rohstoffe entwickelt werden. Dies sollte mit den Zielen der Einbindung der 
Forschung in NRW in nationale und internationale Forschungsprojekte und mit dem Fokus 
eines nachhaltigen Einsatzes der Nachwachsenden Rohstoffe in den verschiedenen Agrarland-
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schaften in NRW erfolgen. Hier wird vor allem großer Forschungsbedarf im Bereich der Ag-
rarwirtschaft gesehen, der mit einer starken Einbindung des USL verbunden werden könnte.  
 
Weiterentwicklung der bisherigen Konzepte der Kompetenzzentren 
Die Wirtschaftsförderungsgesellschaften haben sich bisher wenig mit dem Thema der Bio-
energie beschäftigt. Dies kann zwei wesentliche Gründe haben:  
1) die Wirtschaftsförderung hat durch ihre bisherigen Aktivitäten sehr wenig mit dem Bereich 
des Umweltschutzes (in dem man im weiteren Sinne das Querschnittsthema Erneuerbare E-
nergien unterbringen kann) und recht wenig mit der Landwirtschaft zu tun.  
2) Aufgrund der fehlenden Informationen vor allem über den „unbekannten“ Sektor Land-
wirtschaft hat man eine gewisse Zurückhaltung gegenüber landwirtschaftlichen Themen (zu-
mal eine Informationsbeschaffung über den neusten Stand sich sehr schwierig gestaltet). Auf-
bauend auf dieser Erkenntnis sollten durch das Kompetenzzentrum bei den lokalen und 
regionalen Wirtschaftsförderungen in Zusammenarbeit mit den sechs Beratungsregionen der 
Landwirtschaftskammer NRW (BERGES 2005, SCHMITZ 2005) lokale Ansprechpartner 
installiert werden. Diese „Regionalmanager Nachwachsende Rohstoffe“ fungieren als 
Schnittstelle zwischen der Landwirtschaft, der Wirtschaftsförderung und allen anderen 
Akteuren der Region.  
Erste gute Beispiele zeigen sich mit den Initiativen der Emscher-Lippe-Region („Emscher-
Lippe: Kompetenzregion für Zukunftsenergien“ unter http://www.energieregion-el.de/) und 
der AGIT für die Aachener Region. Hier könnte auch eine Verbindung mit den REGIONA-
LE-Programmen des Landes angestrebt werden (z.B. im Bereich der terra nova: Neue Ener-
gielandschaft der Regionale2010).  
Die Regionalmanager in den Agrarlandschaften könnten folgende Aufgaben haben:  

- Erster Ansprechpartner und Transferstelle in den Agrarlandschaften (Person vor Ort 
mit Kenntnis der regionalen Gegebenheiten und Akteure) 

- Wissenstransfer in die Regionen (Landwirtschaft, Wirtschaftsförderung, Politik, In-
dustrie, Entscheidungsträger und Multiplikatoren) 

- Aus- und Weiterbildung des Landwirts als Energiewirt 
- Unabhängige Beratung der regionalen Landwirtschaft, Politik, Wirtschaftsförderung, 

Industrie im Bereich der Nachwachsenden Rohstoffe 
- Schaffung eines kreativen Milieus (Innovation muss nicht immer nur Technik sein, 

z.B. Arbeitskreise, Informationsveranstaltungen) 
- Stärkung des Regionalbewusstseins, des Sozialkapitel, der „soft skills“  Erhöhung 

der Kooperationsbereitschaft für die neuen Kooperationen im Ländlichen Raum 
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- Koordinationsstelle und Kontakte in den Agrarlandschaften in Richtung Öffentlich-
keitsarbeit, Internet und Netzwerkbildung und Bündelung der Aktivitäten zur Stärkung 
des Ländlichen Raumes und der Region. 
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5 Konsequenzen für weiteren Forschungsbedarf 

Es zeigt sich, dass eine Vielzahl von politischen Zielen bei der Förderung der Biokraftstoffe 
eine Rolle spielt. Somit sollten die Forschungen aus den Bereichen der Agrarpolitik, der In-
dustriepolitik, der Umwelt- und Klimapolitik sowie der Energiepolitik integrativ miteinander 
verbunden werden. Die Biokraftstoffe stellen ein Querschnittsthema dar, und entsprechend 
sollten die Forschung und auch die Forschungsförderung ausgerichtet sein.  
Der vorliegende Forschungsbericht hat gezeigt, dass weder einzelne Energieträger noch ein-
zelne (energetische) Verwendungen der Nachwachsenden Rohstoffe isoliert betrachtet werden 
können. Deshalb wäre es notwendig, für NRW ein Gesamtkonzept Nachwachsende Rohstoffe 
zu erstellen, das auf die speziellen Gegebenheit der Land- und Forstwirtschaft, der Energie-
wirtschaft, sowie der chemischen und technologieorientierten Industrie in Nordrhein-
Westfalen eingeht. 
Als Beispiel kann hier das „Gesamtkonzept“ aus Bayern gelten, das in der Nutzung der Bio-
masse einen Beitrag zum Klimaschutz, zur Ressourcenschonung und zur Stärkung der heimi-
schen Wirtschaft sieht. Es hat zum Ziel den konsequenten Ausbau der Verwendung von: 

- Festbrennstoffen aus der Forstwirtschaft und der holzbe- und verarbeitenden Industrie 
(Einsatz vor allem zur Wärmeerzeugung) 

- Biokraftstoffen auf Basis von Ackerfrüchten  
- Biogas-Erzeugung (zur Nutzung einer Kraft-Wärme-Koppelung) 
(BAYERISCHES STAATSMINISTERIUM FÜR LANDWIRTSCHAFT UND FORSTEN 2005). 

Zudem soll ein verstärkter Einsatz der stofflichen Nutzung erreicht werden. Es sollen keine 
Dauersubventionen gezahlt werden, sondern Anschubfinanzierung bei Projekten nahe der 
Wettbewerbsschwelle, denn Nachwachsende Rohstoffe müssen sich langfristig am Markt von 
der Nachfrageseite her behaupten. Auch wäre es notwendig, die Wechselbeziehungen zwi-
schen verschiedenen Nutzungsformen der NaWaRo´s und deren wirtschaftlichen und ökolo-
gischen Nutzen in NRW und den Agrarlandschaften zu erfassen und Prioritäten aufzustellen. 
In einem stark von der Industrie geprägten Land wie NRW ist hier auch z.B. die stoffliche 
Nutzung der Nachwachsenden Rohstoffe mit zu bedenken. Wobei zu beachten ist, dass die 
Steuerung der einzelnen Nutzungspfade sich letztlich auf der Fläche, also in der relativen 
Vorzüglichkeit des Anbauverfahrens, entscheidet. Die erarbeiteten Prioritäten können dann 
als Grundlage der Forschungsförderung für NRW berücksichtigt werden. Neben den Wech-
selwirkungen zwischen Nachwachsenden Rohstoffen untereinander entwickeln sich auch die 
Beziehungen zwischen Food- und Non-Food-Produktion durch die Flächenkonkurrenz zu 
einem wichtigen Forschungsfeld. Hier stellt sich für NRW die Frage, wie sich globale Rah-
menbedingungen, z.B. weiter steigende Energiepreise, auf die Landwirtschaft auswirken (vgl. 
WORLD WATCH INSTITUTE 2006, OECD 2006, HABERL 2006). Neben diesen globalen Fragen 
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müssen die regionalen Entwicklungen, z.B. steigende Pachtpreise durch Biogas, möglichst 
früh antizipiert werden. Die RAUMIS-Berechnungen haben hier Entwicklungen angedeutet, 
die in ihrem Einfluss auf die klassische landwirtschaftliche Produktion viel zu bedeutend sind, 
als das die Politik und die einzelnen Landwirte sich auf einen reaktiven Kurs beschränken 
könnten. 
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6 Zusammenfassung 

Die energetische Nutzung der Biomasse erlebt aufgrund hoher Preise für fossile Energieträger 
und aufgrund des Klimaschutzes eine Renaissance. Der verstärkte Einsatz von Biokraftstoffen 
auf europäischer und nationaler Ebene ist beschlossene Sache, und die entsprechenden Rah-
menbedingungen ermöglichen den raschen Ausbau der Produktion. 
Von den untersuchten landwirtschaftlichen Rohstoffen ergibt sich hieraus aber nur für Raps 
eine zusätzliche Einkommensmöglichkeit für die Landwirtschaft in NRW. Aufgrund der 
Rahmenbedingungen ist nicht mit einem Bau einer großen BioEthanol-Anlage in NRW zu 
rechnen, womit die Verwertung von Zuckerrüben und Weizen in NRW nicht zum Tragen 
kommt. Aufgrund des Äquivalenzverfahrens ist allerdings doch ein Anbau von Ethanolwei-
zen, v.a. im Rheinland, möglich. Schnellwachsende Baumarten und Miscanthus als Inputbio-
masse für BTL-Kraftstoffe versprechen ebenfalls keine weitere Wertschöpfung für die Land-
wirtschaft in NRW. Das eigentliche Potenzial der Energiepflanzen in NRW liegt nicht in den 
Biokraftstoffen, sondern im Anbau von Nachwachsenden Rohstoffen für die Biogas-Nutzung. 
Hier kommt vor allem der Anbau von Energiemais zum Tragen. 
Grundsätzlich ist zwischen den dezentralen und den zentralen Ansätzen der Produktion von 
Biokraftstoffen zu unterscheiden. Die dezentralen Ansätze zeichnen sich durch höhere Pro-
duktionskosten aus, allerdings können Transportkosten und Handelsgewinne eingespart wer-
den. Bei den zentralen Anlagen kommen die economies of scale in Verarbeitung und Handel 
zum Tragen (v.a. für BioEthanol und Biodiesel). Durch die zentralen Anlagen der Biokraft-
stoffe werden vor allem die Ziele der sicheren Energieversorgung und des Klimaschutzes be-
dient. Sie stellen große Absatzkanäle für landwirtschaftliche Produkte dar. Das Entwick-
lungspotenzial für den Ländlichen Raum besteht hier vor allem in den stabilen Erzeugerprei-
sen für die verwendeten Rohstoffe. Aufgrund der Lage an den großen Wasserstrassen besteht 
allerdings die Gefahr, dass größere Mengen der Rohstoffe importiert werden und damit nicht 
mehr dem Ländlichen Raum in NRW zu Gute kommen. Dadurch, dass neben der Biomasse-
bereitstellung weitere Segmente der Produktionskette im Ländlichen Raum gehalten werden 
können, bieten die dezentralen Ansätze größere Einkommenspotenziale für die Ländlichen 
Räume NRW´s. Hier sind vor allem der Bau von dezentralen Ölmühlen zu nennen, der in 
NRW aufgrund der Konkurrenz der vier zentralen Ölmühlen allerdings ebenfalls begrenzt ist. 
Bei den dezentralen Ansätzen spielen neben den harten auch die „weichen“ Standortfaktoren 
wie Regionalität, Mentalität, Organisationsgrad und Kooperationsbereitschaft eine wesentli-
che Rolle. Auch bei den dezentralen Anlagen ergeben sich economies of scale, so dass der 
Bau von größeren Anlagen interessant wird und damit Kooperationen der Akteure im Ländli-
chen Raum notwendig werden. Will die Landwirtschaft hier direkt oder als Partner profitieren 
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und nicht nur Rohstofflieferant sein, müssen neue Organisations- und Kooperationsformen 
mit entsprechender Vertrauensbasis gefunden werden. 
Die Ölsaaten (vor allem Raps) können dezentral oder zentral geschlagen werden. Die erfolg-
reichen Ansätze in Süddeutschland können aber nicht ohne weiteres auf NRW übertragen 
werden. Beim Biodiesel profitiert die Landwirtschaft nur in den höheren Erzeugerpreisen ge-
genüber der verdrängten Konkurrenzfrucht. Beim BioEthanol sind die Skalenerträge beson-
ders groß, womit die landwirtschaftlichen Brennereien wenige Marktchancen haben. Bei einer 
zentralen Ethanolanlage würde das Wertschöpfungspotenzial in den Agrarlandschaften sehr 
gering ausfallen. Am geringsten wären sie bei einer BioSynFuel (BTL-)-Anlage. Diese zent-
ralen Anlagen brauchen billigste Inputbiomasse und lassen keinen Raum für eine höhere 
Wertschöpfung in den Regionen. 
Die Produktion von Bioenergie ist eine Veredelung von landwirtschaftlichen Rohstoffen, ge-
nau wie andere „klassische“ landwirtschaftliche Veredelung (z.B. Fleisch oder Milch). Dezen-
trale Ansätze (Landwirt als Energiewirt) bieten höhere Wertschöpfungspotenziale (da weitere 
Segmente der Wertschöpfungskette in der Hand der Landwirte verbleiben) als zentrale Lö-
sungen der Biokraftstoff-Produktion, wo der Landwirt nur Energiepflanzenanbauer ist. Soll 
eine Stärkung des Ländlichen Raumes im Vordergrund der Förderung der Biokraftstoffe ste-
hen, dann müssen gerade die dezentralen Ansätze der Biokraftstoff-Produktion unterstützt 
werden. Hier können neben der Strukturförderung in der Landwirtschaft auch regionalpoliti-
sche Aspekte integriert werden. Somit würde die Kombination der Förderung der Bioenergie 
mit den Förderprogrammen des Ländlichen Raumes einige Synergien schaffen. 
Die Verfügbarkeit von Nachwachsenden Rohstoffen entscheidet sich letztlich auf der Fläche, 
also in der ökonomischen Konkurrenzfähigkeit des Verfahrens gegenüber einer anderen 
Landnutzung (Stilllegung, Food- oder Feed-Produktion). Hier muss für die zukünftigen politi-
schen Entscheidungen das ökonomische Potenzial als Entscheidungsgrundlage verwendet 
werden. Aufgrund der relativen Vorzüglichkeit des Rapses wird sich dieser bis an die Frucht-
folgegrenzen in NRW ausdehnen. Allerdings sind die Gesamtpotenziale des Rapsanbaus auf-
grund von Fruchtfolgen und starker Konkurrenznutzungen begrenzt. Der momentan vor allem 
im Rheinland stattfindende Ethanolweizenanbau wird sich mit dem Ausbau der lokalen Bio-
gas-Kapazität weiter verringern.  
Generell entsteht durch die energiepolitischen Rahmenbedingungen des EEG´s eine sehr star-
ke Flächenkonkurrenz, vor allem in Form des Energiemaisanbaus. Diese Flächenkonkurrenz 
führt letztlich zu hohen Opportunitätskosten der Biokraftstoff-Produktion in NRW. Die 
RAUMIS-Modellierungen zeigen, dass sich in NRW ein Energiemaisanbaupotenzial von fast 
180.000 ha ergeben würde. Aufgrund der Transportunwürdigkeit des Energiemaises ist seine 
weitere Ausdehnung vom Bau der Biogas-Anlagen in den Regionen abhängig. Vor dem Hin-
tergrund der Investitionen von verschiedenen EVU´s und der Perspektive der Biogasaufberei-
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tung und Einspeisung ins Erdgas-Netz kann Biogas als die Zukunftstechnologie in NRW ein-
gestuft werden. Gleichzeitig müssen aber die Umweltwirkungen einer verstärkten Biogas-
Nutzung und des damit verbunden Energiemais-Anbau thematisiert werden. Hier sind vor 
allem die Nährstoff-Problematik in den tierischen Veredelungsgebieten und die Folgen des 
Energiemaisanbaus (Schädlinge und Bodenerosion) zu nennen. 
Damit eine Steigerung der Wertschöpfung im Ländlichen Raum in NRW durch die Biokraft-
stoffe/Bioenergie realisiert werden kann, sollten die Landwirte zu Energiewirten werden. Die-
se gilt gerade für die Ungunstlagen und hier vor allem für die Milchviehgebiete, die durch die 
Luxemburger Beschlüsse massive Einkommensverluste hinnehmen müssen. Es zeigt sich, 
dass die verschiedenen dezentralen Ansätze unterschiedliche Risiken für die Energiebauern 
haben. Bei der Produktion von Pflanzenöl liegen diese eher im erfolgreichen Absatz des 
Pflanzenöls und vor allem des Koppelprodukts Presskuchen. Vor allem die Erhaltung der 
Steuerbegünstigung für das reine Pflanzenöl ist von entscheidender Bedeutung. Bei der Bio-
gas-Produktion sind wesentlich höhere Investitionssummen notwendig und der wirtschaftliche 
Betrieb der Anlage stellt hier die Herausforderung dar (der Absatz des Stromes ist durch das 
EEG über 20 Jahre garantiert). Der Energiewirt muss neben dem technischen und ökonomi-
schen Know-How auch Sozialkapital für Kooperationen in der Landwirtschaft und mit ande-
ren Akteuren im Ländlichen Raum mitbringen. 
Neben der Abschaffung der Stilllegungsverpflichtung, die die einfachste und effektivste Un-
terstützung des Ländlichen Raumes wäre, ist vor allem eine Bündelung der Kompetenz für die 
Nachwachsenden Rohstoffe mit einer Kooperation aller Akteure (Landwirtschaft, Industrie, 
Wissenschaft und Politik) notwendig. Hier wäre der Aufbau eines Kompetenzzentrums mit 
regionalen Agenturen in den verschiedenen Agrarlandschaften (Regionalmanagement Nach-
wachsende Rohstoffe) als optimaler Förderansatz zu empfehlen. 
Es zeigt sich, dass die nachhaltige Nutzung der Nachwachsenden Rohstoffe ein Querschnitts-
thema darstellt, und entsprechend sollte die weitere Forschung integrativ und entlang der Pro-
duktionskette ausgerichtet sein. 
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8 Anhang 

Anhang 1: Versuchsstandorte der LWK NRW in den Agrarlandschaften 
(Quelle: LWK NRW 2004) 
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Anhang 2: Neigung des Ackerlandes 

Münsterland

Niederrhein

Eifel

Sauerland, Bergisches Land, Siegerland

Köln-Aachener Bucht
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Ost-Westfalen-Lippe, Niederbergisches Hügelland

Neigung des Ackerlandes
in Grad

bis 2
2 bis 5
5 bis 10
10 bis 15
Agrarlandschaften

0 30 6015
km ¯

Entwurf: Thomas Breuer
Daten: FAL
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Anhang 3: Bodengebiete Nordrhein-Westfalens 

Münsterland

Niederrhein

Eifel

Sauerland, Bergisches Land, Siegerland

Köln-Aachener Bucht

Münsterland

Ost-Westfalen-Lippe, Niederbergisches Hügelland

0 30 6015
km

¯
Entwurf: Thomas Breuer
Daten: Kuntze 1994

 Bodengebiete
Braunerde (Schluff- und Tonschiefer)  
Podsol
Moorboden
Auenboden
Pseudogley
Braunerde (Sandstein)
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Braunerde-Rendzina
Rendzina-Terra fusca
Parabraunerde
Agrarlandschaften
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Anhang 4: Vegetationstage 
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Vegetationstage
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¯ Entwurf: Thomas Breuer
Daten: Koch-Achelpöhler 1996
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Anhang 5: Verteilung des Grünlandes 
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Niederrhein
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Sauerland, Bergisches Land, Siegerland

Köln-Aachener Bucht
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 Nutzfläche 2003  in %
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¯ Entwurf: Thomas Breuer
Daten: LDS 2005
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Anhang 6: Waldgebiete in Nordrhein-Westfalen 
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in %
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¯ Entwurf: Thomas Breuer
Daten: LDS 2005
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Anhang 7: Agrarstruktur (Betriebsgröße) 

Münsterland

Niederrhein

Eifel

Sauerland, Bergisches Land, Siegerland

Köln-Aachener Bucht

Münsterland

Ost-Westfalen-Lippe, Niederbergisches Hügelland

Agrarstruktur im Jahr 2004
LN pro Betrieb in ha

bis 20 (13,98)
20 bis 30
30 bis 40
über 40 (56,34)
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0 30 6015
km

¯ Entwurf: Thomas Breuer
Daten: LWK NRW 2005
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Anhang 8: Rindviehdichten in NRW 
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Sauerland, Bergisches Land, Siegerland

Köln-Aachener Bucht
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Rindviehdichte im Jahr 2003
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¯ Entwurf: Thomas Breuer
Daten: LDS 2005

 



 

 

 

307 
Anhang 9: Abgrenzung der Ackerleitfrüchte nach KOCH-ACHELPÖHLER 1996 

 
 

Leitfrucht Zuckerrüben 
in % 

Kartoffeln, 
Gemüse 

in % 

Ölfrüchte 
in % 

Körner-
Silomais 

in % 

Halmfrüchte 
in % 

Zuckerrüben ≥ 15 < Zuckerrüben < Zuckerrüben < Zuckerrüben - 

Kartoffeln, Gemüse < Kart./Gem. ≥ 15 < Kart./Gem. < Kart./Gem. - 

Ölfrüchte < Ölfrüchte < Ölfrüchte ≥15 < Ölfrüchte - 

Mais I <  Mais < Mais <  Mais ≥ 15 <30 - 
Mais II <  Mais < Mais <  Mais > 30 - 

Halmfrucht I < 15 < 15 < 15 < 15 < 75 

Halmfrucht II < 15 < 15 < 15 < 15 ≥ 75 
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Anhang 10: Unterstellte Preise für biogene Festbrennstoffe sowie landwirtschaftliche Ausgangsstoffe für 
die Herstellung biogener Kraftstoffe frei Energieanlage bzw. Konversionsanlage (Quelle: HEMME-SEIFERT 

2003) 
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Anhang 11: Gleichgewichtspreise Weizen zu Energiemais (Quelle: HÖLZMANN 2006B) 
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Anhang 12: Nordrhein-Westfalen ist flächendeckend mit Ferngas versorgt 
(Quelle: BRÜCHER UND HELFER 2004) 
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Anhang 13: Daten: Welche Bereiche der Pflanzenöltechnik werden geför-
dert? 

Für den Bereich der Pflanzenöltechnik gelten auf Bundesebene folgende Förderungsrichtli-
nien: 
1. Richtlinie zur Förderung der Umrüstung der Antriebe land- und forstwirtschaftlicher Ma-
schinen auf Biodiesel 

Gegenstand der För-
derung 

Umrüstung der Antriebe land- und forstwirtschaftlicher Maschinen auf die 
Nutzung von Pflanzenölmethylestern (Biodiesel). 

Antragsberechtigte 
Eigentümer und unmittelbare Besitzer (z. B. Leasingnehmer), ausgenom-
men Forstbetriebe gemäß § 25 c Nr. 1 a) MinöStG.  
Betriebe im Sinne des § 25 c Nr. 3 MinöStG  

Höhe der Förderung 

3000 Euro in drei Jahren für Antragsberechtigte nach Nr. 3.1.a) nach EG-
Verordnung Nr. 1860/2004.  
100000 Euro in drei Jahren für Antragsberechtigte nach Nr. 3.1.b) nach 
EG-Verordnung Nr. 69/2001  
500 Euro pro umgerüstete Maschine  

Detailinformationen 

Bundesanzeiger Nr. 102 vom 04.06.2005  
www.fnr.de  
www.bio-kraftstoffe.info  
Anträge können bis spätestens 31.12.2006 gestellt werden 

2. Richtlinie zur Errichtung und Umrüstung mobiler und stationärer Eigenverbrauchstankstel-
len für die Lagerung von Biodiesel und Pflanzenöl in land- und forstwirtschaftlichen Betrie-
ben 

Gegenstand der 
Förderung 

Errichtung und Umrüstung mobiler und stationärer Eigenver-
brauchstankstellen für die Lagerung von Biodiesel und Pflanzenöl in land- 
und forstwirtschaftlichen Betrieben (bauliche Maßnahmen und technische 
Anlagen).  

Antragsberechtigte 
Land- und forstwirtschaftliche Betriebe, Erzeugergemeinschaften, Maschi-
nenringe, Lohnunternehmer oder vergleichbare Unternehmen.  

Höhe der Förderung 
Förderung auf Ausgabenbasis mit Eigenbeteiligung des Antragstellers von 
mindestens 60 % bzw. 50 % in benachteiligten Gebieten (gemäß EG-
Verordnung Nr. 1257/1999).  

Detailinformationen 
Bundesanzeiger Nr. 25 vom 06.02.2003  
www.fnr.de  
www.bio-kraftstoffe.info  

3. Richtlinie zur Errichtung und Umrüstung mobiler und stationärer Eigenverbrauchstank-
stellen für die Lagerung von Biodiesel und Pflanzenöl in umweltsensiblen Bereichen  

Gegenstand der Errichtung und Umrüstung mobiler und stationärer Eigenver-
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Förderung brauchstankstellen für die Lagerung von Biodiesel und Pflanzenöl in umwelt-
sensiblen Bereichen. Förderfähig sind Ausgaben für bauliche Maßnahmen 
und technische Anlagen.  

Antragsberechtigte Gewerbliche Unternehmen sowie Körperschaften des öffentlichen Rechts 

Höhe der Förderung 
Förderung auf Ausgabenbasis mit Eigenbeteiligung des Antragstellers von 
mindestens 50% 

Detailinformation 
Bundesanzeiger Nr. 213 vom 15.11.2001  
www.fnr.de  
www.bio-kraftstoffe.info  

4. Richtlinie zum Einsatz von biologisch schnell abbaubaren Schmierstoffen und Hydraulik-
flüssigkeiten auf Basis nachwachsender Rohstoffe 

Gegenstand der 
Förderung 

Bei Erstausrüstung einer Maschine oder Anlage: Mehrkosten gegenüber 
einer konventionellen Maschine oder Anlage. Bei Umrüstung einer Maschine 
oder Anlage: Kauf von biogenen Schmierstoffen und Hydraulikflüssigkeiten, 
bei Hydraulikanlagen zusätzlich der Aufwand bei der Umrüstung.  

Antragsberechtigte  private und gewerbliche Nutzer, kommunale Einrichtungen 

Höhe der Förderung 

Pauschalwert bei Umrüstung:  
- Hydraulikflüssigkeit 2,50 Euro/Liter  
- Motorenöl 2,40 Euro/Liter  
- Getriebeöl 3,20 Euro/Liter  
- Verlustschmierung 1,20 Euro/Kilogramm bzw. Liter  
Pauschalwert bei Erstausrüstung:  
- 4 Euro/Liter Systeminhalt 

Detailinformation 

Bundesanzeiger Nr. 246 vom 28.12.2004  
www.fnr.de  
www.bio-kraftstoffe.info  
Anträge können bis spätestens 31.12.2006 gestellt werden  

5. Agrarinvestitionsförderungsprogramm (AFP) Förderung von Maschinen und Geräten für 
eine besonders umweltgerechte Ausrichtung der Produktion und für nachwachsende Rohstof-
fe 

Gegenstand der 
Förderung 

Umrüstung von Traktoren und selbstfahrenden Arbeitsmaschinen für den 
Einsatz von Pflanzenöl  

Antragsberechtigte 
Landwirtschaftliche Unternehmen deren Geschäftstätigkeit zu mehr als 25% 
der Umsatzerlöse aus Bodenbewirtschaftung oder mit der Bodenbewirt-
schaftung verbundener Tierhaltung resultieren.  

Höhe der Förderung 
Zuwendungsart als Zuschuss oder Zinsverbilligung. Für kleine Investitionen 
Zuschuss von 40% bei Investitionsvolumen von mindestens 10000 Euro 

Detailinformation GAK-Rahmenplan 2005-2008 der PLANAK vom 18.11.2004  
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Länderspezifische Regelungen bei zuständigen Landwirtschaftsämtern er-
fragen  
Die Anwendung ist befristet bis zum 31.12.2005 

 

© 2005 Kuratorium für Technik und Bauwesen in der Landwirtschaft e.V., KTBL, Michael 
Brenndörfer | Bartningstr. 49, 64289 Darmstadt, Tel.: 06151/7001-140 
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